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Das Geschäftsjahr 2006 im Überblick  

Unternehmensdarstellung 

Organisatorische und rechtliche Struktur 

 

Nach einer umfassenden gesellschaftsrechtlichen Umstrukturierung des gesamten Konzerns 

im Jahr 2006 stellt sich die organisatorische und rechtliche Struktur wie folgt dar: 

 

 

 

• Die Landesbank Berlin AG (LBB) ist ein 100 %-iges Tochterunternehmen der Landes-

bank Berlin Holding AG. Sie ist eine nicht börsennotierte Aktiengesellschaft und ein Kre-

ditinstitut im Sinne des Kreditwesengesetzes (KWG). Die LBB ging aus der Landesbank 

Berlin – Girozentrale – hervor, nachdem diese gemäß Berliner Sparkassengesetz vom 

28. Juni 2005 zum 1. Januar 2006 aus einer Anstalt öffentlichen Rechts in eine Aktienge-

sellschaft umgewandelt worden war. Die LBB übernahm mit Beschluss ihrer Hauptver-

sammlung vom 13. Juli 2006 nahezu das gesamte Vermögen der damaligen Bankgesell-

schaft Berlin AG. Damit wurden alle bankgeschäftlichen Aktivitäten einschließlich der 

Berliner Sparkasse der vormals getrennten Kreditinstitute Bankgesellschaft Berlin AG 

und Landesbank Berlin AG in der LBB  zusammengeführt. 

 

• Die LBB hält auch die wichtigen strategischen Beteiligungen, insbesondere die Anteile an 

der Berlin-Hannoverschen Hypothekenbank AG (Berlin Hyp), an der BankenService 

GmbH (BankenService) und an der Landesbank Berlin Investment GmbH (LBB-INVEST). 
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Sie unterhält ferner Niederlassungen in London und Luxemburg. Im diesem Zusammen-

hang verweisen wir auf den in den Notes beschriebenen Konsolidierungskreis sowie die 

Übersicht des Anteilsbesitzes. 

 

Die Landesbank Berlin AG ist wie folgt organisiert: 

 

Die LBB ist in vier strategische Geschäftsfelder und die sie unterstützenden Corporate Cen-

ter gegliedert. Die Geschäftsfelder bestehen aus dem Geschäft mit privaten Kunden und 

Firmenkunden, dem Immobilienfinanzierungs- und dem Kapitalmarktgeschäft. Zu den Einhei-

ten der Corporate Center zählen z.B. Informationstechnologie, Controlling, Risikocontrolling, 

Revision und Finanzen. Das Geschäft mit Immobilienfinanzierungen der LBB und der Ber-

lin Hyp  wird, soweit rechtlich möglich, über das institutsübergreifende Geschäftsfeld gesteu-

ert. Dementsprechend eng sind auch die jeweiligen Einheiten der beiden Unternehmen mit-

einander verbunden. 

 

 

 

Zuständigkeiten der Vorstandsmitglieder zum Stichtag 31. Dezember 2006  

 

Die Zuständigkeiten der einzelnen Vorstandsmitglieder der Landesbank Berlin AG waren 

zum Stichtag 31. Dezember 2006: 

 

Hans-Jörg Vetter 

(Vorsitzender) 

Unternehmensentwicklung 

Personal 

Revision 

Recht 

 



 

6

 

 

 

Serge Demolière 

Kapitalmarktgeschäft 

 

Uwe Kruschinski 

Kreditgeschäft 

Risikobetreuung 

 

Martin K. Müller 

Risikocontrolling 

Controlling 

Compliance 

 

Dr. Thomas Veit 

Immobilienfinanzierung 

Finanzen 

Organisation 

Informationstechnologie 

 

Dr. Johannes Evers 

Private Kunden 

 

Hans Jürgen Kulartz 

Firmenkunden 

 

Vergütungssystem von Vorstand und Aufsichtsrat 

 

Vorstand und Aufsichtsrat der börsennotierten Landesbank Berlin Holding AG (Holding) so-

wie ihrer 100 %igen Tochtergesellschaft Landesbank Berlin AG (LBB) sind weitgehend per-

sonenidentisch besetzt. Im Interesse der besseren Übersichtlichkeit erfolgt für beide Ge-

sellschaften eine zusammengefasste Darstellung in Form des Vergütungsberichtes nach 

dem Deutschen Corporate Governance Kodex.  

 

Dieser Vergütungsbericht fasst die Grundsätze zusammen, die bei der Festlegung der Ver-

gütung des Vorstands der Holding sowie der LBB angewendet werden, und er stellt Struktur 

und Höhe der Vorstandsbezüge dar. Daneben werden die Grundsätze und die Höhe der 

Vergütung der Aufsichtsräte und ihrer Ausschüsse beschrieben. 
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Der Bericht berücksichtigt dabei für beide Gesellschaften die Empfehlungen des Deutschen 

Corporate Governance Kodex und er enthält die Angaben, die entsprechend dem deutschen 

Handelsrecht Bestandteil des Konzernlageberichtes nach § 315 Abs. 2 Nr. 4 HGB und des 

Anhangs nach § 314 S. 1 Nr. 6 a Satz 5 bis 9 HGB sind. 

 

 

Vergütung des Vorstands 

 

Für die Festlegung von Struktur und Höhe der Vergütung der Mitglieder des Vorstands ist bei 

der Holding wie auch bei der LBB jeweils der Bilanzprüfungs-, Personal- und Stra-

tegieausschuss des Aufsichtsrats (BPS-Ausschuss) zuständig. Der BPS-Ausschuss legt die 

Eckpunkte der Dienstverträge, insbesondere die Gehälter und die anderen Vergütungsbe-

standteile, für den Vorstand fest. Dabei wird die Vergütung auf Basis einer Analyse der in der 

eigenen Unternehmensgruppe und in vergleichbaren deutschen Kreditinstituten an die Mit-

glieder der Geschäftsleitung gezahlten Einkommen festgesetzt.  

 

Die einzelnen, sich aus dem Anstellungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten des 

Vorstands sind für alle Mitglieder des Vorstands durch mit der Landesbank Berlin AG beste-

hende Dienstverträge geregelt.  

 

Die den Vorstand der Obergesellschaft Landesbank Berlin Holding AG bildenden Herren 

Vetter und Dr. Veit sind zugleich Vorstandsmitglieder der LBB. Im Zuge der Ausgliederung 

des Bankgeschäftes nach dem Ausgliederungs- und Übernahmevertrag zwischen BGB AG 

und LBB vom 29. Mai 2006 sind sämtliche Vertragsbeziehungen, so auch die Vorstands-

dienstverträge, auf die Landesbank Berlin AG übertragen worden. Unabhängig von ihrer or-

ganschaftlichen Bestellung als Vorstandsmitglieder der Holding bestehen demgemäß die 

Dienstverträge der Herren Vetter und Dr. Veit sowie die sie betreffenden Versorgungsverein-

barungen und vergleichbaren Verträge mit der LBB, für die sie überwiegend tätig sind.  

 

Die LBB zahlt auf dieser vertraglichen Grundlage sämtliche Vorstandsbezüge für die beiden 

im Doppelband tätigen Vorstandsmitglieder. Sie erhält dafür von der Holding einen am zeitli-

chen Aufwand orientierten, jährlich auf seine Angemessenheit zu überprüfenden Ausgleichs-

betrag in Höhe einer monatlichen Pauschale von 5.000,-- 
���������
	

standsmitglied bzw.  

6.000,-- 
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Hinsichtlich ihrer Bezüge sind in den Dienstverträgen der Mitglieder des Vorstands folgende 

Vergütungsbestandteile festgelegt: 

 

Festes Jahresgehalt:  

Das Festgehalt ist zahlbar in gleichen monatlichen Teilbeträgen. Entsprechend den dienst-

vertraglichen Vereinbarungen werden die festen Bezüge vom BPS-Ausschuss in Abständen 

von zwei Jahren auf ihre Angemessenheit in Bezug auf die Aufgaben des jeweiligen Vor-

standsmitglieds und seine Leistungen überprüft. Die letzte entsprechende Überprüfung wur-

de zum 1. April 2005 bzw. bei Herrn Dr. Veit zum 1. September 2006 vorgenommen.  

 

Die Vorstandsgehälter werden auf der Basis der Ertragslage des Konzerns fortentwickelt, 

wobei die allgemeinen Preis- und Tarifsteigerungen in der Bundesrepublik Deutschland in 

Betracht zu ziehen sind sowie ein Vergleich mit der Struktur der Vorstandsbezüge anderer 

Kreditinstitute herangezogen wird. Ein Rechtsanspruch auf Erhöhung der festen Bezüge be-

steht dabei nicht. 

 

Jahressondervergütung:  

Die Mitglieder des Vorstands erhalten für ihre Tätigkeit im jeweils abgelaufenen Geschäfts-

jahr eine Jahressondervergütung (Tantieme), über die im Folgejahr Beschluss gefasst wird. 

Die Tantieme richtet sich in ihrer Höhe insbesondere nach den dienstlichen Leistungen der 

Vorstandsmitglieder sowie nach der Entwicklung der Ergebnisse der LBB und der Holding 

und ist nach Feststellung der Jahresabschlüsse beider Gesellschaften in einer Summe zahl-

bar. Für jedes Vorstandsmitglied ist hierbei die Zahlung eines bestimmten Mindestbetrages 

festgelegt. Der darüber hinausgehende Teil wird vom BPS-Ausschuss unter Berücksichti-

gung der vorstehend genannten Parameter, insbesondere auf der Grundlage einer individu-

ellen Leistungsbeurteilung, festgesetzt. 

 

Weitere Vergütungskomponenten mit langfristiger Anreizwirkung (Bezugsrechte, sonstige 

aktienbasierte Vergütungselemente o. ä.) bestehen für die Vorstandsmitglieder nicht.  

 

Sonstige Vergütungen: 

Den Vorstandsmitgliedern stehen jeweils Dienstwagen mit Fahrer zur unbeschränkten Nut-

zung zur Verfügung. Dabei haben einige der Vorstandsmitglieder gemäß ihrem Dienstvertrag 

Anspruch auf die Übernahme der auf den durch die private Nutzung entstehenden geldwer-

ten Vorteil zu zahlenden Steuern durch den Arbeitgeber.  
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Holding und LBB haben zugunsten ihrer Organmitglieder eine pauschale Vermö-

gensschaden-Haftpflicht-Gruppenversicherung (D & O-Versicherung) abgeschlossen. Diese 

deckt auch das persönliche Haftungsrisiko der Vorstände von Holding und LBB für den Fall 

ab, dass der betreffende Personenkreis bei Ausübung seiner Tätigkeit für Vermö-

gensschäden in Anspruch genommen wird. Für die Vorstandsmitglieder ist dabei im Sinne 

des Corporate Governance Kodex ein Selbstbehalt in Höhe von drei Monatsfestgehältern 

vereinbart. Die Prämien für diese auch im Interesse der beiden Unternehmen liegenden Di-

rector & Officers-Versicherung trägt die Holding. 

 

Gemäß seinem Vorstandsdienstvertrag hat Herr Müller Anspruch auf die Zahlung der Bei-

träge für eine der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung entsprechenden Versiche-

rung durch den Arbeitgeber bis zur Hälfte des gesetzlichen Höchstsatzes. 

 

Gesamtvergütung:  

Die Mitglieder des Vorstands haben im Geschäftsjahr 2006 eine Vergütung (einschließlich 

erfolgsabhängiger Bestandteile) von insgesamt 6.396 T
���
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für die Tätigkeit des Vorstands für das Geschäftsjahr 2006 garantierten Bestandteile der Jah-

ressondervergütung in Höhe von 2.331 T
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erfolgsabhängigen Bestandteile der Jahressondervergütung für das Geschäftsjahr 2005 in 

Höhe von 1.030 T
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Leistungen von Dritten wurden einzelnen Vorstandsmitgliedern im Hinblick auf ihre Tätigkeit 

als Vorstandsmitglied nicht zugesagt oder im Geschäftsjahr gewährt. 

 

Versorgungszusagen:  

Im Falle einer durch Unfall oder Krankheit verursachten Arbeitsunfähigkeit stehen den Vor-

standsmitgliedern für einen bestimmten Zeitraum die vollen Bezüge zu; den Herren Demoli-

ère, Vetter und Dr. Veit bis zu einem Jahr und den Herren Dr. Evers, Kulartz, Kruschinski 

sowie Müller bis zu zwei Jahren, längstens jedoch bis zur Beendigung des Anstellungsver-

hältnisses. 

 

Die Vorstandsmitglieder haben Anspruch auf Ruhegehalt nach Beendigung des Vertragsver-

hältnisses infolge Vollendung des 65. Lebensjahres, wegen Berufsunfähigkeit, durch Ablauf 

der Bestellung oder infolge Lösung des Vertragsverhältnisses durch die Bank, die nicht 

durch einen wichtigen Grund in der Person des Vorstands veranlasst ist (§ 626 BGB). Nach 

Vollendung des 60. Lebensjahres kann das Dienstverhältnis durch die Herren Demolière, 

Dr. Evers, Kruschinski, Dr. Veit und Vetter oder die Bank gekündigt werden. Herr Kulartz 
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kann ab dem 62. Lebensjahr auf eigenen Wunsch in den Ruhestand treten. Die Vorstands-

mitglieder erhalten dann Ruhegehalt auch vor dem 65. Lebensjahr. 

 

Während der ersten sechs Monate nach dem Ausscheiden aus den Diensten der Gesell-

schaft haben die Vorstandsmitglieder Anspruch auf ihre Dienstbezüge, vom siebten Monat 

an setzt die Zahlung des Ruhegehalts ein. Im Falle von Herrn Müller setzt die Zahlung des 

Ruhegehaltes im ersten Monat nach Ausscheiden aus den Diensten der Gesellschaft ein. 

 

Das Ruhegehalt bemisst sich abhängig vom Lebensalter nach einem bestimmten Prozent-

satz vom festen Jahresgehalt und erhöht sich um 2 % für jedes als Vorstandsmitglied ge-

leistete Dienstjahr, wobei für jedes Vorstandsmitglied vertraglich ein Höchstsatz vereinbart 

ist. Bemessungsgrundlage für das Ruhegehalt ist jeweils der ruhegehaltsfähige Anteil der 

Festbezüge, der 100 %, bei Herrn Demolière 67 % beträgt. 

 

Im Einzelnen: 
 

 Erworbener Versorgungsan-

spruch per 31.12.2006) 

in % 

Höchstsatz 

 

in % 

Herr Demolière  45 60 

Herr Dr. Evers 54 75 

Herr Kulartz 52 75 

Herr Kruschinski 56 70 

Herr Müller 38 70 

Herr Dr. Veit 48 60 

Herr Vetter  54 60 
   

 

Gemäß ihren Dienstverträgen haben die Vorstandsmitglieder Anspruch auf Anpassung ihrer 

laufenden Versorgungsleistungen. Diese richtet sich nach den prozentualen Entgeltentwick-

lungen der Tarifverträge für das private Bankgewerbe und die öffentlichen Banken bzw. nach 

den prozentualen Veränderungen des Vergütungstarifvertrages zum BAT für den Bereich der 

Kommunalen Arbeitgeberverbände.  

 

Für zwei Mitglieder des Vorstands ist dienstvertraglich das Ausscheiden im Rahmen eines 

Kontrollerwerbs geregelt. Gemäß dieser Change of Control-Klausel steht Herrn Vetter als 

Vorstandsvorsitzendem bis zum 31. Oktober 2011 sowie Herrn Dr. Veit bis zum 31. August 

2007 ein Sonderkündigungsrecht zu. Endet der Dienstvertrag infolge einer Sonder-
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kündigung, haben beide Herren Anspruch auf die Zahlung der jeweils bis zum Ende der Ver-

tragslaufzeit noch ausstehenden Bezüge. 

 

Im Jahr 2006 wurden für Pensionszusagen und ähnliche Verpflichtungen gegenüber den Mit-

gliedern des Vorstands 1.981 T
� "�1

rückgestellt. Der anteilige Wert der für den Vorstand ge-

bildeten Pensionsrückstellungen (IFRS) betrug zum Bilanzstichtag 14.735 T
� %

 

 

Mitglieder des Vorstands haben von der LBB insgesamt Vorschüsse oder Kredite erhalten 

bzw. es bestehen Haftungsverhältnisse im Volumen von 1.186 T
� %

 

 

Ferner wurden im vergangenen Geschäftsjahr Gesamtbezüge (Ruhegehälter, Hinterbliebe-

nenbezüge und Leistungen verwandter Art) an die ehemaligen Vorstandsmitglieder oder 

deren Hinterbliebene von insgesamt 6.456 T
� �
�

zahlt. Der anteilige Wert der für diese Per-

sonengruppe in 2006 nach IFRS gebildeten Rückstellungen für laufende Pensionen und An-

wartschaften auf Pensionen beträgt 94.397 T
��%

 

 

Hierbei ist zu beachten, dass diese Vergütungen bzw. Rückstellungen neben denen der LBB 

jeweils auch die ehemaligen Vorstandsmitglieder der Holding betreffen. Dies beruht, wie o-

ben dargestellt, darauf, dass im Zuge der nahezu vollständigen Ausgliederung des Vermö-

gens der ehemaligen Bankgesellschaft Berlin AG auf die LBB auch alle Versorgungsver-

einbarungen und vergleichbaren Verträge auf die LBB übertragen wurden. Die entsprechen-

den Rückstellungen für laufende Pensionen und Anwartschaften auf Pensionen wurden e-

benfalls auf die LBB übertragen.  

 

 

Vergütung des Aufsichtsrats 

 

Die Vergütung des Aufsichtsrats ist in der Satzung geregelt, die bei Bedarf durch Beschluss 

der Hauptversammlung angepasst werden kann. Die Aufsichtsratsvergütung orientiert sich 

an der Größe, der wirtschaftlichen Lage und dem Erfolg des jeweiligen Unternehmens sowie 

an den besonderen Aufgaben und der Verantwortung der Aufsichtsratsmitglieder in der Um-

strukturierungsphase der Bank. 

 

Die für die Holding geltenden Vergütungsregeln sind in § 13 ihrer Satzung festgelegt. Da-

nach erhalten die Aufsichtsratsmitglieder der Landesbank Berlin Holding AG jährlich eine 

feste Vergütung sowie einen an den Erfolg des Unternehmens gekoppelten Vergütungsbe-

standteil. 
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Die für die LBB gegenwärtig geltenden Vergütungsregeln für den Aufsichtsrat wurden erst-

mals im Rahmen der Feststellung der Gründungssatzung durch die Senatsverwaltung für 

Wirtschaft, Arbeit und Frauen anlässlich der Gründung der Landesbank Berlin AG am 

25. November 2005 verabschiedet. Sie sind in § 11 ihrer Satzung enthalten. Danach erhalten 

die Aufsichtsratsmitglieder jährlich eine feste Vergütung. Eine gesonderte, an den Erfolg des 

Unternehmens gekoppelte Vergütung ist für den Aufsichtsrat der LBB nicht vorgesehen.  

 

Die Mitgliedschaft in den Ausschüssen sowie Vorsitz und stellvertretender Vorsitz im Auf-

sichtsrat und in seinen Ausschüssen werden bei der Holding wie auch bei der LBB zusätzlich 

vergütet.  

 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist wie folgt geregelt:  

• Feste Jahresvergütung:  

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten bei der Holding eine feste Jahresvergütung von 

15.000,-- 
� ��"$/2% �
�
 �� �
	 �����  9�;4���-
�5���
���	�
%	���	���

-- 
� %

 

 

• Erfolgsabhängige Jahresvergütung:  

Die Aufsichtsratsmitglieder der Holding erhalten neben der festen Jahresvergütung eine er-

folgsabhängige Vergütung von 550,-- 
� ���0-��
7

bes Prozent Dividende, soweit die Dividende 

4 % auf das Grundkapital übersteigt. 

 

Der Vorsitzende erhält bei beiden Gesellschaften jeweils das Doppelte, der Stellvertreter das 

1,5fache der jeweiligen Beträge. 

 

• Ausschussvergütung:  

Die Mitglieder des Bilanzprüfungs-, Personal- und Strategieausschusses sowie die Mitglieder 

des Kreditausschusses des Aufsichtsrats erhalten jeweils zusätzlich eine feste Vergütung. 

Diese beträgt bei der Holding jährlich 10.000,-- 
������ 9� ���
	��. �#"��
������� �+	�-
�
7 �)�
� ����/2�� 979� � �
�

1,5fache, die Stellvertreter jeweils das 1,25fache dieser Bezüge. Bei der LBB betragen diese 

Bezüge jährlich 6.000,-- 
��� �� 9� ���
	��! �

zenden dieser Ausschüsse erhalten hier jeweils 

8.000,-- 
������ 9��
 �)�
797 ���
	3�)	

eter jeweils 7.000,-- 
��%

 

 

Ein gesondertes Sitzungsgeld erhalten die Mitglieder beider Aufsichtsräte nicht.  
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Für die Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat oder einem seiner Ausschüsse nicht 

während des gesamten Geschäftsjahres angehört haben, wird die Vergütung entsprechend 

ihrer Amtszeit taggenau abgerechnet. 

 

Wie oben dargestellt, haben Holding und LBB zugunsten ihrer Aufsichtsratsmitglieder eine 

angemessene Vermögensschaden-Haftpflicht-Gruppenversicherung abgeschlossen (D & O-

Versicherung). Für die Aufsichtsratsmitglieder ist dabei im Sinne des Corporate Governance 

Kodex jeweils ein Selbstbehalt in Höhe ihrer halben Jahresfestvergütung vereinbart. Die Prä-

mien für diese auch im Interesse der beiden Unternehmen liegenden Director & Officers-

Versicherung trägt die Holding. 

 

Die Mitglieder beider Aufsichtsratsgremien erhalten die Vergütung für ihre im jeweiligen Ge-

schäftsjahr ausgeübte Tätigkeit jeweils nach Ablauf dieses Geschäftsjahres, und zwar übli-

cherweise nach den Hauptversammlungen der Gesellschaften. Dementsprechend wird die 

Jahresvergütung für 2006 an die Aufsichtsratsmitglieder der Holding bzw. der LBB nach dem 

jeweiligen Beschluss der Hauptversammlung beider Gesellschaften über die Gewinn-

verwendung und über die Entlastung des Aufsichtsrats gezahlt werden.  

 

• Aufsichtsrat Holding: Insgesamt sind an die Mitglieder des Aufsichtsrats der Landesbank 

Berlin Holding AG sowie seiner Ausschüsse für 2006 Gesamtbezüge von 421 T
� "�12"��

h-

len (ohne Umsatzsteuer). 

 

• Aufsichtsrat LBB: Insgesamt sind an die Mitglieder des Aufsichtsrats der Landesbank 

Berlin AG sowie seiner Ausschüsse für 2006 Gesamtbezüge von 225 T
�;"�12"��
-
79��������-
�
�

Umsatzsteuer). 

 

Außer den Gewerkschaftsvertretern sind alle Arbeitnehmervertreter des Aufsichtsrats der 

Holding Angestellte der LBB. Die bei der LBB angestellten Arbeitnehmervertreter der beiden 

Aufsichtsräte erhalten neben der Aufsichtsratsvergütung ihre Bezüge als Mitarbeiter. Im Jahr 

2006 erhielten diese für ihre Tätigkeit oder für ihre ehemalige Konzernzugehörigkeit von der 

LBB oder einer ihrer Konzerngesellschaften insgesamt einen Betrag (inklusive Mitar-

beitergehältern, Ruhestandsgehältern und Pensionen) in Höhe von 861 T
� %

 

 

Mitglieder des Aufsichtsrats haben von der Bank insgesamt Vorschüsse oder Kredite erhal-

ten bzw. es bestehen Haftungsverhältnisse im Volumen von 120 T
� %
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Vergütungen oder Vorteile für persönlich erbrachte Leistungen, insbesondere Beratungs- 

und Vermittlungsleistungen, wurden an die Mitglieder des Aufsichtsrats von der LBB nicht 

gezahlt bzw. gewährt. 

 

 

Segmente 

 

Das Bankgeschäft des Konzerns wird in den folgenden vier strategischen Geschäftssegmen-

ten betrieben. Die Segmentergebnisse des Konzerns 2005 und 2006 sind geprägt durch we-

sentliche Unterschiede im Umfang der in die Jahresabschlüsse 2005 und 2006 einbezoge-

nen Gesellschaften.  

 

Private Kunden  

 

Das Geschäft mit Privaten Kunden wird am Standort Berlin mit der Marke „Berliner Sparkas-

se“ betrieben. Bis zur Veräußerung der Berliner Bank AG & Co. KG (Berliner Bank) zum 

31. Dezember 2006 wurde das Privatkundengeschäft daneben auch unter der Marke „Berli-

ner Bank“ geführt. Auch nach dem Verkauf der Berliner Bank ist die LBB in der Kernregion 

Berlin klarer Marktführer im Privatkundengeschäft. Die Produktschwerpunkte im Privatkun-

dengeschäft liegen in der Führung von Girokonten, der Anlageberatung und Vermögensver-

waltung, der Konsumentenfinanzierung sowie der privaten Baufinanzierung. Das bundesweit 

gemeinsam mit Co-Branding-Partnern betriebene Kreditkartengeschäft bildet einen weiteren 

Schwerpunkt der Geschäftsaktivitäten. 

 

Firmenkunden 

 

Das Firmenkundengeschäft, das insbesondere das Geschäft mit Gewerbetreibenden und 

vorwiegend mittelständischen Firmen sowie mit der Öffentlichen Hand umfasst, hat seinen 

Schwerpunkt in Berlin und Brandenburg. Es wird mit den Marken „Landesbank Berlin“ und 

„Berliner Sparkasse“ betrieben. Auch im Firmenkundensegment war die LBB mit der Marke 

„Berliner Bank“ bis zu deren Veräußerung aktiv. Im Firmenkundengeschäft werden mit dem 

Zahlungsverkehr und dem Anlagegeschäft die klassischen Bankdienstleistungen für mittlere 

Firmenkunden und Gewerbekunden angeboten. Zudem steht die LBB mit Betriebsmittel-, 

Investitions- und Handelsfinanzierungen zur Verfügung. Ergänzt wird das Angebot unter an-

derem durch die Produkte Auslandszahlungsverkehr, Leasing und Factoring, Electronic Ban-

king sowie durch Beratungen zu Gründungen und Unternehmensnachfolgen. Im Gewerbe-
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kundengeschäft und im mittelständischen Firmenkundengeschäft ist die LBB einer der füh-

renden Marktteilnehmer. 

 

Immobilienfinanzierung  

 

Das Segment Immobilienfinanzierung umfasst das bundesweite gewerbliche Immobilienfi-

nanzierungsgeschäft, welches durch die LBB und die Berlin Hyp in enger vertrieblicher und 

organisatorischer Zusammenfassung betrieben wird. Die Geschäftstätigkeit der Berlin Hyp 

wird in diesem Segment vollständig abgebildet.�Schwerpunkt der Geschäftsaktivitäten in der 

gewerblichen Immobilienfinanzierung sind Finanzierungen auf objektgedeckter Basis. Die 

Refinanzierung erfolgt über die Emission von Pfandbriefen. Hauptkunden des Geschäftsfelds 

sind Investoren und Wohnungsbaugesellschaften. Den überwiegend mittelständischen Kun-

den wird die gesamte Palette der Immobilienfinanzierungen angeboten, wobei sich flexible 

und innovative Problemlösungen mit kurzen Entscheidungswegen als besondere Stärke in 

diesem Segment erwiesen haben. Im Größenvergleich rangiert das Geschäftsfeld im oberen 

Mittelfeld der Branche. 

 

Kapitalmarktgeschäft  

 

Das Kapitalmarktgeschäft ist in die Bereiche Treasury und Trading, das Client Business ein-

schließlich, Asset Management sowie internationales Geschäft gegliedert. Das Kapitalmarkt-

geschäft wird an den Standorten Berlin, London und Luxemburg betrieben. International lie-

gen die Schwerpunkte  im kommerziellen Geschäft und in der Handelsfinanzierung in Mittel- 

und Osteuropa. Publikums- und Spezialfonds werden durch die Tochtergesellschaft LBB-

INVEST aufgelegt und betreut. Wichtige Produkte des Kapitalmarktgeschäfts sind darüber 

hinaus innovative Aktien-, Zins- und Währungsportfolios. Das Geschäftsfeld nimmt in aus-

gewählten Märkten eine erfolgreiche Nischenposition ein. Im Eigenhandel werden Portfolio-

Strategien verfolgt und in großem Umfang marktneutrale Erträge erwirtschaftet. Im internati-

onalen Geschäft genießt der Konzern durch seine anerkannte Mittel- und Osteuropa-

Expertise eine hohe Reputation. 

 

Weitere Segmente in der Konzernberichterstattung  

 

Neben den Kerngeschäftssegmenten werden in der Konzern-Segmentrechnung die Seg-

mente „Corporate Investments“ sowie „Sonstiges / Konsolidierung“ dargestellt. 

 

Die Berliner Bank wird unter „Corporate Investments“ ausgewiesen.  
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Im Segment „Sonstiges / Konsolidierung“ werden die Konzernsteuerungs- und Servicefunkti-

onen, das Bilanzstrukturmanagement sowie die Konsolidierungsposten im Konzern zusam-

mengefasst dargestellt. 
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Allgemeiner Verlauf im Überblick 

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 

 

Konjunkturell gewann die Entwicklung in Deutschland 2006 an Schwung. Im Produzierenden 

Gewerbe verbesserte sich die Lageeinschätzung im Jahresverlauf kontinuierlich. Die Ver-

langsamung des Wachstums der US-Wirtschaft wirkte sich noch nicht auf die deutsche Kon-

junktur aus. Vielmehr bedingte eine rege Auslandsnachfrage mittelbar einen Anstieg der 

Ausrüstungsinvestitionen im Inland. Die überdurchschnittliche Kapazitätsauslastung schlug 

sich mit Beginn des Frühjahrs 2006 auch auf dem Arbeitsmarkt nieder. Es konnte ein Be-

schäftigungszuwachs an sozialversicherungspflichtigen Stellen beobachtet werden. 

 

Für zusätzlichen Auftrieb sorgten Vorzieheffekte mit Blick auf den höheren Mehrwertsteuer-

satz ab 2007. Auf Seiten der Verbraucher war ein signifikanter Anstieg in den Anschaffungs-

plänen zu beobachten, der allerdings aufgrund nahezu unveränderter Einkommenserwartun-

gen bestenfalls Nachfragespitzen hervorgerufen haben dürfte. Auf diese hatten sich das 

Verarbeitende Gewerbe und die Bauwirtschaft bereits frühzeitig eingestellt. 

 

Nach fünf Jahren der Stagnation und des Rückgangs verzeichnete die Berliner Wirtschaft 

2006 erstmals wieder eine Steigerung der Wirtschaftsleistung. Das Bruttoinlandsprodukt Ber-

lins stieg im ersten Halbjahr 2006 gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum um 

0,8 % an.  

 

Vor allem die Exporte Berlins nahmen aufgrund der starken Expansion der Weltwirtschaft im 

vergangenen Jahr deutlich zu. Weitere Impulse für die Konjunktur kamen darüber hinaus von 

der Binnennachfrage. Die Arbeitslosenquote in Berlin ging innerhalb eines Jahres um 1,5 

Prozentpunkte zurück.  

 

Die verbesserten gesamtwirtschaftlichen Bedingungen und das wirtschaftliche Wachstum 

Berlins wirkten sich positiv auf den Geschäftsverlauf der Banken in den Geschäftssegmenten 

aus. Allerdings schmolz das Zinsgefälle zwischen langfristigen Kapital- und kurzfristigen 

Geldmarkt im Jahresverlauf vollständig ab, so dass positiven Einflüssen auf Geschäftsvolu-

mina und Risikovorsorge negative Rückwirkungen auf den Zinsüberschuss gegenüberstan-

den. Bei anhaltendem Wettbewerbs- und Margendruck konnte die Bank im Geschäftsjahr 

2006 die Erwartungen insgesamt übertreffen, wozu insbesondere der Erfolg aus der Veräu-

ßerung der Berliner Bank beigetragen hat. 
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Zu der Entwicklung des Personalbestandes verweisen wir auf die Darstellung in den Notes. 

 

Restrukturierung und Neuausrichtung 

 

EU-Beihilfeverfahren  

 

Mit ihrer Entscheidung vom 18. Februar 2004 hatte die Europäische Kommission die bean-

tragten Restrukturierungsbeihilfen für den Konzern der damaligen Bankgesellschaft Berlin 

AG in vollem Umfang genehmigt. Im Gegenzug musste die Bundesregierung verschiedene 

Zusagen hinsichtlich der Restrukturierung und Ausrichtung des Konzerns abgeben.  

 

Zu Beginn des Berichtsjahres waren noch folgende Bedingungen der Beihilfegenehmigung 

umzusetzen: 

 

- Abschluss der Veräußerung oder Liquidation der Beteiligungen an den Immobiliendienst-

leistungsgesellschaften bis zum 31. Dezember 2005. Diese Zusage wurde mit dem ding-

lichen Übergang der Beteiligungen an das Land Berlin am 30. Juni 2006 wirtschaftlich 

rückwirkend zum 1. Januar 2006 abgeschlossen. Der entsprechende Vertrag wurde En-

de 2005 geschlossen. Die Bewertungen, welche dem im Jahre 2005 vereinbarten Kauf-

preis zugrunde liegen, werden derzeit vertragsgemäß überprüft und gegebenenfalls an-

gepasst. 

 

- Verkauf der Niederlassung Berliner Bank der LBB bis zum 1. Februar 2007. Am 31. De-

zember 2006 ging das Geschäft der Berliner Bank auf die Deutsche Bank Privatkun-

den AG über. Damit wurde auch diese Zusage termingerecht umgesetzt. 

 

- Veräußerung der Anteile des Landes Berlin an der Holding, ehemals Bankgesellschaft 

Berlin AG, bis zum 31. Dezember 2007. Auch um die Veräußerung in geeigneter Weise 

vornehmen zu können, wurde die Landesbank Berlin – Girozentrale – zum 1. Januar 

2006 in eine Aktiengesellschaft umgewandelt. Ferner wurde nahezu das gesamte Ver-

mögen der Holding auf die LBB übertragen. Diese Maßnahmen dienten der Vorbereitung 

der Gesamtbankprivatisierung im Sinne der Zusage an die EU-Kommission. Eine aus-

führliche Darstellung der Maßnahmen zur Vereinfachung der Konzernstruktur enthält der 

Abschnitt „Eine Bank“.�
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Die Bank steht hinsichtlich der Umsetzung der Zusagen in laufendem Kontakt mit den zu-

ständigen nationalen und europäischen Behörden und berichtet regelmäßig über die erziel-

ten Fortschritte an die Europäische Kommission. 

 

Verkauf Berliner Bank 

 

Die LBB schloss am 20. Juni 2006 einen Vertrag über den Verkauf der Berliner Bank an die 

Deutsche Bank AG („Signing“) ab. Um den Geschäftsübergang zu ermöglichen, wurde zum 

1. Oktober 2006 das Geschäft der Niederlassung Berliner Bank in die Berliner 

Bank AG & Co. KG eingebracht und verselbständigt. Sie verfügt über eine uneingeschränkte 

Bankerlaubnis gemäß § 32 KWG und ist Mitglied in der Einlagensicherung des Bundesver-

bandes deutscher Banken. Zu diesem Zweck gingen die im Einbringungsvertrag vereinbar-

ten Kundenbeziehungen, Vermögensgegenstände und Mitarbeiter, welche der Niederlas-

sung Berliner Bank der LBB zugeordnet waren, auf das neue Kreditinstitut über. Mit Ablauf 

des 31. Dezember 2006 übernahm die Deutsche Bank AG die Anteile an der Berliner Bank 

von der LBB („Closing“). Damit ist der Vorgang der Herauslösung, Veräußerung und Über-

tragung der Berliner Bank weitgehend abgeschlossen. Im Rahmen einer vertraglich verein-

barten Closing-Bilanzerstellung wird derzeit der endgültige Kaufpreis ermittelt. Im Saldo übri-

ger betrieblicher Aufwendungen und Erträge wird ein Ergebnis von 452 Mio. 
� �
1
� � ��/2 

esen. 

Erforderliche Kaufpreisanpassungen, Rückstellungsbildungen für Risiken aus dem Kaufver-

trag und nachlaufende Kosten sowie Sonderbonifikationen führen zu einem Veräußerungser-

folg in Höhe von 438 Mio. 
��%

 

 

„Eine Bank“ 

 

Anfang 2004 wurde das Projekt „Eine Bank“ initiiert. Sein Hauptziel war die Vereinfachung 

der Konzernstruktur. Dies wiederum sollte zu mehr Transparenz, einer verbesserten Steuer-

barkeit und zum Abbau wirtschaftlicher Nachteile führen. Dem Titel des Projektes entspre-

chend sollten dazu die beiden noch selbständigen Kreditinstitute Bankgesellschaft Berlin AG 

und Landesbank Berlin – Girozentrale – zu einer Bank zusammengeführt werden. Ziel war 

es, die im Jahre 1818 gegründete Berliner Sparkasse fortzuführen. Das Vorhaben sollte 

auch die Ausgangsbasis für die von der Europäischen Kommission geforderte Privatisierung 

der Gesamtbank verbessern. Demnach muss das Land Berlin seine Anteile an der Holding in 

einem offenen, transparenten und diskriminierungsfreien Verfahren bis spätestens 

31. Dezember 2007 veräußern. 
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Diese Ziele wurden mit Abschluss des Berichtsjahres vollständig erreicht. Das Projekt wurde 

in vier Schritten umgesetzt und erfolgreich abgeschlossen: 

 

- Mit dem Berliner Sparkassengesetz vom 28. Juni 2005 hatte das Berliner Abgeordneten-

haus die rechtliche Grundlage für das Vorhaben geschaffen. Auf dieser Grundlage konn-

te die Landesbank Berlin – Girozentrale – zum 1. Januar 2006 in eine Aktiengesellschaft 

umgewandelt und mit der Trägerschaft für die Berliner Sparkasse beliehen werden. Die-

se wiederum wurde als teilrechtsfähige Anstalt öffentlichen Rechts organisiert. Sie erfüllt 

einen öffentlichen Auftrag im Dienste des Gemeinwohls für Berlin. 

 

- Zum 1. Januar 2006 gründete die damalige Bankgesellschaft Berlin AG im Wege der 

rechtsformwechselnden Umwandlung auf der Grundlage des Berliner Sparkassengeset-

zes in entsprechender Anwendung der aktienrechtlichen Regelungen die Landesbank 

Berlin AG. 

 

- Am 13. und 14. Juli 2006 beschlossen die Hauptversammlungen der beiden Gesellschaf-

ten, im Wege der Ausgliederung, das Vermögen der damaligen Bankgesellschaft Berlin 

AG mit wirtschaftlicher Wirkung zum 1. Januar 2006 nahezu vollständig auf die Landes-

bank Berlin AG zu übertragen. Grundlage dafür war der Ausgliederungs- und Übernah-

mevertrag vom 29. Mai 2006. Die Beschlüsse wurden wirksam mit ihrer Eintragung im 

Handelsregister am 29. August 2006. Gleichzeitig wurde die Satzung der Bankgesell-

schaft Berlin AG an ihre neue Funktion angepasst. Seit erfolgter Ausgliederung nimmt die 

Bankgesellschaft Berlin AG als Konzernobergesellschaft im Wesentlichen die Funktion 

einer Finanzholding wahr, die Bankgeschäfte nicht mehr selbst durchführt und kein Kre-

ditinstitut mehr ist. Folgerichtig änderte die Gesellschaft ihre Firma in „Landesbank Berlin 

Holding AG“. Zwischen der Holding und ihrer 100 %-igen Tochter, LBB besteht ein Er-

gebnisabführungsvertrag sowie eine steuerliche Organschaft. Schließlich schlossen die 

beiden Gesellschaften einen Geschäftsbesorgungsvertrag, weil die Holding über keine 

eigenen Mitarbeiter verfügt. Der Aufsichtsrat der Holding war von diesen Maßnahmen 

nicht betroffen. Der Vorstand der Holding wurde auf zwei Mitglieder verkleinert. 

 

- Im September 2006 erfolgte als Abschluss des Projekts „Eine Bank“ die weitere Verein-

heitlichung der Informationstechnologie durch die Fusion der vormals technischen eigen-

ständigen Institute Bankgesellschaft Berlin AG, Landesbank Berlin AG und Berliner 

Sparkasse. Die Fusion verlief trotz hoher Komplexität im Rahmen der Gesamtbankstra-

tegie plangemäß und störungsfrei. 
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Am 19. Dezember 2006 erklärte der Vorstand der Holding gegenüber der Bundesanstalt für 

Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), auf die Rechte der Gesellschaft aus ihrer Bankerlaub-

nis nach § 32 KWG zu verzichten. Die Erlaubnis zum Betreiben von Bankgeschäften wurde 

deshalb durch die BaFin zum 31. Dezember 2006 aufgehoben. Mit dem zugehörigen Ab-

schlussbericht der Bank an die BaFin wurde das Projekt „Eine Bank“ auch formal beendet. 

 

Weitere Maßnahmen  

 

Nachdem 2005 die Sanierungs- und Restrukturierungsphase offiziell beendet wurde, wurden 

weiterhin Maßnahmen zur Senkung der Verwaltungskosten und Verbesserung der Ergebnis-

struktur konsequent fortgeführt. Nachfolgend werden diese Schritte entlang der Geschäfts-

felder erläutert. 

 

Im Geschäftsfeld Private Kunden wurde ein Ertragssteigerungsprogramm in den Mittelpunkt 

gestellt, das auf der im Vorjahr erreichten Prozesseffizienz aufbauen konnte. Zum einen 

wurden die Systeme zur Unterstützung der Kundenansprache und Beratung weiterentwi-

ckelt. Zum anderen wurde das Qualitätsverständnis offensiv kommuniziert. Dadurch stieg die 

Vertriebskraft bei gleichzeitiger Erhöhung der Kundenorientierung. Neue Produkte und Part-

nerschaften in den wachstumsstarken Geschäften optimierten das Angebot an die Kunden 

und trugen dazu bei, die führende Marktstellung zu sichern. 

 

Im Geschäftsfeld Firmenkunden wurden die Maßnahmen einer wertorientierten Vertriebs-

steuerung in den einzelnen Kundensegmenten und Vertriebskanälen im Jahr 2006 weiter-

entwickelt. Das Geschäftsjahr war vor allem durch den Ausbau der im Vorjahr eingeführten 

BusinessLine geprägt. Die Zertifizierung der BusinessLine durch den TÜV Rheinland im Sep-

tember 2006 unterstreicht die hohe Qualität der Prozesse und Serviceleistungen, die den 

gesamten Beratungsbedarf in diesem Segment abdeckten. Weitere Maßnahmen zur Opti-

mierung einer Vielzahl von Prozessen und die konsequente systematische Hinterlegung in 

den IT-Systemen wurden vorangetrieben. 

 

In der Immobilienfinanzierung wurden im Jahr 2006 weit über den Erwartungen liegende Ver-

triebsergebnisse erzielt, mit denen die Bank sich in der Spitzengruppe der Immobilienfinan-

zierer im Inland etablierte. Strategiekonform lag der Schwerpunkt bei Investorenfinanzierun-

gen in Berlin und den Ballungsräumen der alten Bundesländer. Daneben wurden weiter er-

freuliche Fortschritte in der Bereinigung des Bestandsportfolios erzielt. 
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Im Kapitalmarktgeschäft wurde insbesondere das kundenorientierte Geschäft intensiviert und 

durch organisatorische und technische Verbesserungen unterstützt. 
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Geschäftsverlauf 2006  

 

Der Konzern hat auch im Geschäftsjahr 2006 die Erwartungen erfüllt und sogar übertroffen. 

Die verbesserten gesamtwirtschaftlichen Bedingungen und das wirtschaftliche Wachstum in 

Berlin beeinflussten den Geschäftsverlauf positiv. Zusätzlich wirkte sich der Erfolg aus der 

Veräußerung der Berliner Bank aus.  

 

Weiterhin zeigten sich positive Effekte aus der abgeschlossenen Sanierung des Konzerns. 

Die Fortschritte in der Umsetzung der Auflagen der EU-Kommission zur Beihilfegenehmi-

gung und die erreichten Ergebnisse bei der Neuausrichtung des Konzerns führten insgesamt 

zu einer verringerten Inanspruchnahme der in den Vorjahren getroffenen Vorsorge für Re-

strukturierungen. Hingegen haben mit dem Projekt „Eine Bank“ zur Vereinfachung der Kon-

zernstruktur einhergehende Umsetzungsmaßnahmen im Geschäftsjahr zu einmaligen Er-

gebnisbelastungen in den Verwaltungsaufwendungen geführt. Mit der Umsetzung „Eine 

Bank“ wurden als Bestandteil des übertragenen Vermögens von der Bankgesellschaft Berlin 

AG  auf die LBB auch nahezu alle Beteiligungen übertragen. Daher veränderte sich der Kon-

solidierungskreis des Konzerns Landesbank Berlin. Die Vorjahreszahlen sind folglich nur 

eingeschränkt für Vergleiche geeignet. Hinsichtlich der Veränderung des Konsolidierungs-

kreises verweisen wir auf unsere Darstellung in den Notes.  

 

Die Bilanzsumme ist gegenüber dem Vorjahr um 48,6 Mrd. 
� �
1 � ��� �	� ��� 	 ��%�� ���
���� 

egen. 

Durch die Umsetzung „Eine Bank“ sind die wesentlichen Bestände der ehemaligen Bankge-

sellschaft Berlin AG sowie der Berlin Hyp in den Konzern der Landesbank Berlin überführt 

worden, so dass bei fast allen Bilanzpositionen eine Erhöhung zu verzeichnen war. Die ge-

genläufigen Effekte aufgrund der Veräußerung der Berliner Bank wirkten sich in diesem Kon-

text nur unwesentlich aus. 

 

Die auf die einzelnen Segmente bezogenen Angaben sind in den Notes dargestellt. 
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Ertragslage 

Hinsichtlich der Posten für die Ertragslage verweisen wir auch auf unsere Darstellungen in 

den Notes. 

 

Die Vorjahreszahlen sind durch die Umsetzung „Eine Bank“ und der daraus resultierenden 

Veränderung des Konsolidierungskreises nur eingeschränkt vergleichbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das operative Ergebnis vor Restrukturierung konnte um 632 Mio. 
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steigert werden (Vorjahr: 104 Mio. 
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Zinsüberschuss nach Risikovorsorge, der Provisionsüberschuss, das Ergebnis aus Finanz-

anlagen sowie das positive sonstige betriebliche Ergebnis bei. Diese positiven Effekte wur-

den durch Rückgänge bei dem Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten Fi-

nanzinstrumenten, dem Ergebnis aus at Equity bewerteten Anteilen sowie höheren Verwal-

tungsaufwendungen teilweise überlagert. 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. � Mio. � in Mio. � in %

Zinsüberschuss 851 273 578 > 100

Zinserträge 5.535 2.989 2.546 85

Zinsaufwendungen 4.684 2.716 1.968 72

Risikovorsorge im Kreditgeschäft 123 80 43 54

Zinsüberschuss nach Risikovorsorge 728 193 535 > 100

Provisionsüberschuss 368 300 68 23

Provisionserträge 459 356 103 29

Provisionsaufwendungen 91 56 35 63

Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen 3 0 3 x

Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert
bilanzierten Finanzinstrumenten

128 311 -183 -59

Ergebnis aus Finanzanlagen 48 -6 54 > 100

Ergebnis aus at Equity bewerteten Anteilen -4 -1 -3 < -100

Sonstiges betriebliches Ergebnis 578 88 490 > 100

Verwaltungsaufwendungen 1.113 781 332 43

Operatives Ergebnis vor Restrukturierung 736 104 632 > 100

Saldo aus Restrukturierungsaufwendungen und -erträgen 35 14 21 > 100

Operatives Ergebnis / Ergebnis vor Steuern 771 118 653 > 100

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 245 70 175 > 100

Ergebnis nach Steuern 526 48 478 > 100

Erträge aus Verlustübernahmen 12 0 12 x

Abgeführte Gewinne 473 0 473 x

Konzernjahresüberschuss / -fehlbetrag 65 48 17 35

Konzernfremden Gesellschaftern zustehende Gewinne / Verluste 25 -2 27 > 100

Konzernjahresüberschuss /-fehlbetrag der Anteilseigner
des Mutterunternehmens

40 50 -10 -20

Veränderung
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Insgesamt führte dies, unter Berücksichtigung eines positiven Saldos aus Restrukturierungs-

aufwendungen und –erträgen von 35 Mio. 
� � ���
	 ����-
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Operativen Er-

gebnis / Ergebnis vor Steuern von insgesamt 771 Mio. 
� �
��� �
�
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rjahr. 

 

Das Ergebnis nach Steuern belief sich für das Geschäftsjahr 2006 auf 526 Mio. 
� � �

orjahr: 

48 Mio. 
� ��%

 

 

Der verbleibende, den Anteilseignern des Mutterunternehmens zustehende Konzernjahres-

überschuss von 40 Mio. 
�

 (Vorjahr: 50 Mio. 
���

 ergibt sich vor allem daraus, dass das nach 

HGB-Rechnungslegungsvorschriften ermittelte Ergebnis der Landesbank Berlin AG (468 

Mio. 
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zernjahresüberschuss wird den Rücklagen zugeführt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Zinsüberschuss lag mit 851 Mio. 
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derungen sind weit überwiegend auf die Effekte aus „Eine Bank“ zurückzuführen. 

 

Die Risikovorsorge im Kreditgeschäft wird mit 123 Mio. 
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e-

sen.  Bei weiter konsequentem Risikomanagement sowie dem Abbau risikobezogener Posi-

tionen ist der Anstieg gegenüber dem Vorjahr auf den erweiterten Konsolidierungskreis – 

insbesondere auf die Einbeziehung der Berlin Hyp - zurückzuführen. 

 

 

 

 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. � Mio. � in Mio. � in %

Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen sowie Erträge aus der 
Auflösung von Rückstellungen im Kreditgeschäft

455 98 357 > 100

Aufwendungen aus Abschreibungen und Wertberichtigungen auf 
Forderungen sowie Zuführungen zu Rückstellungen im Kreditgeschäft

578 178 400 > 100

Gesamt 123 80 43 54

Veränderung

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio � Mio � in Mio. � in %

Zinserträge

Zinserträge aus dem Kredit- und Geldmarktgeschäft 4.117 2.481 1.636 66

Zinserträge aus Finanzanlagen 1.328 490 838 > 100

Laufende Erträge aus Finanzanlagen 23 18 5 28

Sonstige Zinserträge 67 0 67 x

Summe der Zinserträge 5.535 2.989 2.546 85

Zinsaufwendungen

Zinsaufwendungen für Verbindlichkeiten 4.605 2.637 1.968 75

Zinsaufwendungen für stille Einlagen des Landes Berlin 78 78 0 0

Laufende Aufwendungen aus Finanzanlagen 1 1 0 0

Summe der Zinsaufwendungen 4.684 2.716 1.968 72

Zinsüberschuss 851 273 578 > 100

Veränderung
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Der Provisionsüberschuss verbesserte sich deutlich und lag mit 368 Mio. 
� 1	
 ��� �  9�
% �

über dem Vorjahresniveau. Die Steigerung ist insbesondere auf die weiter wachsenden Er-

träge aus dem Wertpapier- und Emissionsgeschäft sowie dem höheren Provisionsüber-

schuss aus dem Kreditgeschäft zurückzuführen. 

 

Die Struktur des Provisionsüberschusses ist weiterhin geprägt durch die Provisionen aus 

dem Wertpapier- und Emissionsgeschäft sowie durch die für das Retailgeschäft typischen 

Provisionen für Zahlungsverkehr / Kontoführung. Das Kartengeschäft verzeichnet vor allem 

durch das gestiegene Volumen bei ADAC-Kreditkarten eine positive Entwicklung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gegenüber dem Vorjahr verbesserte sich das Provisionsergebnis aus dem Wertpapier- und 

Emissionsgeschäft um 47 Mio. 
� � � �

 %) auf 152 Mio. 
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schäft erhöhte sich um 20 Mio. 
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(�

rtengeschäft konnte 

aufgrund ausgeweiteter Geschäftsaktivitäten eine Steigerung um 5 Mio. 
�

(15 %) erreicht 

werden. Das Provisionsergebnis für Zahlungsverkehr / Kontoführung hat sich gegenüber 

dem Vorjahr nur unwesentlich verändert. 

 

Das Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen (Hedge Accounting) von 3 Mio. 
� "��
 �!�

das Bewertungsergebnis aus effektiven Fair Value- Hedges (Vorjahr: 0 Mio. 
� ��%

 

 

Das Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten Finanzinstrumenten von 

insgesamt 128 Mio. 
� � � �
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ewertungseffekte 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. � Mio. � in Mio. � in %

Wertpapier- und Emissionsgeschäft 152 105 47 45

Zahlungsverkehr / Kontoführung 131 129 2 2

Kreditgeschäft 27 7 20 > 100

Kartengeschäft 38 33 5 15

Sonstiges Dienstleistungsgeschäft 11 16 -5 -31

Sonstiger Provisionsüberschuss 9 10 -1 -10

Provisionsüberschuss 368 300 68 23

Veränderung
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und laufenden Erträge aus Finanzinstrumenten. Ausschlaggebend ist insbesondere der 

Rückgang des Handelsergebnisses auf 176 Mio. 
� � ���
	 ���
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Das Ergebnis aus Finanzanlagen belief sich im Konzern auf 48 Mio. 
� �3���
	3���
-+	��

-6 Mio. 
���

und resultiert überwiegend aus Abgangserfolgen aus der Veräußerung von Schuldverschrei-

bungen und Aktien. 

 

Der Posten  Ergebnis aus at Equity bewerteten Anteilen von - 4 Mio. 
� � ���

rjahr: -1 Mio. 
���

beinhaltet neben dem laufenden Ergebnis von 3 Mio. 
� �
1

ch die Bewertungsänderungen von 

insgesamt - 7 Mio. 
��%

 

 

Das mit 578 Mio. 
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sonstige betriebliche Er-

gebnis ist insbesondere in Höhe von 452 Mio. 
� ��1 ��&(	 �����
�
 9�!� �#�������)�  
 � 1��!�	
�
;�
�
-
�
��� 
; �

dem Verkauf der Berliner Bank zurückzuführen. Darüber hinaus wurden im Geschäftsjahr 

Erfolge aus Schuldscheindarlehen (16 Mio. 
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nlagen 

(44 Mio. 
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Die Verwaltungsaufwendungen betrugen 1.113 Mio. 
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zen sich wie folgt zusammen:  

 

 

Der Personalaufwand belief sich auf 589 Mio. 
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besondere die Zunahme der Belegschaft aufgrund „Eine Bank“ bei. 

 

Die anderen Verwaltungsaufwendungen (450 Mio. 
���

 einschließlich der Normalabschrei-

bungen (74 Mio. 
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esamt  

524 Mio. 
���
�
%

 

 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. � Mio. � in Mio. 	 in %

Personalaufwendungen 589 354 235 66

Abschreibungen auf Sachanlagen und immaterielle 
Vermögenswerte

74 19 55 > 100

Andere Verwaltungsaufwendungen 450 408 42 10

Gesamt 1.113 781 332 43

Veränderung
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Der positive Saldo aus Restrukturierungsaufwendungen und –erträgen mit 35 Mio. 
�0 9���

Ergebnis von Teilauflösungen für in den Vorjahren getroffene Vorsorge, die mit Fortschritt 

der Umsetzung der Maßnahmen nicht in Anspruch genommen werden mussten. 

 

Bei den Steuern vom Einkommen und vom Ertrag erfolgt ein Ausweis von insgesamt  

245 Mio. 
� � ����	 ���
-+	��

70 Mio. 
����%

 

 

Der tatsächliche Steueraufwand wird mit lediglich 13 Mio. 
� � ���
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e-

sen, da die Besteuerung des Ergebnisses durch den Ergebnisabführungs- und Beherr-

schungsvertrag weitestgehend auf Ebene der Holding erfolgt. 

 

Das vierte Quartal des Geschäftsjahres 2006 war von Sondereffekten geprägt. Das opera-

tive Geschäft verlief weiterhin positiv und verstetigte so den Trend des gesamten Jahres. 
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Vermögenslage 

 

Hinsichtlich der Posten für die Vermögenslage verweisen wir auf die Darstellungen in den 

Notes. 

 

Die Vorjahreszahlen sind durch die Umsetzung „Eine Bank“ und der daraus resultierenden 

Veränderung des Konsolidierungskreises nur eingeschränkt vergleichbar. 

 

Die Bilanzsumme des Konzerns erhöhte sich gegenüber dem 31. Dezember 2005 um 

48,6 Mrd. 
����1 � ������� �

 Mrd. 
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kten 

sich die Volumenrückgänge im Rahmen des Abgangs der Berliner Bank aus. 

 

Die Reduzierung von Beständen aufgrund des Verkaufs der Berliner Bank bezieht sich vor 

allem auf die Forderungen an Kunden, den Bestand der Risikovorsorge sowie die Verbind-

lichkeiten gegenüber Kunden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Forderungen an Kreditinstitute lagen mit 28,4 Mrd. 
�01	
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jahresvergleichswert von 43,2 Mrd. 
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ndere auf „Eine Bank“ zurückzuführen, 

da alle Geschäfte zwischen LBB und Holding eliminiert und die Geschäfte zwischen LBB und 

Berlin Hyp konsolidiert werden. 

 

Aktiva 31.12.2006 31.12.2005

Mio. � Mio. � Mio. � in %

Barreserve 955 1.224 -269 -22

Forderungen an Kreditinstitute 28.365 43.227 -14.862 -34

Forderungen an Kunden 50.898 25.199 25.699 > 100

Risikovorsorge -1.825 -2.399 574 24

Positive Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten 318 77 241 > 100

Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Vermögenswerte 14.652 3.270 11.382 > 100

Finanzanlagen 43.538 20.517 23.021 > 100

Nach der Equity-Methode bewertete Anteile 74 72 2 3

Immaterielle Vermögenswerte 103 0 103 x

Sachanlagen 613 177 436 > 100

Investment Properties 83 42 41 98

Tatsächliche Ertragsteueransprüche 19 12 7 58

Latente Ertragsteueransprüche 249 196 53 27

Sonstige Aktiva 2.276 43 2.233 > 100

Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte und
Abgangsgruppen

110 133 -23 -17

Gesamt 140.428 91.790 48.638 53

Veränderung



 

30 

 

 

 

Die Forderungen an Kunden verdoppelten sich gegenüber dem Vorjahresstichtag um 

25,7 Mrd. 
�8�
1 � �

0,9 Mrd. 
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„Eine Bank“. Gegenteilig wirkten sich die Bestandsabgänge im Rahmen des Verkaufs der 

Berliner Bank, Portfolioverkäufe sowie die Ausbuchung von uneinbringlichen Forderungen 

aus. 

 

Die vorgenannten Maßnahmen führten insgesamt auch zu einem Rückgang des Bestandes 

an Risikovorsorge im Kreditgeschäft um 0,6 Mrd. 
� �
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2,4 Mrd. 
� ��%

 

 

Die positiven Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten liegen  mit 318 Mio. 
�

deutlich über dem Vorjahresniveau von 77 Mio. 
� %

 

 

Die Umsetzung „Eine Bank“ und die Veränderung des Zinsniveaus wirkten sich wesentlich 

auf die Wertansätze der derivativen Finanzinstrumente aus. Die Marktwerte der erfolgs-

wirksam zum Zeitwert bilanzierten finanzielle Vermögenswerte erhöhten sich im Ver-

gleich zum 31. Dezember 2005 um 11,4 Mrd. 
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Die Finanzanlagen (43,5 Mrd. 
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das Doppelte an. Der Zugang resultierte vor allem aus dem Aufbau strategischer Positionen 

bei Anleihen und Schuldverschreibungen sowie den Effekten aus „Eine Bank“. 

 

Die nach der Equity- Methode bewerteten Anteile hatten einen Wert von 74 Mio. 
��%

 

 

Die Immateriellen Vermögenswerte enthalten Firmen- und Geschäftswerte von 24 Mio. 
�

sowie sonstige immaterielle Vermögensgegenstände von 79 Mio. 
��%

 

 

Die Sachanlagen erhöhten sich von 177 Mio. 
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lem die Übertragung von Immobilien im Zuge der Umsetzung „Eine Bank“.  

 

Fremdgenutzte Immobilien (Investment Properties) haben ein Volumen von 83 Mio. 
� � ���
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jahr: 42 Mio. 
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Die tatsächlichen Ertragsteueransprüche werden mit insgesamt 19 Mio. 
� � �	�����
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Vorjahr um 7 Mio. 
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Die latenten Ertragsteueransprüche erhöhten sich um 53 Mio. 
����1 � ��� � �  9�
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Die Sonstigen Aktiva mit insgesamt 2,3 Mrd. 
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aus Rückzahlungsvereinbarungen. 

 

Der Ausweis im Posten der zur Veräußerung gehaltenen langfristigen Vermögensge-

genstände und Abgangsgruppen betrifft hauptsächlich die Vermögenswerte eines Toch-

terunternehmens. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten stiegen gegenüber dem Vorjahr um 

23,2  Mrd. 
� � ���
	 � �

 % auf 49,4 Mrd. 
� % �  9� &(	�-��
-

ung ergibt sich aus der Umsetzung des 

Projektes „Eine Bank“. 

 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kunden erhöhten sich insbesondere durch „Eine Bank“ 

gegenüber dem Vorjahr um 3,2 Mrd. 
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tung des Geschäftsvolumens wirken die Bestandsabgänge aus dem Verkauf der Berliner 

Bank gegenläufig. 

 

Das Volumen der Verbrieften Verbindlichkeiten stieg von 21,3 Mrd. 
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oder 

52 % auf 32,3 Mrd. 
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rückzuführen. 

Passiva 31.12.2006 31.12.2005

Mio. � Mio. � Mio. � in %

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 49.408 26.220 23.188 88

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 28.367 25.135 3.232 13

Verbriefte Verbindlichkeiten 32.358 21.334 11.024 52

Negative Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten 1.090 68 1.022 > 100

Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte Verpflichtungen 21.434 15.118 6.316 42

Rückstellungen 1.399 784 615 78

Tatsächliche Ertragsteuerverpflichtungen 64 44 20 45

Latente Ertragsteuerverpflichtungen 21 35 -14 -40

Sonstige Passiva 1.752 205 1.547 > 100

Zur Veräußerung gehaltenen Abgangsgruppen zugeordnete
Verbindlichkeiten

8 100 -92 -92

Nachrangkapital 3.328 2.734 594 22

davon: Stille Einlagen 700 1.944 -1.244 -64

Eigenkapital 1.199 13 1.186 > 100

Gezeichnetes Kapital 1.200 0 1.200 x

Kapitalrücklage 498 0 498 x

Gewinnrücklagen -772 -131 -641 <-100

Neubewertungsrücklagen 175 81 94 > 100

Rücklage aus Währungsumrechnung 1 0 1 x

Anteile im Fremdbesitz 97 28 69 > 100

Bilanzgewinn/-verlust 0 35 -35 -100

Gesamt 140.428 91.790 48.638 53

Veränderung
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Die negativen Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten (1.090 Mio. 
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höhten sich gegenüber dem Vorjahr (68 Mio. 
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Das Volumen der erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten Verpflichtungen erhöhte sich 

unter anderem aufgrund „Eine Bank“ um 6,3 Mrd. 
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teilweise  kompensiert durch die Veränderung des Zinsniveaus. Wir verweisen auch auf die 

Entwicklung der erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten finanziellen Vermögenswerte. 

 

Die Rückstellungen haben sich bei einem Bestand von 1,4 Mrd. 
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resstichtag um 0,6 Mrd. 
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„Eine Bank“ zurückzuführen. 

 

Die tatsächlichen Ertragsteuerverpflichtungen erhöhten sich um 20 Mio. 
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 Mio. 
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Die latenten Ertragsteuerverpflichtungen sanken um 14 Mio. 
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Der Posten Sonstige Passiva beinhaltet unter anderem die Rückzahlungsverpflichtungen 

gegenüber dem Land Berlin aus der Rückführung der stillen Einlage. 

 

Die zur Veräußerung gehaltenen Abgangsgruppen zugeordneten Verbindlichkeiten 

verringerten sich um 92 Mio. 
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terunternehmens. 

 

Die bankaufsichtsrechtlichen Eigenmittel der Gruppe Landesbank Berlin Holding gemäß 

Kreditwesengesetz (KWG) zum 31. Dezember 2006 betrugen insgesamt 4,8 Mrd. 
��% �  9�

Kernkapitalquote nach KWG lag bei 7,2 % (Vorjahr: 8,1 %), die Gesamtkennziffer nach KWG 

bei 10,6 % (Vorjahr: 11,6 %). (Nach Feststellung der Jahresabschlüsse). 

 

Der Posten Nachrangkapital beinhaltet nachrangige Verbindlichkeiten und Einlagen aus 

stiller Beteiligung des Landes Berlin. Von den stillen Einlagen in Höhe von ursprünglich ins-

gesamt 1,1 Mrd. 
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zurückgeführt. Die entsprechende 

Rückzahlungsverpflichtung wird zum Abschlussstichtag unter dem Bilanzposten „Sonstige 

Passiva“ ausgewiesen. 

 

Das Eigenkapital des Konzerns erhöhte sich um 1.186 Mio. 
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flussfaktoren für diese Veränderungen waren die Erhöhung des Grundkapitals  
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(1.200 Mio. 
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im Zusammenhang mit „Eine Bank“, die Effekte aus der Veränderung der Gewinnrücklagen 

(-641 Mio. 
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onzernjahresüberschuss (65 Mio. 
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 Darüber hinaus wurde im Vor-

jahr die atypisch stille Beteiligung der Landesbank Berlin Holding AG an der Landesbank 

Berlin in Höhe von 844 Mio. 
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formänderung der Landesbank Berlin zum 1. Januar 2006 beendet.
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Finanzlage 

 

Auf eine detaillierte Analyse der Kapitalflussrechnung wird verzichtet, da aus dieser keine 

steuerungsrelevanten Impulse abgeleitet werden. Die für Banken relevante Liquiditätssteue-

rung beruht auf den aus dem KWG abgeleiteten Grundsätzen, die wir im Risikobericht dar-

gestellt haben. Wir verweisen weiterhin auf unsere Darstellung zur Kapitalflussrechnung. 
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Auswirkungen der Konsolidierungen  

 

Die Posten der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung sowie das Konzern-Bilanzvolumen 

werden maßgeblich durch die LBB und die Berlin Hyp bestimmt. Der Zugang bei der LBB ist 

durch die weitgehende Verlagerung des Geschäftes von der Landesbank Berlin Holding AG 

(vormals: Bankgesellschaft Berlin AG) auf die auf die LBB zurückzuführen. 

 

Verteilung des Bilanzvolumens auf die Gesellschaften

in % 2006

Landesbank Berlin AG 67,1

Berlin-Hannoversche Hypothekenbank AG 25,0

LBB International S.A. 3,3

95,4

Andere Konzerngesellschaften, SPV's, Spezialfonds 4,6

100,0
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Nachtragsbericht 

 

Ein wertberichtigtes Engagement wurde im März 2007 vollständig zurückgezahlt. Die gebil-

dete Wertberichtigung i.H.v. USD 15,4 Mio. (11,7 Mio. 
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Vorstand und Aufsichtsrat der Landesbank Berlin Holding AG werden der Hauptversamm-

lung der Landesbank Berlin Holding AG vorschlagen, eine Dividende in Höhe von 0,06 
�����

Aktie zu zahlen. 

 

Herr Uwe Kruschinski verlässt den Vorstand der Landesbank Berlin AG zum 30. Juni 2007 

aus persönlichen Gründen und in freundschaftlichem Einvernehmen. 
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Risikobericht 

 

Seit erfolgter Ausgliederung nimmt die Landesbank Berlin Holding AG (Holding) als Kon-

zernobergesellschaft im Wesentlichen die Funktion einer Finanzholding wahr, die Bankge-

schäfte nicht mehr selbst durchführt und kein Kreditinstitut mehr ist. Zentrale Aufgabe ist das 

Halten der 100 %-igen Beteiligung an der Landesbank Berlin AG (LBB). Nahezu das gesam-

te Geschäft der Holding wurde im Geschäftsjahr auf die LBB übertragen, so dass auch deren 

Risiken in die LBB übergeleitet wurden. 

 

Die Aufgaben der Holding werden durch Geschäftsbesorgungsverträge von der LBB er-

bracht. Zwischen der Holding und der LBB besteht ein Ergebnisabführungsvertrag. 

 

Ausführliche Erläuterungen hierzu sind den Abschnitten „Unternehmensdarstellung“ und 

„Restrukturierung und Neuausrichtung“ des Konzernlageberichtes zu entnehmen. 

 

Grundsätze für das Risikomanagement und -controlling 

 

Der Konzern geht Risiken auf Grundlage der vom Vorstand der LBB verabschiedeten und 

kommunizierten Risikostrategie ein. 

 

Die zuständigen Risikocontrolling-Einheiten haben als unabhängige Stellen die Aufgabe, die 

Risiken zu identifizieren, zu bewerten, die Risikosteuerung im Unternehmen zu unterstützen 

und das Management regelmäßig zu informieren.  

 

Im Risikohandbuch wird beschrieben, welche Risikoarten im Konzern vorhanden sind, wie 

das Risikomanagementsystem aufgebaut ist, wie die konzerneinheitlichen Risikomessme-

thoden beschaffen sind, aus welchen Bestandteilen das Risikofrüherkennungssystem be-

steht, welche Regelungen und Zuständigkeiten hinsichtlich des Risikomanagements und 

welche Berichtsstrukturen es gibt. 

 

Gesamt-Risikosteuerung 

 

Die ganzheitliche Risikosteuerung des Konzerns erfolgt durch das mit allen Vorständen der 

LBB besetzte Risk Review Komitee (RRK). Das RRK nimmt im Einklang mit der geschäfts-
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politischen Ausrichtung unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Risikotragfähigkeit und 

der aufsichtsrechtlichen Regelungen eine Risikobegrenzung und Risikoallokation in den ver-

schiedenen Unternehmen und organisatorischen Einheiten des Konzerns vor, beispielsweise 

durch Limite oder Strukturvorgaben. Anhand des vorgelegten Konzernrisiko-Reports, in dem 

alle Risikoarten zusammengefasst dargestellt werden, diskutiert das RRK monatlich die Ge-

samt-Risikolage und reagiert gegebenenfalls mit entsprechenden Entscheidungen. 

 

Inhaltlich werden im Konzern folgende Risikokategorien unterschieden: 

 

Adressenausfallrisiken 

Kreditrisiken 

Länderrisiken 

Kontrahentenrisiken 

Anteilseignerrisiken 

Liquiditätsrisiken 

Marktpreisrisiken 

Immobilienrisiken 

Operationelle Risiken 

Sonstige Risiken 

 

Im Verlauf des Berichtsjahres wurde das interne Risikotragfähigkeitskonzept methodisch 

abgeschlossen. Es beinhaltet ein System von Messverfahren und Limitierungen aller wesent-

lichen Risiken, das die Überschreitung eines vorgegebenen maximalen Vermögenswertver-

lusts bis auf eine geringe Restwahrscheinlichkeit ausschließt. Dabei sind nun für alle Risiko-

kategorien interne Risikomessmethoden implementiert worden. Aufbauend auf den erfassten 

einzelnen Risikoarten wird das Gesamtrisiko durch Aggregation der Einzelrisiken unter Be-

rücksichtigung von Diversifikationseffekten zwischen den Risikoarten ermittelt. Die Bewer-

tung der Gesamtrisikolage erfolgt durch Gegenüberstellung des zur Deckung der Risiken zur 

Verfügung stehenden Kapitals (Risikodeckungsmasse). Einbezogen sind Adressenausfallri-

siken inklusive Anteilseignerrisiken, Marktpreisrisiken, Operationelle Risiken und Restrisiken. 

Seit März 2006 wird zusätzlich die Kategorie Immobilienrisiko einbezogen. Bei den Kreditrisi-

ken wird seit Anfang 2006 das Risikokapital nach dem internen Kreditportfoliomodell (Credit-

Value-at-Risk) ermittelt. Mit diesem risikoadäquateren Verfahren können auch Risikokon-

zentrationen besser erfasst werden. 

 

Um Risikobewertungen besser interpretieren zu können, wird das Gesamtbankrisiko nun-

mehr für unterschiedliche Konfidenzniveaus berechnet. Die Ergebnisse werden bestimmten 
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Verlustszenarien (z.B. Verlust in Höhe des geplanten Jahresergebnisses, Unterschreiten der 

aufsichtsrechtlichen Gesamtkennziffer) gegenübergestellt. 

 

Um die Gesamtbanksteuerung weiter zu verbessern, wurde ein Risikokapital auf Gesamt-

ebene und für die Geschäftsfelder festgelegt. Das Risikokapital existiert zusätzlich zu den 

bereits bestehenden Limiten und fungiert als von den strategischen Zielen abgeleitete Beo-

bachtungsgrenze. So können bei Annäherung an diese Grenze bereits frühzeitig Gegen-

maßnahmen ergriffen werden. 

 

Zur Sicherstellung der Risikotragfähigkeit wurden ein Limitsystem und davon abgeleitete 

Eskalationsprozesse verabschiedet. Diese wurden 2006 auch auf die Geschäftsfelder aus-

geweitet. Sollte es zu einer Annäherung an eines der Limite kommen - das heißt in der Regel 

zu einer Risikoauslastung von mehr als 90 % - entscheidet das RRK über Maßnahmen, um 

Limitüberschreitungen zu verhindern. 

 

Auf Konzernebene gab es im Berichtsjahr sowohl hinsichtlich der Inanspruchnahmen als 

auch der gesetzten Limite jederzeit einen ausreichenden Freiraum. Auch die aufsichtsrechtli-

chen Anforderungen wurden stets mit deutlichem Freiraum eingehalten.  

 

Die prozentualen Inanspruchnahmen je Risikoart, das Gesamtrisiko und der daraus resultie-

rende Freiraum stellten sich zum 31. Dezember 2006 im Konzern wie folgt dar:  

 

Inanspruchnahmen nach Risikoarten für den Konzern zum 31. Dezember 2006 

 

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Kreditrisiko      15%
Anteilseignerrisiko       1%

Marktrisiko       3%
Operationelles Risiko       2%

Immobilienrisiko       2%
Restrisiken       1%
Korrelation      -6%

Gesamtrisiko      18%
Freiraum      82%

Risikodeckungsmasse     100%

per 12.2006

Inanspruchnahmen
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Basel-II-Umsetzung 

 

Die Anforderungen der neuen Solvabilitätsverordnung, basierend auf den Rahmenbedingun-

gen des II. Basler Accords (Basel II), die ab dem 1. Januar 2007 in Kraft getreten sind, setzte 

der Konzern im Rahmen eines Projektes mit folgenden Zielen erfolgreich um: 

 

• Sicherstellung der Meldefähigkeit nach Basel II unter Berücksichtigung der relevanten 

Töchter und Beteiligungen 

• Eigenkapitalschonende Umsetzung der Baseler Anforderungen 

• Vorbereitung der nach Basel II erforderlichen Erweiterung der Risikosteuerung 

• Anpassung der betroffenen Kredit- und Meldewesenprozesse 

• Erfüllung der Offenlegungsanforderungen 

 

Umgesetzt wurde der auf internen Ratings basierende IRB-Basisansatz zur Berechnung der 

Eigenkapitalanforderung für Kreditrisiken. Die Verwendung dieses Ansatzes reduziert die 

Eigenkapitalbelastung gegenüber dem Standardansatz. In der zweiten Hälfte des Jahres 

2006 erfolgte die Abnahmeprüfung durch die Bankenaufsicht. Als Resultat wurde dem Kon-

zern wie auch der LBB die Zulassung zur Nutzung der im Projekt umgesetzten Lösung zur 

Eigenkapitalberechnung ausgesprochen.  

 

Die technische Umsetzung erfolgte entsprechend der IT-Strategie der Bank auf SAP-Basis. 

Dazu wurde die SAP-Basel-II-Lösung implementiert, die auf einer zentralen Datenhaltung 

basiert.  

 

Umsetzung der Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk) 

 

Die Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk) geben auf der Grundlage 

des § 25a Abs. 1 KWG einen Rahmen für die Ausgestaltung des Risikomanagements in 

Kreditinstituten vor. Die MaRisk ersetzen die Mindestanforderungen an das Betreiben von 

Handelsgeschäfen (MaH), Mindestanforderungen an das Kreditgeschäft der Kreditinstitute 

(MaK) und die Mindestanforderungen an die Ausgestaltung der Internen Revision der Kredit-

institute (MaIR); die neuen Bestimmungen sind grundsätzlich zum 1. Januar 2007 zu erfül-

len. 
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Das Projekt zur Umsetzung im Konzern ist erfolgreich beendet worden. Die neuen Anforde-

rungen der MaRisk etwa für operationelle Risiken oder für das Risikomanagementsystem auf 

Gesamtbankebene waren bereits größtenteils umgesetzt. Der bereits bestehende New Pro-

duct Prozess bei Handelsgeschäften wurde auf Nicht-Handelsgeschäfte erweitert. Hand-

lungsbedarf bestand im Wesentlichen darin, die umfangreichen Dokumentationsanforderun-

gen zu erfüllen und die Dokumentenstruktur und Inhalte entsprechend der MaRisk-

Anforderungen anzupassen. Die entsprechende Überarbeitung der Risikostrategie und des 

Risikohandbuchs ist abgeschlossen.  

 

Adressenausfallrisiken 

 

Das Adressenausfallrisiko wird als das Risiko eines Verlusts oder entgangenen Gewinns auf 

Grund des Ausfalls eines Geschäftspartners definiert. Dabei werden die oben genannten 

Risikokategorien (siehe Gesamt-Risikosteuerung) unterschieden. Das Settlementrisiko, das 

heißt das Risiko, dass am Zahlungstermin trotz eigener Leistung keine Gegenleistung er-

folgt, wird als Unterart des Kontrahentenrisikos definiert. Emittentenrisiken werden als Teil 

des Adressenausfallrisikos betrachtet. 

 

Kreditrisiken 

 

Bei der Steuerung der Kreditrisiken ist es das übergeordnete Ziel, die Risikopotenziale des 

Konzerns zu messen, zu überwachen und unter Risiko-Rendite-Gesichtspunkten zu optimie-

ren. Dazu ist es notwendig, die Risiken des Neugeschäfts zu erkennen, abzuwägen und zu 

begrenzen, die Risiken des vorhandenen Portfolios zu identifizieren und zu messen sowie 

die Struktur des Kreditportfolios zu diversifizieren und damit die Risikopotenziale insgesamt 

zu steuern. 

 

Das Kreditrisikomanagement und -controlling im Konzern wurde weiter ausgebaut. Basis 

hierfür ist die Kreditevidenzdatenbank, in der risikorelevante Daten aller Produkte von allen 

Teilbanken und allen Kunden erfasst und konsolidiert werden. Darauf aufbauend werden in 

einem Limitmanagementsystem die Portfolios limitiert und gesteuert. 

 

Durch die kontinuierliche Verbesserung des regelmäßigen Kreditrisikoreportings haben wir 

die Transparenz über die Strukturen und die Entwicklungen in den Kreditportfolios weiter 

erhöht. Durch zahlreiche Aktivitäten zur systematischen und zielgerichteten Verbesserung 
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der Datenqualität wurden die Aussagekraft des Reportings und die Genauigkeit der Portfo-

liosteuerung weiter verbessert.  

 

Im Berichtsjahr wurde ein einheitliches Sicherheitenmanagementsystem – das System SMS 

der FinanzIT - in der LBB eingeführt. Dieses gewährleistet eine institutsweit konsistente Er-

fassung der Sicherheitenobjekte und Sicherheitenverträge. Damit werden Auswertungen zu 

der Besicherung der Kreditengagements auf Portfoliobasis zeitnäher und effizienter möglich. 

 

Kreditrisikomessverfahren 

 

Die Gefahr des Ausfalls eines einzelnen Kreditnehmers wird anhand eines Bonitätsratings 

beurteilt. Im Rahmen der Kreditanalyse erfolgt die Ermittlung einer Ratingklasse für jeden 

Kreditnehmer. Den insgesamt 18 Ratingklassen ist jeweils eine Ausfallwahrscheinlichkeit 

zugeordnet. Dies gewährleistet die Vergleichbarkeit der Kreditnehmerbonitäten über Seg-

mente hinweg. Ebenso ist die Ratingklasse Voraussetzung für die im Folgenden beschriebe-

nen Verfahren zur Quantifizierung der Portfoliorisiken.  

 

In Zusammenarbeit mit dem Deutschen Sparkassen- und Giroverband (DSGV) und den an-

deren Landesbanken hat der Konzern in den vergangenen Jahren Ratingsysteme entwickelt, 

welche die Ausfallrisiken der Kreditnehmer trennscharf quantifizieren. Durch laufendes Back-

testing und daraus resultierende Anpassungen wird die Vorhersagegüte der Ratingsysteme 

ständig verbessert. Für alle relevanten Kreditnehmersegmente werden mittlerweile moderne 

Ratingverfahren eingesetzt. Im Rahmen der in der Regel jährlichen Aktualisierung wurden 

nahezu alle Kreditnehmer mit einem der neuen Verfahren beurteilt.  

 

Die Pflege und Weiterentwicklung der aufgeführten Verfahren erfolgt gemeinschaftlich im 

Rahmen der bewährten Kooperationen.  

 

Die Kreditvergaberichtlinien und die Kompetenzordnung basieren auf der Risikoklasse. Die-

se beinhaltet neben der ermittelten Ausfallwahrscheinlichkeit aus dem Rating auch die ge-

stellten Sicherheiten und gibt somit einen Überblick über das Verlustpotenzial eines Enga-

gements. Die Prozesse zur Neubewertung der Sicherheiten garantieren, dass die Werthal-

tigkeit der Sicherheiten regelmäßig überprüft wird.  

 

Statistisch validierte Aussagen zu den Verlustpotenzialen (den sogenannten Loss-Given-

Default-Quoten) basieren auf Schätzungen im Rahmen von Projekten mit anderen Landes-
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banken. Im Berichtsjahr wurde insbesondere die Schätzung der Verlustquoten für das Retail-

Geschäft in Zusammenarbeit mit dem DSGV weiterentwickelt.  

 

Kreditportfoliomodell 

 

Die quantitative Analyse der Kreditrisiken auf Basis statistischer Verfahren wird für Kredit-

portfolien auf Basis des selbstentwickelten Kreditportfoliomodells durchgeführt. Dieses Mo-

dell, das auf einer konzernspezifischen Adaption von Standardmodellen basiert, erlaubt die 

Aggregation der kreditnehmerbezogenen Kreditrisiken zu einer Risikokennzahl auf Portfolio-

ebene, dem sogenannten Credit-Value-at-Risk (CVaR). Diese Kennzahl wird täglich auf Ba-

sis des Konfidenzniveaus 99,9% mit einer Haltedauer von einem Jahr für die wesentlichen 

Konzern-, Teilbank- und Geschäftsfeld-Portfolios ermittelt und fließt in den monatlichen Ge-

samtrisikoreport sowie die Risikotragfähigkeitsberechnungen ein. 

 

Aufgrund der zentralen Bedeutung für die Kreditrisikomessung wurde das Kreditportfoliomo-

dell auch im Berichtsjahr durch den Wirtschaftsprüfer einer vorgezogenen Prüfung unterzo-

gen. Dabei wurde die grundsätzliche Eignung des Modells, die Kreditrisiken sachgerecht zu 

quantifizieren, bestätigt. 

 

Aufgrund der hohen Sensitivität des Kreditportfoliomodells bezüglich Risikokonzentrationen 

ist eine Steuerung des Neugeschäfts hin zu einer größeren Risikodiversifikation gewährleis-

tet.  

 

Portfoliosteuerung  

 

Auch im Berichtsjahr hat der Konzern den Prozess der operativen Steuerung und Limitierung 

der Kreditrisiken weiterentwickelt.  

 

Das Neugeschäft und der Kreditbestand werden täglich durch Portfoliolimite auf Basis des 

Kreditportfoliomodells begrenzt. Dazu existieren Limite für den erwarteten Verlust wie auch 

den unerwarteten Verlust zu verschiedenen Konfidenzniveaus der Portfolien der Geschäfts-

felder wie auch der Teilbanken und des Konzerns. Zusätzlich werden Länder- und Transfer-

risiken über volumenbasierte Länderlimite beschränkt. Die Limithöhen werden unter Berück-

sichtigung volkswirtschaftlicher Einflüsse und der tatsächlichen Entwicklung des Kreditportfo-

lios vom Vorstand auf Empfehlung des Kreditrisikokomitees beschlossen.  
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Neben dieser Limitierung erfolgt einen regelmäßiges Reporting der Kreditvolumen nach 

Branchen/Bonitäten. Dieses ermöglicht die strategische Steuerung der Portfolien.  

 

Eine gesonderte Votierungseinheit des Risikocontrollings, die für Kreditengagements, für die 

der Gesamtvorstand zuständig ist, ein zusätzliches Votum abgibt, prüft die Portfolioverträg-

lichkeit von Großengagements.  

 

Struktur des Kreditportfolios des Konzerns  

 

Kreditvolumen1 nach Risikoklassen2 in Mrd. 
� *
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Kreditvolumen nach Risikoklassen 2006

3,3

1,7

4,3

0,7

7,0
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0 20 40 60 80 100 120 140 160

kein Rating verfügbar    

17-18 (F)

16 (E)

13-15 (D)

8-12 ( C )

4-7 (B)

1-3 (A)

Insgesamt

 

                                                
1 Kreditvolumen: Kreditinanspruchnahme zuzüglich nicht ausgenutzter Limite, die Kunden extern zugesagt wur-

den. 
2 Die Risikoklasse wurde ermittelt aus Bonitätsklasse unter Berücksichtigung werthaltiger Sicherheiten. Die in den 

Vorjahren verwendete Aufteilung in Risikoklassen (A bis F) wurden durch die Risikoklassen 1 – 18 ersetzt. 
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Kreditinanspruchnahmen nach Regionen3 in Mrd. 
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Kreditinanspruchnahmen nach Regionen 2006

0,3
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Länderrisiken  

 

Das Auslandsgeschäft des Konzerns spielt außerhalb des Kapitalmarktgeschäfts nur eine 

untergeordnete Rolle. Der überwiegende Anteil befindet sich in Ländern mit den besten Län-

derratings. Zur Steuerung wurden eine Zielregion (Europa, Nordamerika sowie GUS), eine 

Nichtzielregion und Sonderfälle (beispielsweise für einzelne Handelsgeschäfte) definiert. Im 

Konzern wurden im Jahr 2006 98 % des Auslands-Volumens in Ländern ohne Risiko (Ra-

tingklasse 1 bis 3) getätigt. 

 

Länderrisiko Konzern 4 

 

 

 

 

 

 

                                                
3 Die Zuordnung erfolgt aufgrund der Länderschlüssel und der Adresse des Kreditnehmers. 
4 Kreditexposure: Kreditinanspruchnahme zuzüglich nicht ausgenutzter Limite, die Kunden extern zugesagt wur-

den. 

 

Beträge in Mio. EUR

50.872,5 4,6
davon GUS 1.074,4 4,2

362,4 1,4
2.261,0 0,1Sonderfälle

Land Kredit-
exposure

Erwarteter 
Verlust

Zielregion

Nicht-Zielregion
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Adressenausfallrisiken aus Handelsgeschäften 

 

Die Adressenausfallrisiken des Handelsgeschäfts werden limitiert und laufend überwacht. 

Hierbei wird unterschieden zwischen Kontrahenten-, Emittenten- und Kreditrisiken. 

 

Durch einen täglichen Report stehen dem Handel Informationen über Limite, Inanspruch-

nahmen und frei verfügbare Limite zur Verfügung. Im Rahmen eines automatisierten Pre-

Deal-Limit-Checks werden geplante Geschäfte vor Abschluss den Limiten gegenübergestellt.  

 

Kontrahenten- und Settlementrisiken werden kontinuierlich auf Ebene der einzelnen Kredit-

nehmer sowohl für den Konzern als auch für die Teilinstitute überwacht und täglich an den 

Vorstand berichtet.  

 

Die Kreditrisiken des Handels werden über Vereinbarungen zum Close-Out-Netting redu-

ziert. Diese ermöglichen es uns, im Falle einer Kreditverschlechterung des Kontrahenten, in 

jedem Fall jedoch bei Insolvenz, Forderungen und Verbindlichkeiten gegeneinander aufzu-

rechnen. Zusätzlich werden weitere risikomindernde Maßnahmen wie der Austausch von 

Collaterals und der Abschluss von Kreditderivaten durchgeführt. 

 

Der Konzern handelt überwiegend mit Adressen guter und sehr guter Bonität. Für Emitten-

tenrisiken des Handels, die strengen Kriterien unterliegen und eine Laufzeit von weniger als 

90 Tage aufweisen, kann MaRisk-konform der Kreditprozess vereinfacht werden. Für diese 

Positionen wird kein Rating erstellt. Sie werden in der folgenden Graphik unter der Kategorie 

„Rest“ mit ausgewiesen. 
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Angaben zu den Derivatevolumina sind in den Notes zu finden. 

 

Bildung der Kreditrisikovorsorge 

 

Gefährdete Engagements fallen prinzipiell in die Bearbeitungszuständigkeit und Verantwor-

tung der Risikobetreuungsbereiche, bei denen auch die Kompetenz für Einzelwertberichti-

gungen liegt. Oberhalb definierter Betragsgrenzen ist die Zustimmung von einzelnen Vor-

standsmitgliedern oder des Gesamtvorstands erforderlich.  

 

In einem Report an den Vorstand der LBB wird auf monatlicher Basis sowohl über die unter-

jährig gebildete Risikovorsorge als auch über die erwartete weitere Entwicklung berichtet.  

Die Höhe der Einzelwertberichtigungsvorschläge beruht auf fest definierten Kriterien, die 

unter anderem von der Art der Sicherheit beziehungsweise vom Status des Engagements 

(Sanierung oder Abwicklung) abhängen.  

 

Auch für Engagements, die keine Einzelwertberichtigung erhalten, wird im Sinne einer Port-

foliobetrachtung der Kreditrisikovorsorgebedarf ermittelt. Bei dessen Berechnung gehen die 

Ergebnisse der oben beschriebenen Weiterentwicklungen des Keditrisikomessverfahrens 

(z.B. Rating, Ausfallwahrscheinlichkeit, Loss-Given-Default-Quote) ein. Der Portfoliowertbe-

richtigungsbedarf nach IAS/IFRS resultiert aus diesen Berechnungen und wird quartalsweise 

festgelegt.  

Adressenausfallrisiken aus Handelsgeschäften - Konzern 
2006

4,5%
95,5%

Rest

1 (AAAA)    23,3%

1 (AAA)    15,9%

1 (AA+ bis AA)    25,9%

1 (AA-bis A-)    30,4%
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Anteilseignerrisiken 

 

Die Anteilseignerrisiken sind in die internen Risikotragfähigkeitsberechnungen integriert. Bei 

der Ermittlung des Risikokapitals für Beteiligungen werden neben den Buchwerten auch Aus-

fallwahrscheinlichkeiten, Haftungsverhältnisse und gegebenenfalls Liquidationszeiträume 

sowie Experteneinschätzungen berücksichtigt. Hierdurch wird sichergestellt, dass Risiken, 

die mit der Eigenkapitalvergabe verbunden sind, möglichst vollständig abgebildet werden.  

 

Die Beteiligungen des Konzerns sind grundsätzlich den Geschäftsfeldern zugeordnet. Eine 

Ausnahme bilden lediglich bestimmte Unternehmen, die in erster Linie zentrale Dienstleis-

tungen erbringen und deshalb zentral verantwortet werden. 

 

Das für das jeweilige Geschäftsfeld steuerungsverantwortliche Management legt sowohl die 

operativen als auch strategischen Ziele der Beteiligungen als Voraussetzung für eine daraus 

abzuleitende operative Planung und Steuerung fest. Die Beteiligungen sind Bestandteil der 

Risikostrategie des Geschäftsfelds, dem sie zugeordnet sind.  

 

Der Vorstand der LBB wird monatlich über die Risikolage informiert.  

 

Das Projekt „Reduzierung des Beteiligungsportfolios“ wurde im Berichtsjahr erfolgreich ab-

geschlossen. Einzelne Beteiligungen werden im Rahmen der Wahrnehmung der Steue-

rungsverantwortung auch in Zukunft noch das Portfolio verlassen. 

 

Veränderungen im wirtschaftlichen Umfeld der Beteiligungen werden regelmäßig durch ein 

Benchmarking mit externen Branchenratings festgestellt und analysiert. 

 

Im Berichtsjahr wurde die Kategorie Immobilienrisiken eingeführt. Die Risiken aus Grund-

stücksgesellschaften, die im Vorjahr unter Anteilseignerrisiken ausgewiesen wurden, er-

scheinen in der neuen Kategorie. Darüber hinaus werden einige Gesellschaften nun nicht 

mehr dem Anteilseignerrisiko zugeordnet, sondern es erfolgt eine detailliertere, risikoarten-

bezogene Betrachtung und entsprechend der Ausweis unter Markt-, Immobilien- oder Adres-

senausfallrisiko, je nach Art der in der Gesellschaft vorhandenen Risiken. Insgesamt hat sich 

die Risikokennziffer bei den Anteilseignerrisiken gegenüber dem Vorjahr im Konzern um 

60% reduziert.  

 

Eine Auflistung des wesentlichen Anteilsbesitzes findet sich in den Notes.  
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Liquiditätsrisiken  

 

Das Liquiditätsrisiko ist die Gefahr, dass der Konzern zu irgendeinem Zeitpunkt nicht in der 

Lage sein könnte, ihren ordnungsgemäßen Zahlungsverpflichtungen fristgerecht und im vol-

len Umfang zu entsprechen (Zahlungsfähigkeit). Wir unterteilen es in das Beschaffungs- und 

das Fristenrisiko. 

 

Das Beschaffungsrisiko stellt das Risiko dar, kurzfristigen fälligen offenen Zahlungsverpflich-

tungen in den nächsten 30 Tagen bei einem versperrten Zugang zum unbesicherten Geld-

markt im Krisenfall nicht mehr nachkommen zu können. 

 

Das Fristenrisiko beinhaltet die Gefahr, fällige, ursprünglich mittel- und längerfristige Refi-

nanzierungsmittel, denen keine entsprechende Aktivfälligkeit gegenüber steht, aufgrund von 

Bonitätsproblemen oder aus marktbedingten Gründen nur noch kurzfristig prolongieren zu 

können. 

 

Im Konzern wird das Liquiditätsrisiko nach § 11 Kreditwesengesetz (KWG) und dem internen 

Liquiditätsrisikomessverfahren überwacht. 

 

Die Liquiditätskennziffern im Konzern betrugen per 31. Dezember 2006:  

 

Teilinstitut  

Landesbank Berlin 1,88 

Berlin Hyp 1,29 

 

 

Messung und Limitierung von Liquiditätsrisiken 

 

Zusätzlich wird für den Konzern ein deutlich über den Grundsatz II hinausgehendes Liquidi-

tätsrisiko-Controlling durchgeführt, das den bankinternen Rahmen für die Messung und Limi-

tierung von Liquiditätsrisiken bildet und den Bedürfnissen des Konzerns angepasst ist.  

 

Grundlage für alle Liquiditätsrisiko-Betrachtungen durch das Risikocontrolling ist die Kapital-

ablaufbilanz, die das Cashflow-Profil der Bank abbildet. Bestandteil der Kapitalablaufbilanz 

sind Annahmen über die Prolongation von Aktivfälligkeiten sowie die Aussteuerung von kon-
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zerninternen Zahlungen, um die tatsächliche Liquiditätswirksamkeit jedes Cashflows korrekt 

darzustellen. 

Hiervon ausgehend werden im kurzfristigen Bereich mit einer Laufzeit von bis zu 30 Tagen 

die täglich zu deckenden Refinanzierungssalden ermittelt. Diese werden durch das Risiko-

controlling daraufhin überwacht, dass auch unter restriktiven Annahmen die jederzeitige Li-

quidität des Konzerns gewährleistet ist. Die Annahmen unterstellen dabei in unterschiedli-

cher Ausprägung den Abfluss kurzfristiger Einlagen, die Ziehung zugesagter Kreditlinien und 

Abschläge bei der Verwertung von Wertpapierbeständen zum Zweck der Liquiditätsgenerie-

rung. Die hierbei getroffenen Annahmen gehen zum Teil von deutlich höheren Liquiditätsbe-

lastungen aus als sie durch den Grundsatz II angenommen werden und sind somit im Hin-

blick auf die Beurteilung der Liquiditätssituation deutlich konservativer. Zudem wird in allen 

Szenarien einheitlich unterstellt, dass der Zugang zu unbesicherten Refinanzierungsquellen 

nicht mehr zur Verfügung steht und die Refinanzierung für jeden Tag im betrachteten Zeit-

raum ausschließlich über die freien Wertpapierbestände zu sichern ist. Hierbei wird die po-

tenzielle Liquidierbarkeit jedes Wertpapiers im Hinblick auf Verwertungszeiträume und Ver-

wertungskosten berücksichtigt.  

 

An diese Risikobetrachtung schließt sich im Laufzeitbereich von 31 bis 360 Tagen die Limi-

tierung der Refinanzierungssalden in diesen Fälligkeiten an. Hierzu werden die Cashflows in 

verschiedene, teilweise überlappende Laufzeitbänder eingeteilt. Dadurch wird in einem un-

terstellten Krisenfall, in dem der Zugang zur mittel- und längerfristigen unbesicherten Geld-

marktrefinanzierung beeinträchtigt ist, der zusätzliche Bedarf an kurzfristigen Refinanzie-

rungsmitteln begrenzt. Die Obergrenzen der Limite basieren auf der für den gesamten Zeit-

raum verfügbaren Wertpapierliquiditätsreserve. Neben dieser Begrenzung durch die unver-

brauchte Liquiditätsreserve werden die Salden auch nominell limitiert.  

 

Eine Darstellung der Liquiditätsrisikosituation, der aktuellen Risikoausnutzungen und des 

kurzfristigen Refinanzierungsbedarfs wird dem Vorstand im zweiwöchentlichen Turnus im 

Rahmen der Sitzungen des Dispositionsausschusses zur Verfügung gestellt. 

 

Das Reporting beinhaltet die Überwachung von Vorwarnstufen, bei deren Erreichen definier-

te Eskalationsmaßnahmen greifen. 

 

Die Auslastung der Limite war 2006 sowohl für das Beschaffungs- als auch für das Fristenri-

siko zum Jahresende und auch im Jahresverlauf unbedenklich. 
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Marktpreisrisiken 

 

Der Konzern geht Marktpreisrisiken in Form von Zins-, Währungs-, und Aktienrisiken sowie 

sonstigen Preisrisiken in den Geschäftsfeldern des Kapitalmarktgeschäfts (Handel) sowie im 

Zinsmanagement (Bankbuch) ein. 

  

Handels- und Bankbuchaktivitäten 

 

Die Handelsaktivitäten sind in die schriftlich fixierten Einzelstrategien der jeweiligen Ge-

schäftsfelder des Kapitalmarktgeschäfts eingebunden. Sowohl für Handels- als auch Bank-

buchaktivitäten wird auf Basis des Risikotragfähigkeitskonzeptes und der Jahresplanung der 

strategische Rahmen in konkrete Jahresziele (Capital-at-Risk5 (CAR)-Limite) transformiert 

und vom Vorstand der LBB verabschiedet. 

 

Capital-at-Risk-Limite6 und -Inanspruchnahmen im Konzern Landesbank Berlin Holding 

20067 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                
5 Capital-at-Risk bezeichnet das 10-tägige Value-at-Risk auf einem Konfidenzniveau von 99 % 

 
7 Die Ermittlung erfolgte für den Konzern Landesbank Berlin Holding und gilt auch für den Konzern Landesbank 

Berlin 

in Mio. �

Einheit
Durchschnitt 

2006
Minimum 

2006
Maximum 

2006
Limit per 
31.12.2006

Trading 20,04 13,55 34,54 40,00
Client Business 4,07 2,48 9,34 25,00
Treasury 21,93 5,62 36,08 60,00
Internationales Geschäft 1,68 1,30 2,93 5,00
Kapitalmarktgeschäft 37,22 18,29 59,25 75,00

Bankbuch Landesbank 28,73 10,60 43,60 250,00
Bankbuch Berlin Hyp 18,28 2,48 53,30 90,00
sonstige Bankbücher 3,17 1,53 8,16 11,65
Bankbuch 49,79 17,63 110,11 351,65

LBB Konzern (gesamt) 75,52 37,85 123,66 426,65

Aktienrisiko 30,20 15,24 50,07
Währungsrisiko 7,33 1,04 12,53
Zinsrisiko 64,89 34,09 115,14
Credit Spread Risiko 20,42 2,88 41,25
LBB Konzern (gesamt) 75,52 37,85 123,66

Capital-at-Risk Konzern 2006
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Aufgrund von Diversikationseffekten errechnen sich die Konzern-Werte nicht als Summe aus 

den Einzelaktivitäten. 

 

Im Jahresverlauf 2006 ergaben sich die folgenden Auslastungen für die Handelsbereiche 

(Kapitalmarktgeschäft) und das Bankbuch: 

 

Marktpreisrisiko des Konzerns Landesbank Berlin Holding in Mio. 
� 8 
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Bankbuch Kapitalmarktgeschäft

 

 

Steuerung der Marktpreisrisiken 

 

Die Risikosteuerung für die Handelsaktivitäten erfolgt durch die Front-Office-Bereiche auf der 

Grundlage der CAR-Limite/-Auslastungen und der Gewinn- und Verlust (P&L)-Analysen pro 

Geschäftsfeld und pro Handelstisch beziehungsweise Händler. Sie wird ergänzt durch Ta-

ges- und Jahresverlustlimite und weitere, je nach Geschäftsfeld unterschiedliche, auf den 

                                                
8 Die Ermittlung erfolgte für den Konzern Landesbank Berlin Holding und gilt auch für den Konzern Landesbank 

Berlin 
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jeweiligen Geschäftstypus zugeschnittene Front-Office-Verfahren (z. B. Szenario-Matrix-, 

Shift-Sensitivitäten-, Basis-Point-Value-, Duration-Limite oder Vega-Limite). Die Ergebnisse 

der täglichen CAR- und Gewinn- und Verlustanalysen werden dem für das Risiko-Controlling 

sowie dem für das Kapitalmarktgeschäft zuständigen Vorstandsmitglied der LBB zur Kennt-

nis gebracht.  

 

Die Risiko- und Ertragsüberwachung für die Bankbücher erfolgt ebenfalls täglich auf Basis 

der Verfahren, die zur Kontrolle der Handelsgeschäfte eingesetzt werden. Ökonomische Er-

tragseffekte (Substanzwertveränderungen) werden analysiert, was die Steuerung unter Bar-

wert- und Laufzeitgesichtspunkten ermöglicht. Darüber hinaus werden Analysen hinsichtlich 

des laufenden Ertrags, insbesondere des Zinsüberschusses, erstellt, wodurch die Steuerung 

der Gewinn- und Verlustrechnung weiter fundiert wird. 14-tägig berät und entscheidet der 

Dispositionsausschuss des Vorstands über eine geschäftspolitische Neubewertung und ge-

gebenenfalls Neuausrichtung des eingegangenen Zinsänderungs- und Kursrisikos. 

 

Kontrolle der Marktpreisrisiken 

 

Im Dezember 2004 wurden die internen Verfahren (Full-use-Modell inklusive besonderer 

Kursrisiken und Währungsrisiken) zur Marktpreisrisikoüberwachung aufsichtsrechtlich aner-

kannt. Seitdem werden die Risiken aus den Handelsbuchaktivitäten des Konzerns auf Basis 

dieses internen Modells gemeldet. Die Eigenkapitalbindung wurde dadurch erheblich redu-

ziert.  

Eingebettet in die Überwachung der Marktpreisrisiken ist ein System von risiko- und verlust-

begrenzenden Limitierungen und damit zusammenhängenden Verfahrensregelungen. Re-

gelmäßig und bei Bedarf tritt ein Allgemeine Produkt Komitee zusammen, um Risiken und 

organisatorische Auswirkungen aus neuen Geschäftstypen zu beurteilen und die erforderli-

chen Schritte bis zu deren Einführung zu überwachen. Die endgültige Genehmigung eines 

neuen Produkts erfolgt durch den jeweiligen Vorstand auf einvernehmlichen Vorschlag des 

Allgemeine Produkt Komitee. Vergleichbare Verfahren gelten für Aktivitäten auf neuen Märk-

ten. 

 

Methodik der Risikomessung bei Marktpreisrisiken  

 

Methodisch basieren die angewendeten Verfahren zur Risikomessung (CAR-Auslastung) auf 

einem analytischen Delta-Gamma-Ansatz unter Einbeziehung von Volatilitätsrisiken auf Ba-

sis einer Haltedauer von zehn Tagen und einem Konfidenzniveau von 99%. Spreadrisiken 

des zinstragenden Geschäfts werden durch Berücksichtigung von Government-, Pfandbrief- 
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und Swapkurven explizit gemessen. Individuelle Kursrisiken werden bei zinsbezogenen Pro-

dukten über implizite Ausfallintensitäten berechnet. Bei aktienkursbezogenen Produkten er-

folgt die Aufteilung in einen aktienindexbezogenen und einen individuellen Teil. Dieses Ver-

fahren versetzt die Bank in die Lage, auch Sonderbewegungen außerhalb des Markttrends 

einzelner Titel im Risikomodell abschätzen zu können. Optionsrisiken werden in Form von 

Gamma- und Vega-Risiken integrativ erfasst.  

 

Die Korrelationen der circa 1.900 Risikofaktoren werden je Geschäftsfeld und für den Ge-

samtbankausweis vollständig berücksichtigt. Über die genannten Regelungen hinaus wird 

der Risikogehalt der Positionen mittels Stresstests in einer Vielzahl unterschiedlicher Szena-

rien (historische, feste sowie exposurebezogene Szenarien) täglich untersucht und monatlich 

auf Vorstandsebene diskutiert.  

 

Die Prognosegüte der Modelle wird mittels Clean Backtesting (Überprüfung der eintägigen 

Wertänderungen eines konstant gehaltenen Portfolios im Nachhinein) ermittelt. Seit dem 

Jahr 2002 wurden bei Backtestüberprüfungen in allen Bereichen Ergebnisse erzielt, die eine 

hohe Prognosegüte bestätigen.  

 

Mit der Aktualisierung der Risiko- und Ergebnisberechnung für die Handelsgeschäfte im 15-

Minuten-Rhythmus geht das ARMADA-System deutlich über die MaRisk hinaus und ermög-

licht auch im Tagesverlauf eine effektive Überwachung der Handelsaktivitäten.  

 

Reporting der Marktpreisrisiken 

 

Der Konzern hat ein umfassendes und differenziertes Risikoreporting bei Marktpreisrisiken 

eingerichtet: 

 

• Intraday Monitoring der Risiken und Erträge der Handelsbereiche (alle 15 Minuten) 

• Täglicher Bericht gemäß MaRisk an die zuständigen Fach-Vorstandsmitglieder 

• 14-tägiger Aktiv-Passiv-Report für die Beratungen im Dispositionsausschuss 

• Monatlicher Bericht gemäß MaRisk an den Konzernvorstand mit Erläuterung der Entwick-

lung im Monatsverlauf 

 

Die im Konzern eingesetzten Risikokontrollverfahren haben sich in allen Marktsituationen 

des Berichtsjahres bewährt. Risiken werden zeitnah erkannt, berichtet und von den Ent-

scheidungsträgern gesteuert.  
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Immobilienrisiken 

 

Das Portfolio der konzerneigenen Immobilien besteht aus Objekten, die im Anlagevermögen 

der Konzernbanken nach IFRS bilanziert werden oder sich in konzerneigenen Grundstücks-

gesellschaften befinden.  

 

Die Risiken werden regelmäßig überwacht und nach dem Value-at-Risk Verfahren gemes-

sen. Das Exposure - aktuelle Buchwerte, Impairment- bzw. Gutachtenwerte - der Objekte 

wird einzelnen standort- und nutzungsbezogenen Immobilienindizes zugeordnet, deren Vola-

tilität auf Basis der Preisentwicklung der vergangenen 15 Jahre berechnet wird. Bei der Ag-

gregation der Risiken werden auch Korrelationen zwischen den Immobilienindizes berück-

sichtigt. Ein Reporting erfolgt vierteljährlich.  

 

Operationelle Risiken  

 

Entsprechend der Rahmenvereinbarungen des Baseler Ausschusses für Bankenaufsicht 

sind operationelle Risiken im Konzern definiert als die Gefahr von Verlusten, die infolge der 

Unangemessenheit oder des Versagens von internen Verfahren, Menschen und Systemen 

oder von externen Ereignissen eintreten. Diese Definition schließt Rechtsrisiken ein, beinhal-

tet aber nicht strategische Risiken und Reputationsrisiken. 

 

Gemäß der Risikostrategie des Konzerns obliegt das Risikomanagement den Unterneh-

mensbereichen als Teil ihrer Ergebnisverantwortung. Diese dezentrale Steuerungsverant-

wortung umfasst die Steuerung von akzeptierten operationellen Risiken und die Eingrenzung 

und/oder den Transfer nicht akzeptierter operationeller Risiken durch Initiierung und Umset-

zung von Gegenmaßnahmen. Die zentrale Controllingfunktion obliegt dem Bereich Control-

ling, der für die Einführung und Festlegung des Risikomanagementprozesses, von ge-

schäftsfeldübergreifenden Regelwerken und Strategien, von qualitativen und quantitativen 

Messmethoden, für die Bereitstellung steuerungsrelevanter Informationen sowie für die Da-

tenevidenz verantwortlich ist. Darüber hinaus ist der Bereich Controlling an der Konzeption 

von Versicherungsmodellen zum Risikotransfer beteiligt. 

 

Der Konzern wird die regulatorische Eigenkapitalunterlegung zukünftig nach dem Standard-

ansatz vornehmen und entwickelt interne Verfahren zur Berechnung der operationellen Risi-
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ken laufend weiter. Die aufsichtsrechtliche Anerkennung ist zu einem späteren Zeitpunkt 

geplant. Die qualitativen Anforderungen in Bezug auf das Management und das Controlling 

der operationellen Risiken im Zusammenhang mit der Umsetzung der nationalen Anforde-

rungen (SolvV) werden erfüllt. 

 

Interne Verfahren 

 

Durch etablierte Verfahren ist eine einheitliche Aufbau- und Ablauforganisation des Risiko-

managements und eines Risikofrüherkennungssystems für operationelle Risiken sicherge-

stellt. Mittels der Einbindung der verantwortlichen zentralen Kernkompetenzbereiche (zum 

Beispiel Personal, Organisation, Informationstechnologie und Recht) einerseits sowie der 

Geschäftsfelder und Tochtergesellschaften andererseits wird die einheitliche Funktionsfähig-

keit des Risikomanagementsystems in den Geschäftsbereichen und den Teilunternehmen 

gewährleistet. 

 

Wesentliche Instrumente des Risikomanagements sind die Risikoinventur (OpRisk-Inventur), 

das Frühwarnsystem und die systematische Sammlung interner und externer Schadensfälle. 

Bei der OpRisk-Inventur schätzen alle Geschäftsfelder und die Teilunternehmen ihre Risiko-

situation anhand von Szenarien und unter Berücksichtigung von Risikoindikatoren sowohl 

qualitativ in Form von Noten als auch quantitativ in Form einer monetären Bewertung selbst 

ein. Damit erhält der Konzern Aufschluss über die mögliche Entwicklung der operationellen 

Risiken und wird auf kritische Risikosituationen hingewiesen. 

 

Die im Konzern durchgeführten organisatorischen und technischen Maßnahmen haben 2006 

zu verminderten Risikoeinschätzungen bei der OpRisk-Inventur geführt. 

 

Im Berichtszeitraum wurde das Frühwarnsystem weiterentwickelt. Dazu gehören unter ande-

rem die detailliertere Analyse und Bewertung von wesentlichen Auslagerungen (Outsourcing) 

des Konzerns entsprechend der aktuellen aufsichtsrechtlichen Entwicklungen sowie ein Ra-

tingsystem für die qualitative Bewertung von Geschäftsprozessen. Das Geschäftsprozess-

Rating befindet sich aktuell in ausgewählten Bereichen in der Testphase. 

 

In Ergänzung der seit mehreren Jahren durchgeführten internen Schadensfallsammlung hat 

sich der Konzern an einem Projekt der VÖB-Service GmbH (Gesellschaft des Bundesver-

bandes öffentlicher Banken Deutschlands, VÖB, e.V.) zum Aufbau eines externen Daten-

konsortiums beteiligt. Im Jahr 2006 wurde das Datenkonsortium gegründet und der Daten-
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austausch begonnen. Dies ermöglicht ein Benchmarking und eine Plausibilisierung der inter-

nen Daten, die Weiterentwicklung von Szenarien und statistischen Auswertungen.  

 

Personalrisiken 

 

Nach Abschluss der Restrukturierung konzentrierte sich der Konzern auf die Stärkung der 

Zukunftsfähigkeit in einem sich weiter wandelnden Markt. 

 

Mit der Kommunikationsoffensive „Aufbruch 2006“ wurden die individuellen Ziele der unter-

schiedlichen Einheiten im Dialog zwischen den Führungskräften und ihren Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern durch verbindliche Vereinbarungen konkretisiert und insgesamt miteinander 

abgestimmt. 

Diese bildeten die Grundlage für zahlreiche bereichsinterne und –übergreifende Projekte, die 

in der Regel Produktivitätssteigerungen oder effizientere Prozesse zum Ziel hatten. Die 

durchgeführten Maßnahmen setzten Schwerpunkte bei den Schulungen im Verkaufsprozess 

der Retailbereiche sowie bei Expertenqualifizierungen in Spezialbereichen. 

 

Bei den Kundengeschäftsfeldern stand die hohe Qualität der Prozesse und Serviceleistun-

gen im Fokus. In Kernteams wurden einheitliche Service- und Beratungsversprechen defi-

niert und kommuniziert. Zu den Maßnahmen dieser Qualitätsoffensive gehörten auch um-

fangreiche Vertriebstrainings, die Telefoncoaching und Führungskräfte-Workshops einbezo-

gen. 

 

Im Rahmen der Neuausrichtung des Konzerns haben unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter ein Leitbild entwickelt, das Führung, Zusammenarbeit und Kommunikation in klaren Leit-

sätzen verbindlich definiert. Daraus abgeleitet wurde zur Sicherung der Führungsqualität und 

zur Weiterentwicklung der Führungsstandards das Instrument des Führungsfeedbacks in 

allen Bereichen des Konzerns verpflichtend eingeführt. Es komplettiert die bestehenden Per-

sonalinstrumente und sichert die Stabilität und Innovationsfähigkeit der personellen Res-

sourcen des Konzerns.  

 

Mit diesen Aktivitäten konnten Personalrisiken, die die Handlungsfähigkeit des Konzerns 

signifikant beeinflussen würden, minimiert werden. 
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Systemrisiken 

 

Die gesetzten Restrukturierungsziele und die Erfüllung gesetzlicher Anforderungen wurden 

für den Konzern erreicht. 

 

Im September 2006 erfolgte als Abschluss des Projekts „Eine Bank“ die technische Fusion 

der Institute Bankgesellschaft Berlin AG, Landesbank Berlin AG und Berliner Sparkasse.  

 

Sonstige Maßnahmen aus der konzernweiten Informationstechnologie-Strategie wurden ver-

feinert und umgesetzt. Im Berichtsjahr wurden die Systeme der Finanzbuchhaltung auf 

SAP/R3 umgestellt und ein zentrales System für das Sicherheiten-Management eingeführt. 

Damit trug der Konzern der Notwendigkeit eines homogenen und stabilen Systemumfelds 

Rechnung. 

 

Die technische Lösung zur Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen an die IFRS-

Rechnungslegung für Forderungen und Verbindlichkeiten wurde zum 1. Januar 2006 in Be-

trieb genommen. Darüber hinaus wurden umfangreiche technische und organisatorische 

Maßnahmen umgesetzt, um die Qualität der Datenbelieferung der IAS-SAP-Lösung aus den 

operativen Systemen sicherzustellen und die periodische Erstellung der Bilanzkennzahlen 

nach HGB und IFRS zu ermöglichen. 

 

Der Konzern hat ferner das Notfallmanagement für die Retailsysteme modernisiert und ver-

feinert. Auf dieser Basis werden regelmäßige Notfallübungen durchgeführt. 

 

Rechtsrisiken 

 

Rechtsrisiken wird grundsätzlich durch die Beobachtung des rechtlichen Umfelds, die Vorga-

be von Richtlinien und die Verwendung von Standardverträgen begegnet. Für Rechtsrisiken 

sind ausreichend Rückstellungen gebildet. 

 

Haftungsfreistellungserklärungen der LBB und der IBG  

 

Wie bereits in den vorausgegangenen Geschäftsberichten dargestellt, haben die Landes-

bank Berlin AG beziehungsweise die Immobilien- und Baumanagement der BIH-Gruppe 

(IBG), vormals Immobilien- und Baumanagement der Bankgesellschaft Berlin GmbH, natürli-

chen Personen in den Jahren 1994 bis 1997 sogenannte Freistellungserklärungen zur Ver-
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fügung gestellt, durch die diese von ihrer unbeschränkten Komplementärhaftung in diversen 

Immobilienfonds gegenüber Dritten durch die LBB beziehungsweise die IBG freigestellt wur-

den.  

 

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) teilte mit, dass sie die Freistel-

lungserklärungen als zivilrechtlich unwirksam betrachte. LBB und IBG vertreten ebenfalls 

diese Auffassung. Damit haben die Freistellungserklärungen handels- und aufsichtsrechtlich 

keine Relevanz. 

 

EU-Beihilfeverfahren zur Umstrukturierungsbeihilfe für die Bankgesellschaft Berlin AG und 

zur Übertragung der ehemaligen Wohnungsbau-Kreditanstalt Berlin auf die Landesbank Ber-

lin -Girozentrale- (nunmehr firmierend als Landesbank Berlin AG). 

 

Die Europäische Kommission hat die Umstrukturierungsbeihilfen zugunsten der Bankgesell-

schaft Berlin (nunmehr firmierend als Landesbank Berlin Holding AG) in vollem Umfang ge-

nehmigt. Die Entscheidung wurde veröffentlicht und zwischenzeitlich bestandskräftig.  

 

Die Bundesregierung, das Land Berlin und die Bank haben mit der EU-Kommission einen 

Zeitplan vereinbart, in dem die wichtigsten für die Umsetzung der Zusagen relevanten Maß-

nahmen aufgeführt sind. Der Fortgang der Restrukturierung und die Umsetzung der einzel-

nen Zusagen stimmen mit dem dafür vereinbarten Zeitplan überein.  

 

Da die Entscheidung der EU-Kommission inzwischen Bestandskraft besitzt, die Bank alle 

vereinbarten Maßnahmen bisher plangemäß umgesetzt hat und es für den Konzern außer 

Frage steht, dass auch die Bundesregierung und das Land Berlin die erforderlichen weiteren 

Maßnahmen ergreifen werden, um die Zusagen einzuhalten, bestehen nach Auffassung des 

Konzerns keine Rechtsrisiken aus diesem Beihilfeverfahren für die ehemalige Bankgesell-

schaft und den Konzern. Bei dieser Einschätzung darf jedoch nicht übersehen werden, dass 

es sich bei der Umsetzung der Zusagen um einen komplexen Prozess handelt, für dessen 

Ablauf – insbesondere für die 2007 vorgesehene Veräußerung der vom Land Berlin an der 

Holding gehaltenen Anteile – nicht der Konzern alleine verantwortlich zeichnet. 

 

Die EU-Kommission hat entschieden, dass die LBB eine Beihilfe zuzüglich Zinsen an das 

Land Berlin zurückzugewähren hat. Diese Beihilfe resultiert aus der Einbringung der Woh-

nungsbau-Kreditanstalt Berlin (danach Investitionsbank Berlin) im Jahr 1993 und der an-

schließenden Nutzung ihrer Zweckrücklage durch die LBB. Die Entscheidung wurde im Jah-
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re 2005 in vollem Umfang umgesetzt. Die Entscheidung ist veröffentlicht und ist zwischen-

zeitlich bestandskräftig. 

 

Einigung zwischen der Bundesregierung und der Europäischen Kommission in der Frage der 

Berliner Sparkasse 

 

Die Bundesregierung und die Europäische Kommission haben sich darauf geeinigt, dass die 

Regelungen des § 40 KWG dem Berliner Sparkassengesetz nicht entgegenstehen. Das be-

deutet, dass in dem anstehenden Veräußerungsverfahren auch ein privater Investor die LBB 

erwerben und die Bezeichnung "Berliner Sparkasse" fortführen darf. Er unterliegt dabei den 

Maßgaben des Berliner Sparkassengesetzes. Aufgrund dieser Einigung ist sichergestellt, 

dass die LBB hinsichtlich des Bezeichnungsschutzes für die Berliner Sparkasse in dem von 

der Kommission geforderten diskriminierungsfreien Verfahren veräußert werden kann. Daher 

erwachsen dem Konzern hieraus keine Risiken. 

 

Veräußerung der Anteile an der Allgemeine Privatkundenbank Aktiengesellschaft (Allbank) 

 

Die Bankgesellschaft Berlin AG hat im Jahr 2003 die Anteile an der Allbank an die GE Bank 

GmbH veräußert. Deren Rechtsnachfolgerin, die GE Money Bank GmbH, macht nunmehr 

Gewährleistungsansprüche aus dem Aktienkaufvertrag wegen drohender Verjährung im We-

ge einer Feststellungsklage geltend, für die Rückstellungen in ausreichender Höhe gebildet 

sind. 

 

Risiken aus der Umsetzung der Detailvereinbarung und aus der Veräußerung der wesentli-

chen im Immobiliendienstleistungsgeschäft tätigen Konzerngesellschaften an das Land Ber-

lin 

 

Von den Risiken des verlustreichen Immobiliendienstleistungsgeschäfts der Vergangenheit 

wurde der Konzern durch die „Detailvereinbarung über die Abschirmung des Konzerns der 

Bankgesellschaft von den wesentlichen Risiken des Immobiliendienstleistungsgeschäfts“ 

(DetV) vom 16. April 2002 durch das Land Berlin weitestgehend abgeschirmt. Die Abschir-

mung bezieht sich auf die Werthaltigkeit von Bilanzpositionen bestimmter Beteiligungen des 

Konzerns, auf die Erfüllung der bestimmten Immobilienfonds zugesicherten Garantien sowie 

auf die von den Konzernbanken herausgelegten Kredite an bestimmte Unternehmen des 

Immobiliendienstleistungsgeschäfts. Für die Übernahme der verschiedenen Garantien erhält 

das Land Berlin von der Holding bis einschließlich 2011 eine wirtschaftlich nunmehr von der 

LBB zu tragende Avalprovision von 15 Mio. 
� *�	�� � �
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an bestimmte Bedingungen geknüpften Besserungsschein erhalten, dessen Kosten von der 

Holding als der Hauptbegünstigten der Detailvereinbarung allein zu tragen sind. 

 

Die EU-Kommission genehmigte die Risikoabschirmung durch das Land Berlin unter der 

Auflage, die von der DetV erfassten Gesellschaften des Immobiliendienstleistungsgeschäfts 

bis zum 31. Dezember 2005 an konzernfremde Dritte oder an das Land Berlin zu veräußern 

oder aber zu liquidieren. 

 

Das Land Berlin und der Konzern schlossen im Dezember 2005 einen Kauf- und Abtretungs-

vertrag über die noch vorhandenen und von der DetV erfassten Gesellschaften. Die Übertra-

gung erfolgte mit dinglicher Wirkung am 30. Juni 2006. Die handelsrechtlichen und steuerli-

chen Ergebnisse stehen seit dem 1. Januar 2006 dem Käufer zu. 

 

Die nicht zur Veräußerung vorgesehenen Vermögensgegenstände und Rechtsverhältnisse 

wurden durch beim Konzern verbleibende Gesellschaften aufgenommen. In diesem Zusam-

menhang sind insbesondere zu erwähnen die Abspaltung von der IBAG zur Aufnahme in die 

GfBI Gesellschaft für Beteiligungen und Immobilien mbH (vormals BB-Data Gesellschaft für 

Kommunikationssysteme GmbH) (GfBI) sowie die Herauslösung von Sachverhalten der „Er-

weiterten Negativliste“ zur Aufnahme in die GfBI Immobilien Solutions GmbH (vormals Ge-

sellschaft für Beteiligungen und Immobilien der IBAG-Gruppe mbH) (GfBI IS). 

 

Die Bewertung der veräußerten Gesellschaften wurden in dem Kaufvertrag mit dem Land 

bestimmte Annahmen hinsichtlich des vorhandenen Eigenkapitals und der weiteren Ge-

schäftsentwicklung zu Grunde gelegt. Die Richtigkeit dieser Annahmen ist anhand der zum 

30. Juni 2006 für die Gesellschaften zu erstellenden Zwischenabschlüsse zu prüfen. Diese 

Prüfung dauert noch an und wird voraussichtlich im Laufe des Jahres 2007 abgeschlossen. 

Für aus der Überprüfung möglicherweise entstehende weitere Zahlungsverpflichtungen ge-

genüber dem Land hat der Konzern in ausreichendem Umfang Rückstellungen gebildet. 

 

Die LPFV Finanzbeteiligungs- und Verwaltungs GmbH (LPFV), in der das Risikomanage-

ment und –controlling hinsichtlich der DetV zusammengefasst war, ist an das Land überge-

gangen. Den aus den auch weiterhin insbesondere von den Konzernbanken zu beachtenden 

Regeln der DetV im Grundsatz weiterhin resultierenden Abwicklungsrisiken wird durch die 

einvernehmliche Abstimmung von Handlungsweisen mit der Controlling-Gesellschaft des 

Landes (BCIA) sowie durch ein geeignetes Risikomanagement begegnet. 
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Die im Konzern verbliebenen und der GfBI bzw. deren Tochtergesellschaft zugeordneten 

Risiken, insbesondere die Sachverhalte der „Erweiterten Negativliste“ sowie weitere nicht 

unter die DetV fallende Positionen werden zentral in der GfBI bearbeitet und dort durch ein 

entsprechendes Risikomanagement- und -controllingsystem gesteuert und überwacht.  

 

Im Zusammenhang mit der Übertragung wurden, wie bereits erwähnt, verschiedene gesell-

schaftsrechtliche Umstrukturierungen vorgenommen. Die einschlägigen Bestimmungen des 

Aktienrechts bzw. des Umwandlungsrechts gewähren bei derartigen Umstrukturierungen den 

Gläubigern der betroffenen Gesellschaften unter bestimmten Voraussetzungen einen An-

spruch auf Sicherheitsleistung für ihre bestehenden Forderungen. Entsprechende Ansprüche 

wurden mittlerweile bei der Holding, der LBB, der GfBI und der GfBI IS angemeldet. Sie wer-

den derzeit auf ihre Berechtigung geprüft. Zusätzliche Risiken ergeben sich daraus jedoch 

nicht. Sollte in diesem Zusammenhang vom Konzern Sicherheit zu leisten sein, würden hier-

durch lediglich bereits bestehende Verpflichtungen zusätzlich abgesichert, so dass eine Er-

weiterung der Verpflichtungen des Konzerns hierdurch nicht entstehen kann. 

 

Einen wesentlichen Beitrag zur Risikobegrenzung stellt der Ende 2005 begonnene und im 

Berichtsjahr fortgeführte Kauf von Fondsanteilen dar. Dabei hat die FinTech Einundzwan-

zigste Beteiligungs- und Management GmbH, eine Tochtergesellschaft der LPFV, den 

Zeichnern von insgesamt 15 Fonds, die von der IBV aufgelegt wurden, ein Angebot zum 

Erwerb ihrer Anteile unterbreitet. Alternativ wurde den Zeichnern von 13 der zuvor bezeich-

neten Fonds die Möglichkeit eingeräumt, bei der Landesbank Berlin ein Darlehen zu bean-

tragen, das von dieser treuhänderisch vergeben und durch eine Sicherungsabtretung der 

jeweiligen Fondsanteile besichert wird. Bei den oben genannten Maßnahmen hat das Land 

Berlin zuvor zugestimmt, so dass sie von der Freistellung nach Detailvereinbarung erfasst 

sind. Dies stellt gleichzeitig eine weitere Maßnahme dar, die den erfolgreich beendeten Sa-

nierungsprozess flankiert. 

 

Nichtigkeit der in Geschäftsbesorgungsverträgen enthaltenen Vollmachten zum Abschluss 

von Kreditverträgen 

 

Nach inzwischen ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs sind von einem Kunden 

abgeschlossene umfassende Geschäftsbesorgungsverträge mit einem Vermittler, der nicht 

Rechtsanwalt ist, wegen Unvereinbarkeit mit dem Rechtsberatungsgesetz gemäß § 134 

BGB nichtig. Die hierzu noch in den vorangegangenen Berichtsjahren anhängigen Streitig-

keiten wurden zwischenzeitlich weitgehend beendet. Im Übrigen ist ausreichend Vorsorge 

getroffen.  



 

63 

 

 

 

 

Prospekthaftungsklagen im Zusammenhang mit geschlossenen Immobilienfonds (IBV-

Fonds) sowie Klage einer Fondsgesellschaft 

 

Gegen die Bankgesellschaft Berlin AG (nunmehr die Holding), die LBB und weitere Gesell-

schaften des Konzerns sind einzeln oder - in jeweils unterschiedlichen Konstellationen - ge-

meinsam Klagen wegen der Erstellung beziehungsweise des Vertriebs angeblich fehlerhafter 

Prospekte von IBV-Fonds erhoben worden. Die Fonds waren durch die Immobilien Beteili-

gungs- und Vertriebsgesellschaft der IBAG-Gruppe mbH, nunmehr firmierend als Immobilien 

Beteiligungs- und Vertriebsgesellschaft der BIH-Gruppe (IBV) initiiert worden. 

 

Gemeinsam mit dem Land Berlin hat der Konzern ein sogenanntes streitschlichtendes An-

gebot entwickelt, das den Zeichnern von 15 IBV-Fonds Ende November 2005 unterbreitet 

wurde. Aufgrund dieses Angebotes, das im Rahmen der Detailvereinbarung erfolgte, haben 

4.515 von ursprünglich rund 7.700 klagenden Zeichnern ihre Klagen zurückgenommen, um 

von dem streitschlichtenden Angebot Gebrauch zu machen. 

 

In 14 vom Landgericht Berlin bisher entschiedenen Verfahren wurde die Klage wegen an-

geblicher Prospekthaftungsansprüche gegen die LBB abgewiesen. Davon sind fünf Ent-

scheidungen rechtskräftig geworden. Urteile, in denen Prospekthaftungsansprüchen gegen 

die LBB oder die Holding stattgegeben wurde, liegen bisher nicht vor. 

 

Die Holding und die LBB haben bei den Fonds "LBB Fonds 2", "IBV International 1" und "IBV 

International 2", "BerlinHyp Fonds 1" und "BerlinHyp Fonds 2" und den "IBV Leasing Fonds" 

bis zum 31. März 2007 bzw. 30. April2007 weiterhin auf die Einrede der Verjährung bezüg-

lich der möglichen Ansprüche der Zeichner aus der sogenannten engen und/oder weiten 

Prospekthaftung verzichtet. 

 

Sofern die Zeichner in den Prospekthaftungsklagen obsiegen sollten, ist der Konzern (vor-

mals Bankgesellschaft Berlin) gegen die Klagesummen durch die Detailvereinbarung abge-

schirmt. 

 

Ferner hat eine Fondsgesellschaft, „LBB Fonds 13“, am 28. Dezember 2004 Klage auf 

Schadensersatz in Höhe von 29,25 Mio. 
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Zusammenhang mit der Übertragung von Swaps auf die Fondsgesellschaft im Jahre 1998 

erhoben. Der Bavaria Objekt- und Baubetreuung GmbH i.L. und der IBV wurde der Streit 

verkündet. Der Konzern hat eine entsprechende Vorsorge getroffen. 
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Rechtsfolgen aus den Urteilen des Bundesgerichtshofes (BGH) vom 14. Juni 2004 

 

In mehreren Urteilen hatte der 2. Zivilsenat des BGH am 14. Juni 2004 unter anderem zur 

Rückabwicklung von Finanzierungen für Beteiligungen an geschlossenen Fonds und zur 

fehlerhaften Angabe von Gesamtkreditkosten in Verbraucherkreditverträgen Stellung ge-

nommen, die der Beteiligung an geschlossenen Fonds gedient haben. Vor dem Hintergrund 

der jüngeren Rechtsprechung des BGH konnten die in den vorangegangenen Berichtsjahren 

geltend gemachten Ansprüche der Kunden weitestgehend erfolgreich zurückgewiesen und 

das bestehende Streitwertvolumen signifikant gesenkt werden. Bezüglich der noch beste-

henden streitigen Fälle wurde eine ausreichende Risikovorsorge getroffen. 

 

Auswirkungen der Streitigkeiten mit dem DSGV über die Zugehörigkeit zum Öffentlichen 

Sektor 

 

Die LBB streitet mit dem DSGV e.V. vor dem Landgericht Berlin über die weitere Zugehörig-

keit zum Verband und die zukünftige Nutzung der Marken des DSGV durch die LBB und die 

Berliner Sparkasse. Die LBB hat erstinstanzlich in diesem Verfahren obsiegt. Aufgrund die-

ses Urteils ist sowohl festgestellt, dass die LBB Mitglied im DSGV ist, als auch, dass LBB 

und Berliner Sparkasse die DSGV-Marken uneingeschränkt nutzen können. Es ist derzeit 

nicht abzusehen, ob der DSGV e.V. gegen dieses Urteil Berufung einlegen wird. Die LBB 

hält das rechtliche Risiko aus dieser Streitigkeit für gering.  
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Sonstige Risiken 

 

Geschäftspolitische und strategische Entscheidungen 

 

Die im September 2005 durch den Vorstand der LBB verabschiedete Gesamtbankstrategie 

stellt die Zusammenfassung der Strategien aller Geschäftsfelder, Marktfolgebereiche und 

Corporate Center dar und wurde im Berichtsjahr fortgeschrieben.  

 

Als Instrument zur Überwachung und Steuerung der Ergebnisziele der Geschäftsfelder wur-

de ein einheitlicher Reportaufbau entwickelt, der sich an strategischen und durch die Bank 

steuerbaren Kennzahlen orientiert.  

 

Planabweichungen bei den Ergebniszielen sind als Frühwarnindikatoren zu werten. In diesen 

Fällen werden adäquate Maßnahmen eingeleitet und deren Erfolg überprüft. Der Report wird 

regelmäßig in der Vorstandssitzung präsentiert. Damit wird gleichzeitig die Einhaltung der 

Strategie regelmäßig überprüft. 

 

Die Vorbereitungen zur Privatisierung der Holding binden erhebliche Ressourcen. 

 

Veräußerung der Berliner Bank 

 

Gemäß der Entscheidung der EU-Kommission vom 18. Februar 2004 war der Konzern ver-

pflichtet, das unter der Marke „Berliner Bank“ in einer eigenen Niederlassung der Landes-

bank geführte Geschäft bis zum Jahr 2007 zu veräußern. Die Entscheidung sieht die Ver-

tragsunterzeichnung bis zum 1. Oktober 2006 und die Umsetzung bis zum 1. Februar 2007 

vor. Die Veräußerung wurde in einem offenen, diskriminierungsfreien und transparenten Bie-

terverfahren konform zur Entscheidung der EU-Kommission durchgeführt.  

 

Bereits am 20. Juni 2006 unterzeichnete die LBB mit der Deutschen Bank AG einen Vertrag 

über den Verkauf der Berliner Bank. Zum 1. Oktober 2006 wurden das der Berliner Bank als 

Niederlassung der LBB zugeordnete Vermögen, alle Mitarbeiter und Kunden auf die neu 

geschaffene Berliner Bank AG & Co. KG übertragen. Mit Wirkung vom 31. Dezember 2006 

hat die LBB sämtliche Anteile an der Berliner Bank AG & Co. KG an die Deutsche Bank AG 

verkauft. Damit hat die Landesbank die Auflage der EU-Kommission vollständig und vor 

Fristablauf umgesetzt. 
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Die Risiken aus den beihilferechtlichen Anforderungen an Veräußerungsumfang und 

-verfahren haben sich damit erneut deutlich reduziert. Sie wurden bereits unter den rechtli-

chen Risiken dargestellt.  

 

Für die noch nach dem Verkauf der Berliner Bank durchzuführenden technischen, organisa-

torischen und personellen Maßnahmen bestehen ausreichende Rückstellungen. 
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Prognosebericht / Ausblick 

Erwartete Entwicklung / Einschätzung der wirtschaftlichen Lage 

 

Die derzeit zu beobachtende Auftragsentwicklung signalisiert eine anhaltend hohe Investiti-

onsneigung im Inland. Demgegenüber lässt die Dynamik im Export und in der Bauwirtschaft 

nach. Ferner ist die von der Geldpolitik ausgehende Schubkraft für die deutsche Wirtschaft 

zum Jahreswechsel deutlich geringer geworden. Obwohl für die amerikanische Wirtschaft 

rückläufige Wachstumsraten erreicht werden, ist für Deutschland von einem anhaltenden 

aber verhalteneren Expansionstempo auszugehen. 

 

Dennoch sind die wirtschaftlichen Perspektiven der Region Berlin-Brandenburg für 2007 im 

Vergleich zur schwachen Entwicklung der zurückliegenden Jahre positiv. Im verarbeitenden 

Gewerbe stiegen die Bestellungen nochmals deutlich und die Auftragsbestände erreichten 

ein hohes Niveau. Zudem stützen die verbesserte Arbeitsmarktsituation, der verstärkte Ber-

lin-Tourismus sowie die Wachstumsimpulse aus den neuen EU-Ländern die konjunkturelle 

Entwicklung. Allerdings limitieren steuerliche Mehrbelastungen sowie die Maßnahmen zur 

Konsolidierung der Sozialkassen die Spielräume für steigende private Konsumausgaben. 

Insgesamt sollte sich 2007 dennoch im zweiten aufeinander folgenden Jahr ein Anstieg der 

regionalen Wirtschaftsleistung um mindestens 1 % ergeben. 

 

Auch mittelfristig haben sich die Wachstumsaussichten verbessert. Der Wirtschaftsstandort 

Berlin kann im nationalen Vergleich mittlerweile auf eine hohe Forschungs- und Entwick-

lungsintensität sowie Erfolge bei der Produktivitätssteigerung verweisen. In Verzahnung mit 

vorhandenen Wissenschaftseinrichtungen ist von einem Präsenzausbau speziell in innovati-

ven Branchen auszugehen. Als Kompetenzfelder sind dabei die Bio- und Medizintechnik, die 

Verkehrstechnik, die Informations- und Kommunikationstechnik im Verbund mit dem Me-

dienbereich sowie die Weiterentwicklung der Wissenschaftsregion Berlin-Brandenburg her-

vorzuheben. 

 

Während die Aussicht für die Gesamtwirtschaft durchaus positiv ist, bleiben die Rahmenbe-

dingungen für das Kreditgewerbe verhältnismäßig schwierig. Die Zinsstrukturkurve dürfte 

auch künftig flach bleiben und folglich Ertragspotenziale aus der Fristentransformation be-

grenzen. Darüber hinaus hält der Konsolidierungsdruck auf dem deutschen Bankenmarkt bei 

gleichzeitig intensiverer Marktdurchdringung durch ausländische Institute an. 
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Geschäftliche Ausrichtung 

 

Der Bankkonzern ist darauf ausgerichtet, in den drei Säulen seiner Geschäftstätigkeit, dem 

Retailgeschäft, den Immobilienfinanzierungen und dem Kapitalmarktgeschäft weiter zu 

wachsen und entsprechende Investitionen in Marktchancen und Qualitätsverbesserungen 

durchzuführen. 

 

Entwicklung der Geschäftssegmente 

 

Vor dem Hintergrund der Entwicklung des Marktumfeldes sowie der beschriebenen allge-

meinen Ausrichtung sind in den einzelnen Geschäftssegmenten folgende Entwicklungen zu 

erwarten. 

 

Private Kunden 

 

Drei Schwerpunkte werden im Geschäft mit privaten Kunden verfolgt: Mit der Verstärkung 

der Kundenbindung soll durch Ausweitung der Girokontennutzer die Geschäftsbasis weiter 

verbreitert werden. Zudem liegt der Fokus auf der Stärkung des Anlagegeschäftes und der 

Intensivierung im Bereich der Konsumentenfinanzierung. Die Erhöhung der Kundendurch-

dringung (cross-selling) soll über die Hebel Wertpapiergeschäft und Aktivgeschäft in Raten-

krediten zu Ertragssteigerungen führen. Weiterhin wird das überregionale Kartengeschäft 

durch den Ausbau des Co-Brandings und online-Co-Brandings steigende Ergebnisbeiträge 

ermöglichen. 

 

Das Kerngeschäft der Berliner Sparkasse wird sich positiv weiter entwickeln und in den 

kommenden zwei Jahren zu einer Eigenkapitalrentabilität9 von über 40 % führen.  

 

Firmenkunden 

 

                                                
9 Die Eigenkapitalrendite ist der Quotient aus „Operativem Ergebnis“ und „Gebundenem Eigenkapital". Das ge-

bundene Eigenkapital wird aus einer 6%igen Anrechnung der durchschnittlichen Risikopositionen nach KWG 

sowie der Anrechnung von operationellen Risiken in Anlehnung an den Standardansatz Basel II ermittelt. 
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Im Firmenkundengeschäft liegen die strategischen Ansatzpunkte zur weiteren Ergebnisver-

besserung in der Erhöhung der Marktreichweite (Gewinnung neuer Kunden) und der Steige-

rung der Kundendurchdringung. Schwerpunkte sind das Kreditgeschäft und die Erhöhung 

der Provisionserträge. Letzteres wird durch den verstärkten Absatz derivativer und innovati-

ver Produkte sowie einer weiteren Optimierung in den Preismodellen des Zahlungsverkehrs 

erreicht. 

 

Das Kerngeschäft der Landesbank Berlin und der Berliner Sparkasse wird den positiven 

Trend der vergangenen Jahre fortsetzen. In den nächsten zwei Jahren wird eine Eigenkapi-

talrentabilität von über 20 % erwartet. 

 

Immobilienfinanzierung 

 

Die strategische Ausrichtung in der gewerblichen Immobilienfinanzierung bleibt unverändert 

auf bundesweite Investoren-Finanzierung und innovative Finanzierungsstrukturen ausgerich-

tet. Zur Nutzung zusätzlicher Chancen im Ausland sollen in 2007, neben dem bereits beste-

henden Vertriebsstandort in London, für den Benelux-Markt in Amsterdam sowie für die mit-

tel- und osteuropäischen Wachstumsmärkte in Warschau und Prag weitere Büros eröffnet 

werden. Zielrichtung bleibt die Ausweitung des Immobilienkreditbestandes. Zugleich soll die 

Qualität der Kreditportfolien durch die regionale Diversifizierung und Risikoverteilung weiter 

verbessert werden. Die Eigenkapitalrentabilität soll sich um 15 % bewegen. 

 

Kapitalmarktgeschäft 

 

Im Geschäftbereich Client Business werden die Vertriebsintensivierung mit Banken und an-

deren Finanzdienstleistern sowie die Verzahnung mit unserem Privat-, Firmen- und Immobi-

lienfinanzierungskundengeschäft fortgesetzt. Die Marktposition der LBB-INVEST wird auch 

durch zusätzliche externe Vertriebsvereinbarungen ausgebaut. Der Bereich Treasury und 

Trading setzt auf abgegrenzte kurzfristige Investitionsstrategien, die eine flexible Reaktion 

auf aktuelle Marktentwicklungen ermöglichen. Daneben wird das internationale Geschäft in 

der Zielregion Zentral- und Osteuropa mit dem Schwerpunkt in Handels- und Exportfinanzie-

rungen fortgeführt. Insgesamt werden dadurch die nicht volatilen Erträge im Kapitalmarktge-

schäft ein weiter zunehmendes Gewicht bekommen. Trotzdem bleibt der Ergebnisverlauf 

dieses Geschäftssegments in erheblichem Maße von der Entwicklung der Märkte abhängig, 

so dass hier stärkere Ergebnisschwankungen auftreten können als in den anderen Segmen-
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ten. Es wird daher unverändert eine erzielbare Eigenkapitalrentabilität zwischen 15 % bis 

20 % erwartet. 

 

Soll / Ist-Vergleich 

 

Die Ziele des Konzerns für das Berichtsjahr 2006 wurden in einer Mittelfristplanung be-

schrieben, die auch Teil des Restrukturierungsplanes war, der der Europäischen Kommissi-

on eingereicht wurde und Grundlage der Beihilfegenehmigung war. 

 

Der Konzern hat – wie auch in den Jahren zuvor – die wesentlichen Ziele dieser Planung 

erreicht, unter Berücksichtigung des Ertrages aus der Veräußerung der Berliner Bank sogar 

deutlich übertroffen.  

 

In den Segmenten Private Kunden, Firmenkunden und Immobilienfinanzierungsgeschäft 

wurden die Erwartungswerte für das Jahr 2006 übertroffen. Hingegen hat die Entwicklung an 

den Geld- und Kapitalmärkten zu einer Zielverfehlung im Kapitalmarktgeschäft geführt. 

 

 

Schätzverfahren 

 

Den geschäftlichen Planungen und Prognosen des Konzerns Landesbank Berlin liegen 

volkswirtschaftliche Annahmen über die Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Zinsentwicklung 

zugrunde. Für das Jahr 2007 und den mittelfristigen Planungshorizont bis 2011 erwarten wir 

eine zwar positive, aber im Bundesvergleich unterdurchschnittliche Wirtschaftsentwicklung in 

unserer Kernregion Berlin-Brandenburg. Gleichzeitig gehen wir davon aus, dass die Zins-

strukturkurve im Mittel flacher sein wird als in den letzten Jahren. Basierend auf diesen An-

nahmen zu den Rahmenbedingungen wurden zentrale Eckpunkte festgelegt. Anschließend 

erfolgte eine dezentrale Planung (bottom-up) durch die Geschäftsbereiche. Hierin wurden die 

Ziele hinsichtlich Kunden / Marktstellung, Neugeschäft und Erträge, Risiken geplant und In-

vestitionen und Kosten detailliert. 

 

Mittelfristplanung 
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Die zuvor beschriebene Einschätzung zur weiteren Entwicklung unserer Kerngeschäftsfelder 

basiert auf einer Mittelfristplanung, die bis 2011 reicht. 

 

Der Planung liegen die verabschiedeten Geschäfts- und Risikostrategien zugrunde.  

 

Erstmals wird das Jahr 2007 ein Geschäftsjahr sein, das weitgehend unbeeinflusst bleibt von 

Sondereinflüssen aus Restrukturierungsmaßnahmen. Im operativen Geschäft erwarten wir, 

dass der Wegfall des Berliner Bank Geschäftes weitgehend kompensiert werden kann.  

 

Zusammenfassung / Gesamtaussage 

 

Der Konzern Landesbank Berlin als Teil des Konzerns Landesbank Berlin Holding erzielt 

nach einer erfolgreichen Restrukturierung nachhaltig positive operative Ergebnisse. Die 

Vermögenslage des Konzerns ist geordnet. Die Zahlungsfähigkeit war jederzeit gegeben. 

 

Auf der Basis einer neu geordneten und deutlich vereinfachten Konzernstruktur und den dar-

aus resultierenden Synergien sehen wir es als realistisches Ziel an, auch ohne die im Jahr 

2007 nicht mehr anfallenden Erträge aus der inzwischen veräußerten Berliner Bank, eine 

Eigenkapitalrentabilität10 von über 12 % (nach Rechnungslegung IFRS) im Konzern Landes-

bank Berlin Holding auszuweisen. 

 

Auf dieser stabilen Basis erwarten wir ein moderates, in einzelnen Geschäftsfeldern auch 

signifikantes Ertragswachstum bei demgegenüber nur in geringem Umfang ansteigenden 

Verwaltungsaufwendungen. 

 

                                                
10  Die Eigenkapitalrendite ist der Quotient aus „Operativem Ergebnis“ und „Gebundenem Eigenkapital“. Für den 

Konzern insgesamt wird unter „Gebundenem Eigenkapital“ das Kernkapital gemäß § 10 KWG exklusive der stillen 

Einlagen des Landes Berlin ausgewiesen. 



 
Gewinn- und Verlustrechnung des Konzerns Landesbank Berlin für die Zeit 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Notes Mio. 
�

Mio. 
�

in Mio. � in %

Zinsüberschuss 33 851 273 578 > 100

Zinserträge 33 5.535 2.989 2.546 85

Zinsaufwendungen 33 4.684 2.716 1.968 72

Risikovorsorge im Kreditgeschäft 34 123 80 43 54

Zinsüberschuss nach Risikovorsorge 728 193 535 > 100

Provisionsüberschuss 35 368 300 68 23

Provisionserträge 35 459 356 103 29

Provisionsaufwendungen 35 91 56 35 63

Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen 36 3 0 3 x

Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert
bilanzierten Finanzinstrumenten

37 128 311 -183 -59

Ergebnis aus Finanzanlagen 38 48 -6 54 > 100

Ergebnis aus at Equity bewerteten Anteilen 39 -4 -1 -3 < -100

Sonstiges betriebliches Ergebnis 40 578 88 490 > 100

Verwaltungsaufwendungen 41 1.113 781 332 43

Operatives Ergebnis vor Restrukturierung 736 104 632 > 100

Saldo aus Restrukturierungsaufwendungen und -erträgen 42 35 14 21 > 100

Operatives Ergebnis / Ergebnis vor Steuern 771 118 653 > 100

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 43 245 70 175 > 100

Ergebnis nach Steuern 526 48 478 > 100

Erträge aus Verlustübernahmen 12 0 12 x

Abgeführte Gewinne 473 0 473 x

Konzernjahresüberschuss / -fehlbetrag 65 48 17 35

Konzernfremden Gesellschaftern zustehende Gewinne
 / Verluste

25 -2 27 > 100

Konzernjahresüberschuss /-fehlbetrag der Anteilseigner
des Mutterunternehmens

40 50 -10 -20

Veränderung

Ergebnis je Aktie

01.01. - 
31.12.2006

Konzernjahresüberschuss der Anteilseigner des 
Mutterunternehmens (Mio. ��� 40

Durchschnittliche Anzahl umlaufender Stammaktien (Stück) 936.986.301

Gewinn je Aktie (��� 1) 0,04

1)  verwässertes / unverwässertes Ergebnis
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Bilanz des Konzerns Landesbank Berlin zum 31. Dezember 2006 
 
 

Aktiva Notes 31.12.2006 31.12.2005

Mio. 
�

Mio. 
�

Mio. � in %

Barreserve 10, 45 955 1.224 -269 -22

Forderungen an Kreditinstitute 11, 46 28.365 43.227 -14.862 -34

Forderungen an Kunden 11, 47 50.898 25.199 25.699 > 100

Risikovorsorge 12, 48 -1.825 -2.399 574 24

Positive Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten 14, 49 318 77 241 > 100

Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Vermögenswerte 15, 50 14.652 3.270 11.382 > 100

Finanzanlagen 16, 51 43.538 20.517 23.021 > 100

Nach der Equity-Methode bewertete Anteile 17, 52 74 72 2 3

Immaterielle Vermögenswerte 18, 20, 53 103 0 103 x

Sachanlagen 19, 20, 54 613 177 436 > 100

Investment Properties 22, 55 83 42 41 98

Tatsächliche Ertragsteueransprüche 28, 56 19 12 7 58

Latente Ertragsteueransprüche 28, 56 249 196 53 27

Sonstige Aktiva 57 2.276 43 2.233 > 100

Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte und
Abgangsgruppen

23, 58 110 133 -23 -17

Gesamt 140.428 91.790 48.638 53

 

Passiva Notes 31.12.2006 31.12.2005

Mio. 
�

Mio. 
�

Mio. 
�

in %

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 24, 59 49.408 26.220 23.188 88

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 24, 60 28.367 25.135 3.232 13

Verbriefte Verbindlichkeiten 24, 62 32.358 21.334 11.024 52

Negative Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten 25, 64 1.090 68 1.022 > 100

Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte Verpflichtungen 26, 65 21.434 15.118 6.316 42

Rückstellungen 27, 66 1.399 784 615 78

Tatsächliche Ertragsteuerverpflichtungen 28, 67 64 44 20 45

Latente Ertragsteuerverpflichtungen 28, 67 21 35 -14 -40

Sonstige Passiva 68 1.752 205 1.547 > 100

Zur Veräußerung gehaltenen Abgangsgruppen zugeordnete
Verbindlichkeiten

69 8 100 -92 -92

Nachrangkapital 29, 70 3.328 2.734 594 22

davon: Stille Einlagen 700 1.944 -1.244 -64

Eigenkapital 71 1.199 13 1.186 > 100

Gezeichnetes Kapital 71 1.200 0 1.200 x

Kapitalrücklage 71 498 0 498 x

Gewinnrücklagen 71 -772 -131 -641 <-100

Neubewertungsrücklagen 71 175 81 94 > 100

Rücklage aus Währungsumrechnung 71 1 0 1 x

Anteile im Fremdbesitz 71 97 28 69 > 100

Bilanzgewinn/-verlust 71 0 35 -35 -100

Gesamt 140.428 91.790 48.638 53

Veränderung

Veränderung
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Eigenkapitalspiegel des Konzerns 1) 
�

 
�

�

�

 
 
�

 
�

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
�

�

�

Aufstellung der erfassten Erträge und Aufwendungen 
�

Die direkt im Eigenkapital erfassten Erträge und Aufwendungen umfassen die Veränderungen der Neubewertungsrücklage aus Marktbewertung 

der Available-for-Sale Papiere mit -213 Mio. 

��� �� � �� � 	

-Flow-Hedge-Veränderungen in Höhe von 48 Mio. 

� �
 �� � �� � � �
 ��� 	 �
� �� �

-

mathematischen Gewinne und Verluste aus leistungsorientierten Pensionszusagen und ähnlichen Verpflichtungen von -27 Mio. 

��� �� � � � � � � � � �

Steuern auf direkt mit dem Eigenkapital verrechneten Wertänderungen betragen 88 Mio. 

���  

 

Unter Berücksichtigung des Konzernjahresüberschusses ergibt sich ein Gesamtwert für das Geschäftsjahr in Höhe von -39 Mio. 

��� � � �
 � � � � � � � � � �

auf Anteilseigner des Mutterunternehmens -58 Mio. 

�� � �
 auf Konzernfremde 19 Mio. 

���  

Mio.  

� Gezeichnetes
Kapital Stille Einlagen

Kapital-
rücklage 

Gewinn-
rücklagen

Rücklage aus
Währungs-

umrechnung

Neu-
bewertungs-

rücklagen

Anteile
im 

Fremdbesitz Bilanzgewinn

Eigen-
kapital 

Gesamt

Eigenkapital zum 31.12.2005 (IFRS) 0 0 0 -131 0 81 28 35 13

Umwandlung AöR / AG 800 90 0 0 890

Einbringung / "Eine Bank" 400 0 408 -687 0 178 25 0 324

Eigenkapital zum 01.01.2006 (IFRS) 1.200 0 498 -818 0 259 53 35 1.227

Konzernjahresüberschuss 0 25 40 65

Erfasste Erträge und Aufwendungen -19 -85 -104

Veränderungen im Konsolidierungskreis und 
sonstige Veränderungen 

65 1 1 19 -75 11

Eigenkapital zum 31.12.2006 (IFRS) 1.200 0 498 -772 1 175 97 0 1.199

#BEZUG! #BEZUG! #BEZUG! #BEZUG!

1)  Der Eigenkapitalspiegel ist Bestandteil der Notes.



Kapitalflussrechnung des Konzerns Landesbank Berlin

2006 2005
Mio. 

�
Mio. 

�

Konzernjahresüberschuss 65 48
Im Konzernjahresüberschuss enthaltene zahlungsunwirksame Posten und 0
Überleitung auf den Cash Flow aus operativer Geschäftstätigkeit 0

Abschreibungen, Wertberichtigungen,  Zuschreibungen 192 119
Veränderungen der Rückstellungen (nur Zuführung und Auflösung) 85 -85
Veränderung anderer zahlungsunwirksamer Posten -224 -89
Ergebnis aus der Veräußerung von Finanz-, Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerten -68 -11
Sonstige Anpassungen (per saldo) -562 -950

Zwischensumme -512 -968
Veränderung des Vermögens und der Verbindlichkeiten aus operativer 
Geschäftstätigkeit nach Korrektur um zahlungsunwirksame Bestandteile

Forderungen
an Kreditinstitute -1.938 2.898
an Kunden 326 536

Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Vermögenswerte 2.043 -646
Andere Aktiva aus operativer Geschäftstätigkeit 523 1.400
Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagen der operativen Tätigkeit -19.719 -8.591
Einzahlungen aus der Veräußerung von Finanzanlagen der operativen Tätigkeit 17.497 1.600
Verbindlichkeiten 0

gegenüber Kreditinstituten 4.507 -2.154
gegenüber Kunden 786 -1.197

Verbriefte Verbindlichkeiten -1.214 4.159
Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte Verpflichtungen -3.612 3.735
Andere Passiva aus operativer Geschäftstätigkeit -259 -1.165

Erhaltene Zinsen und Dividenden 5.509 2.393
Gezahlte Zinsen -4.842 -1.995
Ertragsteuerzahlungen 7 -26
Cash Flow aus operativer Geschäftstätigkeit -898 -21
Einzahlungen aus der Veräußerung von

Finanzanlagen der Investitionstätigkeit 347 0
Sachanlagen 270 188
Immaterielle Vermögenswerte 6 20

Auszahlungen für den Erwerb von 0
Finanzanlagen der Investitionstätigkeit -322 -40
Sachanlagen -44 -7
Immaterielle Vermögenswerte -23 0

Effekte aus der Veränderung des Konsolidierungskreises 0
Einzahlungen aus der Veräußerung von konsolidierten Unternehmen
nach Abzug des übertragenden Zahlungsmittelbestands

491 0

Auszahlungen für den Erwerb von konsolidierten Unternehmen
nach Abzug des übertragenden Zahlungsmittelbestands

0 0

Mittelveränderung aus sonstiger Investitionstätigkeit 0 0
Cash Flow aus Investitionstätigkeit 725 161
Einzahlungen aus Kapitalerhöhungen 0 0
Abgeführte Gewinne -102 -68
Mittelzuflüsse aus Nachrangkapital -8 0
Mittelabflüsse aus Nachrangkapital 14 0
Mittelveränderung aus sonstiger Finanzierungstätigkeit 0 0
Cash Flow aus Finanzierungstätigkeit -96 -68

Zahlungsmittelbestand zum Beginn der Vorperiode 1.224 1.152
Cash Flow aus operativer Tätigkeit -898 -21
Cash Flow aus Investitionstätigkeit 725 161
Cash Flow aus Finanzierungstätigkeit -96 -68
Wechselkurs-, konsolidierungskreis- und bewertungsbedingte

Änderungen des Finanzmittelfonds 0 0
Zahlungsmittelbestand zum Ende der Periode 955 1.224
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Die Kapitalflussrechnung informiert über Stand und Entwicklung der Zahlungsmittel der 

Bank, getrennt nach den Bereichen operative Geschäftstätigkeit, Investitionstätigkeit und 

Finanzierungstätigkeit. 

 

Die Vorjahreszahlen sind aufgrund der Veränderungen des Konsolidierungskreises nur 

bedingt vergleichbar. 

 

Der Cash Flow aus operativer Geschäftstätigkeit wird ausgehend vom Jahresüberschuss 

nach der indirekten Methode dargestellt. Die Zahlungsströme aus operativer 

Geschäftstätigkeit umfassen im Wesentlichen die Zahlungsströme aus Forderungen und 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten und Kunden, aus Verbrieften Verbindlichkeiten 

und Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten Vermögenswerte und Verpflichtungen, aus 

Finanzanlagen, die dem operativen Geschäft zugeordnet werden sowie aus 

Zahlungsströmen für gezahlte und erhaltene Zinsen. Hierin enthalten sind insbesondere die 

Zins- und Dividendenerträge, die Zinsaufwendungen und die Ertragsteueraufwendungen. 

 

Der Cash Flow aus Investitionstätigkeit resultiert im Wesentlichen aus Ein- und 

Auszahlungen im Zusammenhang mit der Veräußerung oder dem Erwerb von 

Finanzanlagen, Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerten sowie aus Änderungen 

des Konsolidierungskreises. 

 

In der Mittelveränderung aus der Finanzierungstätigkeit werden neben den Beziehungen 

zu den Eigenkapitalgebern auch die Veränderungen der nachrangigen Verbindlichkeiten 

berücksichtigt.  

 

Der ausgewiesene Zahlungsmittelbestand umfasst die Barreserve, die sich aus dem 

Kassenbestand, dem Guthaben bei Zentralnotenbanken sowie den Schuldtiteln öffentlicher 

Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung bei Zentralnotenbanken zugelassen sind, 

zusammensetzt. 
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Der verringerte Cash Flow aus Investitionstätigkeit betrifft im Wesentlichen die veränderte 

Zuordnung der Schuldverschreibungen und Aktien nach IAS/IFRS zur operativen 

Geschäftstätigkeit. Aus der Finanzierungstätigkeit ist nur ein geringfügig erhöhter Cash Flow 

zu verzeichnen. Weitere Veränderungen ergeben sich aus dem veränderten 

Konsolidierungskreis. 

 

Insgesamt sind die Unterschiede in den Zahlungsmittelbeständen gering. 

 

Überleitung der Kapitalflussrechnung
(in Mio. ���

HGB Überleitung IFRS
2005 2005

Konzernjahresüberschuss 22 26 48
+ / - Cash Flow aus operativer Geschäftstätigkeit -144 123 -21
+ / - Cash Flow aus Investitionstätigkeit 306 -145 161
+ / - Cash Flow aus Finanzierungstätigkeit -89 21 -68
Zahlungswirksame Veränderung der flüssigen Mittel 73 -1 72
Zahlungsmittelbestand zum Ende der Vorperiode 1.151 1 1.152
Zahlungsmittelbestand zum Ende der Periode 1.224 0 1.224
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1 Allgemeine Offenlegungspflichten in den Notes 
 

Die Landesbank Berlin AG ist Muttergesellschaft  für den Konzern Landesbank Berlin. 

 

Die Erstellung des Konzernabschlusses der Landesbank Berlin für das Geschäftsjahr 2006 

erfolgt in Übereinstimmung mit den in der EU geltenden International Financial Reporting 

Standards (IFRS) und den ergänzend nach § 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden handels-

rechtlichen Vorschriften. 

 

Die im Rahmen der Bilanzierung nach IFRS notwendigen Schätzungen und Beurteilungen 

erfolgen im Einklang mit dem jeweiligen Standard, werden fortlaufend neu überprüft und ba-

sieren auf historischen Erfahrungen und weiteren Faktoren, einschließlich Erwartungen hin-

sichtlich zukünftiger Ereignisse, die unter den gegebenen Umständen vernünftig erscheinen. 

Sofern Schätzungen in größerem Umfang erforderlich waren, werden die getroffenen An-

nahmen bei der Erläuterung der entsprechenden Bilanzposten im Folgenden dargelegt. 

 

Darüber hinaus wurden die vom Deutschen Standardisierungsrat (DRS) verabschiedeten 

und vom Bundesministerium der Justiz gemäß § 342 Abs. 2 HGB bis 31. Dezember 2006 

bekannt gemachten Deutschen Rechnungslegungsstandards DRS 2, 2-10, 3, 3-10, 5, 5-10 

und 15 beachtet. 

 

Eine Übersicht der angewandten IFRS ist im Abschnitt „Angewandte IFRS-, IAS-, SIC-, 

IFRIC- und DRS-Vorschriften“ enthalten. 

 

Der Konzernabschluss umfasst neben der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung und der 

Konzernbilanz als weitere Komponenten die Entwicklung des Eigenkapitals, eine Kapital-

flussrechnung und den Anhang (Notes). Die Segmentberichterstattung wird als Bestandteil 

der Notes dargestellt.  

 

Des Weiteren erstellt und veröffentlicht die Bank einen Konzernlagebericht nach § 315a HGB 

in Verbindung mit §§ 315 und 340k HGB, hierbei wurden zusätzlich die DRS 2, 2-10, 3, 3-10, 

5, 5-10 und 15 berücksichtigt. Für eine Beschreibung der Risiken der künftigen Entwicklung 

verweisen wir auf den Risikobericht (als Teil des Konzernlageberichts). 

 

Alle Beträge werden, sofern nicht besonders darauf hingewiesen wird, in Millionen Euro 

(Mio. €) angegeben. 
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2 Grundsätze der Rechnungslegung im Konzern 

 

Der Konzernabschluss 2006 der Landesbank Berlin steht im Einklang mit den IFRS. 

 

Die Bilanzierung und Bewertung wurde unter der Annahme der Unternehmensfortführung 

(going concern) vorgenommen. Erträge und Aufwendungen werden zeitanteilig abgegrenzt 

und in der Periode erfolgswirksam erfasst, der sie wirtschaftlich zuzurechnen sind. 

 

Die wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, die bei der Erstellung des vorlie-

genden Konzernabschlusses angewandt wurden, sind im Folgenden dargestellt. Die be-

schriebenen Methoden wurden einheitlich und stetig auf die dargestellten Berichtsperioden 

angewandt, sofern nichts anderes angegeben wurde. 

 

Die Umrechnung von Vermögenswerten und Verbindlichkeiten, die auf Fremdwährung lau-

ten, sowie die Umrechnung von Jahresabschlüssen ausländischer Einheiten erfolgt gemäß 

IAS 21. Nähere Informationen hierzu befinden sich im Abschnitt „Währungsumrechnung“. 

 

Die erstmalige Bewertung sämtlicher Finanzinstrumente erfolgt bei Zugang zu Anschaf-

fungskosten, die dem beizulegenden Zeitwert der hingegebenen oder erhaltenen Gegenleis-

tung entsprechen. Die Folgebewertung von Finanzinstrumenten richtet sich nach deren Ka-

tegorisierung. Die Bilanzierung aller Kategorien von Finanzinstrumenten erfolgt grundsätzlich 

zum Handelstag (Trade Date Accounting). 

 

Die finanziellen Vermögenswerte und finanziellen Verbindlichkeiten werden in folgende Ka-

tegorien eingeteilt: 

 

Aktiva 

• Kredite und Forderungen (Loans and Receivables), 

• Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte Vermögenswerte (Financial Assets at 

Fair Value through Profit or Loss), 

- Handelsaktiva (Held for Trading), 

- Zum Zeitwert designierte Vermögenswerte (Fair Value-Option), 

• Zur Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte (Available for Sale), 
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Passiva 

• Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte Verpflichtungen (Financial Liabilities at 

Fair Value through Profit or Loss), 

- Handelspassiva (Held for Trading), 

- Zum Zeitwert designierte Verpflichtungen (Fair Value-Option), 

• Sonstige finanzielle Verbindlichkeiten (Other Liabilities). 

 

Der Konzern rechnet Verbindlichkeiten mit Forderungen auf, soweit die Aufrechnungslage 

gegeben ist.  

 

Für die Bilanzierung von derivativen Sicherungsinstrumenten finden die detaillierten Vor-

schriften des IAS 39 Anwendung.  

 

 

Bewertungsgrundsätze 

 

Die Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage im Konzernabschluss ist von An-

satz- und Bewertungsmethoden sowie von Annahmen und Schätzungen abhängig, die als 

Grundlage für die Aufstellung des Konzernabschlusses verwendet wurden.  

 

Sind für die Bilanzierung und Bewertung nach IAS/IFRS Annahmen und Schätzungen erfor-

derlich, haben wir diese in Übereinstimmung mit den jeweiligen Standards vorgenommen.  

 

Die nachstehend aufgeführten wesentlichen Annahmen und Schätzungen sowie die mit den 

gewählten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden verbundenen Unsicherheiten sind ent-

scheidend für das Verständnis der zu Grunde liegenden Risiken der Finanzberichterstattung 

sowie der Auswirkungen, die diese Schätzungen, Annahmen und Unsicherheiten auf den 

Konzernabschluss haben können. 

 

Die Annahmen und Schätzungen basieren auf historischen Erfahrungen, anderen Faktoren 

wie Planungen und – nach heutigem Ermessen – wahrscheinlichen Erwartungen oder Prog-

nosen zukünftiger Ereignisse. 

 

Geschäfts- und Firmenwerte 

 

Bilanzierte Geschäfts- und Firmenwerte werden gemäß Standard nicht planmäßig abge-

schrieben, sondern auf vorliegende Wertminderungen untersucht (Impairmenttest). Ein Im-
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pairmenttest wird mindestens jährlich durchgeführt und zusätzlich immer dann, wenn Anzei-

chen für Wertminderungen vorliegen. 

 

Wertminderungen des Geschäfts- und Firmenwerts werden – gemäß Standard - nicht rück-

gängig gemacht.  

 

Wertminderungen immaterieller Vermögenswerte und von Vermögenswerten des Sachanla-

gevermögens werden durch den Vergleich des Buchwertes mit dem erzielbaren Betrag er-

mittelt. An jedem Abschlussstichtag wird überprüft, ob Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 

ein Vermögenswert möglicherweise wertgemindert ist. Wenn ein solcher Anhaltspunkt vor-

liegt, ist der erzielbare Betrag des Vermögenswertes zu bestimmen. Soweit die Gründe für 

zuvor erfasste Wertminderungen entfallen sind, werden diese Vermögenswerte zugeschrie-

ben. Es ist jedoch höchstens bis zu dem Betrag zuzuschreiben, der sich als fortgeführter 

Buchwert ergeben hätte. 

 

Vermögenswerte des Sachanlagevermögens und Immaterielle Vermögenswerte 

 

Die Bilanzierung von Vermögenswerten des Sachanlagevermögens und von Immateriellen 

Vermögenswerten ist mit Schätzungen zur Ermittlung des beizulegenden Zeitwertes zum 

Erwerbszeitpunkt verbunden. Dies gilt für solche Vermögenswerte, die im Rahmen eines Un-

ternehmenszusammenschlusses erworben wurden. Ferner ist die erwartete  

Nutzungsdauer der Vermögenswerte zu schätzen. Die Ermittlung der beizulegenden Zeitwer-

te von Vermögenswerten und Schulden sowie der Nutzungsdauern der Vermögenswerte ba-

sieren auf Beurteilungen des Managements, die in Übereinstimmung mit den Standards auf 

Basis aller verfügbaren Informationen getroffen wurden. 

 

Im Rahmen der Ermittlung der Wertminderung von Vermögenswerten des Sachanlagever-

mögens und von Immateriellen Vermögensgegenständen werden auch Schätzungen vorge-

nommen, die sich unter anderem auf Ursache, Zeitpunkt und Höhe der Wertminderung be-

ziehen. Die Identifizierung von Anhaltspunkten, die auf eine Wertminderung hindeuten, die 

Schätzung von künftigen Cash-Flows sowie die Ermittlung der beizulegenden Zeitwerte von 

Vermögenswerten (oder von Gruppen von Vermögenswerten) sind mit wesentlichen Ein-

schätzungen verbunden, die das Management hinsichtlich der Identifizierung und Überprü-

fung von Anzeichen für eine Wertminderung, der erwarteten Cash-Flows, der zutreffenden 

Abzinsungssätze, der jeweiligen Nutzungsdauern sowie der Restwerte zu treffen hat.  
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Eine Wertminderung basiert auf einer Vielzahl von Faktoren. Grundsätzlich werden Ände-

rungen der gegenwärtigen Wettbewerbsbedingungen, Erwartungen bezüglich des Wachs-

tums, Erhöhungen der Kapitalkosten, Änderungen der künftigen Verfügbarkeit von Finanzie-

rungsmitteln, technologische Veralterung, die Einstellung von Dienstleistungen, aktuelle 

Wiederbeschaffungskosten und sonstige das Umfeld betreffende Änderungen, die auf eine 

Wertminderung hindeuten, berücksichtigt. Der erzielbare Betrag und die beizulegenden 

Zeitwerte werden in der Regel unter Anwendung der „Discounted Cash-Flow“-Methode er-

mittelt, in die angemessene Annahmen von Marktteilnehmern einfließen.  

 

Für die zum Zeitwert bilanzierten Vermögenswerte und Verpflichtungen ergeben sich keine 

Bewertungsunsicherheiten, da i.d.R. Börsenkurse zur Bewertung herangezogen wurden. Wo 

diese nicht zur Verfügung stehen, werden interne Bewertungsmodelle mit aktuellen Marktpa-

rametern herangezogen. 

 

Wertberichtigung auf Forderungen und Rückstellungen im Kreditgeschäft (Risikovorsorge) 

 

Unsicherheiten im Rahmen der Bewertung von Risiken im Kreditgeschäft resultieren der Hö-

he und dem Grunde nach überwiegend aus Annahmen und Einschätzungen von Entschei-

dungsträgern. Getroffene Annahmen und Einschätzungen betreffen unter anderem die aktu-

elle und zukünftige gesamtwirtschaftliche Entwicklung, insbesondere der Wirtschaftsregion 

Berlin-Brandenburg, sowie die wirtschaftliche Entwicklung einzelner Kreditnehmer. Weiterhin 

werden die historischen und aktuellen Entwicklungen der Verwertungserlöse gestellter Kre-

ditsicherheiten, unterstellte Verwertungsperioden sowie abschließende Kreditausfallquoten 

unter Berücksichtigung von Struktur und Qualität der bankeigenen Kreditportfolien berück-

sichtigt. 

 

Rückstellungen und Eventualschulden 

 

Rückstellungen werden erfasst, wenn der Konzern aus einem Ereignis der Vergangenheit 

eine gegenwärtige Verpflichtung hat, die wahrscheinlich zu einem Abfluss von wirtschaftlich 

nutzbaren Ressourcen führt. Die Verpflichtung ist bezüglich ihrer Fälligkeit und ihrer betragli-

chen Höhe ungewiss. Die Ermittlung von Rückstellungen erfolgt auf Basis der bestmöglichen 

Schätzung. Langfristige Rückstellungen werden abgezinst. 

 

Ansatz und Bewertung der Rückstellungen im Zusammenhang mit anhängigen Rechtsstrei-

tigkeiten sind in erheblichem Umfang mit Einschätzungen durch den Konzern verbunden. So 

beruht die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit, dass ein anhängiges Verfahren Erfolg hat  
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oder eine Verbindlichkeit entsteht, bzw. die Quantifizierung der möglichen Höhe der Zah-

lungsverpflichtung auf der Einschätzung der jeweiligen Situation. Für Verbindlichkeiten wer-

den Rückstellungen gebildet, wenn Verluste aus schwebenden Geschäften drohen, ein Ver-

lust wahrscheinlich ist und dieser Verlust verlässlich geschätzt werden kann. Wegen der mit 

dieser Beurteilung verbundenen Unsicherheiten können die tatsächlichen Verluste gegebe-

nenfalls von den ursprünglichen Schätzungen und damit von dem Rückstellungsbetrag ab-

weichen. Zudem ist die Ermittlung von Rückstellungen für Steuern und Rechtsrisiken mit er-

heblichen Schätzungen verbunden.  

 

Die Bewertung der Pensionsrückstellungen beruht auf dem in IAS 19 vorgeschriebenen An-

wartschafts-Barwertverfahren für leistungsorientierte Altersversorgungspläne. Der bilanziel-

len Bewertung der Verpflichtung liegen verschiedene Schätzannahmen zu Grunde. Dabei 

sind insbesondere Annahmen über den langfristigen Gehalts- und Rentenentwicklungstrend 

sowie die durchschnittliche Lebenserwartung getroffen worden. Die Annahmen zum Gehalts- 

und Rententrend stützen sich auf in der Vergangenheit beobachteten Entwicklungen und be-

rücksichtigen die Arbeitsmarktentwicklungen. Basis für die Schätzung der durchschnittlichen 

Lebenserwartungen bilden anerkannte biometrische Rechnungsgrundlagen (Richttafeln von 

Prof. Dr. Klaus Heubeck).  

 

Die erwartete langfristige Entwicklung des vorhandenen Planvermögens wird in Abhängigkeit 

der Fondsstruktur unter Berücksichtigung historischer Erfahrungswerte festgelegt. 

 

Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte und zugrunde gelegte Verbindlich-

keiten 

 

Diese Vermögenswerte werden mit ihrem jeweiligen Buchwert oder mit dem niedrigeren bei-

zulegenden Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten bewertet und werden als „zur Veräuße-

rung gehaltene langfristige Vermögenswerte“ klassifiziert. Diese Vermögenswerte werden 

nicht mehr planmäßig abgeschrieben. Wertminderungen werden für diese Vermögenswerte 

grundsätzlich nur dann erfasst, wenn der beizulegende Zeitwert abzüglich Veräußerungskos-

ten unterhalb des Buchwertes liegt. Im Fall einer späteren Erhöhung des beizulegenden 

Zeitwertes abzüglich Veräußerungskosten ist die zuvor erfasste Wertminderung rückgängig 

zu machen. Die Zuschreibung ist auf die zuvor für die betreffenden Vermögenswerte erfass-

ten Wertminderungen begrenzt. Die zugeordneten Verbindlichkeiten sind mit den dafür an-

zusetzenden Zahlungsverpflichtungen bewertet. 
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Ertragsteuern 

 

Die Bilanzierung und Bewertung von Ertragsteuern erfolgt gemäß IAS 12. Latente Steuern 

werden bis auf wenige im Standard festgelegte Ausnahmen für alle temporären Differenzen 

zwischen den Wertansätzen nach IFRS und den Steuerwerten gebildet (bilanzorientiertes 

Vorgehen). Latente Steueransprüche auf Grund von ungenutzten steuerlichen Verlustvorträ-

gen werden angesetzt, soweit mit ihrer Nutzung innerhalb der nächsten fünf Jahre zu rech-

nen ist.  

 

Die Konzeption beruht auf der Darstellung zukünftiger Steueransprüche bzw. Steuerver-

pflichtungen (Liability-Methode). Ihre Berechnung erfolgt gemäß IAS 12.47 mit den zum Zeit-

punkt der Aufstellung geltenden Steuersätzen.  

 

Zur Beurteilung der Frage, ob latente Steueransprüche aus steuerlichen Verlustvorträgen 

nutzbar, d. h. werthaltig sind, wird auf die Ergebnisplanungen der Gesellschaft sowie konkre-

te umsetzbare Steuerstrategien zurückgegriffen. 
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3 Besonderheiten der erstmaligen IFRS-Anwendung 

Die Landesbank Berlin stellt erstmalig zum 31. Dezember 2006 einen Konzernabschluss 

nach den Regelungen der IFRS auf. Die Überleitung der Rechnungslegung von HGB auf 

IFRS erfolgte in Übereinstimmung mit den Vorschriften des IFRS 1. 

Die wesentlichen Unterschiede zu den Wertansätzen nach IFRS sind in den jeweiligen Notes 

dargestellt. 

Der Konzern hat eine Eigenkapitalüberleitung zum Zeitpunkt des Übergangs auf IFRS 

(1. Januar 2005) und zum Zeitpunkt der letztmaligen Aufstellung eines verpflichtenden HGB-

Konzernabschlusses (31. Dezember 2005) entsprechend IFRS 1.39 (a) vorgelegt. Des Wei-

teren wurde entsprechend IFRS 1.39 (b) das Jahresergebnis, das im letzten Abschluss 2005 

nach HGB ausgewiesen wurde, auf das Jahresergebnis nach IFRS übergeleitet. Die Überlei-

tungen sind in der Note „Überleitungsrechnung HGB / IFRS“ wiedergegeben. Eine Erläute-

rung der wesentlichen Anpassungen der Kapitalflussrechnung erfolgt im Anschluss an die 

Kapitalflussrechnung. 

Im Rahmen der erstmaligen IFRS Anwendung hat die Landesbank Berlin die nachfolgenden 

Befreiungen gemäß IFRS 1.13 in Anspruch genommen:  

Unternehmenszusammenschlüsse, die vor dem Zeitpunkt des Übergangs auf IFRS 

stattfanden, werden nicht rückwirkend nach IFRS 3 bilanziert. Anpassungen der Ge-

schäfts- oder Firmenwerte in der IFRS-Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2005 waren 

nicht erforderlich.  

Für die nach IAS 16 und IAS 40 zu bilanzierenden Immobilien wurden in der IFRS-

Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2005 die Buchwerte angesetzt, die zum Zeitpunkt des Über-

gangs des Mutterunternehmens (Landesbank Berlin Holding AG) auf IFRS im Konzernab-

schluss angesetzt worden wären (IFRS 1.24). Die Folgebewertung erfolgt jeweils zu fortge-

führten Anschaffungskosten. Im Einzelnen dazu siehe die Notespassagen zu „Sachanlagen“ 

und „Investment Properties“. 

Die aus der erstmaligen Anwendung von IFRS sich ergebenden Unterschiedsbeträge der 

Vermögenswerte und Verpflichtungen gegenüber HGB wurden im Eigenkapital (Gewinnrück-

lagen bzw. Erstanwendungsrücklage) erfasst. Der Konzern wendet die Vorschriften nach 

IFRS 1.21 ff. an, wonach angenommen wird, dass die Währungsumrechnungsdifferenzen für 

ausländische Geschäftsbetriebe im Zeitpunkt des Überganges auf IFRS Null betragen. Die 

kumulierten Fair Value-Änderungen von Finanzinstrumenten der Kategorie Available for Sale 
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wurden zum Zeitpunkt der vollständigen Anwendung von IAS 39 (1. Januar 2005) in der 

Neubewertungsrücklage erfasst. 
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4 Angewandte IFRS-, IAS-, SIC-, IFRIC- und DRS-Vorschriften 
 

Bei der Bilanzierung und Bewertung wendet der Konzern Landesbank Berlin grundsätzlich 

alle gültigen Standards an.  

 

Der Konzernabschluss 2006 basiert auf dem IASB-Rahmenkonzept und auf den folgenden 

relevanten IAS (International Accounting Standards) / IFRS (International Financial Reporting 

Standards): 

 

Norm Titel Stand/letzte Tag der Erst-

anwendung 

IAS 1 Darstellung des Abschlusses rev. 2003 01.01.2005 

IAS 7 Kapitalflussrechnungen rev. 1992 01.01.1994 

IAS 8 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, Änderungen von 

Schätzungen und Fehler 
rev. 2003 01.01.2005 

IAS 10 Ereignisse nach dem Bilanzstichtag rev. 2003 01.01.2005 

IAS 12 Ertragsteuern rev. 2000 01.01.2001 

IAS 14 Segmentberichterstattung rev. 1997 01.07.1998 

IAS 16 Sachanlagen rev. 2003 01.01.2005 

IAS 17 Leasingverhältnisse rev. 2003 01.01.2005 

IAS 18 Erträge rev. 1993 / 

Dez. 1998 
01.01.2001 

IAS 19 Leistungen an Arbeitnehmer rev. 2002 / 

Dez. 2004 
01.01.2005 

IAS 21 Auswirkungen von Änderungen der Wechselkurse rev. 2003 01.01.2005 

IAS 23 Fremdkapitalkosten 1993 01.01.1995 

IAS 24 Angaben über Beziehungen zu nahe stehenden Unter-

nehmen und Personen 
rev. 2003 01.01.2005 

IAS 27 Konzern- und separate Einzelabschlüsse nach IFRS rev. 2003 01.01.2005 

IAS 28 Anteile an assoziierten Unternehmen rev. 2003 01.01.2005 

IAS 30 Angaben im Abschluss von Banken und ähnlichen Finanz-

institutionen 

1991 / 

Dez. 1998 
01.01.2001 

IAS 31 Anteile an Joint Ventures rev. 2003 01.01.2005 

IAS 32 Finanzinstrumente: Darstellung rev. 2003 01.01.2005 

IAS 33 Ergebnis je Aktie rev. 2003 01.01.2005 

IAS 36 Wertminderung von Vermögenswerten rev. 2004 31.03.2004 

IAS 37 Rückstellungen, Eventualschulden und Eventualforderun-

gen 
1998 01.07.1999 

IAS 38 Immaterielle Vermögenswerte rev. 2004 31.03.2004 

89



IAS 39 Finanzinstrumente: Ansatz und Bewertung rev. 2004 / 

18.08.2005 

IAS 40 Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien rev. 2003 01.01.2005 

IFRS 1 Erstmalige Anwendung der International Financial Repor-

ting Standards 
rev. 2004 01.01.2004 

IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse  rev. 2004 31.03.2004 

IFRS 4 Versicherungsverträge 2004 / 

18.08.2005 
01.01.2006 

IFRS 5 Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte 

und aufgegebene Geschäftsbereiche 
2004 01.01.2005 

 

Nicht berücksichtigt werden IAS 2, 11, 20, 26, 29, 34, und 41 sowie IFRS 2 und 6 da sie für 

die Landesbank Berlin nicht einschlägig oder im Konzernabschluss nicht anzuwenden sind.  

 

Auf eine vorzeitige Anwendung der Regelungen des IFRS 7 Finanzinstrumente: Angaben 

wurde verzichtet. IFRS 7 ist verpflichtend für Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach 

dem 1. Januar 2007 beginnen. Die Anwendung des IFRS 7 in der nachfolgenden Periode 

wird keine materiellen Auswirkungen haben. 

 

Neben den aufgeführten Standards werden im Konzernabschluss die folgenden Interpretati-

onen des International Financial Reporting Interpretations Commitee (IFRIC) und Standing 

Interpretations Commitee (SIC) beachtet: 

 

Norm Titel Bezug 

zu IAS 

Stand Tag der Erst-

anwendung 

SIC-12  Konsolidierung – Zweckgesellschaften IAS 27 1998 01.07.1999 

SIC-15  Operating-Leasingverhältnisse – Anreizverein-

barungen 

IAS 17 
1998 01.01.1999 

SIC-21  Ertragsteuern – Realisierung von neubewerte-

ten, nicht planmäßig abzuschreibenden Vermö-

genswerten 

IAS 12 

1999 15.07.2000 

SIC-25  Ertragsteuern – Änderungen im Steuerstatus 

eines Unternehmens oder seiner Anteilseigner 

IAS 12 
1999 15.07.2000 

SIC-27  Beurteilung des wirtschaftlichen Gehalts von 

Transaktionen in der rechtlichen Form von Lea-

singverhältnissen 

IAS 1, 

17, 18 2000 31.12.2001 

IFRIC 4 Feststellung, ob eine Vereinbarung ein Leasing-

verhältnis enthält 

IAS 8, 

16, 17, 

38 

2004 01.01.2006 
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Die Interpretationen der SIC 7, 10, 13, 29, 31 und 32 beziehungsweise IFRIC 1, 2, 5, 6, 7, 8, 

10, 11 und 12 waren für den Konzernabschluss nicht einschlägig und daher nicht zu berück-

sichtigen. 

 

Auf eine vorzeitige Anwendung der IFRIC 9 Neubeurteilung eingebetteter Derivate wurde 

verzichtet. IFRIC 9 ist verpflichtend für Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 

1. Juni 2006 beginnen. Die Anwendung des IFRIC 9 in der nachfolgenden Periode wird keine 

materiellen Auswirkungen haben. 

 

Darüber hinaus wurden im vorliegenden Konzernabschluss die folgenden vom Deutschen 

Standardisierungsrat (DSR) verabschiedeten und vom Bundesministerium der Justiz ge-

mäß § 342 Abs. 2 HGB bis 31. Dezember 2006 bekannt gemachten Deutschen Rech-

nungslegungs Standards (DRS) beachtet: 

 

DRS 2 Kapitalflussrechnung 

DRS 2-10 Kapitalflussrechnung von Kreditinstituten 

DRS 3 Segmentberichterstattung 

DRS 3-10 Segmentberichterstattung von Kreditinstituten 

DRS 5 Risikoberichterstattung 

DRS 5-10 Risikoberichterstattung von Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten 

DRS 15 Lageberichterstattung 
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5 Konsolidierungsgrundsätze  
 

Der Konzernabschluss der Landesbank Berlin wird gemäß IAS 27.28 nach konzerneinheitli-

chen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden aufgestellt.  

 

Der Konzernabschluss enthält grundsätzlich alle Unternehmen, die vom Konzern direkt oder 

indirekt beherrscht werden. Unternehmen, die trotz Stimmrechtsmehrheit als nicht be-

herrschte Unternehmen eingestuft werden bzw. Unternehmen, die ohne Stimmrechtsmehr-

heit als beherrschte Unternehmen eingestuft werden, sind in der Anteilsbesitzliste kenntlich 

gemacht. 

 

Gemäß der vom International Financial Reporting Interpretations Committee (IFRIC) veröf-

fentlichten Interpretation SIC-12 sind Zweckgesellschaften (SPV) unter bestimmten Voraus-

setzungen zu konsolidieren. Dies trifft insbesondere auf Spezialfonds und ABS-

Konstruktionen zu, die im Einzelnen in Abschnitt „Konsolidierungskreis“ dargestellt sind. 

 

Im Rahmen der Kapitalkonsolidierung werden Vermögenswerte bzw. Schulden und Eventu-

alschulden des erworbenen Unternehmens mit ihrem beizulegenden Zeitwert zum Erwerbs-

zeitpunkt vollständig neu bewertet. Positive Unterschiedsbeträge zwischen den Anschaf-

fungskosten des Unternehmenszusammenschlusses und dem Nettowert der Vermögenswer-

te und Schulden werden als Geschäfts- und Firmenwert aktiviert. Erwerbe von Minderheiten-

anteilen werden genauso abgebildet (Modified Parent Company Model). In den Folgejahren 

wird der Geschäfts- und Firmenwert zu Anschaffungskosten fortgeführt und jährlich einem 

Impairmenttest unterzogen. Impairments werden im „Sonstigen betrieblichen Aufwand“ aus-

gewiesen. Negative Unterschiedsbeträge werden nach erneuter Überprüfung der Bewertung 

der Vermögenswerte bzw. Schulden und Eventualschulden ergebniswirksam in der Gewinn- 

und Verlustrechnung zusammen mit Entkonsolidierungserfolgen im „Sonstigen betrieblichen 

Ergebnis“ vereinnahmt. 

 

Alle vollkonsolidierten Tochterunternehmen haben ihren Jahresabschluss zum Stichtag  

31. Dezember 2006 aufgestellt. Fonds und SPV´s, die einen abweichenden Bilanzstichtag 

verwenden, haben zum Stichtag 31. Dezember 2006 jeweils geprüfte Meldungen aufgelie-

fert. 

 

Nichtkonsolidierte Tochterunternehmen werden grundsätzlich als Available for Sale kategori-

siert und gemäß IAS 39.46 mit dem beizulegenden Zeitwert bewertet sowie in den Finanzan-

lagen ausgewiesen. Sofern kein auf einem aktiven Markt notierter Preis vorliegt und der bei-
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zulegende Zeitwert nicht verlässlich ermittelt werden kann, erfolgt die Bewertung gemäß IAS 

39.46 (c) zu Anschaffungskosten. 

 

Gemeinschaftsunternehmen, bei denen eine vertragliche Vereinbarung besteht, in der zwei 

oder mehr Parteien eine wirtschaftliche Tätigkeit durchführen, die einer gemeinschaftlichen 

Führung unterliegt, werden gem. IAS 31.38 At Equity bewertet und in einem gesonderten 

Bilanzposten ausgewiesen. 

 

Ein assoziiertes Unternehmen ist ein Unternehmen, auf welches der Konzern durch die Mög-

lichkeit der Mitwirkung an dessen finanz- und geschäftspolitischen Entscheidungsprozessen 

maßgeblichen Einfluss nehmen kann und das weder ein Tochterunternehmen noch ein Ge-

meinschaftsunternehmen des Konzerns darstellt. 

 

Unternehmen, die trotz eines Beteilungsverhältnisses von mehr als 20% nicht als assoziier-

tes Unternehmen eingestuft sind, und Unternehmen, die trotz eines Beteiligungsverhältnis-

ses von unter 20 % als assoziiertes Unternehmen eingestuft werden, sind in der Anteilsbe-

sitzliste kenntlich gemacht. 

 

Assoziierte Unternehmen werden grundsätzlich nach der Equity-Methode bewertet. Der An-

teil des Konzerns an ergebnisneutralen Eigenkapitalveränderungen der assoziierten Unter-

nehmen wird unmittelbar im Eigenkapital des Konzerns ausgewiesen. Gewinne und Verluste 

der assoziierten Unternehmen werden anteilig unter dem „Ergebnis aus nach der Equity-

Methode bewerteten Anteilen“ erfasst. 

 

Die ergebniswirksame bzw. ergebnisneutrale Fortschreibung des Equity-Buchwertes erfolgt 

grundsätzlich auf der Basis geprüfter Abschlüsse, die in Überleitungsrechnungen an die kon-

zerneinheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden angepasst werden. Nicht nach 

der Equity-Methode bewertete Anteile an assoziierten Unternehmen werden nach IAS 39 

bewertet.  

 

Anteile an Tochterunternehmen und assoziierten Unternehmen, die zum Verkauf vorgesehen 

sind, werden nach IFRS 5 bewertet und gesondert ausgewiesen. 

 

Im Abschnitt „Erläuterungen zur Bilanz“ sind zusammengefasste Finanzinformationen über 

assoziierte Unternehmen aufgeführt. 
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Die Abschlüsse der in den Konzernabschluss einbezogenen Gemeinschaftsunternehmen 

und nach der Equity-Methode bewerteten assoziierten Unternehmen sind grundsätzlich auf 

den 31. Dezember 2006 aufgestellt. Bei Unternehmen, die ihre Abschlüsse nicht zum 

31. Dezember 2006 aufgestellt haben, werden wesentliche Geschäftsvorfälle im Konzernab-

schluss berücksichtigt. Auf die Einbeziehung vom Bilanzstichtag des Konzerns abweichen-

der Abschlüsse wird in der Anteilsbesitzliste hingewiesen. 

 

Konzerninterne Forderungen und Schulden sowie die aus dem konzerninternen Finanz- und 

Leistungsverkehr stammenden Aufwendungen und Erträge sowie Zwischenergebnisse wer-

den gemäß IAS 27.24 ff. bzw. IAS 28.20 ff. eliminiert.  
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6 Konsolidierungskreis 
 

In den Konzernabschluss zum 31. Dezember 2006 sind neben der Landesbank Berlin AG, 

26 Tochterunternehmen (Vorjahr: 13) einbezogen worden, die nachstehend aufgeführt sind: 

 

Im Vergleich zum 31. Dezember 2005 (neben der Landesbank Berlin AG) unverändert ein-

bezogene Tochterunternehmen: 

 

• ABT No. 3 Ltd., London 

• BankenService GmbH Unternehmensgruppe Landesbank Berlin, Berlin 

• Berlin Capital Fund GmbH, Berlin  

• BSI Immobilien-Beteiligung GmbH & Co. Objekt Wilmersdorf oHG, Pöcking 

• Grundstücksgesellschaft Lehrter Straße GbR, Berlin 

• HILOG Beteiligungs GmbH & Co. Mobilienleasing KG, München 

• Landesbank Berlin Investment GmbH, Berlin (vormals Bankgesellschaft Berlin INVEST-

MENT GmbH, Berlin) 

• LBB Grundstücks-Gesellschaft mbH der Landesbank Berlin AG, Berlin 

• Versicherungsservice GmbH Unternehmensgruppe Landesbank Berlin, Berlin (vormals 

Versicherungsservice GmbH Unternehmensgruppe Bankgesellschaft Berlin, Berlin) 

 

In 2006 neu aufgenommene Tochterunternehmen: 

 

• BB-ASSET MANAGEMENT Vermögensverwaltung GmbH, Berlin 

• Berlin Hyp Immobilien GmbH, Berlin 

• Berlin-Hannoversche Hypothekenbank AG, Berlin 

• Berliner Bank AG & Co. KG, Berlin 

• Berliner Bank Beteiligungs AG, Berlin 

• BUVI Besitz- und Verwaltungsgesellschaft für Immobilien mbH, Berlin 

• Crown Court Property London Ltd., London 

• EUROPA INVEST S.A., Luxemburg 

• Gartenstadt Stahnsdorf GmbH & Co. Projektentwicklungs KG, Berlin 

• GfBI Gesellschaft für Beteiligungen und Immobilien mbH, Berlin (vormals BB-DATA Ge-

sellschaft für Informations- und Kommunikationssysteme mbH, Berlin) 

• GfBI Immobilien Solutions GmbH (vormals Gesellschaft für Immobilien und Beteiligungen 

der IBAG-Gruppe mbH, Berlin 

• Grundstücksgesellschaft „Berlin“ mit beschränkter Haftung, Berlin 

• Grundstücksgesellschaft Bad Freienwalde/Gardelegen GbR, Berlin 
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• Hohenzollerndamm 134 GbR, Berlin 

• Landesbank Berlin International S.A., Luxemburg (vormals Bankgesellschaft Berlin Inter-

national S.A., Luxemburg) 

• LBB Finance (Ireland) plc, Dublin (vormals BGB Finance (Ireland) plc, Dublin) 

• LBB-Immobilien-Service GmbH, Berlin (vormals: BB-Immobilien-Service GmbH, Berlin) 

• LBB Reinsurance Ltd., Dublin (vormals BGB Reinsurance Ltd., Dublin) 

• Mario Göhr Grundstücks GmbH, Berlin 

• Wilkendorf Golf Betriebsgesellschaft mbH, Altlandsberg 

 

In 2006 ausgeschiedene Tochterunternehmen: 

 

• Berliner Bank AG & Co. KG, Berlin 

• Berliner Bank Beteiligungs AG, Berlin 

• Certa Immobilienverwaltung und Handelsgesellschaft mbH & Co. Liegenschaft oHG,  

Berlin 

• EUROPA INVEST S.A., Luxemburg 

• Grundstücksgesellschaft Forckenbeckstraße 63 mbH, Berlin 

• Grundstücksgesellschaft Schulstraße 56 mbH, Berlin 

• LBB Liegenschaften in Berlin GmbH, Berlin 

 

Daneben wurden 8 ABS / SPV-Gesellschaften (Vorjahr: 0) und 15 Spezial- und Publikums-

fonds (Vorjahr: 6) in den Konzernabschluss einbezogen. 

 

In 2006 neu aufgenommene ABS / SPV-Gesellschaften: 

 

• Check Point Charlie Inc., London 

• Check Point Charlie Ltd., London 

• PPC 1 Ltd., London 

• PPC 2 Ltd., London 

• PPC 3 Ltd., London 

• PPC 4 Ltd., London 

• PPC Repo Ltd., London 

• Rhea CDO 1 Plc., Dublin 
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Im Vergleich  zum 31. Dezember 2005 unverändert einbezogene Spezial- und Publikums-

fonds: 

 

• ABN AMRO EMMA INKA, Frankfurt am Main 

• DeAm EICO Fonds, Frankfurt am Main 

• DEKA-ABS-Europe-Fonds, Frankfurt am Main 

• GLOBAL ABS INCOME FUND, Wien 

• LBB Inka Credit Plus, Düsseldorf  

 

In 2006 neu aufgenommene Spezial- und Publikumsfonds: 

 

• BB-BG 11 Fonds, Berlin 

• BG-Asset-Fonds, Berlin 

• dbi Pimco Global Corporate Bond Fonds, Frankfurt am Main 

• FlexBond-Plus-INVEST, Berlin 

• FlexBond-Vario-INVEST, Berlin  

• GSIM Global Corporate Bond Fonds, Frankfurt am Main  

• LBB-TopPick-Fonds, Berlin 

• LBB-Spezialsituationen-Fonds, Berlin 

• LINGOHR-ALPHA-SYSTEMATIC-LBB-INVEST, Berlin 

• WAMKO INKA Global Corporate Bond Fonds, Düsseldorf 

 

In 2006 ausgeschiedene Spezial- und Publikumsfonds: 

 

• WBB-Schöneberg-Fonds, Berlin 

 

Die Gesellschaften, die gemäß Detailvereinbarung mit dem Land Berlin von den wesentli-

chen Risiken aus dem Immobiliendienstleistungsgeschäft (IDLG) abgeschirmt sind, wurden 

nicht im Konsolidierungskreis des Konzerns erfasst, da aufgrund der aus der Detailvereinba-

rung resultierenden Zustimmungsvorbehalte des Landes Berlin in Verbindung mit der EU-

Kommissionsentscheidung zur Abtrennung des IDLG keine Beherrschung durch die LBB 

Berlin Holding AG vorliegt. Somit sind diese Gesellschaften auch nicht im Konzern Landes-

bank Berlin zu erfassen. 
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7 Unternehmenszusammenschlüsse und -veräußerungen 

 

Unternehmenszusammenschlüsse 

 

Durch Beschluss der Hauptversammlung der Bankgesellschaft Berlin AG (BG AG) vom 

14. Juli 2006 wurde der Bankgeschäftsbetrieb der BG AG mit dem nahezu gesamten Ver-

mögen einschließlich nahezu aller übertragbaren sonstigen Rechte, Pflichten und Rechts-

stellungen im Verhältnis zwischen BG AG und Landesbank Berlin AG unmittelbar nach dem 

1. Januar 2006, 00:00 Uhr (Ausgliederungsstichtag i.S. § 126 Abs. 1 Nr. 6 UmwG) ausge-

gliedert und auf die Landesbank Berlin AG übertragen.  

 

Der Beschluss zur Aufnahme nahezu des gesamten Geschäftsbetriebs der BG AG in die 

LBB AG (Nachgründung gem. § 52 AktG) wurde in der Hauptversammlung der LBB, deren 

einziger Aktionär die BG AG (nunmehr Landesbank Berlin Holding AG) ist, am 13. Juli 2006 

getroffen.  

 

Die Ausgliederung wurde am 29. August 2006 in das Handelsregister der BG AG eingetra-

gen und damit wirksam. Die Eintragung der Nachgründung in das Handelsregister der LBB 

ist ebenfalls am 29. August 2006 erfolgt. 

 

Die Ausgliederung erfolgte nach § 123 Abs. 3 Nr. 1 UmwG. Ihr wurde die mit einem uneinge-

schränkten Bestätigungsvermerk der PriceWaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main, versehene Bilanz der BG AG zum 

1. Januar 2006, 00:00 Uhr als Schlussbilanz zugrunde gelegt. 

 
Die Übertragung des Geschäftsbetriebs der BG AG erfolgte gegen Gewährung von 

400.000.000 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien der LBB. Die neuen Aktien sind 

mit einem Gewinnbezugsrecht ab dem 1. Januar 2006 versehen. Die erforderliche Kapitaler-

höhung um 400 Mio. 
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am 13. Juli 2006 beschlos-

sen. Dies entspricht einer Erhöhung des zu diesem Zeitpunkt vorhandenen Grundkapitals 

um 50%. Der den Betrag von 400 Mio. 
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rsteigende Wert des zu HGB-Buchwerten über-

tragenen Vermögens (830 Mio. 
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 als Kapitalrücklage 

gemäß § 272 Abs. 2 Nr. 1 HGB eingestellt. 

 

In der BG AG sind neben der 100 % Beteiligung an der LBB lediglich Vermögensgegen-

stände, Verträge, sonstige Rechte und Pflichten, Rechtspositionen sowie die dafür beste-

henden Rückstellungen verblieben, deren Abwicklung in der BG AG erfolgen soll oder deren 

Übertragung aus rechtlichen oder steuerlichen Gründen nicht möglich oder nicht sinnvoll 
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war. Diese Vermögensgegenstände, Verträge, sonstige Rechte und Pflichten, Rechtspositio-

nen sowie die dafür bestehenden Rückstellungen sind in dem der Ausgliederung zugrunde 

liegenden Ausgliederungs- und Übernahmevertrag vom 29. Mai 2006 einzeln bezeichnet.  

 

Seit erfolgter Ausgliederung nimmt die BG AG als Konzernobergesellschaft im Wesentlichen 

die Funktion einer Finanzholding wahr, die Bankgeschäfte nicht mehr selbst durchführt und 

kein Kreditinstitut mehr ist. Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 14. Juli 2006 wurde 

die Firma der Bankgesellschaft Berlin AG in Landesbank Berlin Holding AG geändert. Die 

Eintragung in das Handelsregister ist am 29. August 2006 erfolgt. Die Erlaubnis zum Betrei-

ben von Bankgeschäften wurde durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

nach entsprechender Erklärung der Landesbank Berlin Holding AG zum 31. Dezember 2006 

aufgehoben. 

 

Bei der Übertragung des Vermögens und der Schulden auf die LBB handelt es sich um einen 

Unternehmenszusammenschluss, an dem Unternehmen unter gemeinsamer Beherrschung 

beteiligt waren. Dieser Sachverhalt ist von den Regelungen des IFRS 3 ausgenommen. Die-

se Lücke wird auch durch keine andere Regelung in den IAS/IFRS geschlossen, so dass 

über IAS 8.12 auf andere anerkannte Rechnungslegungsstandards zurückgegriffen werden 

kann. 

 

Die Übertragung erfolgte daher in Übereinstimmung mit den Regelungen des EITF 90-5 (E-

merging Issues Task Force / US-GAAP) zu den Buchwerten des übertragenden Mutterunter-

nehmens (sog. Predecessor Accounting). Die nachstehenden Angaben erfolgen analog den 

Regelungen des IFRS 3, soweit eine Angabe sinnvoll ist. Eine Aufgabe von Geschäftsberei-

chen durch die Ausgliederung ist nicht erfolgt. 

 

Zum übertragenen Vermögen gehören auch nahezu alle Beteiligungen. Daher veränderte 

sich der Konsolidierungskreis des Konzerns Landesbank Berlin. In den Entwicklungsrech-

nungen der Notes wurden die Veränderungen des Konsolidierungskreises und die damit 

verbundenen Zugänge bei den einzelnen Vermögenswerten und Schulden in den Zeilen Zu-

gänge beziehungsweise Änderungen des Konsolidierungskreises berücksichtigt. 
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Für die erworbenen Vermögenswerte und Schulden wurden folgende Beträge angesetzt:  

 

 Buchwerte 

in Mio. �  

Zeitwerte 

in Mio. �  

Originäre Forderungen 31.381 32.665 

Finanzanlagen AfS 16.431 16.431 

Saldo aus erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten 

finanziellen Vermögenswerten und Verpflichtungen 

6.830 6.830 

Verbindlichkeiten 55.062 55.269 

Rückstellungen 689 689 

 

Ein erfolgswirksam zu erfassender Überschuss aus dem Unternehmenszusammenschluss 

als solchem entfällt, da die Übertragung des Geschäftsbetriebes zu Konzernbuchwerten er-

folgte. 

 

Die Angabe eines Gewinns oder Verlustes des erworbenen Unternehmens seit dem Er-

werbszeitpunkt gemäß IFRS 3.67(i) ist praktisch nicht möglich. Durch die Migration auf eine 

einheitliche Finanzbuchhaltung wurden die Geschäftsdaten des ehemaligen Geschäftsbe-

triebs der Bankgesellschaft Berlin AG vollständig in den technischen Systemen der LBB 

aufgenommen. Eine retrospektive Trennung ist undurchführbar. Die Angaben zu Gewinn 

oder Verlust des von der Bankgesellschaft Berlin AG übernommenen Vermögens im Perio-

denergebnis der LBB sind nicht mehr darstellbar.  

 

Am 22. November 2006 hat die Berlin Hyp ihr Grundkapital von 546.058.502,00 
� ���

27.302.952,10 
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die Landesbank Berlin AG weitere Anteile und erhöhte damit die Beteiligungsquote an der 

Berlin Hyp von 89,92 % auf 90,38 %. 
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Unternehmensveräußerungen 

 
Die Landesbank Berlin AG veräußerte zum 31. Dezember 2006 ihre jeweils 100%-igen Be-

teiligungen an der Berliner Bank AG & Co. KG sowie deren Komplementärin Berliner Bank 

Beteiligungs AG. Im Kaufvertrag wurde zunächst ein vorläufiger Kaufpreis von 680,5 Mio. 
�

vereinbart. Dieser vorläufige Kaufpreis unterliegt vertraglich geregelten Anpassungen in Ab-

hängigkeit von der Erreichung bestimmter Ertragsgrößen sowie dem in einer zu erstellenden 

Closing Bilanz ausgewiesenen Eigenkapital. Er wurde in voller Höhe durch Zahlungsmittel 

beglichen. 

 

Im Rahmen des Verkaufs sind folgende wesentliche Vermögenswerte und Schulden im Kon-

zernabschluss nicht mehr enthalten (Bewertung nach IFRS): 

 

 Mio. �  

Barmittel 189,8 

Originäre Forderungen 2.578,6 

Übrige Aktiva 23,7 

Verbindlichkeiten 2.533,4 

Rückstellungen 83,5 

Übrige Passiva 16,6 

 

 

Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente wurden im Rahmen der Veräußerung in Höhe 

von 200 Mio. 
� ��)�!�	#! 	�)#	���6

 

 

Die Landesbank Berlin veräußerte mit Wirkung zum 1. Januar 2006 ihre Kapital- und Stimm-

rechtsanteile von 62,5 % an der Certa Immobilienverwaltung und Handelsgesellschaft mbH 

& Co. Liegenschaften oHG, Berlin, zu einem Kaufpreis von 5.096 T
� 6�� 	�� �&���

fpreis wurde 

vollständig durch Zahlungsmittel beglichen. Die von der Landesbank Berlin abgegebenen 

Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente betragen 3 Mio. 
�

. Diese Veräußerung um-

fasste entsprechend auch die über die Certa Immobilienverwaltung und Handelsgesellschaft 

mbH & Co. Liegenschaften oHG mittelbar gehaltenen Anteile der Landesbank Berlin Holding 

AG von je 94,0 % an Kapital und Stimmrechten der Grundstücksgesellschaft Forcken-

beckstraße 63 mbH, Berlin, der Grundstücksgesellschaft Schulstraße 56 mbH, Berlin, und 

der LBB Liegenschaften in Berlin GmbH, Berlin.  
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Die Landesbank Berlin veräußerte mit Wirkung zum 1. Januar 2006 die Kapital- und Stimm-

rechtsanteile von 3,7 % an der Grundstücksgesellschaft Forckenbeckstraße 63 mbH, Berlin, 

zu einem Kaufpreis von insgesamt 2.000,00 
�
6 � 	����&����� ����	��
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	 ��-��
�
� ����� ���
! �
����� 
�� �

h-

lungsmittel beglichen. Die von der Landesbank Berlin abgegebenen Zahlungsmittel und Zah-

lungsmitteläquivalente betragen 0 Mio. 
�
6

 

 

Die Landesbank Berlin veräußerte mit Wirkung zum 1. Januar 2006  weiterhin die Kapital- 

und Stimmrechtsanteile von 3,8 % an der Grundstücksgesellschaft Schulstraße 56 mbH, 

Berlin, zu einem Kaufpreis von insgesamt 2.000,00 
�
6 ��	�� �&��� � �#��	��
� �7������	���-��
�
� ����� �
�
!�������� 


Zahlungsmittel beglichen. Die von der Landesbank Berlin abgegebenen Zahlungsmittel und 

Zahlungsmitteläquivalente betragen 0 Mio. 
�
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Die Landesbank Berlin veräußerte mit Wirkung zum 1. Januar 2006 weiterhin die Kapital- 

und Stimmrechtsanteile von 3,8 % an der LBB Liegenschaften in Berlin GmbH, Berlin, zu 

einem Kaufpreis von insgesamt 384 T
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tel beglichen. Die von der Landesbank Berlin abgegebenen Zahlungsmittel und Zahlungsmit-

teläquivalente betragen 0 Mio. 
�
6

 

 

Die Landesbank Berlin Investment GmbH (vormals: Bankgesellschaft Berlin INVESTMENT 

GmbH), Berlin, veräußerte mit Wirkung zum 30. April 2006 die Kapital- und Stimmrechtsan-

teile von 78,0 % an der EUROPA INVEST S. A., Luxemburg, zu einem Kaufpreis von 285 

T
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Die von der Landes-

bank Berlin abgegebenen Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente betragen 0 Mio. 
�
6

 

 

Die Landesbank Berlin gab ihre Anteile am WBB-Schöneberg-Fonds (Sondervermögen nach 

Investmentgesetz) zum Stichtag 12. Dezember 2006 zu einem Preis von 1.180 Mio. 
���

u-

rück. Der Preis wurde vollständig durch Zahlungsmittel beglichen.  
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8 Finanzinstrumente: Ansatz und Bewertung (IAS 39) 
 

Gemäß IAS 39 sind alle finanziellen Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, wozu auch de-

rivative Finanzinstrumente zählen, in der Bilanz anzusetzen. Dabei ist der gesamte Bestand 

in verschiedene Kategorien aufzuteilen und in Abhängigkeit von der jeweiligen Kategorie zu 

bewerten. 

 

Kategorisierung finanzieller Vermögenswerte und Verbindlichkeiten und ihre Bewertung 

 

Kredite und Forderungen (Loans and Receivables, LaR):  

 

Dieser Kategorie werden Kredite, die unmittelbar an den Schuldner ausgereicht, bezie-

hungsweise Forderungen, die unmittelbar gegen den Schuldner begründet wurden, zuge-

ordnet. Ferner werden in dieser Kategorie erworbene Kredite und Forderungen gezeigt, 

wenn sie nicht an einem aktiven Markt gehandelt werden. Die Bewertung erfolgt zu fortge-

führten Anschaffungskosten unter Berücksichtigung der Wertminderungen. Agien und Disa-

gien werden über die Laufzeit verteilt erfolgswirksam nach der Effektivzinsmethode im Zins-

ergebnis vereinnahmt. 

 

Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte Vermögenswerte und Verbindlichkeiten (Financial 

Assets and Liabilities at Fair Value through Profit or Loss): 

 

a)  Handelsaktiva und Handelspassiva (Held for Trading, HfT): 

 

Diesen Kategorien werden alle finanziellen Vermögenswerte und Verbindlichkeiten zugeord-

net, die zu Handelszwecken gehalten werden bzw. eingegangen worden sind. Hierzu zählen 

originäre Finanzinstrumente und derivative Finanzinstrumente (mit Ausnahme der derivati-

ven Sicherungsinstrumente) mit positivem Marktwert (Handelsaktiva) sowie Lieferverpflich-

tungen aus Wertpapierleerverkäufen und derivative Finanzinstrumente, sofern sie einen ne-

gativen Marktwert haben (Handelspassiva). Derivative Finanzinstrumente werden nach 

IAS 39 als Handelsbestände klassifiziert, sofern sie sich nicht als Sicherungsgeschäfte im 

Rahmen des Hedge Accountings qualifizieren. Handelsaktiva und -passiva werden zu jedem 

Bilanzstichtag zum Fair Value bewertet. Gewinne und Verluste aus der Bewertung und lau-

fende Zinszahlungen werden in der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgswirksam im Han-

delsergebnis erfasst. 
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b) Zum Zeitwert designierte Vermögenswerte und Verbindlichkeiten (Fair Value-Option, 

FVO): 

 

Beim Erstansatz finanzieller Vermögenswerte und Verbindlichkeiten kann durch Designation 

wahlweise und unwiderruflich von der Fair Value-Option Gebrauch gemacht werden. In die-

sen Kategorien werden designierte Finanzinstrumente im Rahmen der Zugangs- und Folge-

bewertung zum Zeitwert angesetzt. Gewinne und Verluste aus der Bewertung fließen unmit-

telbar erfolgswirksam in das Ergebnis aus zum Zeitwert designierten Vermögenswerten und 

Verbindlichkeiten ein. Die laufenden Zinszahlungen aus den designierten Finanzinstrumen-

ten werden im Zinsergebnis ausgewiesen.  

 

Der Konzern nutzt die Fair Value-Option, um Bewertungsinkongruenzen aus wirtschaftlichen 

Sicherungszusammenhängen (Accounting-Mismatch) zu vermeiden, für strukturierte tren-

nungspflichtige Finanzinstrumente (eingebettete Derivate) und für fremdverwaltete Sonder-

vermögen (Managementansatz).  

 

Zur Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte (Available for Sale, AfS): 

 

Diese Kategorie stellt eine Residualgröße aller nicht-derivativen finanziellen Vermögenswer-

te dar, die keiner der vorgenannten Kategorien zugeordnet wurden (verzinsliche Wertpapie-

re, Aktien, bestimmte Kommunaldarlehen und Beteiligungen, die nicht in die Konsolidierung 

einbezogen bzw. nach der Equity-Methode bewertet worden sind). Die Bewertung zum Zeit-

punkt des Zugangs erfolgt zu Anschaffungskosten. Die Folgebewertung wird mit Ausnahme 

von nicht notierten Eigenkapitaltiteln und ABS-Papieren zum Fair Value vorgenommen. 

 

Der Ausweis des Ergebnisses aus der Bewertung erfolgt, sofern es sich nicht um ein Im-

pairment handelt, in einem gesonderten Posten des Eigenkapitals (Neubewertungsrücklage). 

Das in der Neubewertungsrücklage erfasste kumulierte Bewertungsergebnis wird bei Veräu-

ßerung des finanziellen Vermögenswerts aufgelöst und in der Gewinn- und Verlustrechnung 

ausgewiesen. Im Falle einer Wertminderung (Impairment) ist die Neubewertungsrücklage um 

den Wertminderungsbetrag zu reduzieren und dieser in der Gewinn- und Verlustrechnung zu 

berücksichtigen. Wertaufholungen werden für Fremdkapitaltitel erfolgswirksam und für Ei-

genkapitaltitel erfolgsneutral vorgenommen. Agien oder Disagien werden über die Laufzeit 

nach der Effektivzinsmethode verteilt und im Zinsergebnis erfolgswirksam vereinnahmt. 
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Sonstige finanzielle Verbindlichkeiten (Other Liabilities, OL): 

 

In diese Kategorie fallen alle originären finanziellen Verbindlichkeiten, insbesondere Verbind-

lichkeiten gegenüber Kreditinstituten und Kunden sowie verbriefte Verbindlichkeiten, soweit 

nicht zum Fair Value bewertet. Die Bewertung erfolgt zu fortgeführten Anschaffungskosten. 

Agien oder Disagien werden über die Laufzeit nach der Effektivzinsmethode verteilt und er-

folgswirksam im Zinsergebnis vereinnahmt.  

 

Bilanzierung von Sicherungszusammenhängen (Hedge Accounting)  

 

IAS 39 beinhaltet umfassende und sehr komplexe Regelungen für die bilanzielle Abbildung 

von Sicherungszusammenhängen. Werden Derivate zur Absicherung von Risiken aus Nicht-

handelsgeschäften eingesetzt, lässt IAS 39 unter bestimmten Bedingungen die Anwendung 

besonderer Regelungen zur Bilanzierung von Sicherungszusammenhängen (Hedge Accoun-

ting) zu. Von den drei möglichen Formen des Hedge Accountings (IAS 39.86) kommt in der 

Landesbank Berlin das Fair Value Hedge Accounting sowie das Makro Cash Flow Hedge 

Accounting zum Einsatz.  

 

Fair Value Hedge Accounting: 

Das Fair Value Hedge Accounting dient der Absicherung des Fair Value bilanzieller Vermö-

genswerte oder Verbindlichkeiten. Gemäß den Regelungen des Fair Value Hedge Accoun-

tings wird das als Sicherungsinstrument eingesetzte derivative Finanzinstrument zum Fair 

Value bilanziert, wobei die Bewertungsänderungen erfolgswirksam in der Gewinn- und Ver-

lustrechnung erfasst werden. Für den gesicherten Vermögenswert beziehungsweise die ge-

sicherte Verbindlichkeit sind die aus dem gesicherten Risiko resultierenden Fair Value-

Änderungen ebenfalls erfolgswirksam in der Gewinn- und Verlustrechnung zu vereinnahmen. 

Die auf das abgesicherte Risiko bezogenen Bewertungsgewinne oder -verluste aus dem 

Grundgeschäft werden zusammen mit den Fair Value-Änderungen des Sicherungsinstru-

ments erfolgswirksam im Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen erfasst. 

 

Bei Vermögenswerten oder Verbindlichkeiten, die zu fortgeführten Anschaffungskosten bi-

lanziert werden, ist der Buchwert in der Bilanz um die kumulierten aus dem gesicherten Risi-

ko resultierenden Marktwertveränderungen anzupassen (Hedge Adjustment). Für Vermö-

genswerte der Kategorie AfS ist die Neubewertungsrücklage um das Hedge Adjustment er-

gebniswirksam zu korrigieren. Im Rahmen von Fair Value Hedges sichert die Bank den 

Marktwert (Fair Value) von Finanzinstrumenten gegen die Risiken, die sich aus der Ände-

rung des jeweiligen Referenzzinssatzes ergeben. Zur Absicherung dieser Risiken werden vor 
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allem Zins- beziehungsweise Zinswährungsswaps verwendet. Hiervon betroffen sind insbe-

sondere die Emissionsgeschäfte des Konzerns und die Wertpapierbestände der Liquiditäts-

steuerung, sofern es sich um verzinsliche Papiere handelt.  

 

Makro Cash Flow Hedge Accounting: 

Makro Cash Flow Hedge Accounting kann nach IAS 39 für Derivate angewendet werden, die 

das Risiko schwankender zukünftiger Cash Flows mindern. Dem Risiko, dass die tatsächli-

chen Cash Flows von den erwarteten abweichen, unterliegen vor allem variabel verzinsliche 

Kredite, Wertpapiere und Verbindlichkeiten sowie geplante Transaktionen. Im Konzern wer-

den Cash Flow Hedges in Form von Zinsswaps zur Absicherung der Zinsrisiken aus der Ak-

tiv-/Passivsteuerung verwendet (sogenanntes Batch 6 Modell).  

 

Alle eingesetzten derivativen Finanzinstrumente werden zum Fair Value als „Positive bzw. 

Negative Marktwerte aus Sicherungsinstrumenten“ bilanziert. Solange die kumulierte Wert-

veränderung des Sicherungsderivats die kumulierte Wertveränderung des Grundgeschäfts 

nicht übersteigt, erfolgt die Erfassung der Wertveränderung aus dem Derivat (sog. effektiver 

Teil) im Eigenkapital in dem Posten „Neubewertungsrücklage Cash Flow Hedges“. Bei Ein-

tritt der erwarteten Zahlungen erfolgt die Umbuchung aus der Rücklage „Neubewertungs-

rücklage Cash Flow Hedges“ in die Gewinn- und Verlustrechnung in den Posten „Handelser-

gebnis“. 

 

Übersteigt hingegen die Summe der kumulierten Wertänderungen aus dem Sicherungsderi-

vat die Summe der Wertveränderungen des Grundgeschäfts, wird die Differenz erfolgswirk-

sam im Handelsergebnis erfasst (sog. ineffektiver Teil). Für die den gesicherten Zahlungs-

strömen zugrunde liegenden Geschäfte ändern sich die oben beschriebenen allgemeinen 

Bilanzierungsregeln nicht. 

 

Voraussetzungen für die Anwendung des Hedge Accountings: 

Die Dokumentation des gesicherten Risikos und der Hedge-Beziehung im Zeitpunkt ihrer 

Begründung ist eine unabdingbare Voraussetzung für die Anwendung des Hedge Accoun-

tings. Durch die Dokumentation erfolgt die formale Zuordnung bzw. Designation von Grund- 

und Sicherungsgeschäft.  

 

Eine weitere Voraussetzung zur Anwendung von Hedge Accounting ist der Nachweis der 

Effektivität der Hedge-Beziehung. Effektivität beschreibt das Verhältnis der aus dem abgesi-

cherten Grundgeschäft resultierenden Änderung des Fair Value beziehungsweise Cash Flow 

zur Änderung des Marktwertes beziehungsweise Cash Flow aus dem Sicherungsgeschäft. 
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Die Effektivität ist zum Zeitpunkt der Designation sowie in den darauffolgenden Perioden 

prospektiv, d.h. von diesem Tag bis zum Ende der Laufzeit und zu jedem Bilanzstichtag re-

trospektiv, d.h. für die vergangene Berichtsperiode zu bestätigen. Dabei muss das Verhältnis 

in einer Bandbreite von 80-125% liegen, damit die Sicherungsbeziehung als effektiv gilt. 

 

Im Konzern kommt für den Effektivitätsnachweis der Fair Value Hedges die Dollar-Offset-

Methode auf kumulativer Basis zum Einsatz. Es erfolgt die Gegenüberstellung der Fair Va-

lue-Änderungen aus Sicherungsgeschäft (Derivat) und Grundgeschäft über alle abgelaufe-

nen Berichtsperioden seit Begründung der Hedge-Beziehung. Im Rahmen des prospektiven 

Effektivitätstests werden Fair Values bis zum Ende der Laufzeit der Grund- und Sicherungs-

geschäfte auf der Grundlage von Marktdatenszenarien (+ 100 Basispunkte Shift) ermittelt. 

 

Beim Effektivitätsnachweis der Makro Cash Flow Hedges erfolgt die Anwendung der Chan-

ge-in-Fair-Value-of-Cash-Flows-Methode. Beim prospektiven Test erfolgt die Gegenüberstel-

lung der erwarteten Cash Flows aus dem Sicherungsgeschäft und dem Grundgeschäft für 

die entsprechenden Laufzeitbänder. Retrospektiv wird die Einhaltung der 80-125% Bandbrei-

te mittels der Hedge Ratio aus den tatsächlichen Cash Flows aus dem Sicherungsgeschäft 

und derer aus dem Grundgeschäft überprüft. 

 

Eingebettete Derivate  

 

Die bilanzielle Bewertung komplexer strukturierter Finanzinstrumente mit eingebetteten Deri-

vaten ist ebenfalls in IAS 39 geregelt. Dabei handelt es sich um strukturierte Produkte, wel-

che sich in der Regel aus einem zinstragenden, nicht zu Handelszwecken gehaltenen Basis-

vertrag sowie einem oder mehreren Derivaten zusammensetzen, wobei beide Bestandteile 

untrennbar zu einer rechtlichen und wirtschaftlichen Einheit verbunden sind. 

 

Eingebettete Derivate sind vom originären Basisvertrag zu trennen und separat wie ein frei-

stehendes Derivat zum beizulegenden Zeitwert (Fair Value) zu bewerten und zu bilanzieren, 

wenn einerseits die Definition eines Derivats nach IAS 39 erfüllt ist und andererseits keine 

eindeutige und enge Verknüpfung mit dem Basisvertrag vorliegt. Die Bilanzierung und Be-

wertung des Basisvertrags erfolgt hingegen unverändert nach den Vorschriften der einschlä-

gigen Kategorie dieses Finanzinstruments.  

 

Trennungspflichtige eingebettete Derivate wurden im Konzern bei strukturierten Emissionen 

auf Eigenkapitaltitel (SOFIA-Zertifikate u.a.) sowie bei strukturierten Zinsemissionen mit inhä-

rentem Bonitätsrisiko (Credit Linked Notes) identifiziert. Der Basisvertrag wird dabei jeweils 
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der Bewertungskategorie Liabilities measured at amortized costs zugeordnet und innerhalb 

des Bilanzpostens „Verbriefte Verbindlichkeiten“ ausgewiesen. Entsprechend werden die se-

parierten Derivate zum Marktwert bewertet und im Handelsbestand gezeigt. 

 

Finanzgarantien 

 

Finanzgarantien sind Verträge, bei denen die Bank als Garantiegeber zur Leistung bestimm-

ter Zahlungen verpflichtet ist, die den Garantienehmer für seinen Verlust entschädigen, der 

entsteht, weil ein bestimmter Schuldner seinen Zahlungsverpflichtungen gemäß den ur-

sprünglichen oder geänderten Bedingungen eines Schuldinstruments nicht fristgemäß nach-

kommt. Zu den Finanzgarantien zählen Bankgarantien, Kreditbürgschaften und Akkreditive. 

 

Beim erstmaligen Ansatz werden die Finanzgarantien von der Bank mit dem beizulegenden 

Zeitwert bewertet. Für Finanzgarantien, die im Rahmen einer marktgerechten Transaktion 

gegeben wurden, entspricht der beizulegende Zeitwert der Provision für die Gewährung der 

Garantie (IAS 39.43 in Verbindung mit IAS 39.AG 4 a). Es wird die Nettomethode angewen-

det. Erfolgt die Prämienzahlung an den Garantiegeber verteilt über die Laufzeit der Finanz-

garantie, wird diese mit Null angesetzt und die jeweilige Prämienzahlung vereinnahmt. Fi-

nanzgarantien gegen Einmalzahlungen werden über die Gesamtlaufzeit der Finanzgarantie 

zeitanteilig abgegrenzt.  

 

An den folgenden Stichtagen wird die Finanzgarantie mit dem höheren Wert aus der Bewer-

tung gemäß IAS 37 und dem im Rahmen der Erstbewertung ermittelten Wert, der nach den 

Vorschriften von IAS 18 fortgeführt wurde, angesetzt.  
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9 Währungsumrechnung  
 

In den Abschlüssen der Gesellschaften werden Geschäftsvorfälle in fremder Währung mit 

dem Kurs zum Zeitpunkt der Ersterfassung umgerechnet. Kursgewinne und -verluste aus 

monetären Posten werden ergebniswirksam berücksichtigt. Kursgewinne und -verluste aus 

nicht monetären Posten werden unmittelbar im Eigenkapital erfasst. 

 

Sämtliche monetäre Positionen werden mit dem Stichtagskurs umgerechnet. Nicht monetäre 

Posten, die zu Anschaffungskosten bewertet werden, werden mit dem historischen Kurs um-

gerechnet. 

 

Im Konzern werden die Jahresabschlüsse ausländischer Geschäftseinheiten gemäß IAS 21 

nach dem Konzept der funktionalen Währung umgerechnet. Für die meisten ausländischen 

Geschäftseinheiten erfolgt die Fremdwährungsumrechnung in die funktionale Währung Euro 

nach der Zeitbezugsmethode. Die Umrechnung erfolgt so, als ob die Geschäfte von der Mut-

tergesellschaft selbst vorgenommen und gebucht worden wären. Umrechnungsgewinne und 

-verluste werden erfolgswirksam erfasst.  

 

Die übrigen Gesellschaften betreiben ihr Geschäft selbstständig in GBP bzw. USD. Die funk-

tionale Währung ist daher das GBP bzw. der USD und die Umrechnung erfolgt gemäß 

IAS 21 nach der modifizierten Stichtagskursmethode. Die Umrechnung der Vermögensge-

genstände und Schulden erfolgt zum Stichtagskurs, während das übrige Eigenkapital mit ur-

sprünglichen Kursen umgerechnet wird. Umrechungsgewinne und -verluste bei diesen Ge-

sellschaften werden grundsätzlich erfolgsneutral erfasst und im Eigenkapital gesondert aus-

gewiesen.  
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10 Barreserve 
 

Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel werden zum beizulegenden Zeitwert bewertet. 

Alle anderen Bestände (Kassenbestand, Guthaben bei Zentralnotenbanken) werden zum 

Nennwert ausgewiesen. 
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11 Forderungen 

 

Die Forderungen an Kreditinstitute und Kunden umfassen Hypothekendarlehen, Kommunal-

kredite, grundpfandrechtlich gesicherte Darlehen und sonstige Darlehen. 

 

Die nicht zu Handelszwecken gehaltenen Forderungen an Kreditinstitute und Kunden wer-

den zu fortgeführten Anschaffungskosten bilanziert. Forderungen in der Kategorie Available 

for Sale (Kommunalkredite der Berlin Hyp) werden mit dem beizulegenden Zeitwert ergeb-

nisneutral bewertet. Das Bewertungsergebnis fließt in die Neubewertungsrücklage ein. 

 

Die Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts von Forderungen erfolgt durch eine Barwerter-

mittlung der vertraglich vereinbarten Cashflows, diskontiert mit einem risikoangepassten 

Marktzinssatz, der abhängig von der Bonität des Schuldners ist. Für wertberichtigte Forde-

rungen werden die erwarteten Cashflows (z.B. Zins- und Tilgungszahlungen, Verwertung der 

Sicherheiten) herangezogen. 

 

Forderungen in der Kategorie Loans and Receivables umfassen nicht-derivative Forderun-

gen mit festen bestimmbaren Zahlungen, die nicht an einem aktiven Markt gehandelt wer-

den. Sie werden zu fortgeführten Anschaffungskosten ergebniswirksam bewertet. 

 

Erforderliche Wertberichtigungen werden unter dem Bilanzposten „Risikovorsorge“ ausge-

wiesen. 

 

Die Buchwerte der Forderungen, die sich für das Hedge Accounting qualifizieren, werden um 

den dem abgesicherten Risiko zuzurechnenden Buchgewinn oder -verlust ergebniswirksam 

angepasst.  

 

Agio- und Disagiobeträge werden grundsätzlich nach der Effektivzinsmethode über die Lauf-

zeit verteilt und im Zinsergebnis erfasst. Abgegrenzte Zinsen auf Forderungen sowie Agien 

und Disagien werden mit den jeweiligen Forderungen unter den entsprechenden Bilanzpos-

ten ausgewiesen.  

 

Forderungen, die unter die Detailvereinbarung mit dem Land Berlin fallen, werden aufgrund 

der Gewährleistung dieser Kredite durch das Land Berlin, den Kommunalkrediten zugeord-

net. 
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12 Risikovorsorge im Kreditgeschäft 

 

Der Konzern trägt den Risiken aus dem bilanziellen Kreditgeschäft durch die Bildung von 

Einzelwertberichtigungen (EWB), Portfoliowertberichtigungen (PoWB) und pauschalierten 

Einzelwertberichtigungen (pEWB) Rechnung. 

 

Einzelwertberichtigungen (EWB) 

 

Signifikante Forderungen unterliegen einer Einzelfallbetrachtung. Liegt ein Hinweis auf eine 

Wertminderung vor, wird eine Wertberichtigung unter Berücksichtigung des zu erwartenden 

Ausfalls vorgenommen. Einzelwertberichtigungen werden aufgelöst, sobald sich der Wert der 

Forderung durch Zahlungseingänge verringert, weitere Sicherheiten gestellt wurden oder die 

Sicherheitenbewertung oder sich die Bonität des Kreditnehmers grundlegend und nachhaltig 

verbessert hat. 

 

Portfoliowertberichtigungen (PoWB) 

 

Für Forderungsbestände, die keine Einzelwertberichtigung erfahren haben, werden Portfo-

liowertberichtigungen auf Grund allgemeiner Kreditrisiken (z.B. allgemeines Konjunkturrisiko) 

und Transferrisiken (Länderwertberichtigung) gebildet. Als Bemessungsgrundlage dient da-

bei der gesamte Forderungsbestand abzüglich der bereits einzelwertberichtigten Forderun-

gen. Auf Basis von Ratings und Scorings werden entsprechende Ausfallwahrscheinlichkeiten 

auf die Bemessungsgrundlage angewandt. 

 

pauschalierte Einzelwertberichtigungen (pEWB) 

 

Nicht signifikante Forderungen mit Hinweisen auf eine Wertminderung sowie Forderungsbe-

stände mit Rechtsunsicherheiten werden in eng abgegrenzten Portfolien zusammengeführt 

und als Forderungsgruppe nach einheitlicher Methodik bewertet. 

 

Die Risikovorsorge für außerbilanzielle Geschäfte (Kreditzusagen, Wechselverbindlichkeiten 

und Finanzgarantien) wird durch eine Rückstellung für Risiken aus dem Kreditgeschäft be-

rücksichtigt beziehungsweise in die PoWB einbezogen. Uneinbringliche Forderungen werden 

direkt abgeschrieben. Eingänge auf abgeschriebene Forderungen werden erfolgswirksam 

erfasst. 

 

Weitere Informationen sind im Abschnitt „Risikomanagement“ aufgeführt. 
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13 Echte Pensionsgeschäfte (Repo-Geschäfte / Reverse-Repo-Geschäfte) und 
Wertpapierleihegeschäfte 
 

Echte Pensionsgeschäfte 

 

Echte Pensionsgeschäfte (Repo-Geschäfte) sind Kombinationen aus Kassa-Käufen oder 

Kassa-Verkäufen von Wertpapieren mit gleichzeitigem Verkauf oder Rückkauf auf Termin mit 

demselben Kontrahenten.  

 

Die bei Repo-Geschäften in Pension gegebenen Wertpapiere (Kassa-Verkäufe) werden in 

der Konzernbilanz weiterhin als Wertpapierbestand ausgewiesen und bewertet. Die aus dem 

Repo-Geschäft zufließende Liquidität wird als Verbindlichkeit gegenüber Kreditinstituten bzw. 

Kunden bilanziert. Vereinbarte Zinszahlungen werden in der Gewinn- und Verlustrechnung 

als Zinsaufwendungen erfasst. 

 

Im umgekehrten Fall von Reverse-Repo-Geschäften werden die in Pension genommenen 

Wertpapiere (Kassa-Käufe) im Konzern nicht bilanziert. Die Liquiditätsabflüsse werden als 

Forderungen an Kreditinstitute bzw. Kunden bilanziert und entsprechend bewertet. Verein-

barte Zinsen werden in der Gewinn- und Verlustrechnung als Zinserträge erfasst.  

 

Wertpapierleihegeschäfte 

 

Wertpapierleihegeschäfte werden mit Kreditinstituten und Kunden abgeschlossen. Die ver-

liehenen Wertpapiere werden als Wertpapierbestand ausgewiesen, während entliehene 

Wertpapiere nicht bilanziert und auch nicht bewertet werden.  

 

Gestellte Barsicherheiten für entliehene Wertpapiere werden als Forderungen ausgewiesen. 

Erhaltene Barsicherheiten für verliehene Wertpapiere werden als Verbindlichkeiten ausge-

wiesen. 

 

Die aus Wertpapierleihegeschäften resultierenden Aufwendungen und Erträge werden in der 

Gewinn- und Verlustrechnung im Zinsergebnis berücksichtigt. 
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14 Positive Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten 
 

In diesem Bilanzposten werden zur Absicherung im Rahmen des Hedge Accountings einge-

setzte Derivate mit positivem Marktwert ausgewiesen. 

 

Börsennotierte Instrumente werden mit Börsenkursen und nicht börsennotierte Produkte 

werden anhand interner Preismodelle (Barwert- oder Optionspreismodelle) bewertet. Die im 

Rahmen des Hedge Accountings für Fair Value Hedges ermittelten Bewertungsergebnisse 

werden im Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen in der Gewinn- und Verlustrechnung 

erfasst.  

 

Der effektive Teil der Wertänderungen von Sicherungsderivaten bei Cash Flow Hedges wird 

erfolgsneutral in der Neubewertungsrücklage im Eigenkapital erfasst. Der ineffektive Teil wird 

dagegen in der Gewinn- und Verlustrechnung im Posten „Ergebnis aus erfolgswirksam zum 

Zeitwert bilanzierten Finanzinstrumenten“ (Handelsergebnis) ausgewiesen.  

 

114



15 Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Vermögenswerte  
 

In dieser Position werden die Handelsaktiva sowie die zum Fair Value designierten Finanzin-

strumente ausgewiesen. 

 

Handelsaktiva 

 

Die Handelsaktiva umfassen Handelszwecken dienende Wertpapiere und derivative Finanz-

instrumente mit positiven Marktwerten, die nicht als Sicherungsinstrumente im Rahmen des 

Hedge Accountings genutzt werden. Zins- und Dividendenerträge aus Handelsbeständen 

werden im Posten „Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten Finanzinstrumen-

ten“ ausgewiesen.  

 

Zum Zeitwert designierte Vermögenswerte (Fair Value-Option) 

 

Nach IAS 39 können finanzielle Vermögenswerte und finanzielle Verbindlichkeiten unter be-

stimmten Voraussetzungen als „erfolgswirksam zum Zeitwert designierte Finanzinstrumente“ 

freiwillig designiert werden. Die Fair Value-Option dient unter Anderem dem Zweck, Inkon-

sistenzen (Accounting Mismatches) zu beseitigen. Inkonsistenzen treten auf, wenn auf wirt-

schaftlich miteinander verbundene Finanzinstrumente unterschiedliche Bewertungsmaßstä-

be anzuwenden sind (wie z.B. fortgeführte Anschaffungskosten für eine Forderung, und Fair 

Value für das Derivat, das das Zinsrisiko der Forderung absichert, ohne dass die strengen 

Voraussetzungen des Hedge Accountings erfüllt sind). 

 

Die Fair Value-Option kann auch angewandt werden, wenn das interne Risikomanagement 

oder die interne Anlagestrategie für eine Gruppe finanzieller Vermögenswerte auf Grundlage 

des Fair Value gesteuert wird.  

 

Die Fair Value-Option kann außerdem angewandt werden, wenn ein finanzieller Vermö-

genswert oder eine finanzielle Verbindlichkeit eingebettete und gemäß IAS 39 trennungs-

pflichtige Derivate enthält, um auf eine Trennung von Host und Derivat zu verzichten. 
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16 Finanzanlagen 
 

Im Finanzanlagebestand werden alle nicht Handelszwecken dienende, als Available for Sale 

kategorisierte Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere, Aktien und 

andere nicht festverzinsliche Wertpapiere, Beteiligungen, Anteile an assoziierten Unterneh-

men (nicht nach der Equity-Methode bewertet), Anteile an nicht konsolidierten Tochterunter-

nehmen sowie als Loans and Receivables kategorisierte (da nicht an einem aktiven Markt 

gehandelte) Asset-Backed-Securities (ABS-Papiere) ausgewiesen. Die AfS-Bestände wer-

den gemäß IAS 39 mit ihrem beizulegenden Zeitwert (Fair Value) bewertet. Die Erfassung 

der Wertänderungen erfolgt erfolgsneutral bis zur Veräußerung in der Neubewertungsrückla-

ge. Sofern der Fair Value für Eigenkapitaltitel nicht verlässlich ermittelt werden kann, werden 

diese zu Anschaffungskosten angesetzt. Die ABS-Papiere werden zu fortgeführten Anschaf-

fungskosten bewertet. 

 

Für alle enthaltenen Finanzinstrumente wird regelmäßig ein Impairmenttest zur Prüfung auf 

wesentliche dauerhafte Wertminderung durchgeführt. Sofern eine Wertminderung vorliegt, 

wird der Betrag der Wertminderung erfolgswirksam im Ergebnis aus Finanzanlagen erfasst. 

Bei Eigenkapitaltiteln sind ergebniswirksame Zuschreibungen bei Wegfall des Abschrei-

bungsgrundes nicht zulässig. Wertaufholungen werden statt dessen erfolgsneutral in der 

Neubewertungsrücklage im Eigenkapital erfasst und erst bei Veräußerung erfolgswirksam im 

Ergebnis aus Finanzanlagen aufgelöst. Bei Schuldtiteln wird eine Wertaufholung erfolgswirk-

sam im Ergebnis aus Finanzanlagen erfasst. Für Eigenkapitaltitel, die mit fortgeführten An-

schaffungskosten bewertet werden, ist keine Wertaufholung zulässig. 
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17 Nach der Equity-Methode bewertete Anteile 
 

In dieser Kategorie werden Anteile an assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunter-

nehmen ausgewiesen, die nach der Equity-Methode bewertet werden.  

 

Als assoziierte Unternehmen im Sinne von IAS 28 gelten die Anteile, bei denen ein Investor 

maßgeblichen Einfluss ausüben kann, ohne dass Kontrolle beziehungsweise gemeinschaftli-

che Führung vorliegt. Als Gemeinschaftsunternehmen im Sinne von IAS 31 gelten vertragli-

che Vereinbarungen, bei denen zwei oder mehrere Parteien eine wirtschaftliche Tätigkeit 

durchführen, die einer gemeinschaftlichen Führung unterliegt. 

 

Anteile, die nach der Equity-Methode bewertet werden, sind zunächst mit ihren Anschaf-

fungskosten anzusetzen und in der Folge verändert sich der Buchwert entsprechend dem 

Anteil des Anteilseigners am Periodenergebnis des Beteiligungsunternehmens. Darüber hin-

aus verändern ergebnisneutrale Änderungen des Eigenkapitals des assoziierten bezie-

hungsweise Gemeinschaftsunternehmens ergebnisneutral dessen Buchwert. Ausschüttun-

gen des Beteiligungsunternehmens werden ergebnisneutral erfasst und verringern den 

Buchwert der Beteiligung. 

 

Ergebnisse aus Transaktionen mit Unternehmen, die nach der Equity Methode bewertet 

werden, werden anteilig eliminiert. 

 

117



 

18 Immaterielle Vermögenswerte 

 

Ein Immaterieller Vermögenswert ist ein identifizierbarer, nicht monetärer Vermögenswert 

ohne physische Substanz, der für die Erbringung von Dienstleistungen oder für Verwaltungs-

zwecke genutzt wird.  

 

Zu den Immateriellen Vermögenswerten zählen insbesondere Software, Rechte und Lizen-

zen sowie der Geschäfts- und Firmenwert. Die Abschreibungsdauer für diese Vermögens-

werte – mit Ausnahme der Geschäfts- und Firmenwerte – beläuft sich auf 3 bis 5 Jahre. Die 

Immateriellen Vermögenswerte werden in erworbene und selbst erstellte Immaterielle Ver-

mögenswerte unterteilt.  

 

Selbst erstellte immaterielle Vermögenswerte werden nur dann aktiviert, wenn Bedingungen 

gemäß IAS 38.21 und IAS 38.57 kumulativ erfüllt sind. 

 

Der Erstansatz von erworbenen Immateriellen Vermögenswerten erfolgt zu Anschaffungs-

kosten beziehungsweise zu Herstellungskosten bei selbst erstellten Immateriellen Vermö-

genswerten. 

 

Immaterielle Vermögenswerte werden mit Ausnahme des Geschäfts- und Firmenwerts linear 

über die Nutzungsdauer abgeschrieben, bei Anzeichen auf eine Wertminderung wird gege-

benenfalls eine Wertminderung vorgenommen. Die Wertminderungen werden bei den Ver-

waltungsaufwendungen gebucht. Der Geschäfts- und Firmenwert wird mindestens einmal 

jährlich, bei Anzeichen auf Wertminderung auch unterjährig, mittels Ertragswertverfahren auf 

Werthaltigkeit überprüft (Impairmenttest). 

 

Der Ausweis von Abschreibungen und Wertminderungen erfolgt in dem Posten „Verwal-

tungsaufwendungen“. 
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19 Sachanlagen 
 

Sachanlagen werden mit ihren historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten vermin-

dert um planmäßige Abschreibungen angesetzt.  

 

Die Abschreibungsdauer wird unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Nutzungsdauer 

ermittelt. Ebenso werden rechtliche und vertragliche Beschränkungen berücksichtigt. Sach-

anlagen werden bis auf einen Erinnerungswert von 1 € linear abgeschrieben. Ergeben sich 

Anzeichen für über die planmäßigen Abschreibungen hinaus gehende Wertminderungen, 

werden Impairmenttests gemäß IAS 36 durchgeführt und erforderliche Wertminderungen er-

gebniswirksam erfasst. Entfallen die Gründe für die vorgenommene außerplanmäßige Ab-

schreibung, wird bis maximal zu den fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

zugeschrieben. 

 

Abschreibungsdauer in Jahren 

 

Eigengenutzte Grundstücke und Gebäude sowie sonstige Sachanlagen werden linear über 

die folgenden Zeiträume nach der Nutzungsart abgeschrieben: 

 
Nutzungsart Wirtschaftliche Nutzungsdauer 

Wohn- und Geschäftshäuser 

(< 10% gewerblicher Anteil) 
60 – 80 Jahre 

Wohn- und Geschäftshäuser 

(> 10% gewerblicher Anteil) 
50 – 70 Jahre 

Bürogebäude, Büro- und Geschäftshäuser 40 – 60 Jahre 

Parkhäuser, Tiefgaragen 40 – 50 Jahre 

Betriebs- und Geschäftsausstattung 7 – 25 Jahre 

Erworbene EDV-Anlagen 3 – 8 Jahre 

Bei Finance Lease-Objekten richtet sich die wirtschaftliche Nutzungsdauer nach der Laufzeit 

des Leasingvertrages. 

Gewinne und Verluste aus der Veräußerung von Sachanlagen werden in dem Posten „Sons-

tiges betriebliches Ergebnis“ in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen. Der Ausweis 

von Abschreibungen und Wertminderungen erfolgt in dem Posten „Verwaltungsaufwendun-

gen“. 
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20 Wertminderung von Sachanlagen und Immateriellen Vermögenswerten ein-
schließlich Geschäfts- und Firmenwert 

 

Sachanlagen und Immaterielle Vermögenswerte einschließlich Geschäfts- und Firmenwert 

des Unternehmens werden an jedem Bilanzstichtag einem Impairmenttest unterzogen, um 

festzustellen, ob eine Wertminderung (Impairment) vorliegt. Werden  Anhaltspunkte für eine 

Wertminderung identifiziert, wird der erzielbare Betrag des Vermögenswerts ermittelt, um die 

Höhe des entsprechenden Wertminderungsaufwands zu bestimmen. Der erzielbare Betrag 

ist der höhere Betrag aus dem beizulegenden Zeitwert abzüglich der Veräußerungskosten 

und dem Nutzungswert eines Vermögenswerts. 

 

Immaterielle Vermögenswerte einschließlich Geschäfts- und Firmenwerte mit unbestimmter 

Nutzungsdauer werden zusätzlich unterjährig einem Impairmenttest unterzogen, sofern An-

haltspunkte für eine Wertminderung vorliegen.  

 

Liegt der erzielbare Betrag eines Vermögenswerts unter dessen Buchwert, wird dieser auf 

den erzielbaren Betrag abgeschrieben. Der Wertminderungsaufwand wird sofort ergebnis-

wirksam erfasst. Der Ausweis erfolgt in dem Posten „Verwaltungsaufwendungen“, bei Ge-

schäfts- und Firmenwerten „Sonstiges betriebliches Ergebnis“. 

 

Bei einer Wertaufholung in einer Folgeperiode wird der Buchwert des Vermögenswerts ent-

sprechend dem festgestellten erzielbaren Betrag angepasst. Eine Zuschreibung ist jedoch 

höchstens bis zu dem Betrag zulässig, der sich als Buchwert ergeben würde, wenn zuvor 

kein Impairment gebildet worden wäre. Die Zuschreibung wird erfolgswirksam erfasst und in 

dem Posten „Sonstiges betriebliches Ergebnis“ ausgewiesen. Eine Zuschreibung für den 

Geschäfts- und Firmenwert wird nicht vorgenommen. 
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21 Leasinggeschäft 
 

Leasingverhältnisse werden gemäß IAS 17 nach der Verteilung der wirtschaftlichen Risiken 

und Chancen aus dem Leasinggegenstand zwischen Leasinggeber und -nehmer beurteilt 

und entsprechend bilanziert.  

  

Ein Leasingverhältnis wird als Finanzierungsleasing klassifiziert, wenn im Wesentlichen alle 

Risiken und Chancen, die mit dem Eigentum verbunden sind, auf den Leasingnehmer über-

tragen werden. Alle anderen Leasingverhältnisse werden als Operating Leasing klassifiziert. 

Die Klassifizierung wird zu Beginn des Leasingverhältnisses vorgenommen. 

 

Konzern als Leasinggeber (Operating Leasing) 

 

Bei Konzerngesellschaften, die das Operating-Leasinggeschäft betreiben, verbleibt das wirt-

schaftliche Eigentum an dem Gegenstand des Leasingvertrages bei der Konzerngesell-

schaft. Die Leasinggegenstände werden in der Konzernbilanz unter den Sachanlagen aus-

gewiesen. Die Bilanzierung der Leasingobjekte erfolgt zu Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten, vermindert um die über die wirtschaftliche Nutzungsdauer planmäßig erfolgenden 

Abschreibungen oder aufgrund von Wertminderungen erforderlichen Wertminderungsauf-

wendungen. Die Leasingerlöse werden, sofern in Einzelfällen nicht eine andere Verteilung 

geboten ist, linear über die Vertragslaufzeit vereinnahmt und in den „Sonstigen betrieblichen 

Erträgen“ ausgewiesen.  

 

Konzern als Leasingnehmer (Operating Leasing) 

 

Das wirtschaftliche Eigentum an den im Rahmen eines Operating-Leasing-Vertrages geleas-

ten Anlagegüter verbleibt beim Leasinggeber. 

 

Die gezahlten Leasingraten aus Operating-Leasingverhältnissen werden in voller Höhe als 

Aufwand in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen. Die Aufwandsrealisierung er-

folgt linear über die Vertragslaufzeit. Die Leasingraten werden wie Mietzahlungen auf einer 

planmäßigen, dem Verlauf des Nutzens entsprechenden Grundlage ermittelt und in der Ge-

winn- und Verlustrechnung im Posten „Verwaltungsaufwendungen“ beziehungsweise im 

Posten „Sonstige betriebliche Aufwendungen“ erfasst. 
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Konzern als Leasinggeber (Finanzierungsleasing) 

 

Derzeit sind keine Finanzierungsleasing-Verträge vorhanden, bei denen der Konzern als 

Leasinggeber auftritt. 

 

Konzern als Leasingnehmer (Finanzierungsleasing) 

 

Im Rahmen von Finanzierungsleasing gehaltene Vermögenswerte werden als Vermögens-

werte des Konzerns mit ihren beizulegenden Zeitwerten oder mit den Barwerten der Mindest-

leasingzahlungen, falls diese niedriger sind, zu Beginn des Leasingverhältnisses erfasst. In 

der Bilanz werden sowohl der Vermögenswert (Leasingobjekt) als auch die Verpflichtung 

(Barwert der Mindestleasingzahlungen) ausgewiesen.  

 

Der Ausweis des Leasingobjekts erfolgt in der Bilanz in dem Posten „Sachanlagen“ und die 

Leasingverpflichtung wird im Posten „Verbindlichkeiten gegenüber Kunden“ beziehungswei-

se „Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstitute“ verbucht.  

 

Die vom Konzern zu zahlenden Leasingraten werden in einen ergebnisneutralen Tilgungs- 

und einen ergebniswirksamen Zinsaufwandsanteil aufgeteilt. Dabei werden die Leasingzah-

lungen so auf die Zinsaufwendungen und die Verminderung der Leasingverbindlichkeit auf-

geteilt, dass eine konstante Verzinsung der verbleibenden Verbindlichkeit erzielt wird. Zins-

aufwendungen werden direkt in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst. Der in den Lea-

singraten enthaltene Tilgungsanteil wird von den Leasingverbindlichkeiten abgesetzt. 

 

Die als Vermögenswerte ausgewiesenen Leasingobjekte werden wie selbst erworbene Ver-

mögenswerte abgeschrieben. Der Ausweis der Abschreibungen erfolgt entsprechend dem 

nicht geleaster Sachanlagen. 
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22 Investment Properties 
 

Gemäß IAS 40 werden solche Immobilien als Investment Properties behandelt, die zur Erzie-

lung von Mieteinnahmen und / oder zum Zweck der Wertsteigerung gehalten werden. Es ist 

nicht das Ziel, diese Immobilien zum Erbringen von Dienstleistungen oder für eigene Verwal-

tungszwecke zu nutzen. Zur Abgrenzung von Immobilien, die als Investment Properties 

gehalten werden und Immobilien, die vom Eigentümer selbst genutzt werden, sind folgende 

Merkmale festgelegt worden: 

 

Investment Properties erzeugen Cashflows, die weitgehend unabhängig von den anderen 

vom Unternehmen gehaltenen Vermögenswerten anfallen.  

 

Gemischt genutzte Immobilien, deren Eigennutzung mehr als 5% der Gesamtfläche beträgt, 

wurden als eigengenutzte Sachanlagen gemäß IAS 16 klassifiziert und ausgewiesen. 

 

Immobilien, die im Rahmen des gewöhnlichen Geschäftsverkehrs verkauft werden sollen  

(IAS 2), sind im Teilkonzern nicht vorhanden. 

 

Investment Properties werden mit ihren historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

in der Bilanz angesetzt und als eigenständiger Posten ausgewiesen. Hiervon werden die 

planmäßigen Abschreibungen auf Basis der linearen Abschreibungsmethode abgesetzt. Die 

Abschreibungsdauer wird unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Nutzungsdauer ermit-

telt. Ebenso werden rechtliche und vertragliche Beschränkungen berücksichtigt. Beim Vorlie-

gen von Wertminderungen, die über die planmäßigen Abschreibungen hinausgehen, werden 

diese vorgenommen. Entfallen die Gründe für die vorgenommene Wertminderung, dann wird 

höchstens bis zu den fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten zugeschrieben. 

 

Nachträglich angefallene Anschaffungs- oder Herstellungskosten werden aktiviert, soweit 

diese dem Unternehmen künftig wirtschaftlich zusätzlichen Nutzen bringen. 

 

Alle Erträge und Aufwendungen, die aus Investment Properties resultieren, werden in dem 

Posten „Sonstiges betriebliches Ergebnis“ erfasst. 
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Investment Properties werden linear über die folgenden Zeiträume abgeschrieben:  

 
Nutzungsart Wirtschaftliche Nutzungsdauer 

(< 10% gewerblicher Anteil) 
60 – 80 Jahre 

Wohn- und Geschäftshäuser 

(> 10% gewerblicher Anteil) 
50 – 70 Jahre 

Bürogebäude, Büro- und Geschäftshäuser 40 – 60 Jahre 

Parkhäuser, Tiefgaragen 40 – 50 Jahre 

 

Bei Finance Lease-Objekten richtet sich die wirtschaftliche Nutzungsdauer nach der Laufzeit 

des Leasingvertrages. 

 

Es bestehen keine Beschränkungen hinsichtlich der Veräußerbarkeit von Investment Proper-

ties. 

 

Es besteht die vertragliche Verpflichtung, ein Objekt im Jahr 2008 zum Kaufpreis von  

64,2 Mio. € zu erwerben.  
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23 Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte und Abgangsgruppen  
 

Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte (und zur Veräußerung gehaltene 

Vermögensgruppen) werden zum niedrigeren Wert aus dem Buchwert und dem Zeitwert ab-

züglich Veräußerungskosten angesetzt. Die Veräußerungskosten werden, sofern die Veräu-

ßerung nach mehr als zwölf Monaten erfolgt, mit ihrem Barwert berücksichtigt. 

 

Vermögenswerte (und Veräußerungsgruppen) werden als zur Veräußerung gehalten klassi-

fiziert, wenn die Veräußerung – und nicht die fortgeführte Nutzung – im Vordergrund steht. 

Diese Voraussetzung wird erfüllt, wenn es höchstwahrscheinlich ist, dass eine planmäßige 

Veräußerung erfolgt und der langfristige Vermögenswert (bzw. die Veräußerungsgruppe) in 

seinem bzw. ihrem aktuellen Zustand zur sofortigen Veräußerung verfügbar ist. Das Mana-

gement muss ferner einen Veräußerungsplan aufgestellt haben und der Verkauf muss bis 

auf Ausnahmefälle innerhalb eines Jahres durchgeführt sein. 

 

Umgliederungen und Anpassungen für vorangegangene Perioden werden für langfristige 

Vermögenswerte und für solche Vermögenswerte, die eine Veräußerungsgruppe bilden, 

nicht vorgenommen. 

 

Die zur Veräußerung verfügbaren langfristigen Vermögenswerte und die langfristigen Ver-

mögenswerte, die eine Veräußerungsgruppe bilden, werden ab dem Zeitpunkt der Umklassi-

fizierung nicht mehr planmäßig abgeschrieben. 

 

Wertminderungsaufwendungen aus langfristigen Vermögenswerten und Veräußerungsgrup-

pen, die als zur Veräußerung verfügbar gehalten klassifiziert werden, werden im Posten 

„Sonstiges betriebliches Ergebnis“ erfasst.  
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24 Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten und Kunden sowie Verbriefte 
Verbindlichkeiten 

 

Finanzielle Verbindlichkeiten werden mit ihren fortgeführten Anschaffungskosten ausgewie-

sen. Agio- und Disagiobeträge werden nach der Effektivzinsmethode über die Laufzeit ver-

teilt und im Zinsergebnis erfolgswirksam vereinnahmt. Zinsabgrenzungen werden zusammen 

mit der jeweiligen Verbindlichkeit ausgewiesen.  

 

Beim Rückkauf eigener Schuldverschreibungen erfolgt eine standardkonforme Kürzung des 

Bilanzausweises. Unterschiedsbeträge zwischen Buchwert und Anschaffungskosten bei 

Rückkauf werden erfolgswirksam erfasst. 
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25 Negative Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten 
 

In diesem Bilanzposten werden zur Absicherung im Rahmen des Hedge Accountings einge-

setzte derivative Sicherungsinstrumente, die einen negativen Marktwert besitzen, ausgewie-

sen. Für börsennotierte Instrumente werden der Bewertung Börsenkurse zugrunde gelegt 

und für nicht börsennotierte Produkte werden interne Preismodelle (Barwert- oder Options-

preismodelle) herangezogen. Das Bewertungsergebnis für das Hedge Accounting der als 

Fair Value Hedges klassifizierten Sicherungsinstrumente wird in der Gewinn- und Verlust-

rechnung ausgewiesen.  

 

Der effektive Teil der Wertänderungen von Sicherungsderivaten bei Makro Cash Flow 

Hedges wird erfolgsneutral in der Neubewertungsrücklage im Eigenkapital erfasst. Der 

ineffektive Teil wird dagegen in der Gewinn- und Verlustrechnung gezeigt.  
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26 Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Verpflichtungen  

 

In dieser Position sind die Handelspassiva sowie die zum Zeitwert designierten Finanzin-

strumente enthalten. 

 

Handelspassiva 

 

Die Handelspassiva umfassen Lieferverpflichtungen aus Wertpapierleerverkäufen sowie de-

rivative Finanzinstrumente mit negativen Marktwerten, die nicht als Sicherungsinstrumente 

im Rahmen des Hedge Accountings genutzt werden. Die Bewertung der Handelspassiva er-

folgt zum Marktwert (Fair Value) analog den Handelsaktiva. Bewertungsgewinne und  

-verluste sowie realisierte Ergebnisse werden im Handelsergebnis erfasst. 

 

Zum Zeitwert designierte Verpflichtungen (Fair Value-Option) 

 

Verbriefte Verbindlichkeiten, die trennungspflichtige eingebettete Derivate enthalten, sind der 

Fair Value-Option zugewiesen worden. Ferner wurde die Fair Value-Option für ausgewählte 

verbriefte Verbindlichkeiten und passivische Schuldscheindarlehen angewendet, insoweit 

diese durch derivative Geschäfte abgesichert sind, die die formellen Kriterien des Hedge 

Accountings nach IAS 39 nicht erfüllen. Diese Maßnahme dient dazu,  

Ergebnisschwankungen zu vermeiden, die ansonsten durch die uneinheitliche 

Bewertungsmethodik für Finanzinstrumente unterschiedlicher Kategorien nach IAS 39 

hervorgerufen werden (Accounting Mismatch). IAS fordert für zum Zeitwert designierte 

Verbindlichkeiten eine gesonderte Notesangabe jener Wertänderungen innerhalb einer 

Berichtsperiode, welche in einer Veränderung des (eigenen) Ausfallrisikos begründet liegen.  

 

 

 

128



 

27 Rückstellungen 
 

Rückstellungen werden erfasst, wenn der Konzern aus einem Ereignis der Vergangenheit 

eine gegenwärtige Verpflichtung hat, die wahrscheinlich zu einem Abfluss von wirtschaftlich 

nutzbaren Ressourcen führt, die zuverlässig geschätzt werden kann. Die Verpflichtung ist 

bezüglich ihrer Fälligkeit und ihrer betraglichen Höhe ungewiss. 

 

Es werden Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen unter Berücksichti-

gung von IAS 19 gebildet.  

 

Die Mitarbeiter der Landesbank Berlin AG sowie Mitarbeiter einiger Tochterunternehmen 

erwerben betriebliche Versorgungsansprüche aus der betrieblichen Altersversorgung. 

 

Sonstige Rückstellungen werden gemäß IAS 37 für ungewisse Verbindlichkeiten gegenüber 

Dritten und drohende Verluste aus schwebenden Geschäften nur dann gebildet, wenn eine 

Inanspruchnahme wahrscheinlich ist und deren Höhe zuverlässig ermittelbar ist.  

 

Es erfolgen keine Angaben zu Rückstellungen, die aus Rechtsstreitigkeiten mit anderen Par-

teien resultieren, weil durch die Publikation dieser Informationen die Ausgangssituation des 

Konzerns gegenüber den anderen Parteien im laufenden Prozess geschwächt werden 

könnte (IAS 37.92). 

 

Rückstellungen mit einer Laufzeit von über einem Jahr werden mit einem konzerneinheitlich 

vorgegebenen Zinssatz abgezinst und in den Folgeperioden ergebniswirksam aufgezinst.  
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28 Ertragsteuern 
 

Die Bilanzierung und Bewertung von Ertragsteuern erfolgt gemäß IAS 12.  

 

Latente Steueransprüche und -verpflichtungen berechnen sich aus unterschiedlichen Wert-

ansätzen nach IFRS und Steuerrecht soweit sich diese Differenzen in Zukunft ausgleichen 

(temporäre Unterschiede). Daraus resultieren in der Zukunft voraussichtliche Ertragsteuerbe-

lastungs- oder -entlastungseffekte. Latente Steuern auf steuerliche Verlustvorträge wurden in 

der Höhe angesetzt, in der sie – unter Berücksichtigung der Mindestbesteuerung – mit hinrei-

chender Wahrscheinlichkeit realisiert werden können. Dies ist gegeben, wenn zukünftig aus-

reichend zu versteuerndes Einkommen entsteht. Für die Berechnung der zukünftigen Steuer-

ansprüche bzw. Steuerverpflichtungen werden die zum Bilanzstichtag gültigen Steuersätze 

verwendet.  Die für 2008 geplanten Änderungen bei der Unternehmensbesteuerung wurden 

gem. IAS 12.47 aufgrund des frühen Stadiums des Gesetzgebungsverfahrens noch nicht 

berücksichtigt. 

 

Abschreibungen auf latente Steuern waren im Berichtszeitraum nicht erforderlich.  

 

In der Gewinn- und Verlustrechnung werden die Aufwendungen und Erträge aus latenten 

Steuern zusammen mit den tatsächlichen Steueraufwendungen und -erträgen in dem Posten 

„Steuern vom Einkommen und Ertrag“ ausgewiesen. Die Bildung und Fortführung latenter 

Ertragsteueransprüche und -verpflichtungen erfolgte – in Abhängigkeit von der Behandlung 

des zugrunde liegenden Sachverhalts – entweder erfolgswirksam in den Steuern vom Ein-

kommen und vom Ertrag oder erfolgsneutral in der entsprechenden Eigenkapitalposition. 

 

Tatsächliche Ertragsteueransprüche resultieren aus Steuervorauszahlungen und anrechen-

baren Kapitalertragsteuern, soweit sie den laufenden, vom Unternehmen berechneten Steu-

eraufwand für das betreffende Veranlagungsjahr überschreiten, und aus Rückforderungen 

gemäß ergangener Steuerbescheide. Steuerrückstellungen sind für voraussichtliche Steuer-

verpflichtungen zurückliegender Jahre unter Berücksichtigung der geleisteten Vorauszahlun-

gen und anrechenbaren Kapitalertragsteuern anhand des ermittelten steuerlichen Ergebnis-

ses der Unternehmen bzw. für bestehende Betriebsprüfungsrisiken gebildet worden. 

 

In der Bilanz werden die tatsächlichen und latenten Steueransprüche bzw. –verpflichtungen 

jeweils in einem separaten Posten ausgewiesen.  

 

130



29 Nachrangkapital 
 

Als Nachrangkapital werden dem Konzern überlassene Kapitalbeträge bilanziert, die auf-

grund des Rückforderungsrechts des jeweiligen Kapitalgebers als finanzielle Verpflichtung zu 

qualifizieren sind und eine temporäre Haftungsfunktion haben. 

 

Der Posten „Nachrangkapital“ setzt sich aus Einlagen stiller Gesellschafter 

(§ 10 Abs. 4 KWG) und nachrangigen Verpflichtungen (§10 Abs. 5a KWG) zusammen. 

 

Die Bilanzierung des Nachrangkapitals erfolgt zu fortgeführten Anschaffungskosten. Agien 

und Disagien werden nach der Effektivzinsmethode über die Laufzeit verteilt und ergebnis-

wirksam im Zinsüberschuss vereinnahmt.  

 

Nachrangkapital, das in das Hedge Accounting einbezogen ist, wird um den dem abgesi-

cherten Risiko zuzurechnenden Buchgewinn oder -verlust angepasst.  
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30 Treuhandgeschäfte 
 

Treuhandgeschäfte, die eine Verwaltung oder Platzierung von Vermögenswerten im eigenen 

Namen, aber für fremde Rechnung zur Basis haben, werden in der IFRS-Bilanz nicht ange-

setzt. Provisionszahlungen aus diesen Geschäften sind in der Gewinn- und Verlustrechnung 

im Posten „Provisionsüberschuss“ enthalten. 
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31 Ergebnisse der Segmente 
 
 

in Mio. EUR 2006 2005 2006 2005 2006 2005 2006 2005 2006 2005 2006 2005 2006 2005 2006 2005 2006 2005

Zinsüberschuss 342 329 124 124 232 160 421 56 138 148 -328 -358 929 459 -78 -186 851 273

Risikovorsorge im Kreditgeschäft 45 27 19 -13 7 5 54 20 3 24 -5 17 123 80 123 80

Zinsüberschuss nach Risikovorsorge 297 302 105 137 225 155 367 36 135 124 -323 -375 806 379 -78 -186 728 193

Provisionsüberschuss 200 181 28 25 52 19 14 3 78 74 -4 -2 368 300 368 300

Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen -1 -1 3 1 1 3 3

Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert
bilanzierten Finanzinstrumenten

3 -20 -118 243 331 128 311 128 311

Ergebnis aus Finanzanlagen 16 -20 -9 10 6 6 35 -2 48 -6 48 -6

Ergebnis aus nach der at Equity-Methode
bewerteten Anteilen

2 -1 -6 -4 -1 -4 -1

Sonstiges betriebliches Ergebnis 3 4 4 9 1 -6 -2 10 562 81 578 88 578 88

Verwaltungsaufwendungen 390 390 90 97 179 36 119 21 169 167 166 70 1.113 781 1.113 781

Operatives Ergebnis vor Restrukturierung 112 96 59 49 100 128 147 22 54 31 342 -36 814 290 -78 -186 736 104

Saldo aus Restrukturierungs-
aufwendungen und -erträgen

35 14 35 14 35 14

Operatives Ergebnis 112 96 59 49 100 128 147 22 54 31 377 -22 849 304 -78 -186 771 118

Segmentvermögen 5) 3.300 2.993 5.767 5.270 66.078 56.592 49.384 5.966 3.618 15.631 17.143 140.160 91.582 140.160 91.582

Segmentverbindlichkeiten (ohne Eigenkapital) 5) 10.440 10.217 3.866 3.256 53.703 35.213 40.219 670 4.692 30.916 37.650 139.144 91.698 139.144 91.698

Risikopositionen 3) 2.695 2.418 4.499 4.019 18.485 13.024 15.135 2.382 2.586 4.087 1.866 44.901 26.295 44.901 26.295

gebundenes Eigenkapital (Durchschnitt) 3) 4) 256 233 295 294 1.052 750 978 149 187 195 492 407 3.260 2.028 -1.100 -1.944 2.160 84

Mitarbeiterkapazitäten (Stichtag) 2.427 2.490 661 669 445 95 571 105 902 1.856 1.136 5.960 5.397 5.960 5.397

Eigenkapitalrentabilität 43,8 % 41,2 % 20,0 % 16,7 % 9,5 % 17,1 % 15,0 % 14,8 % 28,9 % 15,9 % 26,0 % 15,0 % 7,1 % 9,6 % 35,7 % 140,5 %

cost-income-ratio 71,3 % 76,0 % 53,6 % 72,9 % 62,6 % 21,3 % 37,2 % 33,3 % 74,8 % 75,2 % 54,3 % 67,9 % 56,4 % 80,9 %

1) Die Ergebnisse der Berliner Bank werden für 2006 und 2005 unter Corporate Investments ausgewiesen.

2) Der Erfolg aus der Verkaufstransaktion Berliner Bank ist in „Sonstiges/Konsolidierung“ enthalten.

3) Auf Konzernebene kommt für 2005 der jeweilige Wert der Landesbank Berlin und für 2006 der des Konzerns zum Ansatz. 

4) Für den Konzern insgesamt wird unter "gebundenem Eigenkapital" das Kernkapital gem. § 10 KWG inkl. und exkl. der stillen Einlagen des Landes Berlin ausgewiesen.

5) Segmentvermögen / -verbindlichkeiten in 2006 ohne Steuerposititonen

Vergütung
stille Einlagen

KONZERN
nach Vergütung
stille Einlagen

Private
Kunden 1)

KONZERN
vor Vergütung
stille Einlagen

Sonstiges /
Konsolidierung 2)

Corporate
Investments 1)

Immobilien-
finanzierung

Firmen-
kunden 1)

Kapitalmarkt-
geschäft
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32 Überleitungsrechnungen HGB/IFRS 
 
 
 

 
 Überleitung Eigenkapital 31. Dezember 2004 HGB zu 31. Dezember 2005 IFRS

 
 Mi
 E
 
 
 
 

E 
K 
E 
V 
 

E 
 
 
 

o.  €
Gezeichnetes

Kapital Stille Einlagen
Kapital-
rücklage 

Gewinn-
rücklagen

Rücklage aus
Währungs-

umrechnung

Neu-
bewertungs-

rücklagen

Anteile
im 

Fremdbesitz Bilanzgewinn

Eigen-
kapital 

Gesamt

igenkapital zum 31.12.2004 (HGB) 0 1.944 0 145 0 0 0 31 2.120
Veränderungen aufgrund neuer 
Bilanzierungsregeln -1.944 -273 0 95 14 -2.108

Veränderungen im Konsolidierungskreis und 
sonstige Veränderungen -17 0 36 -20 -1

igenkapital zum 01.01.2005 (IFRS) 0 0 0 -145 0 95 36 25 11

onzernjahresüberschuss 0 0 -2 50 48

rfasste Erträge und Aufwendungen -32 -11 -43
eränderungen im Konsolidierungskreis und 

sonstige Veränderungen 46 -3 -6 -40 -3

igenkapital zum 31.12.2005 (IFRS) 0 0 0 -131 0 81 28 35 13

#BEZUG!

 Überleitung Eigenkapital 31. Dezember 2005 HGB zu 31. Dezember 2005 IFRS

Mio.  €
Gezeichnetes

Kapital Stille Einlagen
Kapital-
rücklage 

Gewinn-
rücklagen

Rücklage aus
Währungs-

umrechnung

Neu-
bewertungs-

rücklagen

Anteile
im 

Fremdbesitz Bilanzgewinn

Eigen-
kapital 

Gesamt

Eigenkapital zum 31.12.2005 (HGB) 0 1.944 0 141 0 0 0 22 2.107

Veränderungen aufgrund neuer 
Bilanzierungsregeln -1.944 -305 0 84 14 -2.151

Veränderungen im Konsolidierungskreis und 
sonstige Veränderungen 33 -3 28 -1 57

Eigenkapital zum 31.12.2005 (IFRS) 0 0 0 -131 0 81 28 35 13

#BEZUG!

134



 

Die wesentlichen Änderungen im Eigenkapital vom 31. Dezember 2004 nach HGB zum 

Eigenkapital am 1. Januar 2005 nach IFRS resultieren aus der Klassifizierung der stillen 

Einlagen des Landes Berlin (1.100 Mio. €) und der atypischen stillen Einlage der 

Bankgesellschaft Berlin AG in Höhe von 844 Mio. € als Fremdkapital nach IFRS 

 

Weitere Abweichungen zu diesem Umstellungszeitpunkt ergeben sich insbesondere aus der 

Bildung der Erstanwendungsrücklage (betrifft insbesondere Pensionsrückstellungen, 

sonstige Rückstellungen, Sachanlagen).  

 

In IFRS werden Pensionsrückstellungen nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren ermittelt. 

Hierbei handelt es sich um ein dynamisches Verfahren, da die Berechnung künftige 

Verpflichtungen unter Einbeziehung zukünftiger Gehalts- und Rentensteigerungen sowie der 

Fluktuationsraten zugrunde liegen und der Abzinsungsfaktor sich nach IFRS am jeweils 

aktuellen Marktzinssatz orientiert. Die Bilanzierung nach HGB basiert demgegenüber 

regelmäßig auf den jeweils geltenden steuerlichen  Regelungen, insbesondere dem 

Teilwertverfahren (vgl. § 6 a EstG unter Zugrundelegung eines Rechnungszinsfußes von 

6%). Damit ergibt sich nach IFRS aufgrund der dynamischen statt statischen 

Betrachtungsweise eine höhere Volatilität der Pensionsrückstellungen. Versicherungs-

mathematische Gewinne oder Verluste, die sich aus Änderungen der Bewertungsparameter 

ergeben, werden erfolgsneutral im Eigenkapital ausgewiesen. 

 

Sonstige Rückstellungen dürfen nach IFRS nur dann gebildet werden, wenn sie sich auf eine 

Außenverpflichtung beziehen. Nach HGB zulässige Aufwandsrückstellungen sind nach IFRS 

nicht zulässig. 

 

Der höhere Wertansatz bei den Sachanlagen ergibt sich überwiegend aus der 

Neubewertung von Immobilien zu Marktwerten und dem Wegfall der nach HGB zulässigen 

steuerlichen Sonderabschreibungen. 

Die Neubewertungsrücklage zum 1. Januar 2005 zeigt den Effekt aus der erstmaligen 

Bewertung der nach IFRS der Kategorie Available for Sale zugeordneten Finanzinstrumente. 

Hierzu zählen im Wesentlichen Schuldverschreibungen sowie Aktien/Investmentfondsanteile. 

In der Neubewertungsrücklage sind die dazugehörenden, gegenläufigen latenten Steuern 

berücksichtigt. 
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Des weiteren sind in der obigen Tabelle die IFRS-typischen Sachverhalte der Eigenkapital-

entwicklung vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 dargestellt (insbesondere 

Entwicklung der Pensionsrückstellungen und der Neubewertungsrücklage). 

 

Die Darstellung der Überleitung des Eigenkapitals 31. Dezember 2005 nach HGB auf das 

Eigenkapital nach IFRS zum gleichen Zeitpunkt widerspiegelt noch einmal die oben 

dargestellten Unterschiede der beiden Rechnungslegungssysteme ergänzt um die 

Entwicklung unter IFRS im Geschäftsjahr 2005. 

 

 

Ergebnis-Überleitungsrechnung 2005 
 
 

Die Überleitung des Konzernergebnisses von HGB nach IFRS für das Geschäftsjahr 2005 

stellt sich wie folgt dar: 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Überleitung Jahresüberschuss 2005 HGB zu IFRS

 Mio. €
rnjahresüberschuss nach HGB 22

in
Konze
Veränderungen nach IFRS

Abweichungen im Konsolidierungskreis 28
Bewertungsunterschiede 40
Abweichende Ertragsteuern -42

rnjahresüberschuss nach IFRS 48Konze

 

Die sich aus den unterschiedlichen Konsolidierungskreisen ergebenden Abweichungen 

beinhalten im Wesentlichen positive Effekte infolge nach IFRS nicht konsolidierter 

Tochterunternehmen des Immobiliendienstleistungsbereichs und erstmalig aufgenommener 

Zweckgesellschaften im Sinne von IAS 27 i.V.m. SIC-12. 

 

Die sich im Vergleich zum HGB-Konzernabschluss um 40 Mio. € ergebenden höheren 

Bewertungen nach IFRS reflektieren die unterschiedlichen Bewertungsmethoden 

insbesondere bei Sachanlagen und sonstigen nicht ansatzfähigen Rückstellungen. 

 

Die nach IFRS höhere Ertragsteuerbelastung ist in Höhe von 4 Mio. € auf den höheren 

tatsächlichen Steueraufwand im IFRS-Konsolidierungskreis und in Höhe von 38 Mio. € auf 

negative Abweichungen bei der Berechnung latenter Steuern zurückzuführen. 
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33 Zinsüberschuss 

 

 

 

 
Zins

 

 

 S

 
Zins

 

 

 S
 Zi

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio € Mio € in %

erträge

Zinserträge aus dem Kredit- und Geldmarktgeschäft 4.117 2.481 66

Zinserträge aus Finanzanlagen 1.328 490 > 100

Laufende Erträge aus Finanzanlagen 23 18 28

Sonstige Zinserträge 67 0 x

umme der Zinserträge 5.535 2.989 85

aufwendungen

Zinsaufwendungen für Verbindlichkeiten 4.605 2.637 75

Zinsaufwendungen für stille Einlagen des Landes Berlin 78 78 0

Laufende Aufwendungen aus Finanzanlagen 1 1 0

umme der Zinsaufwendungen 4.684 2.716 72

nsüberschuss 851 273 > 100

Veränderung

In den Zinserträgen sind Erträge aus wertberichtigten Finanzinstrumenten (Unwinding-

Effekte) in Höhe von 126 Mio. € (Vorjahr: 21 Mio. €) enthalten. Die Unwinding-Effekte erge-

ben sich aus der Fortschreibung der Barwerte zum Bilanzstichtag bei unveränderter Erwar-

tung der zukünftigen Zahlungsströme. Für die Barwertermittlung wird der ursprüngliche, 

effektive Zinssatz des jeweiligen Finanzinstrumentes zugrunde gelegt. 

 

In den Zinserträgen sind Dividenden in Höhe von 3 Mio. € (Vorjahr: 3 Mio. €) enthalten. 
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34 Risikovorsorge im Kreditgeschäft 
 

Die Risikovorsorge stellt sich in der Gewinn- und Verlustrechnung des Konzerns wie folgt 

dar: 

 

 

 Ertr

 
Auflös

 Fo

 Ge

 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

äge aus Zuschreibungen zu Forderungen sowie Erträge aus der 
ung von Rückstellungen im Kreditgeschäft 455 98 > 100

Aufwendungen aus Abschreibungen und Wertberichtigungen auf 
rderungen sowie Zuführungen zu Rückstellungen im Kreditgeschäft 578 178 > 100

samt 123 80 54

Veränderung

Die Bemessung der Risikovorsorge im Kreditgeschäft wird durch die Struktur und die 

Qualität der Kreditportfolien sowie der gesamtwirtschaftlichen Einflussfaktoren bestimmt. 

 

Für alle eingetretenen Risiken im Kreditgeschäft wurden konzerneinheitlich Einzelwertberich-

tigungen, pauschalierte Einzelwertberichtigungen, Portfoliowertberichtigungen und Rückstel-

lungen gebildet.  
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35 Provisionsüberschuss 
 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in %
 

 

 W

 

 

 

 

ertpapier- und Emissionsgeschäft 152 105 45

Zahlungsverkehr / Kontoführung 131 129 2

reditgeschäft 27 7 > 100

artengeschäft 38 33 15

onstiges Dienstleistungsgeschäft 11 16 -31

onstiger Provisionsüberschuss 9 10 -10

rovisionsüberschuss 368 300 23

Veränderung

K

K

S

S

 
P

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

Provisionserträge

Wertpapier- und Emissionsgeschäft 185 120 54

Zahlungsverkehr / Kontoführung 143 139 3

Kreditgeschäft 32 11 > 100

Kartengeschäft 65 57 14

Sonstiges Dienstleistungsgeschäft 23 18 28

Sonstige Provisionserträge 11 11 0

Summe der Provisionserträge 459 356 29

 P

 

 

 

 S
 

 
P

 

rovisionsaufwendungen

Wertpapier- und Emissionsgeschäft 33 15 > 100

Zahlungsverkehr / Kontoführung 12 10 20

Kreditgeschäft 5 4 25

Kartengeschäft 27 24 13

Sonstiges Dienstleistungsgeschäft 12 2 > 100

Sonstige Provisionsaufwendungen 2 1 100

umme der Provisionsaufwendungen 91 56 63

rovisionsüberschuss 368 300 23

Veränderung
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36 Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen  
 

 

 

 Ergebni

 Ergebni

 
Ge

 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

s aus gesicherten Grundgeschäften -115 -10 < -100

s aus als Sicherungsinstrumente eingesetzten Derivativen 118 10 > 100

samt 3 0 x

Veränderung

Dieser Posten enthält die Bewertungsergebnisse aus effektiven Sicherungszusammenhän-

gen (Fair Value Hedge Accounting), die gemäß IAS 39 die Kriterien des Hedge Accountings 

erfüllen. 
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37 Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten Finanzinstrumenten 

 

Das Ergebnis aus der Fair Value-Bewertung unterteilt sich in zwei Komponenten: 

 

(a) Handelsergebnis 

(b) Ergebnis aus zum Zeitwert designierten Finanzinstrumenten (Fair Value-Option) 

 
01.01. - 

31.12.2006
01.01. - 

31.12.2005
Mio. € Mio. € in %

 

 

 H

 

andelsergebnis -387 344 < -100

Ergebnis aus zum Zeitwert designierten Finanzinstrumenten (FVO) 515 -33 > 100

amt 128 311 -59

Veränderung

Ges

 

 

 

Die Teilergebnisse gliedern sich wie folgt auf: 

 

(a)  Handelsergebnis 

 01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in % 

 Ergebnis aus Fair Value Änderungen Handelsbestand (inkl. Devisenergebnis) 120 154 -22

aufendes Ergebnis aus Handelsbestand 56 159 -65

iginäres Handelsergebnis 176 313 -44

rgebnis aus Derivaten des Nichthandelsbestandes -563 31 < -100

samt -387 344 < -100

Veränderung

 L

 

 

Or

E

 
Ge

 

(b)  Ergebnis aus zum Zeitwert designierten Finanzinstrumenten (Fair Value-Option) 

 
01.01. - 

31.12.2006
01.01. - 

31.12.2005
Mio. € Mio. € in %

 

 

 Erg
Ve

 Erg

ebnis aus Fair Value Änderungen von designierten
rmögenswerten 40 0 x

ebnis aus Fair Value Änderungen von designierten 
Verbindlichkeiten 475 -22 > 100

Laufendes Ergebnis aus zum Zeitwert designierten Finanzinstrumenten 0 -11 100

Gesamt 515 -33 > 100

Veränderung
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38 Ergebnis aus Finanzanlagen 
 

Im Ergebnis aus Finanzanlagen werden Veräußerungs- und Bewertungsergebnisse des Fi-

nanzanlagebestands ausgewiesen. 

 

 

 

 Erg

 

 B
 

 S
 Ge

 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

ebnis aus dem Abgang von Finanzanlagen 50 12 > 100

Erträge aus dem Abgang von Finanzanlagen 88 39 > 100

Aufwendungen aus dem Abgang von Finanzanlagen 38 27 41

ewertungsergebnis aus Finanzanlagen -4 -20 80

Erträge aus Zuschreibungen zu Finanzanlagen 1 1 0

Aufwendungen aus Wertminderungen von Finanzanlagen 5 21 -76

onstiges Ergebnis aus Finanzanlagen 2 2 0

samt 48 -6 > 100

Veränderung

Im Ergebnis aus dem Abgang von Finanzanlagen werden hauptsächlich Erträge aus dem 

Verkauf von Aktien und Schuldverschreibungen ausgewiesen. 

 

Das sonstige Ergebnis aus Finanzanlagen enthält Erträge in Höhe von 3 Mio. € (Vorjahr: 

3 Mio. €) und Aufwendungen in Höhe von 1 Mio. € (Vorjahr: 1 Mio. €). 
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39 Ergebnis aus nach der Equity-Methode bewerteten Anteilen 
 

Dieser Posten setzt sich aus den Ergebnissen von assoziierten Unternehmen, die nach der 

Equity-Methode bewertet werden, zusammen.  

 

 

 

 

 
E

La

 Ges

 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

rgebnis aus Bewertungsänderungen -7 -3 < -100

ufendes Ergebnis aus at Equity bewerteten Anteilen 3 2 50

amt -4 -1 < -100

Veränderung
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40 Sonstiges betriebliches Ergebnis 
 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in %
 

 

 S
E
 S
 

 

 

 S

 

ondereffekte aus Beteiligungen 452 17 > 100

rgebnis aus Schuldscheindarlehen 16 26 -38

aldo übrige betriebliche Erträge und Aufwendungen 110 45 > 100

davon: Saldo Abgänge Sachanlagen 44 6 > 100

davon: Umsatzerlöse der Nicht-Kreditinstitute 23 37 -38

davon: Saldo aus Investment Properties -9 0 x

davon: Saldo Übriges 52 2 > 100

onstiges betriebliches Ergebnis 578 88 > 100

Veränderung

Die Ergebniseffekte an der Veräußerung von Beteiligungen betreffen den Verkauf der Berli-

ner Bank (Entkonsolidierungserfolg).  

 

Die sonstigen betrieblichen Erträge und Aufwendungen umfassen Posten, die anderen Posi-

tionen der Gewinn- und Verlustrechnung nicht zugeordnet werden können.  

 

Der Konzern als Leasinggeber (Operate Lease)  
 

Im übrigen betrieblichen Ertrag und Aufwand sind Erträge aus Operating Leasing-

Verhältnissen enthalten. Diese betreffen einen Mobilien-Leasing-Fonds in dessen Funktion 

als Leasinggeber. Nach Ablauf des Leasingvertrages hat der Leasing-Fonds das Recht dem 

Leasingnehmer den Leasinggegenstand zu einem Mindestverwertungserlös von 

rd. 28 Mio. € zum Kauf anzudienen. Die künftigen Mindestleasingzahlungen verteilen sich 

auf die Restlaufzeit des Leasingvertrages bis zum 16. Dezember 2008 und beinhalten neben 

dem Mindestverwertungserlös laufende Zahlungen von rd. 3 Mio. € p.a.  

 

Der Bruttobuchwert der verleasten Gegenstände beträgt 57 Mio. €. 

 

Summe der künftigen Mindestleasingzahlungen aus unkündbaren Operating-Leasing-

verhältnissen: 
 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005 

 Restlaufzeiten Mio. € Mio. € in %

s ein Jahr 3 3 0

n Jahr bis fünf Jahre 4 6 -33

t 7 9 -22

Veränderung

 bi

 über ei

 

 

Gesam
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41 Verwaltungsaufwendungen 
 

Die Verwaltungsaufwendungen im Konzern setzen sich zusammen aus Personalaufwendun-

gen, Abschreibungen auf Sachanlagen und immaterielle Vermögenswerte und den Anderen 

Verwaltungsaufwendungen. Die Aufwendungen gliedern sich wie folgt: 

 
01.01. - 

31.12.2006
01.01. - 

31.12.2005
Mio. € Mio. € in %

 

 

 P
 A

 A
 Ge

 

ersonalaufwendungen 589 354 66

bschreibungen auf Sachanlagen und immaterielle 
Vermögenswerte 74 19 > 100

ndere Verwaltungsaufwendungen 450 408 10

samt 1.113 781 43

Veränderung

 

Personalaufwendungen:   
 

 01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in % 

 Löh

 

 

 

ne und Gehälter 446 270 65

oziale Abgaben 70 51 37

Aufwendungen für Unterstützung und für 
ltersversorgung 73 33 > 100

esamt 589 354 66

Veränderung

S

A

G

 

 

Abschreibungen auf Sachanlagen und immaterielle Vermögenswerte: 
 

 01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

bschreibungen auf Sachanlagen 43 19 > 100

Planmäßige Abschreibungen 41 19 > 100

Wertminderungen 2 0 x

bschreibungen auf immaterielle Vermögenswerte 31 0 x

Planmäßige Abschreibungen 31 0 x

Wertminderungen 0 0 x

t 74 19 > 100

Veränderung

 

 A

 

 A

 

 

 

Gesam
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Andere Verwaltungsaufwendungen: 
 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in %
 

 

 Geb

 I
 W

 Ges

 S
 P

 Ges

 

äude- und Raumkosten 74 64 16

Betriebs- und Geschäftsausstattung 3 3 0

T-Aufwendungen 205 161 27

erbung und Marketing 30 19 58

chäftsbetriebskosten 65 52 25

Beratungen, Prüfungen, Beiträge 53 21 > 100

onstige Konzernleistungsverrechnung 5 81 -94

ersonalabhängige Sachkosten 15 7 > 100

amt 450 408 10

Veränderung

 

Das im Geschäftsjahr 2006 erfasste Abschlussprüferhonorar gliedert sich wie folgt: 
 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

 

ür Jahresabschlussprüfungen 4,8 2,0 > 100

ür sonstige Bestätigungs- und Bewertungsleistungen 0,9 0,2 > 100

ür Steuerberatung 0,0 0,1 -100

ür sonstige Leistungen 0,0 0,0 x

t 5,7 2,3 > 100

Veränderung

 

 f
 f

 

 

f

f

 
Gesam
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Der Konzern als Leasingnehmer (Operating lease) 
 

Die künftigen Mindestleasingzahlungen, aufgrund von unkündbaren Operating-Leasing-

verhältnissen, gliedern sich nach Restlaufzeiten wie folgt:  

 

 

 Rest

 bis

 über

 
über

 
 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

laufzeiten Mio. € Mio. € in %

 ein Jahr 23 30 -23

 ein Jahr bis fünf Jahre 57 101 -44

 fünf Jahre 5 7 -29

Gesamt 85 138 -38

Veränderung

Die Summe der künftigen Mindestzahlungen aus Untermietverhältnissen (deren Erhalt auf 

Grund von unkündbaren Untermietverhältnissen erwartet wird) beträgt 3 Mio. €. 

 

Die bedingten Mietzahlungen des Geschäftsjahres betrugen 1 Mio. € (Vorjahr 0 Mio. €). 

 

Der Ausweis betrifft im Wesentlichen Operating Leasingverhältnisse für Geschäftsfilialen in 

Höhe von 69 Mio. € (Vorjahr: 138 Mio. €) sowie für IT-Systeme in Höhe von 14 Mio. € (Vor-

jahr: 0 Mio. €).  
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42 Saldo aus Restrukturierungsaufwendungen und -erträgen 
 

 

 

 Res

 Res

 

01.01. - 
31.12.2006

01.01. - 
31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

trukturierungserträge 43 29 48

trukturierungsaufwendungen 8 15 -47

Gesamt 35 14 > 100

Veränderung

 

Aus Auflösungen von Rückstellungen resultiert ein Ertrag von 41 Mio. € (Vorjahr: 23 Mio. €). 
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43 Steuern vom Einkommen und vom Ertrag  

Im Rahmen des Projektes „Eine Bank“ wurde mit Wirkung zum 1. Januar 2006 ein Ergebnis-

abführungsvertrag zwischen der Landesbank Berlin AG und der Landesbank Berlin Holding 

AG abgeschlossen und damit ein ertragsteuerliches Organschaftsverhältnis begründet. Da-

mit werden latente Steuern auf temporäre Differenzen und steuerliche Verlustvorträge bei 

den im Konsolidierungskreis des Konzerns LBB enthaltenen Organgesellschaften der Lan-

desbank Berlin Holding AG sowie deren konsolidierten Beteiligungsgesellschaften in der 

Rechtsform einer Personengesellschaft – soweit es die Körperschaftsteuer betrifft – nur im 

Konzernabschluss der Landesbank Berlin Holding angesetzt. Im Konzern der LBB werden 

hierfür keine latenten Steuern ausgewiesen. Die zum 31. Dezember 2005 bestehenden la-

tenten Steuern bei diesen Gesellschaften wurden in 2006 aufgelöst. 

 

Unsere ausländischen Tochtergesellschaften und Niederlassungen werden in ihrem jeweili-

gen Sitzstaat besteuert. Die Gewinne der ausländischen Niederlassungen sind in Deutsch-

land vollständig steuerfrei.  

 

Die Ertragsteueraufwendungen setzen sich wie folgt zusammen: 

 

  31.12.2006 31.12.2005 Veränderung

  Mio. € Mio. € in % 

Tatsächliche Steuern 13 21 -38 

Latente Steuern 232 49 >100 

Gesamt 245 70 >100 

 

Der Aufwand aus latenten Steuern in 2006 ist im Wesentlichen auf die Auflösung der im Sal-

do aktiven latenten Steuern für die Organgesellschaften der Landesbank Berlin Holding AG 

und deren Beteiligungen an Personengesellschaften zurückzuführen. 
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Die nachfolgende Überleitungsrechnung stellt die Unterschiede zwischen dem rechnerischen 

und dem ausgewiesenen Steueraufwand im Konzern dar: 

 

  2006 2005 

  Mio. € Mio. € 

Ergebnis vor Ertragsteuern nach IFRS 771 118 

Konzernertragsteuersatz (%) 38,9 38,9 

Rechnerischer Ertragsteueraufwand 300 46 

1. Steuerfreie Erträge -214 -37 

2. Nicht abzugsfähige Aufwendungen 17 64 

3. Abweichende Gewerbesteuer 0 14 

4. Steuersatzabweichungen -5 0 

5. (Nicht-)Ansatz und Bewertung aktiver latenter Steuern 185 -19 

6. Latente Steuern aufgrund Änderung von Bewertungsmethoden 0 0 

7. Aperiodische Effekte -36 0 

8. Sonstiges -2 2 

Ausgewiesener Ertragsteueraufwand/Steuerertrag (-) 245 70 

Effektiver Steuersatz 7,2% 59,0% 

 

Der als Basis für die Überleitungsrechnung gewählte Konzernertragsteuersatz setzt sich zu-

sammen aus dem in Deutschland geltenden Körperschaftsteuersatz von 25% zuzüglich Soli-

daritätszuschlag von 5,5% und einem Steuersatz für die Gewerbesteuer von 17,0%. Da die 

Konzerngesellschaften im Wesentlichen ihren Sitz in Berlin haben, wurde für die Berechnung 

der Gewerbesteuer der Berliner Hebesatz zugrunde gelegt (410%). Unter Beachtung der 

Abzugsfähigkeit der Gewerbesteuer ergibt sich ein Konzernertragsteuersatz von 38,9%. Für 

die Berechnung der latenten Steuern sind indessen die jeweiligen Ertragsteuersätze der je-

weiligen Gesellschaft zugrunde gelegt worden. 

 

Die Effekte aus steuerfreien Erträgen resultieren in 2006 überwiegend aus dem Bestehen 

des Organschaftsverhältnisses zur Landesbank Berlin Holding AG, im Vorjahr wurden hier 

im Wesentlichen die nach § 8b Abs. 1 und 2 KStG steuerfreien Erträge berücksichtigt. 

 

Die ausländischen Steuersätze betragen zwischen 12% und 31%. Der Steuereffekt, der sich 

aufgrund des Unterschieds zum Konzernsteuersatz ergibt, wird in der Überleitungsrechnung 

dargestellt. Daneben sind hier abweichende Gewerbesteuerhebesätze für einige Tochterge-

sellschaften mit Sitz außerhalb von Berlins berücksichtigt.  

 

Die Position „(Nicht-)Ansatz und Bewertung aktiver latenter Steuern“ reflektiert in 2005 im 

Wesentlichen Steuereffekte im Zusammenhang mit der Auflösung latenter Steuern auf steu-
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erliche Verlustvorträge und temporäre Differenzen für die Organgesellschaften der Landes-

bank Berlin Holding AG bzw. deren Beteiligungen an Personengesellschaften, soweit sie die 

Körperschaftsteuer betreffen. Diese führten insgesamt zu einem einmaligen Aufwand, da die 

aufzulösenden aktiven latenten Steuern die passiven deutlich überwogen. Im Übrigen sind 

hier die Effekte aus der Entkonsolidierung einzelner Gesellschaften sowie Erträge aus bisher 

nicht berücksichtigten steuerlichen Verlustvorträgen enthalten. 

 

Für körperschaftsteuerliche Verlustvorträge in Höhe von 343 Mio. € (Vorjahr: 38 Mio. €) und 

gewerbesteuerliche Verlustvorträge in Höhe von 20 Mio. € (Vorjahr: 89 Mio. €) wurden laten-

te Steuern in Höhe von insgesamt 96 Mio. € (Vorjahr 21 Mio. €) angesetzt. Die Veränderung  

bei den körperschaftsteuerlichen Verlustvorträgen betrifft im Wesentlichen die in 2006 erst-

mals konsolidierte Berlin Hyp, deren per 1. Januar 2006 bestehende aktiven latenten Steu-

ern auf Verlustvorträge erfolgsneutral in den Konzern übernommen wurden. Die latenten 

Steuern auf die gewerbesteuerlichen Verlustvorträge in Höhe von 515 Mio. € (Vor-

jahr: 41 Mio. €) und gewerbesteuerliche Verlustvorträge in Höhe von 190 Mio. € (Vorjahr: 

287 Mio. €) wurden keine latenten Steuern angesetzt. Die Verlustvorträge sind zeitlich unbe-

grenzt nutzbar. Die Prüfung der Ansatzfähigkeit und der Werthaltigkeit der aktiven latenten 

Steuern auf Verlustvorträge sowie abzugsfähige temporäre Differenzen erfolgt auf der 

Grundlage einer Planungsrechnung des künftig zu versteuernden Einkommens. Diese Pla-

nungsrechnung berücksichtigt außerbilanzielle steuerliche Kürzungs- und Hinzurechnungs-

vorschriften (insbesondere § 8b KStG). Die im Konzern bilanzierten aktiven latenten Steuern 

sind dabei durch zukünftige positive steuerliche Ergebnisse gedeckt. 

 

Für temporäre Unterschiede gemäß IAS 12.81 (f) waren aufgrund des Organschaftsverhält-

nisses der Landesbank Berlin AG zur Landesbank Berlin Holding AG keine latenten Steuern 

zu berücksichtigen. 
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44 Ergebnis je Aktie  
 

 01.01. - 
31.12.2006

Konzernjahresüberschuss der Anteilseigner des 
Mutterunternehmens (Mio. €) 40

Durchschnittliche Anzahl umlaufender Stammaktien (Stück) 936.986.301

Gewinn je Aktie (€) 1) 0,04

1)  verwässertes / unverwässertes Ergebnis

 

 

 

 

 

 

Der gemäß IAS 33 errechnete Gewinn/Verlust je Aktie basiert auf dem Jahresüberschuss. Im 

Geschäftsjahr und zum 31. Dezember 2006 waren keine Wandel- und Optionsrechte im Um-

lauf. Der bereinigte Gewinn je Aktie entspricht daher dem Gewinn je Aktie.  
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45 Barreserve 
 

Die Barreserve gliedert sich in folgende Posten: 

 

 

 

 Gut

 S
(Ref
 Gesam

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

assenbestand 420 554 -24

haben bei Zentralnotenbanken 535 669 -20

chuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel
inanzierung bei Zentralbank) 0 1 -100

t 955 1.224 -22

Veränderung

Alle Vermögenswerte sind kurzfristig verfügbar. 

 

Die Guthaben bei Zentralnotenbanken entfallen mit 513 Mio. € (Vorjahr: 656 Mio. €) auf Gut-

haben bei der Deutschen Bundesbank. 

 

Das Mindestreserve-Soll Ende Dezember 2006 betrug 387 Mio. € (Vorjahr: 460 Mio. €).  
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46 Forderungen an Kreditinstitute 
 

Die Forderungen an Kreditinstitute gliedern sich nach Geschäftsarten in den entsprechenden 

Laufzeitbändern wie folgt auf: 

 

 

 

 H

 

 

 

 K

 

 

 

 A

 

 

 

 Ge
 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

ypothekendarlehen der Hypothekenbanken 7 0 x

bis drei Monate 1 0 x

mehr als drei Monate bis ein Jahr 0 0 x

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 1 0 x

mehr als fünf Jahre 5 0 x

ommunalkredite der Hypothekenbanken 2.888 0 x

bis drei Monate 149 0 x

mehr als drei Monate bis ein Jahr 562 0 x

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 1.874 0 x

mehr als fünf Jahre 303 0 x

ndere Forderungen 25.470 43.227 -41

täglich fällig 6.761 1.296 > 100

bis drei Monate 5.228 32.513 -84

mehr als drei Monate bis ein Jahr 8.867 4.296 > 100

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 3.601 4.044 -11

mehr als fünf Jahre 1.013 1.078 -6

samt 28.365 43.227 -34

Veränderung

 

In den Forderungen an Kreditinstitute sind Forderungen an Kreditinstitute im Inland in Höhe 

von 27.920 Mio. € (Vorjahr: 43.199 Mio. €) und Forderungen an Kreditinstitute im Ausland in 

Höhe von 445 Mio. € (Vorjahr: 28 Mio. €) enthalten. Die Aufgliederung des Forderungsbe-

stands nach Inland oder Ausland erfolgt nach dem Sitz des Tochterunternehmens. 

 

Die Forderungen aus dem Geldmarktgeschäft betragen 7.354 Mio. €. 
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Nach den im IAS 39 definierten Bewertungskategorien für Finanzinstrumente gliedert sich 

der Forderungsbestand wie folgt auf: 

 

 

 

 

 H
 

 

 

 

 

 

 A

 

 

 
Gesam
 

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

ypothekendarlehen der Hypothekenbanken 7 0 x

LaR-Forderungen 7 0 x

AfS-Forderungen 0 0 x

davon: Hedge-Adjustment 0 0 x

Kommunalkredite der Hypothekenbanken 2.888 0 x

LaR-Forderungen 1.856 0 x

AfS-Forderungen 1.032 0 x

davon: Hedge-Adjustment 9 0 x

ndere Forderungen 25.470 43.227 -41

LaR-Forderungen 25.470 42.766 -40

AfS-Forderungen 0 461 -100

davon: Hedge-Adjustment 0 2 -100

t 28.365 43.227 -34

Veränderung

 

Für Forderungen an Kreditinstitute bestanden zum 31. Dezember 2006 Wertberichtigungen 

in Höhe von 13 Mio. € (Vorjahr: 0 Mio. €). 
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47 Forderungen an Kunden 
 

Die Forderungen an Kunden gliedern sich nach Geschäftsarten in den entsprechenden Lauf-

zeitbändern wie folgt auf: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

Hypothekendarlehen der Hypothekenbanken 14.885 0 x

bis drei Monate 2.547 0 x

mehr als drei Monate bis ein Jahr 1.511 0 x

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 7.251 0 x

mehr als fünf Jahre 3.576 0 x

Grundpfandrechtlich gesicherte Darlehen 2.265 3.078 -26

bis drei Monate 339 38 > 100

mehr als drei Monate bis ein Jahr 79 98 -19

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 413 545 -24

mehr als fünf Jahre 1.434 2.397 -40

Kommunalkredite der Hypothekenbanken 10.195 0 x

bis drei Monate 810 0 x

mehr als drei Monate bis ein Jahr 1.617 0 x

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 3.827 0 x

mehr als fünf Jahre 3.941 0 x

Kommunalkredite anderer Kreditinstitute 11.193 9.743 15

bis drei Monate 2.702 1.491 81

mehr als drei Monate bis ein Jahr 2.159 1.546 40

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 3.321 3.176 5

mehr als fünf Jahre 3.011 3.530 -15

Andere Forderungen 12.360 12.378 0

täglich fällig 2.187 1.803 21

bis drei Monate 1.532 2.347 -35

mehr als drei Monate bis ein Jahr 974 661 47

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 3.096 2.421 28

mehr als fünf Jahre 4.571 5.146 -11

Gesamt 50.898 25.199 > 100

Veränderung

 

 

 

In den Forderungen an Kunden sind Forderungen an Kunden im Inland in Höhe von 

50.860 Mio. € (Vorjahr: 25.199 Mio. €) und Forderungen an Kunden im Ausland in Höhe von 

38 Mio. € (Vorjahr: 0 Mio. €) enthalten. Die Aufgliederung des Forderungsbestands nach In-

land oder Ausland erfolgt nach dem Sitz des Tochterunternehmens. 
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Die Forderungen an Kunden mit unbestimmter Laufzeit betragen 3.159 Mio. € (Vorjahr: 

2.698 Mio. €). 

 

Die Forderungen aus dem Geldmarktgeschäft betragen 805 Mio. €. 

 

Der Forderungsbestand an Kunden gliedert sich nach den IAS 39 Bewertungskategorien für 

Finanzinstrumente wie folgt auf: 

 

 

 

 Hypo

 

 

 Gr

 

 

 Ko

 

 

 K
 

 

 
A

 

 

 Ge

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

thekendarlehen der Hypothekenbanken 14.885 0 x

LaR-Forderungen 14.885 0 x

AfS-Forderungen 0 0 x

davon: Hedge-Adjustment 0 0 x

undpfandrechtlich gesicherte Darlehen 2.265 3.078 -26

LaR-Forderungen 2.265 3.078 -26

AfS-Forderungen 0 0 x

mmunalkredite der Hypothekenbanken 10.195 0 x

LaR-Forderungen 7.545 0 x

AfS-Forderungen 2.650 0 x

davon: Hedge-Adjustment 15 0 x

ommunalkredite anderer Kreditinstitute 11.193 9.743 15

LaR-Forderungen 11.193 9.743 15

AfS-Forderungen 0 0 x

ndere Forderungen 12.360 12.378 0

LaR-Forderungen 12.360 12.378 0

AfS-Forderungen 0 0 x

davon: Hedge-Adjustment 8 1 > 100

samt 50.898 25.199 > 100

Veränderung

 

Für die Forderungen an Kunden bestanden zum 31. Dezember 2006 Wertberichtigungen in 

Höhe von 1.812 Mio. € (Vorjahr: 2.399 Mio. €). 

 

Forderungen gegenüber Kunden aus geschlossenen Leasingvereinbarungen, in denen der 

Konzern als Leasinggeber fungiert (Finance-Lease), bestehen derzeit nicht. 
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48 Risikovorsorge im Kreditgeschäft 
 

Die Risikovorsorge wurde gebildet für: 

 

 31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in % 

 Fo

 Fo

 
Ge

rderungen an Kreditinstitute 13 0 x

rderungen an Kunden 1.812 2.399 -24

samt 1.825 2.399 -24

Veränderung

 

 31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in % 

 

 
Risikovorsorge 1.825 2.399 -24

uzüglich Rückstellungen 74 44 68

samt 1.899 2.443 -22

Veränderung

z

 Ge

 

 

 

Als Altkredite werden Kredite bezeichnet, die die LBB im Rahmen der Währungsunion über-

nommen hat. Die erforderliche Risikovorsorge für diese Kredite wurde im Rahmen der Eröff-

nungsbilanz zum 1. Juli 1990 ermittelt und als Ausgleichsforderung zugeteilt. Die Verwaltung 

der Kredite erfolgt weiterhin durch die LBB. Da die Risikovorsorge nicht über die eigene Ge-

winn- und Verlustrechnung, sondern zu Lasten der Ausgleichsforderungen gebildet wird, 

stehen die Eingänge auf diese wertberichtigten Kredite nicht der LBB, sondern dem Bund 

(Ausgleichsfonds Währungsumstellung) zu und sind entsprechend abzuführen. 
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Im Geschäftsjahr hat sich der Bestand der aktivisch ausgewiesenen Risikovorsorge sowie der Bestand der Rückstellungen wie folgt entwickelt:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2006 2005 2006 2005 2006 2005 2006 2005 2006 2005 2006 2005 2006 2005
Ände-
rung 2006 2005

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € in % Mio. € Mio. € 
Stand 1.Januar vor EineBank 1.987 28 79 305 44 0 2.443
Zugänge EineBank 1.810 0 99 0 94 16 2.019
Stand 1. Januar vor Konsolidierungskreisänderung 3.797 28 178 305 138 16 4.462
Konsolidierungskreisänderung -437 -1 -11 0 -7 0 -456
Stand 1. Januar 3.360 2.188 27 15 167 87 305 317 131 54 16 0 4.006 2.661 51
Zuführungen 437 137 35 19 0 2 0 0 25 -3 6 0 503 155 >100 503 155
Abgänge 
  Inanspruchnahmen 1.795 311 35 3 0 0 225 12 2 1 1 0 2.058 327 >100
  Auflösungen 314 84 0 0 47 10 0 0 39 -1 4 0 404 93 >100 404 93
Unwinding 114 21 12 0 0 0 0 0 0 0 0 0 126 21 >100 126 21
Wechselkursveränderungen / Umbuchungen -349 1) 78 371 -3 -1 0 -2 0 -41 -7 0 0 -22 68 <-100
Stand am 31. Dezember 1.225 1.987 386 28 119 79 78 305 74 44 17 0 1.899 2.443 -22 -27 41

75 23

 

 

1) Umbuchung resultiert aus Anpassung der Signifikanzgrenze 51 5
-3 59

123 80
-126 -21

Adressenrisiko
Länderrisiko

Kreditgeschäft Gesamt
davon

GuV-wirksam

Einzel-
wertberichtigungen

pauschalierte
Einzel-

wertberichtigungen

Portfolio-
wertberichtigungen Altkredite Rückstellungen

Kreditgeschäft

GuV-wirksam Risikovorsorge
GuV-wirksam Zinsertrag (unwinding)

Direktabschreibungen
Eingang auf abgeschriebene Forderungen

Summe
davon:

 

Der Unwinding-Effekt ergibt sich - bei unveränderter Erwartung der zukünftigen Zahlungen – aus der Fortschreibung der Barwerte. Es wird der ursprüng-

liche, effektive Zinssatz des jeweiligen Finanzinstrumentes zu Grunde gelegt. 
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49 Positive Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten 
 

Die Sicherungsinstrumente mit einem positiven Marktwert, welche die Voraussetzungen für 

das Hedge Accounting nach IAS 39 erfüllen, sind mit einem Wert von 318 Mio. € (Vorjahr: 

77 Mio. €) angesetzt. 

 

Dieser teilt sich wie folgt auf: 

 

 

 

 

 Po

 
Po

Ge

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

sitive Marktwerte aus effektiven Fair Value Hedges 260 77 > 100

sitive Marktwerte aus effektiven Cash Flow Hedges 58 - 100

samt 318 77 > 100

Veränderung

 

 

Das Makro Cash Flow Hedge Accounting wurde erstmals im Geschäftsjahr 2006 angewen-

det. 
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50 Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Vermögenswerte 
 

In dieser Position sind die Handelsaktiva sowie die zum Fair Value designierten Finanzin-

strumente enthalten. 

 

 

 

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

Handelsaktiva 11.626 2.861 > 100

um Zeitwert designierte Finanzinstrumente (Fair Value Option) 3.026 409 > 100

samt 14.652 3.270 > 100

Veränderung

Z

 Ge

 

(a)   Handelsaktiva 

 

Das Handelsgeschäft der Landesbank Berlin umfasst den Handel mit Schuldverschreibun-

gen und anderen festverzinslichen Wertpapieren, Aktien und anderen nicht festverzinslichen 

Wertpapieren, Schuldscheindarlehen und derivativen Finanzinstrumenten. 

 

 

 

 

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 2.620 200 > 100

Geldmarktpapiere 0 0 x

Anleihen und Schuldverschreibungen 2.620 200 > 100

ktien u.a. nicht festverzinsliche Wertpapiere 1.854 0 x

ositive Marktwerte aus derivativen Finanzinstrumenten 7.152 2.661 > 100

onstige Handelsaktiva 0 0 x

samt 11.626 2.861 > 100

Veränderung

 

 

A

P

S

 

 

Ge

Gliederung der Handelsaktiva nach Restlaufzeiten: 

 

 bis drei
Monate

drei Monate
bis ein Jahr

ein Jahr bis
fünf Jahre

über
fünf Jahre Gesamt

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € 

 S

 A
P

 S

 
G

chuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 81 142 1.573 824 2.620

ktien u.a. nicht festverzinsliche Wertpapiere 2 0 0 1.852 1.854

ositive Marktwerte aus derivativen Finanzinstrumenten 406 1.015 2.981 2.750 7.152

onstige Handelsaktiva 0 0 0 0 0

esamt 489 1.157 4.554 5.426 11.626
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(b)   Zum Zeitwert designierte Finanzinstrumente (Fair Value-Option) 

 31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

orderungen an Kreditinstitute 0 0 x

orderungen an Kunden 104 13 > 100

inanzanlagen 2.922 396 > 100

samt 3.026 409 > 100

Veränderung
 
 
 
 
F

 F

 F
 
 
 

Ge

 

Das maximale Ausfallrisiko der Forderungen an Kunden zum 31. Dezember 2006 beträgt 

104 Mio. € (Vorjahr: 13 Mio. €); Kreditderivate o.ä. zu deren Absicherung bestanden zum Bi-

lanzstichtag nicht.  

 

Gliederung der zum Zeitwert designierten Finanzinstrumente (Fair Value-Option) nach Rest-

laufzeiten: 

 bis drei
Monate

drei Monate
bis ein Jahr

ein Jahr bis
fünf Jahre

über
fünf Jahre Gesamt

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € 

 F
 F

orderungen an Kreditinstitute 0 0 0 0 0

orderungen an Kunden 0 51 0 53 104

Finanzanlagen 277 127 402 2.116 2.922

Gesamt 277 178 402 2.169 3.026
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51 Finanzanlagen 
 

Der Posten Finanzanlagen setzt sich wie folgt zusammen: 

 
 

 31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 42.739 19.983 > 100

Geldmarktpapiere 356 309 15

Anleihen und Schuldverschreibungen 42.383 19.674 > 100

von öffentlichen Emittenten 3.884 2.828 37

von anderen Emittenten 38.499 16.846 > 100

 

 

 

 

 

 

 

 

 A
 

 

 

 

 V
 Gesa

 

 

ktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 513 443 16

Beteiligungen 275 71 > 100

Beteiligungen an Kreditinstituten 8 7 14

Beteiligungen an sonstigen Unternehmen 267 64 > 100

erbundene Unternehmen 11 20 -45

mt 43.538 20.517 > 100

Veränderung

In Pension gegeben wurden Anleihen und Schuldverschreibungen im Nominalwert von 

13.107 Mio. € (Vorjahr: 0 Mio. €). 

 

Nach den im IAS 39 definierten Bewertungskategorien für Finanzinstrumente gliedert sich 

der Finanzanlagebestand wie folgt: 

 

 

 
 

 
 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 42.739 19.983 > 100

Geldmarktpapiere 356 309 15

AfS 356 309 15

Anleihen und Schuldverschreibungen 42.383 19.674 > 100

LaR 4.275 919 > 100

AfS 38.108 18.755 > 100

ktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 513 443 16

AfS 513 443 16

eteiligungen 275 71 > 100

erbundene Unternehmen 11 20 -45

mt 43.538 20.517 > 100

Veränderung

 

 

 

 

 

A 
 

 

 
B 

 V
 

 

 

 

 

Gesa
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Von den Finanzanlagen sind: 

 
 

Börsennotierte
Werte

Nicht börsen-
notierte Werte 

 
S

 

chuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 40.803 1.841

Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 221 204

eteiligungen 162 0

Verbundene Unternehmen 0 11

Börsenfähige Werte in Mio. €

 

B

 
Die Entwicklung der Beteiligungen und nicht konsolidierten verbundenen Unternehmen stellt 

sich im Geschäftsjahr wie folgt dar: 

 

 
31.12.2006

Mio. €
31.12.2005

Mio. €
31.12.2006

Mio. €
31.12.2005

Mio. €

 Buchw

 

 
 

 
 

ert 01.01. 71 196 20 29

ugänge 315 2 9 11

Abgänge 69 11 17 35

buchungen -14 -98 0 15

bschreibungen 3 19 1 0

uschreibungen 0 0 0 0

Effekte aus Wechselkursänderungen 0 0 0 0

umulierte Veränderung aus der Bewertung zum Fair Value -25 1 0 0

ert 31.12. 275 71 11 20

Beteiligungen Verbundene Unternehmen

Z

Um

A

Z

k

Buchw

 
Die Abgänge bei verbundenen Unternehmen beinhalten 16 Mio. € aus Änderungen des Kon-

solidierungskreises. 

 
Gliederung der Schuldverschreibungen des Finanzanlagebestandes nach Restlaufzeiten: 
 

bis 3
Monate

3 Monate
bis ein Jahr

1 Jahr bis
5 Jahre

über
5 Jahre Gesamt

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € 
 Schuldverschreibungen und 
andere festverzinsliche Wertpapiere 1.031 3.182 24.240 14.286 42.739

 

 
Assoziierte Unternehmen und Joint Ventures 
 

In den Beteiligungen sind 28 (Vorjahr: 30) assoziierte Unternehmen und Joint Ventures, die 

nicht nach der Equity-Methode bewertet werden, enthalten. Die Bewertung erfolgt nach 

IAS 39 zu Anschaffungskosten. In der Anzahl enthalten sind 9 (Vorjahr: 1) assoziierte Unter-

nehmen und Joint Ventures, die nach IFRS 5 bewertet werden. 
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Unternehmen, die trotz eines Stimmrechtsanteils von mehr als 20 % nicht als assoziierte Un-

ternehmen eingestuft wurden, bzw. Unternehmen, die trotz eines Stimmrechtsanteils von 

weniger als 20 % als assoziiertes Unternehmen eingestuft wurden, sind in der Anteilsbesitz-

liste kenntlich gemacht. 

 

Zusammengefasste finanzielle Informationen der nicht nach der Equity-Methode bewerteten 

assoziierten Unternehmen und Joint Ventures: 
 
 
 

 

31.12.2006 1) 31.12.2005 1)

Mio. € Mio. € in %

Summe der Vermögenswerte 492 618 -20

Summe der Verpflichtungen 289 57 > 100

Erträge 325 76 > 100

Jahresüberschuss -4 20 < -100

1)  Es sind teilweise Daten aus Vorjahren enthalten.

Veränderung
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52 Nach der Equity-Methode bewertete Anteile 
 

Es werden insgesamt 3 (Vorjahr: 1) assoziierte Unternehmen und 1 (Vorjahr: 1) Joint Ven-

ture-Gesellschaften nach der Equity-Methode bewertet und gesondert in der Gewinn- und 

Verlustrechnung sowie in der Bilanz ausgewiesen. 

 

Unternehmen, die trotz eines Stimmrechtsanteils von mehr als 20 % nicht als assoziierte Un-

ternehmen eingestuft wurden, bzw. Unternehmen, die trotz eines Stimmrechtsanteils von 

weniger als 20 % als assoziiertes Unternehmen eingestuft wurden, sind in der Anteilsbesitz-

liste kenntlich gemacht. 

 

Die nach der Equity-Methode bewerteten Anteile setzen sich wie folgt zusammen: 
 

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %
 

 

 A

 

 

 Gesam

t Equity bewertete Anteile  

Anteile an Kreditinstituten 70 71 -1

Anteile an Finanzdienstleistungsinstituten 0 0 x

Anteile an sonstigen Unternehmen 4 1 > 100

t 74 72 3

Veränderung

 
 

In der nachfolgenden Tabelle werden finanzielle Informationen über assoziierte Unterneh-

men und Joint Ventures, die nach der Equity-Methode bewertet werden, zusammengefasst: 

 
31.12.2006 1) 31.12.2005

Mio. € Mio. € in % 
 
 
S

 

 

umme der Vermögenswerte 8.103 8.122 0

umme der Verpflichtungen 7.732 7.760 0

rträge 520 455 14

Jahresüberschuss -13 -8 -63

  Es sind teilweise Daten aus Vorjahren enthalten.

Veränderung

S

E

1)
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53 Immaterielle Vermögenswerte 
 
 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

 
 
 
 Ges
 
 
So

 Ge

 

chäfts- oder Firmenwerte 24 0 x

nstige immaterielle Vermögenswerte 79 0 x

samt 103 0 x

Veränderung

Von den sonstigen immateriellen Vermögenswerten entfallen 71 Mio. € (Vorjahr: 0 Mio. €) 

auf die erworbenen immateriellen Vermögenswerte und 8 Mio. € (Vorjahr: 0 Mio. €) auf die 

selbst erstellten immateriellen Vermögenswerte. Der Betrag der aktivierten Entwicklungskos-

ten betrug 2 Mio. € (Vorjahr: 0 Mio. €). 

 

Der nicht aktivierungsfähige Forschungsaufwand für die selbst erstellte Software beträgt 

1 Mio. € (Vorjahr: 0 Mio. €). 

 

Die Entwicklung der immateriellen Vermögenswerte stellt sich im Geschäftsjahr wie folgt dar: 

 
 

 

 31.12.2006
Mio. €

31.12.2005
Mio. €

31.12.2006
Mio. €

31.12.2005
Mio. €

31.12.2006
Mio. €

31.12.2005
Mio. €

 B

 

 

 

 

uchwert 01.01. 0 0 0 0 0 0

Zugänge 24 0 109 0 133 0

bgänge 0 0 0 0 0 0

mbuchungen 0 0 0 0 0 0
schreibungen/ 
ertminderungen 0 0 30 0 30 0

uschreibungen 0 0 0 0 0 0

uchwert 31.12. 24 0 79 0 103 0

Geschäfts- und Firmenwerte Sonstige immaterielle
Vermögenswerte Gesamt

A

U
Ab
W
Z

B

 

Der Bruttobuchwert der Geschäfts- und Firmenwerte entspricht im Berichtsjahr und im Vor-

jahr jeweils dem Buchwert, Abschreibungen wurden nicht vorgenommen. 

 

Der Bruttobuchwert der sonstigen immateriellen Vermögenswerte beträgt 237 Mio. € (Vor-

jahr: 1 Mio. €). 

 

Die Höhe der kumulierten Abschreibungen zu Beginn der Periode belaufen sich auf 1 Mio. € 

und zum Ende der Periode auf 158 Mio. €. 
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54 Sachanlagen 
 

 31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in % 

 Gru

 Bet

 Ges

 

ndstücke und Gebäude 473 117 > 100

riebs- und Geschäftsausstattung 140 60 > 100

amt 613 177 > 100

davon: Anlagen im Bau 1 0 x

Veränderung

 

Sachanlagen in Höhe von 335 Mio. € (Vorjahr: 14 Mio. €) werden im Rahmen von Finanzie-

rungsleasing genutzt. Darüber hinaus wird kein Anlagevermögen im Rahmen von Operate 

Leasing (Vorjahr: 0 Mio. €) eingesetzt. 

 

Die Entwicklung der Sachanlagen stellt sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt dar: 

 

 

 31.12.2006
Mio. €

31.12.2005
Mio. €

31.12.2006
Mio. €

31.12.2005
Mio. €

31.12.2006
Mio. €

31.12.2005
Mio. €

 B

 

 

 

 

 

uchwert 01.01. 117 171 60 61 177 232

Zugänge 493 0 120 11 613 11

bgänge 79 7 3 3 82 10

mbuchungen -49 -37 -14 0 -63 -37
bschreibungen/ 
ertminderungen 19 10 23 9 42 19

Zuschreibungen 9 0 0 0 9 0

kte aus Wechsel-
kursänderungen 1 0 0 0 1 0

uchwert 31.12. 473 117 140 60 613 177

Selbstgenutzte Immobilien
und Grundstücke

Betriebs- und
Geschäftsausstattung Gesamt

A

U
A
W

Effe

B

 

 

Der Bruttobuchwert der selbstgenutzten Immobilien und Grundstücke beträgt 651 Mio. € 

(Vorjahr: 144 Mio. €). Die Höhe der kumulierten Abschreibungen zu Beginn der Periode be-

laufen sich auf 27 Mio. € und zum Ende der Periode auf 178 Mio. €. 

 

Der Bruttobuchwert der Betriebs- und Geschäftsausstattung beträgt 391 Mio. € (Vor-

jahr: 214 Mio. €). Die Höhe der kumulierten Abschreibungen zu Beginn der Periode belaufen 

sich auf 154 Mio. € und zum Ende der Periode auf 251 Mio. €. 
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55 Investment Properties 
 
 

In dieser Position werden gemäß IAS 40 fremdgenutzte Grundstücke und Gebäude ausge-

wiesen. 
 
 
 
 
 
 Unbe
 Gru
 
 Ges

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

baute Grundstücke 1 0 x

ndstücke und Gebäude 82 42 95

amt 83 42 98

Veränderung

 
 
 

Im Vorjahr wurden die Investment Properties unter dem Posten „Sonstige Aktiva“ ausgewie-

sen. Investment Properties in Höhe von 47 Mio. € (Vorjahr: 14 Mio. €) werden im Rahmen 

von Finanzierungsleasing genutzt. 

 
 

31.12.2006
Mio. €

31.12.2005
Mio. €

Buchwert 01.01. 42 29

Zugänge 171 7

Abgänge 104 0

Umbuchungen -10 7
Abschreibungen/ 
Wertminderungen 17 1

Zuschreibungen 1 0

Effekte aus Wechsel-
kursänderungen 0 0

Buchwert 31.12. 83 42

Investment Properties
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Der Bruttobuchwert der Investment Properties beträgt 116 Mio. € (Vorjahr: 44 Mio. €). Die 

Höhe der kumulierten Abschreibungen zu Beginn der Periode belaufen sich auf 2 Mio. € und 

zum Ende der Periode auf 33 Mio. €. Fair Values konnten wegen fehlender aktueller Markt-

daten nicht ermittelt werden. 
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56 Ertragsteueransprüche 
 
 
Die Ertragsteueransprüche gliedern sich wie folgt auf: 

 

  31.12.2006 31.12.2005  Veränderung
  Mio. € Mio. € in % 
Tatsächliche Steuern 19 12 58 
Latente Steuern 249 196 27 
Gesamt 268 208 29 
 
 
Aktive Steuerabgrenzungen bilden die potenziellen Ertragsteuerentlastungen aus zeitlich be-

grenzten Unterschieden zwischen den Wertansätzen der Vermögenswerte und Verpflichtun-

gen in der Konzernbilanz nach IFRS und den Steuerbilanzwerten nach lokalen steuerrechtli-

chen Vorschriften der Konzernunternehmen ab. Außerdem werden aktive latente Steuern auf 

steuerliche Verlustvorträge angesetzt, sofern eine Realisierung hinreichend wahrscheinlich 

ist. Die Veränderung in 2006 resultiert aus der erstmalige Einbeziehung der Berlin Hyp in 

den Konsolidierungskreis des Konzerns, der ein gegenläufiger Effekt aus dem Wegfall akti-

ver latenter Steuern bei der Landesbank Berlin AG aufgrund des Ergebnisabführungsvertra-

ges zur Landesbank Berlin Holding AG gegenübersteht. 

 

Aktive Steuerabgrenzungen wurden im Zusammenhang mit folgenden Posten gebildet: 
 
 31.12.2006 31.12.2005 Veränderung
  Mio. € Mio. € in % 
Forderungen an Kreditinstituten und Kunden abzgl. Risi-
kovorsorge 160 1.263 -87 
Zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Vermögensgegen-
stände 171 0 >100 
Finanzanlagen 60 7 >100 
Sachanlagen und Immaterielle Anlagewerte 3 1 >100 
Sonstige Aktiva 5 15 67 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten und Kunden 1 0 >100 
Negative Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstru-
menten 151 16 >100 
Zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Verbindlichkeiten 218 591 -63 
Rückstellungen 25 118 79 
Sonstige Passiva 52 0 >100 
Nachrangkapital 0 30 -100 
Verlustvorträge 96 21 >100 
Zwischensumme 942 2.062 -54 
Saldierungen mit passiven latenten Steuern 693 1.866 -63 
Gesamt 249 196 27 
 
Für Zwecke des Bilanzausweises erfolgte auf Einzelgesellschaftsebene eine Saldierung zwi-

schen aktiven und passiven latenten Steuern. Die Veränderungen bei den Einzelpositionen 
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resultieren im Wesentlichen aus der erstmaligen Konsolidierung der Berlin Hyp sowie aus 

dem Wegfall aktiver latenter Steuern bei der Landesbank Berlin AG. 
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57 Sonstige Aktiva 
 

 

 

 

 F

 R
 S

 
Üb

Ge
 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

orderungen aus gestellten Sicherheiten 2.062 0 x

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 74 21 > 100,0

echnungsabgrenzung 11 2 > 100,0

onstige Steuerforderungen (außer Ertragsteueransprüche) 2 4 -50

rige 127 16 > 100,0

samt 2.276 43 > 100,0

Veränderung

 

Von den ausgewiesenen Vermögenswerte sind 2.264 Mio. € kurzfristig verfügbar. 
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58 Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte und Abgangsgruppen 
 
 

 

 

 
Grun

 F
 Gesam

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

Sachanlagen (IAS 16) 0 15 -100

dstücke und Gebäude fremdgenutzt 22 71 -69

inanzielle Vermögenswerte 88 47 87

t 110 133 -17

Veränderung

 

Die Veräußerung der entsprechend klassifizierten Vermögenswerte und Abgangsgruppen 

erfolgt aufgrund der von der Bank langfristig verfolgten Strategie sich auf ihre Kerngeschäfts-

felder zu konzentrieren. Die Veräußerung bzw. der Eigentumsübergang der jeweiligen lang-

fristigen Vermögenswerte und Abgangsgruppen soll im Jahre 2007 erfolgen. 

 

Im Rahmen der Klassifizierung als „zur Veräußerung gehalten“ entstand bei den Vermö-

genswerten kein Abwertungsbedarf.  
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59 Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
 

 

 

 Hy

 

 

 

 

 

 

 Öf

 

 

 

 Öf

 

 

 

 A

 

 

 

 
Gesam
 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

pothekenpfandbriefe der Hypothekenbanken 287 0 x

bis drei Monate 10 0 x

mehr als drei Monate bis ein Jahr 5 0 x

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 155 0 x

mehr als fünf Jahre 117 0 x

Hypothekenpfandbriefe der anderen Kreditinstitute 126 162 -22

bis drei Monate 2 2 0

mehr als drei Monate bis ein Jahr 2 51 -96

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 72 20 > 100

mehr als fünf Jahre 50 89 -44

fentliche Pfandbriefe der Hypothekenbanken 147 0 x

bis drei Monate 2 0 x

mehr als drei Monate bis ein Jahr 0 0 x

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 91 0 x

mehr als fünf Jahre 54 0 x

fentliche Pfandbriefe der andere Kreditinstitute 1.760 2.420 -27

bis drei Monate 71 304 -77

mehr als drei Monate bis ein Jahr 198 323 -39

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 1.382 1.609 -14

mehr als fünf Jahre 109 184 -41

ndere Verbindlichkeiten 47.088 23.638 99

täglich fällig 2.866 2.948 -3

bis drei Monate 31.458 15.896 98

mehr als drei Monate bis ein Jahr 9.290 612 > 100

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 2.304 2.754 -16

mehr als fünf Jahre 1.170 1.428 -18

t 49.408 26.220 88

Veränderung

 

 

In den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind Verbindlichkeiten gegenüber Kredit-

instituten im Inland in Höhe von 46.631 Mio. € (Vorjahr: 26.219 Mio. €) und Verbindlichkeiten 

gegenüber Kreditinstituten im Ausland in Höhe von 2.777 Mio. € (Vorjahr: 1 Mio. €) enthal-

ten. Die Aufgliederung der Verbindlichkeiten nach Inland oder Ausland erfolgt nach dem Sitz 

des Tochterunternehmens. 

 

In den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind 302 Mio. € (Vorjahr: 230 Mio. €) ab-

gegrenzte Zinsen enthalten. 

 

Die Verbindlichkeiten aus dem Geldmarktgeschäft betragen 31.525 Mio. €. 

 

174



60 Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 
 
 
 
 
 
 H
 
 
 
 
 
 
 H
 
 
 
 
 
 
 
Öf

 
 
 
 
 
 Öf
 
 
 
 
 
 
 S
 

 
 
 
 
 
A

 
 
 
 
 

 
Gesam
 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

ypothekenpfandbriefe der Hypothekenbanken 1.608 0 x

bis drei Monate 72 0 x

mehr als drei Monate bis ein Jahr 14 0 x

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 629 0 x

mehr als fünf Jahre 893 0 x

ypothekenpfandbriefe der anderen Kreditinstitute 163 172 -5

bis drei Monate 2 2 0

mehr als drei Monate bis ein Jahr 4 0 x

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 48 10 > 100

mehr als fünf Jahre 109 160 -32

fentliche Pfandbriefe der Hypothekenbanken 1.254 0 x

bis drei Monate 34 0 x

mehr als drei Monate bis ein Jahr 15 0 x

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 575 0 x

mehr als fünf Jahre 630 0 x

fentliche Pfandbriefe der anderen Kreditinstitute 1.128 1.760 -36

bis drei Monate 46 127 -64

mehr als drei Monate bis ein Jahr 45 440 -90

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 897 934 -4

mehr als fünf Jahre 140 259 -46

pareinlagen 6.942 7.637 -9

bis drei Monate 6.856 7.505 -9

mehr als drei Monate bis ein Jahr 13 13 0

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 67 110 -39

mehr als fünf Jahre 6 9 -33

ndere Verbindlichkeiten 17.272 15.566 11

täglich fällig 8.184 9.397 -13

bis drei Monate 2.489 2.583 -4

mehr als drei Monate bis ein Jahr 1.431 785 82

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 1.779 1.214 47

mehr als fünf Jahre 3.389 1.587 > 100

t 28.367 25.135 13

Veränderung

 

In den Verbindlichkeiten gegenüber Kunden sind Verbindlichkeiten gegenüber Kunden im 

Inland in Höhe von 28.261 Mio. € (Vorjahr: 25.135 Mio. €) und Verbindlichkeiten gegenüber 

Kunden im Ausland in Höhe von 106 Mio. € (Vorjahr: 0 Mio. €) enthalten. Die Aufgliederung 

der Verbindlichkeiten nach Inland oder Ausland erfolgt nach dem Sitz des Tochterunterneh-

mens. 
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In den Verbindlichkeiten gegenüber Kunden sind 244 Mio. € (Vorjahr: 163 Mio. €) abge-

grenzte Zinsen enthalten. 

 

Die Verbindlichkeiten aus dem Geldmarktgeschäft betragen 1.965 Mio. €. 
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61 Der Konzern als Leasingnehmer (Finance Lease) 
 

Die Summe der gemieteten Vermögenswerte, die dem wirtschaftlichen Eigentum des Kon-

zerns zuzurechnen sind, beträgt 382 Mio. € (Vorjahr: 0 Mio. €). 

 

Ausgewiesen werden hauptsächlich Verpflichtungen aus langfristigen Mietverträgen (Lauf-

zeiten bis einschließlich 2026) für Büro- und Geschäftsgebäude an den Standorten Alexan-

derplatz, Gustav-Meyer-Allee/Brunnenstraße, Prinzregentenstraße, Hardenbergstraße,  

Bismarck-/Wilmersdorfer Straße sowie Fasanenstraße.  

 

Die bankgenutzten Gebäude Alexanderplatz, Prinzregentenstraße und Hardenbergstraße 

(zentrale Gebäude) sowie Brunnenstraße (Dienstleistungszentrum) werden von geschlosse-

nen Immobilienfonds gehalten, die von Konzernunternehmen an den Markt gebracht wurden. 

Für den Konzern ergeben sich aus diesen Objekten gegenwärtig Mietverpflichtungen von 

jährlich 58 Mio. € (Vorjahr: 2 Mio. €). 

 

Der Gesamtbestand der Verbindlichkeiten enthält Verbindlichkeiten aus Finanzierungslea-

singverträgen in Höhe von 611 Mio. € (Vorjahr: 21 Mio. €). 

 

Die Mindestleasingzahlungen lassen sich wie folgt darstellen:  

 

 31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in % 

 b
 über 

 über f

 

 

is ein Jahr 58 2 > 100

ein Jahr bis fünf Jahre 297 7 > 100

ünf Jahre 1.053 43 > 100

Gesamt 1.408 52 > 100

Fehler!

Veränderung

Die Abzinsungsbeträge stellen sich wie folgt dar: 

 

 31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in % 

 b
 

 

 

is ein Jahr 36 1 > 100

ein Jahr bis fünf Jahre 165 5 > 100

ünf Jahre 892 37 > 100

Gesamt 1.093 43 > 100

Fehler!

Veränderung

über 

über f
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Der Barwert der Mindestleasingzahlungen (Restlaufzeiten) gliedert sich wie folgt auf: 

 

 

 bi

 über 

 
über f

Gesam
 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

s ein Jahr 22 1 > 100

ein Jahr bis fünf Jahre 132 2 > 100

ünf Jahre 161 6 > 100

t 315 9 > 100

Fehler!

Veränderung

 

Dem stehen künftige Einnahmen aus Untermietverträgen in Höhe von 42 Mio. € (Vorjahr: 

0 Mio. €) gegenüber. 
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62 Verbriefte Verbindlichkeiten 
 

Finanzielle Verbindlichkeiten werden mit fortgeführten Anschaffungskosten bilanziert. Tren-

nungspflichtige Derivate (Embedded Derivatives) wurden abgespalten und mit dem Markt-

wert (Fair Value) bewertet und unter den Handelspassiva beziehungsweise Handelsaktiva 

(Kategorie: Held-for-Trading) ausgewiesen. Im Rahmen des Hedge Accountings wurden ge-

sicherte Verbindlichkeiten um den dem abgesicherten Risiko zuzurechnenden Buchgewinn 

oder -verlust angepasst. 

 

Die nachfolgende Tabelle splittet den Gesamtbetrag der verbrieften Verbindlichkeiten nach 

der Art der Finanzinstrumente auf. Für jede Gruppe von verbrieften Verbindlichkeiten sind 

Informationen über den Buchwert angegeben. 

 

 

 B
 

 

 
S

 Gesam

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

egebene Schuldverschreibungen 32.186 21.323 51

Hypothekenpfandbriefe 7.726 167 > 100

Öffentliche Pfandbriefe 14.588 4.460 > 100

Sonstige Schuldverschreibungen 9.872 16.696 -41

onstige verbriefte Verbindlichkeiten 172 11 > 100

t 32.358 21.334 52

Veränderung

In den sonstigen Schuldverschreibungen sind Geldmarktpapiere (z.B.: Commercial Papers, 

Certificates of Deposit und Euro Notes) und eigene Akzepte enthalten. 

 

Restlaufzeiten der verbrieften Verbindlichkeiten: 
31.12.2006 31.12.2005 Veränderung

Mio. € Mio. € in %

mit vereinbarter Restlaufzeit

bis drei Monate 2.232 907 > 100

mehr als drei Monate bis ein Jahr 5.108 3.288 55

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 17.409 7.345 > 100

mehr als fünf Jahre 7.609 9.794 -22

Gesamt 32.358 21.334 52

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Zinssatz der begebenen Geldmarktpapiere betrug bis 3,55 % (Vorjahr: 0,75 %). Schuld-

verschreibungen wurden bis 7,0 % (Vorjahr: bis 13,51 %) verzinst. Die Ursprungslaufzeiten 

betragen bei Geldmarktpapieren bis zu einem Jahr. 
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Die folgende Aufstellung enthält die wesentlichen im Geschäftsjahr 2006 begebenen Schuld-

verschreibungen ab einem Emissionsvolumen von 1 Mrd. €. 

 

Nominalbetrag  Zinssatz 
in Mio. € 

Währung Emittent 
in % 

Fälligkeit 

1.000 EUR Berlin Hyp 3,843 30.08.2012 
1.000 EUR LBB 3-M-Euribor flat 12.05.2008 
 

 

Weiterhin enthält der Gesamtbetrag der verbrieften Verbindlichkeiten abgegrenzte Zinsen in 

Höhe von 474 Mio. € (Vorjahr: 200 Mio. €). 

 

Für eigene Verbindlichkeiten wurden im Geschäftsjahr und im Vorjahr keine Sicherheiten  

gestellt. 
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63 Verbriefung von Krediten (Securitisation) 
 

Ein Transfer von Kreditrisiken an einen Dritten kann traditionell durch Verkauf der Bilanz-

aktiva oder synthetisch über den Einsatz von Kreditderivaten wie Credit Default Swaps oder 

auch Credit Linked Notes durchgeführt werden. Ein Ziel von Verbriefungstransaktionen ist 

es, durch den Kreditrisikoübergang an einen Dritten eine eigenkapitalentlastende Wirkung zu 

erzielen. 

 

Zum Ende des Geschäftsjahres 2002 wurde in der Landesbank Berlin (=Sicherungsnehmer) 

eine synthetische Verbriefung mit dem Transaktionsnamen „Rhea CDO1“ aufgelegt. Das 

verbriefte Volumen dieser Transaktion betrug zum 31. Dezember 2005 900 Mio. €. Diese 

Transaktion wurde im Februar 2006 gekündigt und im Geschäftsjahr 2006 vollständig abge-

wickelt. 
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64 Negative Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten 
 

Die Sicherungsinstrumente mit einem negativen Marktwert, welche die Voraussetzungen für 

das Hedge Accounting nach IAS 39 (Fair Value Hedge bzw. Cash Flow Hedge) erfüllen, sind 

mit einem Wert von 1.090 Mio. € (Vorjahr: 68 Mio. €) angesetzt. 

 

Dieser teilt sich wie folgt auf Fair Value Hedges und Cash Flow Hedges auf: 

 

 

 
N
 Ne

 Ge

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

egative Marktwerte aus effektiven Fair Value Hedges 578 68 > 100

gative Marktwerte aus effektiven Cash Flow Hedges 512 0 x

samt 1.090 68 > 100

Veränderung

Das Makro Cash Flow Hedge Accounting wurde erstmals im Geschäftsjahr 2006 angewen-

det. 
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65 Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Verpflichtungen 
 

In dieser Position sind die Handelspassiva sowie die zum Zeitwert designierten Finanzin-

strumente enthalten. 

 
31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %
 

 
Handel

 (

 Gesam

spassiva 8.217 1.880 > 100

Zum Zeitwert designierte finanzielle Verpflichtungen
Fair Value Option) 13.217 13.238 0

t 21.434 15.118 42

Veränderung

 

(a)   Handelspassiva 

 

Die Handelspassiva beinhalten derivative Finanzinstrumente und Lieferverpflichtungen aus 

Wertpapierleerverkäufen. 

 31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in % 

 Negative Marktwerte aus derivativen Finanzinstrumenten 7.746 1.880 > 100

tige Handelspassiva 471 0 x

davon: Lieferverbindlichkeiten aus Wertpapierleerverkäufen 471 0 x

amt 8.217 1.880 > 100

Veränderung

 Sons

 

 
Ges

 

Gliederung der Handelspassiva nach Restlaufzeiten: 

 
bis 3 Monate 3 Monate bis 1 

Jahr
1 Jahr bis 5 

Jahre über 5 Jahre Summe

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €
 
 
 
 
Negative Marktwerte aus derivativen Finanzinstrumenten 433 955 3.432 2.926 7.746

tige Handelspassiva 0 9 59 403 471

433 964 3.491 3.329 8.217 
Sons

 
Gesamt 

 
(b)   Zum Zeitwert designierte finanzielle Verpflichtungen (Fair Value-Option) 

 
 31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %
 
 
 
 V

 
 
 

erbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 390 411 -5

erbindlichkeiten gegenüber Kunden 858 910 -6

erbriefte Verbindlichkeiten 11.787 11.812 0

hrangkapital / Hybridkapital 182 105 73

Gesamt 13.217 13.238 0

Veränderung

V

V

Nac
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Gliederung der zum Zeitwert designierten finanziellen Verpflichtungen (Fair Value-Option) 

nach Restlaufzeiten: 

 

 

 

 Verbi

Verbi

 Verbri

 Ge

bis 3 Monate 3 Monate bis 1 
Jahr

1 Jahr bis 5 
Jahre über 5 Jahre Summe

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

ndlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 0 19 339 32 390

ndlichkeiten gegenüber Kunden 1 31 321 505 858

efte Verbindlichkeiten 127 1.964 4.778 4.918 11.787

Nachrangkapital / Hybridkapital 0 0 0 182 182

samt 128 2.014 5.438 5.637 13.217

 

Die auf eine Veränderung des (eigenen) Ausfallrisikos (Credit Spread) zurückzuführende 

Änderung der Zeitwerte für die o.g. Positionen beläuft sich für das Jahr 2006 auf 0,7 Mio. € 

(Vorjahr: 5 Mio. €) für Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten bzw. Kunden und auf  

-1,9 Mio. € (Vorjahr: 33 Mio. €) für verbriefte Verbindlichkeiten bzw. Nachrangkapital. Die 

kumulierten Wertänderungen betragen -0,7 Mio. € (Vorjahr: 2 Mio. €) bzw. -64,3 Mio. € 

(Vorjahr: 60 Mio. €).  

 

Für die Berechnung der o.g. Beträge wurden die Verbindlichkeiten zunächst am Stichtag mit 

dem jeweils aktuellen Credit Spread bewertet. Anschließend wurden die Verbindlichkeiten 

mit dem jeweiligen Credit Spread des Vorjahresstichtages bewertet. Der Teil der Zeitwert-

veränderung, der auf die Veränderung des (eigenen) Ausfallrisikos (Credit Spread) zurückzu-

führen ist, ergibt sich somit aus der Differenz dieser beiden Bewertungen. 

 

Die Differenz zwischen dem Buchwert der finanziellen Verbindlichkeit und dem höheren Be-

trag, den die Bank vertragsgemäß bei Fälligkeit zurückzahlen muss, beläuft sich auf  

948 Mio. €. Darin enthalten ist ein Effekt aus Zerobonds und Zero-Schuldscheindarlehen von 

1.092 Mio. €, der sich aufgrund der für Zerobonds bzw. Zero-Schuldscheindarlehen typi-

schen abgezinsten Auszahlung und der Rückzahlung zum Nennwert ergibt. Dagegen stehen 

144 Mio. € aus Verbindlichkeiten mit einer laufenden Verzinsung, bei denen der Buchwert 

höher als der Rückzahlungsbetrag ist. 
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66 Rückstellungen 
 
Die Rückstellungen gliedern sich wie folgt auf: 
 
 

 

 R
 S

 

 

 

 
Ges

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

ückstellungen für Pensionen 920 522 76

onstige Rückstellungen 479 262 83

Rückstellungen wegen EU-Maßnahmen 32 32 0

Restrukturierungsrückstellungen 81 46 76

Rückstellungen für Risiken im Kreditgeschäft 74 44 68

Übrige Rückstellungen 292 140 > 100

amt 1.399 784 78

Veränderung

Die Rückstellungen für Pensionen, Restrukturierung und EU-Maßnahmen laufen mehrheit-

lich länger als ein Jahr. In den übrigen Rückstellungen sind Beträge für Personal und son-

stige Steuern enthalten. Diese sind in der Regel innerhalb eines Jahres fällig. 

 

A) Pensionsrückstellungen 

B) Sonstige Rückstellungen 

 

A)  Pensionsrückstellungen 
 

Nachfolgend werden Detailangaben zu den Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Ver-

pflichtungen gemacht: 

 

Grundsätzliches 

 

Im Konzern der Landesbank Berlin erwerben die Mitarbeiter Ansprüche und Anwartschaften 

aus unmittelbaren Versorgungszusagen. 

 

Für diese unmittelbaren Versorgungszusagen werden zur Erfüllung der Pensionsverpflich-

tung die erforderlichen Pensionsrückstellungen gebildet und entsprechend passiviert. 

 

Bewertungsmethode und versicherungsmathematische Annahmen 

 

Die Ermittlung der Pensionsverpflichtungen wird jährlich durch externe versicherungsma-

thematische Sachverständige nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren (Projected Unit 

Credit Method – PUC) gemäß IAS 19.64 (Methode der laufenden Einmalprämie) durchge-
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führt. Diese Methode geht davon aus, dass in jedem Dienstjahr ein zusätzlicher Teil des 

endgültigen Leistungsanspruchs erdient wird und bewertet jeden dieser Leistungsbausteine 

separat, um so die endgültige Verpflichtung aufzubauen. 

 

Vermögenswerte 

 

Das Planvermögen wird mit dem beizulegenden Zeitwert angesetzt (IAS 19.102). 

 

Erfassung versicherungsmathematischer Gewinne und Verluste 

 

Zur Tilgung der versicherungsmathematischen Gewinne und Verluste wird von der Möglich-

keit der Verrechnung aller im Bilanzjahr anfallenden Gewinne und Verluste gegen das Ei-

genkapital Gebrauch gemacht (IAS 19.93A). Damit werden die versicherungsmathemati-

schen Gewinne und Verluste in voller Höhe im Eigenkapital berücksichtigt. 

 

Die Auswirkungen im Eigenkapital betragen im Geschäftsjahr 2006 -27 Mio. € (Vorjahr: 

-52 Mio. €). Durch den Abgang werden die anteiligen kumulierten versicherungsmathemati-

schen Gewinne und Verluste in Höhe von -6 Mio. € erfolgsneutral gegen die Gewinnrückla-

gen im Eigenkapital verrechnet. 

 

Versorgungsverpflichtungen 

 

a)   Defined Contribution Plan (Beitragsdefinierte Zusage) 

 

Bei einem Kreis von Mitarbeitern wird die Versorgungszusage als mittelbare beitragsorien-

tierte Zusage (Defined Contribution Plan) durchgeführt, bei der der Arbeitgeber einen festge-

legten Beitrag zur Altersversorgung an externe Versorgungsträger (Pensionskassen und Un-

ternehmen der Lebensversicherung) gegebenenfalls unter Beteiligung der Arbeitnehmer 

zahlt. Die Höhe der künftigen Versorgungsleistung wird hier durch die gezahlten Beiträge 

und – für den nicht garantierten Teil der Leistung – die daraus aufgelaufenen Vermögenser-

träge bestimmt. Die Klassifizierung dieser Versorgung führt dazu, dass die Beiträge an die 

externen Versorgungsträger als laufender Aufwand erfasst werden und somit keine Pensi-

onsrückstellungen zu bilden sind. 

 

Im Geschäftsjahr wurden 562,6 T€ als laufender Aufwand in der Gewinn- und Verlustrech-

nung erfasst (Vorjahr: 81,0 T€). 
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b)   Defined Benefit Plan (Leistungsdefinierte Zusage) 

 

Im Konzern der Landesbank Berlin bestehen mehrere, in der Systemgestaltung unterschied-

liche, Versorgungsordnungen. Alle Zusagen basieren kollektivrechtlich auf entsprechenden 

Dienstvereinbarungen oder auf individuellen arbeitsvertraglichen Zusagen (Pensionsverträ-

ge). 

 

Die wesentlichen Versorgungsordnungen sind: 

 

Konzern - Ruhegeldordnung (Plan 100)  

Versorgungsordnungen für Mitarbeiter, die vor dem 1. Juli 1988 in das Unternehmen einge-

treten sind (Plan 200) 

Versorgungsordnung für Mitarbeiter, die nach dem 30. Juni 1988 in das Unternehmen einge-

treten sind (Plan 210) 

Individuelle Pensionsverträge (Plan 220/230) 

Versorgung nach den Satzungsbestimmungen der Versorgungsanstalt des Bundes und der 

Länder – VBL – (Plan 300) 

Versorgungsordnung der Landesbank Berlin (Plan 310) 

Versorgungsordnung vom 1. Januar 1984 (BerlinHyp) 

Versorgungsordnung vom 30. Dezember 1993 (BerlinHyp) 

Versorgungsordnung der ehem. Berliner Industriebank (Plan 520/521) 

 

Es handelt sich hierbei im Wesentlichen um beitragsorientierte Systeme (Rentenbausteine / 

Versorgungspunkte) sowie um Endgehalts- und Nominalbetragssysteme. 

 

In Abhängigkeit vom Eintritt des Versicherungsfalles in der gesetzlichen Rentenversicherung 

werden Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten gewährt. 

 

Geschlechtsspezifische Unterscheidungen bestehen nicht. Als Regelaltersgrenze gilt gene-

rell die Vollendung des 65. Lebensjahres. Die Betriebsrenten werden lebenslang gezahlt; 

Kapitalabfindungen sind nicht vorgesehen. Die Anpassung der laufenden Leistungen erfolgt 

nach vereinbarten Kriterien (z.B. Entwicklung Gehaltstarifvertrag) oder im Rahmen der An-

passungsprüfungspflicht des § 16 Betriebsrentengesetz (BetrAVG). 

 

Zum 31. Dezember 1994 wurden sämtliche kollektivrechtlichen Versorgungswerke für Neu-

eintritte geschlossen. Seit dem 1. Januar 1995 bestimmen sich die unmittelbaren Versor-
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gungszusagen für neu eingestellte Mitarbeiter ausschließlich nach den Regularien der Kon-

zern-Ruhegeldordnung. 

 

Im Berichtsjahr wurde eine neue betriebliche Altersversorgung für Mitarbeiter der Landes-

bank Berlin International S.A (Luxemburg) und der Landesbank Berlin AG, Niederlassung 

Luxemburg, abgeschlossen. Die Verpflichtung wurde auf einen externen Versicherer ausge-

gliedert. Das Versorgungswerk sieht Leistungen im Alter, bei Invalidität und an Hinterbliebe-

ne vor. Die Finanzierung obliegt ausschließlich dem Arbeitgeber. Dabei werden die Jahres-

prämien nach handelsrechtlichen Bestimmungen berechnet. Es handelt sich hierbei gleich-

falls um ein leistungsorientiertes System, da sich die Höhe der Leistung - unabhängig von 

den gezahlten Prämien - letztlich aus dem ruhegeldfähigen Jahresgehalt zum Zeitpunkt des 

Eintritt des Versicherungsfalles errechnet. 

 

Unterstützungskasse 

 

Bei der „Unterstützungskasse der Landesbank Berlin Holding AG e.V.“ handelt es sich um 

eine rechtlich selbständige Versorgungseinrichtung in der Rechtsform eines eingetragenen 

Vereins. Sie wurde 1952 von der damaligen Berliner Bank AG gegründet und verfolgt aus-

schließlich den Zweck, ihren Mitgliedern Unterstützungsleistungen (Renten wegen Alter oder 

Erwerbsminderung bzw. Renten an Hinterbliebene) zu gewähren. 

 

Die Finanzierung der Unterstützungskasse folgt den Grundsätzen des § 4d EStG, der den 

Umfang und die Zulässigkeit von Dotierungen/freiwilligen Zuwendungen der Trägerunter-

nehmen und die Höhe des steuerlich zulässigen Kassenvermögens bestimmt. 

 

Zum 1. Juli 1999 wurde der Durchführungsweg der betrieblichen Altersversorgung im Kon-

zern vereinheitlicht. Von diesem Zeitpunkt an werden laufende Betriebsrenten im Konzern 

ausschließlich aus den Pensionsrückstellungen der Unternehmen finanziert. Soweit Mitglie-

der bis dahin bereits laufende Leistungen aus der Unterstützungskasse erhielten, trat keine 

Änderung ein.  

 

Derzeit erhalten ca. 960 Rentner eine monatliche Leistung. Das Kassenvermögen der Unter-

stützungskasse betrug zum 31. Dezember 2006 rd. 25,6 Mio. € (Vorjahr rd. 27,6 Mio. €). 
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Versicherungsmathematische Annahmen  

 
Ökonomische Annahmen 
  31.12.2006 31.12.2005 
Rechnungszins 4,25 % 
Gehaltstrend 2,50 % - 3,00 % 2,50 % 
Rententrend (individuell nach Versorgungszusage) 1,00 % - 2,50 % 0,80 % - 2,50 %
Entwicklung BBG gesetzliche Rentenversicherung 1,00 % - 2,50 % 1,00 % 
Ertragsrate aus Vermögenswerten (nur Unterstützungskasse) 3,91 % 3,52 % 
Fluktuation (gesamter aktiver Bestand) 
Bis Alter 30 
Bis Alter 40 
Bis Alter 50 
Ab Alter 50 

 
5,00 % 
3,00 % 
1,00 % 
0,00 % 

2,50 % - 5,00 %

 

 

Demographische Annahmen 

Pensionsalter Frühestmöglicher Rentenbeginn in der gesetzlichen 
Rentenversicherung gem. RRG 1999 

Biometrische Risiken “Richttafeln 2005 G” (Heubeck)  
IGSS-Sterbetafeln (Luxemburg) 

 

 

Zusammensetzung der Rückstellung für Pensionen 

31.12.2006 31.12.2005   
Mio. € Mio. € 

Barwert fondsfinanzierter Pensionsverpflichtungen (DBO) 946 524 
abzüglich Fair Value  Planvermögenswerte -26 -2 
Gesamt 920 522 
 

 

Entwicklung der Rückstellungen für Pensionen 

31.12.2006 31.12.2005   
Mio. € Mio. € 

Rückstellungen für Pensionen zum 1. Januar 522 401 
Übertragung BGB 312 - 
Zugang Konsolidierungskreis 81 - 
Angepasster Vortrag zum 1. Januar 915 - 
      Dienstzeitaufwand 25 12 
      Zinsaufwand 40 20 
      Erwartete Erträge aus Planvermögen -1 - 
      Erbrachte Pensionsleistungen im Berichtsjahr -32 -12 
Veränderungen des Konsolidierungskreises -54 49 
Versicherungsmathematischer Gewinn/Verlust 27 52 
Rückstellungen für Pensionen zum 31. Dezember 920 522 
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Entwicklung der Pensionsverpflichtungen (DBO) 

31.12.2006 31.12.2005   
Mio. € Mio. € 

Pensionsverpflichtungen zum 1. Januar 524 403 
Übertragung BGB 338 - 
Zugang Konsolidierungskreis 81 - 
Angepasster Vortrag zum 1. Januar 943 403 
      Dienstzeitaufwand 25 12 
      Zinsaufwand 40 20 
      Erbrachte Pensionsleistungen im Berichtsjahr -36 -12 
Veränderungen des Konsolidierungskreises -53 49 
Versicherungsmathematischer Gewinn/Verlust 27 52 
Pensionsverpflichtungen zum 31. Dezember 946 524 
 

Im Geschäftsjahr wurden die Sterbegeldverpflichtungen nicht mehr unter den Pensionsver-

pflichtungen, sondern unter den übrigen Personalrückstellungen ausgewiesen. 

 

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen erhöhten sich - unter Be-

rücksichtigung versicherungsmathematischer Gewinne und Verluste - im Konzern um 

398 Mio. € auf 920 Mio. € (Vorjahr: 522 Mio. €). 

 

Zusammensetzung des Planvermögens 

Die dargestellte Struktur des Planvermögens bezieht sich nur auf die Unterstützungskasse. 

2006 2005 
  % % 
Schuldverschreibungen    
   Festverzinslich 84,4 77,6 
   Nicht festverzinslich 4,0 7,2 
Aktien, Investmentzertifikate, Optionen    
Inland 6,2 4,6 
Ausland 5,1 8,1 
Bankguthaben 0,3 2,2 
Übriges Vermögen - 0,3 
Gesamt 100 100 
 

Die erwarteten Ertragsraten des Planvermögens werden aus den aktuellen Renditen des 

Geschäftsjahres für die verschiedenen Anlagearten und unter Berücksichtigung ihrer Ge-

wichtung am Gesamtvermögen abgeleitet. 
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Entwicklung des Planvermögens 

Das Planvermögen setzt sich aus den Vermögenswerten der Unterstützungskasse 

(25,6 Mio. €) und zwei Direktversicherungen (0,4 Mio. €) zusammen. 

2006 2005 
  Mio. € Mio. € 
Fair Value des Planvermögens zum 1. Januar 2 2 
Übertragung BGB 26 - 
Angepasster Vortrag zum 1. Januar 28 - 
   Erwartete Erträge aus dem Planvermögen 1 - 
   versicherungsmathematischer Gewinn/Verlust 0 - 
   Erbrachte Leistungen -3 - 
Fair Value des Planvermögens zum 31. Dezember 26 2 
 

Die tatsächlichen Erträge aus dem Planvermögen betragen 1.132 T€ (Vorjahr: 85 T€). 

 

In den Vermögenswerten der Unterstützungskasse sind festverzinsliche Schuldverschrei-

bungen eines Tochterunternehmens in Höhe von 1,5 Mio. € (Vorjahr: 0 Mio. €) enthalten. 

 

 

Darstellung der mit dem Eigenkapital verrechneten versicherungsmathematischen Gewinne 

und Verluste 

2006 2005 
  Mio. € Mio. € 
Versicherungsmathematische Gewinne/Verluste    
   Geschäftsjahr -21 -52 
   Kumuliert Vorjahre -52 - 
Gesamt -73 -52 
 

 

Zusammenfassung der in der Gewinn- und Verlustrechnung erfassten Beträge 

2006 2005 
  Mio. € Mio. € 
Dienstzeitaufwand 25 12 
Zinsaufwand 40 20 
Erwartete Erträge aus Planvermögen -1 - 
Gesamt 64 32 
 

Die Beträge werden alle in der Gewinn- und Verlustrechnung in der Position „Verwaltungs-

aufwendungen“ ausgewiesen. 
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Darstellung der erwarteten zukünftigen Ein- und Auszahlungen 

2007 2006 
  Mio. € Mio. € 
Einzahlungen in das Planvermögen (Unterstützungskasse) 0 0 
erwartete direkte Rentenzahlungen -33 -15 
 

Die erfahrungsbedingten Anpassungen (gemäß IAS19.120A (p) (ii) A. und B.) betragen an 

die Pensionsverpflichtung -0,75 % und an das Planvermögen 1,4 %. 

 

Zu den pensionsähnlichen Verpflichtungen zählen auch Verpflichtungen aus Vorruhestands-

regelungen und Altersteilzeitvereinbarungen, die gleichfalls nach versicherungsmathemati-

schen Regeln ermittelt wurden. Hierbei wurde zum 31. Dezember 2006 ein Rechnungszins 

von 3,8 % (Vorjahr: von 3,3 %) berücksichtigt. Diese Verpflichtungen werden unter den 

„Sonstigen Rückstellungen“ ausgewiesen. 

 

B) Sonstige Rückstellungen 
 

2006 2005

Mio. € Mio. €
 

 

 S

 
I
 A
 Um

 
Ä

 S

tand zum 1. Januar 262 337

Zuführungen 124 35

nanspruchnahme 137 62

uflösungen 103 46

buchungen -46 -2

nderung Konsolidierungskreis 379 0

Effekte aus Wechselkursänderungen 0 0

tand zum 31. Dezember 479 262

 

 

Davon: Rückstellung wegen EU-Maßnahmen 

 

 

 

 

 

2006 2005

Mio. € Mio. €

Stand zum 1. Januar 32 58

Zuf

 

 

 

 

 

ührungen 2 1

nanspruchnahme 13 11

uflösungen 38 16

Umbuchungen -31 0

nderung Konsolidierungskreis 80 0

ffekte aus Wechselkursänderungen 0 0

tand zum 31. Dezember 32 32

I

A

Ä

E

S
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Davon: Restrukturierungsrückstellung 

 
2006 2005

Mio. € Mio. €
 

 

 S

 
Zuf

I
 A
 Um

 Ä

 S
 

tand zum 1. Januar 46 63

ührungen 5 12

nanspruchnahme 25 16

uflösungen 3 6

buchungen 16 -7

nderung Konsolidierungskreis 42 0

Effekte aus Wechselkursänderungen 0 0

tand zum 31. Dezember 81 46

Davon: Rückstellungen für Risiken im Kreditgeschäft 

 
2006 2005

Mio. € Mio. €
 

 

 S

 

 

 

 

 

tand zum 1. Januar 44 54

Zuführungen 25 -2

nanspruchnahme 2 1

uflösungen 39 0

buchungen -41 -7

Änderung Konsolidierungskreis 87 0

ffekte aus Wechselkursänderungen 0 0

tand zum 31. Dezember 74 44

I

A

Um

E

S

 

 

Davon: Übrige Rückstellungen 

 

 
2006 2005

Mio. € Mio. €

Stand zum 1. Januar 68 82

Zuführungen 42 17

Inanspruchnahme 48 15

Auflösungen 14 18

Umbuchungen 0 2

Änderung Konsolidierungskreis 121 0

Effekte aus Wechselkursänderungen 0 0

Stand zum 31. Dezember 169 68
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67 Ertragsteuerverpflichtungen 
 

Die Ertragsteuerverpflichtungen gliedern sich wie folgt auf: 

 

  31.12.2006 31.12.2005 Veränderung
  Mio. € Mio. € in % 
Tatsächliche Steuern 64 44 45 
Latente Steuern 21 35 -40 
Gesamt 85 79 7 
 
Passive Steuerabgrenzungen stellen die potenziellen Ertragsteuerbelastungen aus zeitlich 

begrenzten Unterschieden zwischen Wertansätzen der Vermögenswerte und Verpflichtun-

gen in der Konzernbilanz nach IFRS und den Steuerbilanzwerten nach lokalen steuerrechtli-

chen Vorschriften der Konzernunternehmen dar.  

 

Passive latente Steuerabgrenzungen wurden im Zusammenhang mit folgenden Posten ge-

bildet:    
 
  31.12.2006 31.12.2005 Veränderung
  Mio. € Mio. € in % 
Forderungen an Kreditinstituten und Kunden abzgl. Risi-
kovorsorge 1 10 

 -90 

Positive Marktwerte aus derivativen Sicherungsbezie-
hungen 57 23 >100 

Zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Vermögenswerte 
100 461 -78 

Finanzanlagen 13 1.297 -99 
Sachanlagen und Immaterielle Anlagewerte 0 25 -100 
Sonstige Aktiva 208 3 >100 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten und Kunden 247 21 >100 
Verbriefte Verbindlichkeiten 74 56 32 
Rückstellungen 10 1 >100 
Sonstige Passiva 4 3 33 
Zwischensumme 714 1.901 -62 
Saldierungen mit aktiven latenten Steuern 693 1.866 -62 
Gesamt 21 35 -40 
   

Für Zwecke des Bilanzausweises erfolgte auf Einzelgesellschaftsebene eine Saldierung zwi-

schen aktiven und passiven latenten Steuern. Die Veränderungen bei den Einzelpositionen 

resultieren im Wesentlichen aus die erstmaligen Konsolidierung der Berlin Hyp sowie aus 

dem Wegfall passiver latenter Steuern bei der Landesbank Berlin AG. 
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68 Sonstige Passiva 
 

 

 Verb

 R

 Verb

 Verb

 Übrig

 Ges

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

indlichkeiten aus Collateral (Barsicherheiten) 821 0 x

ückführung stille Einlagen Land Berlin 400 0 x

indlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 177 18 > 100

Rechnungsabgrenzungsposten 117 33 > 100

indlichkeiten gegen Finanzbehörden (außer Ertragsteuern) 2 21 -90

e sonstige Passiva 235 133 77

amt 1.752 205 > 100

Fehler!

Veränderung

Alle Verpflichtungen sind kurzfristig zu erfüllen. 
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69 Zur Veräußerung gehaltenen Abgangsgruppen zugeordnete Verbindlichkeiten 
 

 

 

 

 

 

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 8 0 x

Sonstige Passiva 0 100 -100

Gesamt 8 100 -92

Veränderung

Die ausgewiesenen Posten enthalten die Verpflichtungen eines im Februar 2007 veräußer-

ten Unternehmens. 

 

Die sonstigen Passiva des Vorjahres enthalten zur Veräußerung bestimmte Beteiligungen in 

Höhe von 69 Mio. € und eine Verbindlichkeit in Höhe von 31 Mio. €, die im Zusammenhang 

mit dem Verkauf eines langfristigen Vermögensgegenstandes stehen. 

196



70 Nachrangkapital 
 

 

 

 Nac

 

 

 

 St

 

 

 

 

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

hrangige Verbindlichkeiten 2.628 790 > 100

bis drei Monate 149 -

mehr als drei Monate bis ein Jahr 14 -

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 1.743 284 -

mehr als fünf Jahre 722 506 -

ille Einlagen 700 1.944 -64

bis drei Monate 0 x

mehr als drei Monate bis ein Jahr 0 x

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 0 x

mehr als fünf Jahre 700 1.944 -64

Gesamt 3.328 2.734 22

Veränderung

Gemäß § 10 Abs. 5a KWG zählen nachrangige Verbindlichkeiten zu den aufsichtsrechtlichen 

Eigenmitteln. Dabei bezieht sich die Nachrangigkeit auf die Rangfolge der Befriedigung von 

Gläubigeransprüchen im Insolvenz- bzw. Liquidationsfall. Nachrangige Verbindlichkeiten 

werden in diesem Fall erst nach Befriedigung der Ansprüche aller vorrangigen Gläubiger zu-

rückgezahlt.  

 

Im Geschäftsjahr betrug der Zinsaufwand für nachrangige Verbindlichkeiten 141 Mio. €  

(Vorjahr: 43 Mio. €). Zusätzlich wurden Zinsen für die stillen Einlagen des Landes Berlin in 

Höhe von 78 Mio. € (Vorjahr: 78 Mio. €). ausgewiesen. Für die im Vorjahr enthaltene atypi-

sche stille Einlage des Mutterunternehmens wurde eine Vergütung von 108 Mio. € gezahlt. 

 

Als stille Einlagen wurden im Vorjahr zwei stille Einlagen von insgesamt 1.100 Mio. € ausge-

wiesen, die das Land in 2004 im zeitlichen Zusammenhang mit der Ausgründung der Investi-

tionsbank Berlin (IBB) eingebracht hat. Mit Wirkung vom 31. Dezember 2006 erfolgten Teil-

rückführungen der stillen Einlagen in Höhe von insgesamt 400 Mio. € von der Landesbank 

Berlin AG an das Land Berlin. Bis zur Zahlung erfolgte der Ausweis unter den sonstigen 

Passiva. Die gewinnabhängige Verzinsung beträgt 7,22 % auf die ausgewiesene stille Einla-

ge des Landes Berlin in Höhe von insgesamt 700 Mio. €. Eine Kündigung durch die Bank ist 

frühestens zum 31. Dezember 2014 möglich. Die atypische stille Einlage (844 Mio. €) des 

Mutterunternehmens wurde zum 1. Januar 2006 im Rahmen der Umwandlung der Landes-

bank Berlin -Girozentrale- in eine Aktiengesellschaft eingebracht. 
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71 Eigenkapital 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gezeichnetes Kapital 

 

Das Gezeichnete Kapital (Grundkapital) der Landesbank Berlin AG besteht aus nennwert-

losen Stückaktien mit einem rechnerischen Wert von 1 
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Das gezeichnete Kapital beläuft sich auf 1.200 Mio. 
� �"!$#�%'&���(*)+%,��-

hte oder Beschränkungen 

in Bezug auf die Ausschüttung von Dividenden liegen bei der Landesbank Berlin AG nicht 

vor. Alle ausgegebenen Aktien sind voll eingezahlt. 

 

Der Wert der ausgegebenen und im Umlauf befindlichen Aktien ergibt sich wie folgt: 

 

 

 

 

 

 

Mio. . Stückzahl Tsd.

Ausgegebene Aktien 1.200,0 1.200.000

./. Eigene Aktien im Bestand 0,0 0

= im Umlauf befindliche Aktien (gezeichnetes Kapital) 1.200,0 1.200.000

31.12.2006

31.12.2006 31.12.2005

Mio. / Mio. / in %

Gezeichnetes Kapital nach Abzug eigener Aktien 1.200 0 x

Kapitalrücklage 498 0 x

Gewinnrücklagen -772 -131 < -100

Rücklage aus Währungsumrechnung 1 0 x

Neubewertungsrücklagen 175 81 > 100

Anteile im Fremdbesitz 97 28 > 100

Bilanzgewinn / -verlust 0 35 -100

Gesamt 1.199 13 > 100

Fehler!

Veränderung
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Kapitalrücklage 

 

In der Kapitalrücklage werden Agiobeträge aus der Ausgabe von Aktien ausgewiesen. 

 

Gewinnrücklagen  

 

Die Gewinnrücklagen untergliedern sich in die gesetzliche Rücklage und die anderen Rück-

lagen. In der gesetzlichen Rücklage sind nach nationalem Recht zwingend zu bildende 

Rücklagen erfasst; die hier eingestellten Beträge unterliegen im Einzelabschluss einem Aus-

schüttungsverbot. Der Gesamtbetrag der in der Bilanz ausgewiesenen Gewinnrücklagen 

setzt  aus anderen Gewinnrücklagen zusammen. 

 

Rücklage aus Währungsumrechnung 

 

Die Rücklage aus Währungsumrechnung beinhaltet Umrechnungsgewinne und -verluste, die 

im Rahmen der Kapitalkonsolidierung entstanden sind. Einbezogen wurden dabei Wechsel-

kursdifferenzen aus der Konsolidierung von Tochterunternehmen und assoziierten Unter-

nehmen. 

 

Neubewertungsrücklage 

 

In die Neubewertungsrücklage werden die Ergebnisse aus der Bewertung des Beteiligungs- 

und AfS-Wertpapierbestandes der sich aus zinstragenden und dividendenorientierten In-

strumenten zusammensetzt, sowie Forderungen an Kreditinstitute und Forderungen an Kun-

den zum Marktwert (Fair Value) eingestellt. Eine erfolgswirksame Erfassung der Gewinne 

oder Verluste erfolgt nur, wenn der Vermögenswert veräußert beziehungsweise abgeschrie-

ben worden ist. 

 

In diesem Eigenkapitalposten sind die aus Sicherungsinstrumenten zur Absicherung des 

Cash Flows ermittelten Bewertungsergebnisse aus wirksamen Absicherungen ausgewiesen. 

 

In dieser Position werden Latente Steuern erfasst, die ergebnisneutral ausgewiesen werden 

(z.B. solche auf AfS-Wertpapiere und Hedging Derivate aus Cash Flow Hedges). 

 

199



72 Segmentberichterstattung 

Der Konzern betreibt seine Geschäftsaktivitäten in vier Kerngeschäftssegmenten. Die Ge-

schäftstätigkeit der Kernsegmente ist über die Einzelgesellschaften des Konzerns hinweg 

ausgerichtet. Die Geschäftssegmente sind deshalb konzernbezogen dargestellt. Auf die Dar-

stellung einer sekundären Segmentstruktur wird aufgrund der regionalen Konzentration auf 

den Großraum Berlin verzichtet. 

Der Ausweis der Segmentergebnisse des Konzerns 2005 und 2006 ist geprägt durch we-

sentliche Unterschiede im Umfang der in die Jahresabschlüsse 2005 und 2006 einbezoge-

nen Gesellschaften.  Die folgende Tabelle zeigt  die unterschiedlich einbezogenen bedeut-

samen Konzerngesellschaften. 

 

2006 2005 2006 2005 2006 2005

Kapitalmarktgeschäft + - + -
Immobilienfinanzierung + - + -
Sonstiges/Konsolidierung + -
+ enthalten        - nicht enthalten 

Bankg. Berlin AG (bis 2005)
ab 2006 in LBB Berlin Hyp LBB International

 

Die nachfolgenden Segmenterläuterungen basieren auf dem Jahr 2006 unter Berücksichti-

gung der zuvor genannten Einschränkungen. 

Diese Unterschiede haben auch Auswirkungen auf die Risikoposition und das Eigenkapital, 

das für den Teilkonzern ausgewiesen wird. Für 2005 kommt der jeweilige Wert der Landes-

bank Berlin und für 2006 der des Konzerns zum Ansatz.  

 

Private Kunden 

Das Geschäft mit privaten Kunden wird mit den Marken Landesbank Berlin und Berliner 

Sparkasse  betrieben. Im Kernmarkt Berlin hat sich das Geschäftsfeld als Marktführer positi-

oniert. Die Produktschwerpunkte im Privatkundengeschäft liegen in der Führung von Giro-

konten, der Konsumentenfinanzierung und dem Kreditkartengeschäft sowie der Anlagebera-

tung und Vermögensverwaltung einschließlich der privaten Baufinanzierung. Das bundesweit 

gemeinsam mit Co-Branding-Partnern betriebene Drittkartengeschäft bildet einen weiteren 

Schwerpunkt der Aktivitäten. 
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Firmenkunden 

Das Geschäft mit Gewerbetreibenden und vorwiegend mittelständischen Firmen sowie mit 

der Öffentlichen Hand hat seinen Schwerpunkt gleichfalls in Berlin. Wie das Privatkundenge-

schäft wird es mit den Marken Landesbank Berlin und Berliner Sparkasse geführt. Im Fir-

menkundengeschäft werden mit dem Zahlungsverkehr und dem Anlagegeschäft die klassi-

schen Bankdienstleistungen für mittlere Firmenkunden und Gewerbekunden angeboten. 

Ferner steht die Bank mit Betriebsmittel-, Investitions- und Handelsfinanzierungen zur Verfü-

gung. Ergänzt wird das Angebot durch die Produkte Auslandszahlungsverkehr, Leasing und 

Factoring, Electronic Banking, Gründungen und Unternehmensnachfolge. 

Im Gewerbekundengeschäft verfügt die Landesbank Berlin über die Marktführerschaft. Im 

mittelständischen Firmenkundengeschäft ist sie einer der führenden Marktteilnehmer.  

Immobilienfinanzierung 

Das Segment Immobilienfinanzierung umfasst das bundesweite gewerbliche Immobilienfi-

nanzierungsgeschäft, welches im Neugeschäft durch die Landesbank Berlin AG und die Ber-

lin Hyp betrieben wird. Die Geschäftstätigkeit der Berlin Hyp wird in diesem Segment voll-

ständig abgebildet (Ausnahme: Buchwertänderungen aus Derivaten zur Steuerung des Zins-

änderungsrisikos). Schwerpunkt der Geschäftsaktivitäten in der gewerblichen Immobilienfi-

nanzierung sind Finanzierungen auf objektgedeckter Basis. Die Refinanzierung erfolgt über 

die Emission von Pfandbriefen. Hauptkunden des Geschäftsfelds sind Investoren und Woh-

nungsbaugesellschaften. Den überwiegend mittelständischen Kunden wird die gesamte Pa-

lette der Immobilienfinanzierungen angeboten, wobei sich flexible und innovative Problemlö-

sungen mit kurzen Entscheidungswegen als besondere Stärke in diesem Segment erwiesen 

haben. Im Größenvergleich rangiert das Geschäftsfeld im oberen Mittelfeld der Branche. 

 

Kapitalmarktgeschäft 

Schwerpunkte des Kapitalmarktgeschäfts sind Handelsgeschäfte, das Asset Management 

sowie das internationale Geschäft in der Landesbank Berlin. Standorte sind Berlin, London 

und Luxemburg. Wichtige innovative Produkte des Kapitalmarktgeschäfts werden vor allem 

innerhalb von Aktien-, Zins- und Währungsportfolios gemanagt. Die Schwerpunkte im inter-

nationalen Geschäft liegen im kommerziellen Geschäft und in der Handelsfinanzierung in 

Mittel- und Osteuropa. Im internationalen Geschäft genießt die Bank eine hohe Reputation 

durch ihre anerkannte Mittel- und Osteuropa-Expertise. Im Asset Management werden Pub-

likums- und Spezialfonds über die Tochtergesellschaft LBB-Invest aufgelegt und betreut. Im 

Fondsgeschäft ist die Marktposition nach dem vollständigen Erwerb der Anteile an der LBB 

Invest deutlich ausgebaut worden. Insgesamt nimmt das Geschäftsfeld Kapitalmarktgeschäft 
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in ausgewählten Märkten eine Nischenposition ein, die im Eigenhandel ein Strategieportfolio 

aus Total Return Strategien umfasst und in hohem Umfang marktneutrale Erträge erwirt-

schaftet. Außerdem werden dem Geschäftsfeld einzelne Spezialfonds zugerechnet. 

Weitere Segmente 

Neben den Kerngeschäftsfeldern werden in der Segmentrechnung des Konzerns die Seg-

mente „Corporate Investments“ und „Sonstiges / Konsolidierung“ dargestellt. 

Unter „Corporate Investments“ wird 2006 die Berliner Bank ausgewiesen, die bis 

30. September 2006 noch als Niederlassung der Landesbank Berlin geführt wurde und im 

4. Quartal rechtlich selbständig war. Die Werte der ersten drei Quartale wurden entspre-

chend des Verkaufsumfangs an die Deutsche Bank berücksichtigt. Im Vorjahr sind neben 

dem Geschäft der Berliner Bank (Umfang des Verkaufs) die Ergebnisse der Tochtergesell-

schaft Weberbank bis zu ihrem Ausscheiden am 31. August 2005 ausgewiesen. Der Erfolg 

aus der Verkaufstransaktion Berliner Bank ist in „Sonstiges / Konsolidierung“ enthalten. 

Unter „Sonstiges / Konsolidierung“ werden die Konzernsteuerungs- und Servicefunktionen, 

das Bilanzstrukturmanagement sowie die Konsolidierungsposten im Konzern zusammenge-

fasst. Ausgewiesen werden hier auch unverzinsliche Bilanzpositionen wie z. B. das Anlage-

vermögen mit den dazu gehörenden Abschreibungen im Verwaltungsaufwand in Höhe von 

40 Mio. € (Vorjahr: 11 Mio. €).  

Methodische Grundlagen  

Erträge und Aufwendungen werden verursachungsgerecht den Segmenten zugewiesen. Um 

den externen Zinsüberschuss den Segmenten zuzuordnen, wird im Zinsbereich die Markt-

zinsmethode angewendet, ergänzt um Zinsergebnisse aus der Anwendung der dem Kon-

zernabschluss zu Grunde liegenden IFRS-Bilanzierungsmethoden. Dabei wird für jedes Pro-

dukt auf Einzelgeschäftsbasis ein Margenergebnis als Differenz zwischen dem Kundenzins 

und einem internen Verrechnungszins ermittelt. Die Berlin Hyp setzt zur Steuerung des Zins-

änderungsrisikos Derivate ein, deren Buchwertänderungen im Geschäftsfeld „Sonstiges / 

Konsolidierung“ abgebildet werden. Zinsinduzierte Veränderungen der Host Contracts aus 

trennungspflichtigen Emissionen werden zwischen den Segmenten Kapitalmarktgeschäft 

und „Sonstiges / Konsolidierung“ ergebnisneutral verrechnet. Ertragsteueransprüche/-

verpflichtungen sind in den Segmentvermögen/-verbindlichkeiten der Geschäftsfelder nicht 

enthalten. Eine Anpassung der Vorjahreszahlen war jeweils nicht möglich.  

Alle weiteren Erträge und die Kreditrisikovorsorge werden über die Kundenverbindung den 

Segmenten zugeordnet. Der Verwaltungsaufwand setzt sich aus dem Personalaufwand, dem 

Sachaufwand sowie Abschreibungen auf Sachanlagen und sonstige immaterielle Vermö-
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gensgegenstände (ohne Geschäfts- und Firmenwert) zusammen. Die internen Leistungsbe-

ziehungen werden über eine Leistungsverrechnung zu Vollkosten abgebildet. Innerhalb des 

Personalaufwands wird der Aufzinsungseffekt bei der Dotierung der Pensionsrückstellungen 

nun dem Segment „Sonstiges / Konsolidierung“ zugerechnet, wo in einem zentralen Portfolio 

die Anlage der Rückstellungen erfolgt.  

Das Segmentvermögen beinhaltet die bilanziellen Aktiva des jeweiligen Segments. Bei den 

bankgeschäftlich tätigen Segmenten sind dies im Wesentlichen die Forderungen an Kunden 

sowie im Kapitalmarktgeschäft auch Forderungen an Kreditinstitute, Finanzanlagen (Wertpa-

piere) sowie Handelsaktiva und positive Marktwerte aus Derivaten. Die Segmentverbindlich-

keiten beinhalten analog die bilanziellen Passiva, im Wesentlichen die Verbindlichkeiten ge-

genüber Kunden sowie im Kapitalmarktgeschäft auch Verbindlichkeiten gegenüber Kreditin-

stituten, verbriefte Verbindlichkeiten sowie Handelspassiva und negative Marktwerte aus De-

rivaten. 

Die Risikopositionen bestehen aus den Risikoaktiva und den Marktrisiken gemäß  

Grundsatz I zu § 10 KWG sowie den operationellen Risiken gemäß SolvV jeweils auf Seg-

mentebene. Entsprechend den Risikopositionen stattet die LBB die Segmente mit Eigenkapi-

tal aus und berechnet einen Anlagenutzen, der im Zinsergebnis der Segmente enthalten ist. 

Die LBB wendet dabei einen Zinssatz an, der einer risikofreien, rollierenden Langfrist-Anlage 

am Kapitalmarkt entspricht. Die durchschnittliche Eigenkapitalbindung wird je Segment aus-

gewiesen, diese bildet die Bezugsbasis für die Ermittlung der Eigenkapitalrentabilität - be-

rechnet auf das Segmentergebnis vor Steuern. Auf Konzernebene ist das Kernkapital ge-

mäss § 10 KWG inklusive und exklusive der stillen Einlagen des Landes Berlin die Bezugs-

basis für die Eigenkapitalrentabilitätsberechnung.  

Als Mitarbeiterzahlen werden Mitarbeiterkapazitäten (umgerechnet auf Vollzeitkräfte, ohne 

Auszubildende) zum Stichtag ausgewiesen. Die Mitarbeiter der Berliner Bank sind in dem 

Stichtagswert 31. Dezember 2006 nicht mehr enthalten. 

Die Cost-Income-Ratio wird gebildet als Quotient aus Verwaltungsaufwand und Summe aus 

Zinsüberschuss, Provisionsüberschuss, Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen, Ergeb-

nis aus erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten Finanzinstrumenten, Ergebnis aus Finanz-

anlagen, Ergebnis aus nach der Equity-Methode bewerteten Anteilen sowie dem sonstigen 

betrieblichen Ergebnis.  
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73 Finanzgarantien, Eventualverbindlichkeiten, Eventualforderungen und andere 

Verpflichtungen  

 

Finanzgarantien sind Verträge, bei denen die Landesbank als Garantiegeber zur Leistung 

bestimmter Zahlungen an einen Garantienehmer verpflichtet ist, weil ein bestimmter Schuld-

ner seinen Zahlungsverpflichtungen nicht fristgerecht nachkommt. Bei Eventualverbindlich-

keiten handelt es sich um bestehende Verpflichtungen, die aus vergangenen Ereignissen 

resultieren und deren Existenz durch das Eintreten oder Nichteintreten eines oder mehrerer 

unsicherer künftiger Ereignisse, die nicht vollständig unter der Kontrolle des Konzerns ste-

hen, erst noch bestätigt werden. Weiterhin zählen gegenwärtige Verpflichtungen hierzu, die 

auf vergangenen Ereignissen beruhen, jedoch nicht passiviert werden, weil ein Abfluss von 

Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen zur Erfüllung dieser Verpflichtungen nicht wahr-

scheinlich ist, oder die Höhe der Verpflichtungen nicht ausreichend verlässlich geschätzt 

werden kann. 

 

Bei den Eventualverbindlichkeiten handelt es sich ausschließlich um unwiderrufliche Kredit-

zusagen. Dies sind feste Verpflichtungen der Bank zur Bereitstellung von Krediten zu bereits 

festgelegten Konditionen; die bilanzielle Behandlung erfolgte nach den Vorschriften des 

IAS 37. 

 

Alle Finanzgarantien wurden individuell auf die Wahrscheinlichkeit eines Vermögensabflus-

ses hin beurteilt. Soweit ein Vermögensabfluss wahrscheinlich ist, wurde in entsprechender 

Höhe eine Rückstellung gebildet. Bei der Bewertung wurde jeweils die Möglichkeit einer Er-

stattung berücksichtigt. Die Risikovorsorge für Eventualverbindlichkeiten wurde von den ent-

sprechenden Posten abgesetzt.  

 

Einem möglichen Ausfall aus unwiderruflichen Kreditzusagen wurde durch die Bildung einer 

Portfoliowertberichtigung Rechnung getragen, die im Aktivposten „Risikovorsorge“ ausge-

wiesen wird. 
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Quantifizierbar: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Weitere Haftungsverhältnisse aus Mietgarantien bestanden im Konzern zum  

31. Dezember 2006 unverändert in Höhe von 499 Mio. 
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der Detailvereinbarung durch das Land Berlin überwiegend freigestellt. 

 

Bei vier (Vorjahr 2) geschlossenen Immobilienfonds haben sich Konzernunternehmen ver-

pflichtet, auf Verlangen der Kommanditisten deren Fondsanteile zu erwerben. Die Verpflich-

tungen betragen nominell (100%) insgesamt 188 Mio. 
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115% oder 216 Mio. 
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te erst im Jahr 2024 ausgeübt werden. 

 

Nach der Detailvereinbarung mit dem Land Berlin ist für die Verpflichtungen der daran betei-

ligten Gesellschaften des Konzerns Landesbank Berlin Holding in einigen Fällen eine ge-

samtschuldnerische Haftung verschiedener Gesellschaften festgelegt worden. Die Haftungs-

verteilung im Innenverhältnis erfolgte durch Vereinbarung vom August 2002, ergänzt im Au-

gust 2004, und sieht eine teilweise Kostenerstattung vor, die sich im Wesentlichen an den 

Beteiligungsverhältnissen an der haftungsverursachenden Gesellschaft orientieren. Mit Ver-

trag vom 19. Dezember 2005 hat die Bankgesellschaft Berlin AG die wesentlichen von der 

Detailvereinbarung abgeschirmten Gesellschaften des Immobiliendienstleistungsgeschäfts 

an das Land Berlin mit schuldrechtlicher Wirkung zum 1. Januar 2006 und dinglicher Wir-

kung zum 30. Juni 2006 (24.00 Uhr) veräußert. 

 

Die Detailvereinbarung enthält ferner Regelungen zu einem Besserungsschein, der als Teil-

gewinnabführungsvertrag mit einer Laufzeit von 15 Jahren ausgestattet ist und sich an defi-

nierten Eigenkapitalquoten orientiert. Für die Übernahme der Risikoabschirmung ist begin-

31.12.2006 31.12.2005

Mio. F Mio. F in %

Finanzgarantien

Kreditbürgschaften 868 56 > 100

Akkreditive 41 4 > 100

Sonstige Bürgschaften 493 465 6

Eventualverbindlichkeiten 525

Unwiderrufliche Kreditzusagen (Buchkredite, Avalkredite, Kommunal-/
Hypothekendarlehen, Sonstige unwiderrufliche Kreditzusagen)

4.606 1.594 > 100

Andere Verpflichtungen 29 1.594 -98

Gesamt 6.037 2.119 > 100

Fehler!

Veränderung
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nend mit dem Geschäftsjahr 2002 bis zunächst einschließlich 2011 ein Festbetrag von jähr-

lich 15 Mio. 
� ��� 3���� � �7��3  ����=8���� 
�� 
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handeln. 

Die Aufteilung dieser Kosten erfolgte durch Vereinbarung vom August 2002, ergänzt im Au-

gust 2004, und sieht eine teilweise Kostenerstattung durch die Landesbank Berlin AG, die 

Berlin-Hannoversche Hypothekenbank AG und die Investitionsbank Berlin entsprechend 

dem Verhältnis der Volumina der durch die Kreditgarantie geschützten Kredite der Banken 

vor. 

 

Nachschusspflichten aus Beteiligungen bestehen in Höhe von 13 Mio. 
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 Mio. 
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und resultieren im Berichtsjahr vollständig aus der Beteiligung an der Liquiditätskonsortial-

bank. Darüber hinaus bestehen für Beteiligungen Einzahlungsverpflichtungen in Höhe von 3 

Mio. 
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Die Landesbank Berlin war neben anderen Landesbanken und dem Deutschen Sparkassen- 

und Giroverband, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Gewährträger der DekaBank Deut-

sche Girozentrale. Am 30. November 2002 hat die Landesbank Berlin ihre Anteile an der 

DekaBank verkauft. Die Verpflichtungen der Landesbank aus der von ihr übernommenen 

Anstaltslast und Gewährträgerhaftung für die DekaBank endeten mit dem Stichtag des Ver-

kaufs mit Wirkung für die Zukunft. Für Verbindlichkeiten, die vor dem Stichtag bereits ent-

standen sind, bleibt es bei der Haftung der Landesbank als Gewährträger.  

 

Die Beiträge für die Sicherungsreserve der Landesbanken und Girozentralen wurden nach 

risikoorientierten Grundsätzen neu bemessen. Daraus resultiert zum Jahresabschluss für die 

Landesbank Berlin AG eine Nachschussverpflichtung in Höhe von 132 Mio. 
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Stützungsfall eintritt, können die Nachschüsse sofort eingefordert werden.  

 

In DV-Dienstleistungsverträgen mit der FinanzIT GmbH und der Siemens Business Services 

Management GmbH (SBSM) hat die Bank die vereinbarten Mindestabnahmemengen (Fi-

nanzIT, SBSM) erreicht. 
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Nicht quantifizierbar: 

 

Eventualverbindlichkeiten 

 

Gemäß § 5 Abs. 10 des Statuts für den Einlagensicherungsfonds ist die Landesbank Berlin 

Holding AG verpflichtet, den Bundesverband deutscher Banken e.V. von etwaigen Verlusten 

freizustellen, die bei ihm durch Maßnahmen zugunsten der Berlin-Hannoversche Hypothe-

kenbank AG anfallen. 

 

Für die Landesbank Berlin AG besteht die Verpflichtung, dass sie für den Fall, dass ein an-

derer Alleinaktionär an die Stelle ihres heutigen Alleinaktionärs Landesbank Berlin Holding 

AG tritt, gegenüber dem Bundesverband deutscher Banken e.V. eine Erklärung abgeben 

wird, wonach sie diesen von Verlusten freistellt, die durch eine Hilfeleistung zu Gunsten der 

Berlin-Hannoversche Hypothekenbank AG entstehen könnten. 

 

Es bestehen Eventualforderungen aus Rechtsstreitigkeiten. Deren Wert kann zum jetzigen 

Zeitpunkt nicht verlässlich bestimmt werden. Die Angabe eines Wertes unterbleibt deshalb 

gemäß IAS 37.92. 

 

Eventualverbindlichkeiten, die sich auf Rechtsstreitigkeiten beziehungsweise Rechtsrisiken 

beziehen, sind im Wesentlichen: 

• Haftungsfreistellungserklärungen der LBB und der IBG, 

• EU-Beihilfeverfahren zur Umstrukturierungsbeihilfe für die  Bankgesellschaft Berlin AG 

und zur Übertragung der ehemaligen Wohnungsbau-Kreditanstalt Berlin auf die Landes-

bank Berlin -Girozentrale- (nunmehr firmierend als Landesbank Berlin AG), 

• Einigung zwischen der Bundesregierung und der Europäischen Kommission in der Frage 

der Berliner Sparkasse 

• Veräußerung der Anteile an der Allgemeine Privatkundenbank Aktiengesellschaft  

(Allbank), 

• Risiken aus der Umsetzung der Detailvereinbarung und aus der Veräußerung der we-

sentlichen im Immobiliendienstleistungsgeschäft tätigen  Konzerngesellschaften an das 

Land  Berlin, 

• Nichtigkeit der in Geschäftsbesorgungsverträgen enthaltenen Vollmachten zum Ab-

schluss von Kreditverträgen, 

• Prospekthaftungsklagen im Zusammenhang mit geschlossenen Immobilienfonds (IBV-

Fonds) sowie Klage einer Fondsgesellschaft, 

• Rechtsfolgen aus den Urteilen des Bundesgerichtshofes (BGH) vom 14. Juni 2004, 
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• Auswirkungen der Streitigkeiten mit dem DSGV über die Zugehörigkeit zum Öffentlichen 

Sektor 

Nähere Angaben zu den Rechtsrisiken sind im Risikobericht als Teil des Lageberichtes auf-

geführt. 

 

Patronatserklärungen 
 
Mit Wirkung vom 29. August 2006 übernahm die Landesbank Berlin AG alle Verbindlichkei-

ten und Verpflichtungen aus Patronatserklärungen der vormaligen Bankgesellschaft Berlin 

AG (jetzt firmierend unter Landesbank Berlin Holding AG). Somit stellen sich die Patronats-

erklärungen der Landesbank Berlin AG wie folgt dar: 

 

Die Landesbank Berlin AG trägt in Höhe ihrer (durchgerechneten) Beteiligungsquote bei ih-

ren Tochterunternehmen i. S. v. § 290 Abs. 1 und 2 HGB, die in der Liste über den Anteils-

besitz gemäß § 313 Abs. 2 HGB entsprechend als derzeit gedeckt gekennzeichnet sind, von 

politischen Risiken abgesehen, dafür Sorge, dass diese Gesellschaften ihre Verpflichtungen 

erfüllen können.  

 

Zu den von der Landesbank Berlin AG übernommenen Verbindlichkeiten und Verpflichtun-

gen aus Patronatserklärungen der vormaligen Bankgesellschaft Berlin AG (jetzt firmierend 

unter Landesbank Berlin Holding AG) gehören auch die jeweils gegenüber einem bestimm-

ten Gläubiger der IDLG Immobiliendienstleistungen GmbH, Berlin, und Mario Göhr Grund-

stücks GmbH, Berlin, ausdrücklich abgegebenen und dem Vorgenannten entsprechenden 

Patronatserklärungen. Im Falle der IDLG Immobiliendienstleistungen GmbH gilt diese Patro-

natserklärung befristet bis zum 30. Juni 2015; im Falle der Mario Göhr Grundstücks GmbH 

gilt diese befristet längstens bis zum 31. Dezember 2010. 
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74 Risikomanagement 
 

Risikomanagement im Konzern Landesbank Berlin 2006 

 

Die Zielsetzung der Offenlegungsvorschriften von IFRS ist, den Bilanzadressaten einen 

umfassenden Einblick in die Risikolage des Konzerns Landesbank Berlin bzw. Konzerns 

Landesbank Berlin Holding zu geben, damit sie ein besseres Verständnis für die 

Auswirkungen von Finanzinstrumenten auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 

Konzerns entwickeln können.  

 
Seit erfolgter Ausgliederung nimmt die Landesbank Berlin Holding AG, ehemals 

Bankgesellschaft Berlin AG, als Konzernobergesellschaft im Wesentlichen die Funktion einer 

Finanzholding wahr, die Bankgeschäfte nicht mehr selbst durchführt und kein Kreditinstitut 

mehr ist. Zentrale Aufgabe ist das Halten der 100-prozentigen Beteiligung an der 

Landesbank Berlin AG (LBB). Nahezu das gesamte Geschäft der Holding wurde im 

Geschäftsjahr auf die LBB übertragen, so dass auch deren Risiken in die LBB übergeleitet 

wurden.  

 

Die Aufgaben der Holding werden durch Geschäftsbesorgungsverträge von der LBB 

erbracht. Zwischen der Holding und der LBB besteht ein Ergebnisabführungsvertrag. 

 

Aufgrund der Überleitung der Risiken in die LBB und der Tatsache, dass die LBB 

aufsichtsrechtlich zum übergeordneten Unternehmen der Finanzholding-Grupppe wurde und 

alle Banken des Konzerns unter ihrem Dach zusammengeführt wurden, resultiert nunmehr 

die weitgehende Übereinstimmung der Risiken des Konzerns Landesbank Berlin und des 

Konzerns Landesbank Berlin Holding. Die für das Geschäftsjahr 2005 angegebenen 

Vergleichszahlen beruhen auf dem Konzern Landesbank Berlin AG, der damals nicht die 

Auswirkungen des Projektes „Eine Bank“ und die Geschäfte der Berlin Hyp enthielt. 

Ausführliche Darstellungen zur Umfirmierung und Geschäftsübertragung sind den 

Abschnitten „Unternehmensdarstellung“ und „Restrukturierung und Neuausrichtung“ des 

Lageberichtes zu entnehmen. 

 

Finanzinstrumente und Derivate 

IAS 32 definiert ein Finanzinstrument als einen Vertrag, der gleichzeitig bei dem einen 

Unternehmen zu einem finanziellen Vermögenswert und bei dem anderen Unternehmen zu 

einer finanziellen Verbindlichkeit oder einem Eigenkapitalinstrument führt. Dies schließt 

Derivate mit ein. 
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Die LBB und ihre Bank-Töchter im Konzern erhalten Einlagen von Kunden in 

unterschiedlichen Laufzeiten und Zinssätzen. Sie streben das Erzielen einer Marge an, 

indem sie diese Gelder an Kunden verleihen bzw. investieren. Sie erzielen 

Fristentransformationsergebnisse, da die Laufzeiten der erhaltenen und ausgegebenen 

Finanzmittel unterschiedlich sind. Die resultierende Bilanzstruktur wird aktiv gemanagt. Den 

Kunden werden neben bilanzwirksamen Produkten auch außerbilanzielle Transaktionen 

(Avale, Garantien und andere Eventualverbindlichkeiten) angeboten. Darüber hinaus halten 

die Banken im Konzern Landesbank Berlin Positionen in börsengehandelten und Over-the-

Counter-Instumenten, wie zum Beispiel Swaps, Termingeschäfte und Optionen, die 

Zinssätze, Aktienkurse, Wechselkurse und Kreditrisiken zum Gegenstand haben. Diese 

generieren Handelsergebnisse und werden auch teilweise zur Absicherung verwendet. 

 

Die Sicht des Risikomanagementes auf Finanzinstrumente und Derivate wird ergänzt um die 

bilanzielle Sicht. Hierzu finden sich ausführliche Darstellungen unter anderem in den folgend 

genannten Abschnitten der Notes: Finanzinstrumente, Beizulegende Zeitwerte von 

Finanzinstrumenten, Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen, Positive Marktwerte aus 

drivativen Sicherungsinstrumenten, Eigenkapital, Forderungen an Kreditinstitute, 

Forderungen an Kunden, Verbriefte Verbindlichkeiten. 

 

Als Maßnahmen zur Reduktion des Kreditrisikos aus Derivaten werden üblicherweise 

Collateral-Vereinbarungen und Close-Out-Netting-Vereinbarungen mit den Kontrahenten 

abgschlossen. 

 

 

Risikosteuerung 

Das gezielte und kontrollierte Eingehen von Risiken unter Beachtung renditeorientierter 

Vorgaben ist integraler Bestandteil der Gesamtrisikosteuerung des Konzerns. Die 

Risikosteuerung und auch die qualifizierte und zeitnahe Überwachung der Risiken erfolgen 

gemäß den Vorgaben der in der Risikostrategie und dem Risikohandbuch festgehaltenen 

Risikopolitik des Vorstands. 

 

Die Risikostrategie leitet sich aus den geschäftsstrategischen Rahmenbedingungen und 

Grundsätzen ab, und gestaltet diese bezüglich der Übernahme von Risiken aus. Hierzu zählt 

die Festlegung konzerneinheitlicher Methoden und Verfahren der Risikomessung. Ebenso 

haben alle Unternehmen und organisatorischen Einheiten dafür Sorge zu tragen, dass alle 

Risiken transparent und im Rahmen der konzerneinheitlichen Methodik messbar sind. 
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Das Risikohandbuch, welches den Rahmen für das operative Risikocontrolling vorgibt und 

sowohl für den Konzern Landesbank Berlin als auch den Konzern Landesbank Berlin 

Holding gilt, stellt als Grundlage für die Unternehmensstrategie detailliert 

Rahmenbedingungen, Verantwortlichkeiten und Methoden der einzelnen Phasen des 

Risikomanagements dar. 

 

Die ganzheitliche Risikosteuerung des Konzerns erfolgt durch das Risk Review Komitee 

(RRK). Das RRK nimmt eine Risikobegrenzung und Risikoallokation in den verschiedenen 

Unternehmen und organisatorischen Einheiten des Konzerns beispielsweise durch Limite 

oder Strukturvorgaben vor. Monatlich diskutiert das RRK die Gesamt-Risikolage und reagiert 

gegebenenfalls mit entsprechenden Entscheidungen. 

 

Inhaltlich werden im Konzern folgende Risikokategorien unterschieden: 

• Adressenausfallrisiken 

• Marktpreisrisiken, z.B. Zinsänderungsrisiken (Cash flow und Fair Value), 

Währungsrisiken, Aktienkursrisiken 

• Liquiditätsrisiken 

• Immobilienrisiken 

• Operationelle Risiken 

• Sonstige Risiken 

 

Das interne Risikotragfähigkeitskonzept beinhaltet ein System von Messverfahren und 

Limitierungen aller wesentlichen Risiken, das die Überschreitung eines vorgegebenen 

maximalen Vermögenswertverlusts bis auf eine geringe Restwahrscheinlichkeit ausschließt. 

Die im Folgenden angegebenen Zahlen für die einzelnen Risikokategorien berücksichtigen 

neben den üblichen Standardgeschäften auch Derivate und außerbilanzielle Geschäfte.  

 

Zur Sicherstellung der Risikotragfähigkeit sind ein Limitsystem und davon abgeleitete 

Eskalationsprozesse etabliert. 

 

Detailangaben sind dem Risikobericht Abschnitt "Grundsätze für das Risikomanagement und 

–controlling" sowie "Gesamt-Risikosteuerung" zu entnehmen. 
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Adressenausfallrisiken 

Basis für das Kreditrisikomanagement und -controlling ist die Kreditevidenzdatenbank, in der 

sämtliche adressenausfallrisikorelevante Daten erfasst und konsolidiert werden.  

 

Ratingsysteme quantifizieren trennscharf die Ausfallrisiken der Kreditnehmer. Die 

Kreditvergaberichtlinien und die Kompetenzordnung basieren auf der Risikoklasse. Diese 

beinhaltet neben der ermittelten Ausfallwahrscheinlichkeit aus dem Rating auch die 

gestellten Sicherheiten.  

 

Die quantitative Analyse der Kreditrisiken auf Basis statistischer Verfahren wird für 

Kreditportfolien auf Basis des eigenentwickelten Kreditportfoliomodells durchgeführt. Dieses 

Modell, das auf einer konzernspezifischen Adaption von Standardmodellen basiert, erlaubt 

die Aggregation der kreditnehmerbezogenen Kreditrisiken zu einer Risikokennzahl auf 

Portfolioebene, dem sogenannten Credit-Value-at-Risk (CVaR). Diese Kennzahl wird täglich 

auf Basis mehrerer Konfidenzniveaus mit einem Betrachtungshorizont von einem Jahr für die 

Konzern-, Teilbank- und Geschäftsfeld-Portfolios ermittelt und fließt in den monatlichen 

Gesamtrisikoreport an den Vorstand ein. 

 

Das Neugeschäft und der Kreditbestand werden täglich durch Portfoliolimite auf Basis des 

Kreditportfoliomodells begrenzt. Dazu existieren Limite für den erwartenen Verlust wie auch 

den unerwarteten Verlust zu verschiedenen Konfidenzniveaus der Portfolien auf Ebenen der 

Geschäftsfelder, der Teilbanken und des Konzerns. Zusätzlich werden Länder- und 

Transferrisiken über volumensbasierte Länderlimite beschränkt. Neben dieser Limitierung 

erfolgt ein regelmäßiges Reporting der Kreditvolumen nach Branchen/Bonitäten. Dieses 

ermöglicht die strategische Steuerung der Portfolien. 

 

Ausführliche Darstellungen zum Risikomanagement finden Sie im Abschnitt 

"Adressenausfallrisiken" des Risikoberichtes. 

  

 

Adressenausfallrisiken aus Handelsgeschäften 

Die Adressenausfallrisiken des Handelsgeschäfts werden limitiert und laufend überwacht. 

Hierbei wird unterschieden zwischen Kontrahenten-, Emittenten- und Kreditrisiken. Der 

Konzern handelt überwiegend mit Adressen guter und sehr guter Bonität. 
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Risikoklasse 1 95,5% 96,8%
AAAA 23,3% 25,8%
AAA 15,9% 24,6%
AA+ bis AA 25,9% 13,9%
AA- bis A- 30,4% 32,6%

restliche Risikoklassen 4,5% 3,2%

31.12.2006 31.12.2005

 
 
 

 

Netting-Rahmenverträge 

Die Kontrahentenrisiken aus Handelsgeschäften werden über Vereinbarungen zum Close-

Out-Netting reduziert. Diese ermöglichen es uns, bei Ausfall des Kontrahenten Forderungen 

und Verbindlichkeiten beziehungsweise positive und negative Barwerte gegeneinander 

aufzurechnen.  

 
 
Risikokonzentrationen 

Risikokonzentration der Aktivseite 

Darstellung der Kreditinanspruchnahmen inkl. offener externer Linien1 nach Risikoklassen in 

Mrd. €: 

 

Risikoklassen 31.12.2006 31.12.2005
 1 -  3 ( A )    114 41
 4 -  7 ( B )    11 5
 8 - 12 ( C )    7 4
13 - 15 ( D )    1 1

16 ( E )    4 1
17 - 18 ( F )    2 2

restliche    3 1  
 

Die Risikoklasse wird ermittelt aus der Bonitätsklasse unter Berücksichtigung werthaltiger 

Sicherheiten. 

                                                     
1 Die Kreditinanspruchnahme weicht aufgrund risikoorientierter Sicht von dem bilanziellen Kreditvolumen ab. 
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Darstellung der Kreditinanspruchnahmen ohne offene externe Linien nach Regionen  

in Mrd. €: 

 

Region 31.12.2006 31.12.2005
Berlin 24,3 12,4
Alte Bundesländer 40,8 18,1
Neue Bundesländer 9,6 4,7
Ausland 52,1 12,6
Sonstige 0,3 0,6
gesamt 127,2 48,5  
 

Darstellung der Länderrisiken (Inanspruchnahmen)  

Für die Berechnung der Auslastung eines Länderlimits werden von den Inanspruchnahmen 

im jeweiligen Land die erstklassigen Sicherheiten (unter anderem Barsicherheiten aus 

Drittländern, Hermes-Bürgschaften) abgezogen. Daraus ergibt sich eine Inanspruchnahme je 

Land. Im Konzern wurden im Jahr 2006 zu 98% (20052 zu 96%) Geschäfte mit Ländern sehr 

guter bis guter Qualität (Ratingklasse 1 bis 3) getätigt. 

 

Zu ausführlichen Darstellungen über die Methoden des Risikomanagements verweisen wir 

auf den Risikobericht, insbesondere den Abschnitt "Kreditrisiken". 

 

Risikokonzentrationen der Passivseite 

Der Konzern ist zwischen den Passivsegmenten Kundeneinlagen, Verbindlichkeiten gegen-

über Kreditinstituten und Verbrieften Verbindlichkeiten gut diversifiziert.  

 
 
 
 
 
 

                                                     
2 Die Systematik der Berechnung der Auslandsgeschäfte wurde im Berichtsjahr dahingehend geändert, dass als 
Grundlage die Kreditinanspruchnahmen zuzüglich offener externer Limite, um interne Kreditnehmer bereinigt, 
verwendet wird. Der Vorjahreswert wurde an diese Systematik angepasst, so dass der jetzt angegebene 
Vorjahreswert in Höhe von 96% nicht mit dem im Geschäftsbericht der BGB für 2005 mit 99% veröffentlichten 
übereinstimmt.  

31.12.2006 31.12.2005
in % in %

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 35,2% 28,6%
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 20,2% 27,4%
Verbriefte Verbindlichkeiten 23,0% 23,2%
erfolgswirksam zum Zeitwert Bilanzierte finanzielle Verpflichtungen 15,3% 16,5%
Andere Passiva 6,3% 4,3%
Bilanzsumme (Summe Passiva) 100,0% 100,0%
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Regionale Konzentrationen ergeben sich, bedingt durch den Standort der Bank, bei den 

Kundeneinlagen mit deutlichem Schwerpunkt der Herkunft aus Berlin / Brandenburg. Der 

Schwerpunkt der Interbankenrefinanzierung liegt weiter verteilt zu ca. 80% im deutschen 

Raum. Bei den Verbrieften Verbindlichkeiten ist diese Verteilung ähnlich, wobei der Aus-

landsanteil der Platzierungen auf 30% geschätzt wird. Die Neuemissionen der LBB wurden 

in 2006 marktbedingt zu einem höheren Anteil bei inländischen Investoren platziert. Für 2007 

wird mit der Wiederbelebung des Marktes für Benchmark-Emissionen von Landesbanken 

eine Umkehr dieser Entwicklung erwartet. 

 

 

Marktpreisrisiken 

Im Dezember 2004 wurden die internen Verfahren (Full-use-Model inklusive besonderer 

Kursrisiken und Währungsrisken) zur Marktpreisrisiko-Überwachung aufsichtsrechtlich 

anerkannt. Methodisch basieren die angewendeten Verfahren zur Risikomessung (Capital at 

Risk-Auslastung) auf einem analytischen Delta-Gamma-Ansatz unter Einbeziehung von 

Volatilitätsrisiken auf Basis einer Haltedauer von zehn Tagen und einem Konfidenzniveau 

von 99 %. Spreadrisiken des zinstragenden Geschäfts werden durch Berücksichtigung von 

Government-, Pfand- und Swapkurven explizit gemessen. Individuelle Kursrisiken werden 

bei zinsbezogenen Produkten über implizite Ausfallintensitäten berechnet. Bei 

aktienkursbezogenen Produkten erfolgt die Aufteilung in einen aktienindexbezogenen und 

einen individuellen Teil. Optionsrisiken werden in Form von Gamma- und Vega-Risiken 

integrativ erfasst. Die Prognosegüte der Modelle wird mittels Clean Backtesting ermittelt.  

 

Eingebettet in die Überwachung der Marktpreisrisiken ist ein System von risiko- und 

verlustbegrenzenden Limitierungen und damit zusammenhängenden Verfahrensregelungen.  

 

Der Konzern hat ein umfassendes und differenziertes Risikoreporting bei Marktpreisrisiken 

eingerichtet. Hierzu zählen das Intraday Monitoring der Risiken und Erträge der 

Handelsbereiche (alle 15 Minuten), ein täglicher Bericht gemäß MaRisk an die zuständigen 

Fach-Vorstandsmitglieder, ein 14-tägiger Aktiv-Passiv-Report und ein monatlicher Bericht 

gemäß MaRisk an den Konzernvorstand mit Backtest- und Stresstest-Ergebnissen. 
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in Mio. €
Durchschnitt Minimum Maximum Limit per 31.12.

Konzern 2006 75,52 37,85 123,66 426,65
LBB 2005 39,31 13,56 82,46 255,00

Kapitalmarktgeschäft Konzern 2006 37,22 18,29 59,25 75,00
Handelsbereiche LBB 2005 3,75 1,12 10,36 70,00

Capital-at-Risk

 
 

Die Darstellung enthält die Zahlen der Berliner Bank AG, die zum 31. Dezember 2006 die 

Landesbank Berlin AG verlassen hat. Das äußerst geringe Marktpreisrisiko der LBB Invest 

wird in den Vergleichszahlen für 2005 nicht mit ausgewiesen. 

 

Ausführliche Darstellungen zum Risikomanagement finden Sie im Abschnitt "Marktrisiken" 

des Risikoberichtes. 

 
Zinsänderungsrisiken 

Die Ungewißheit über die zukünftige Änderung der Marktzinsen und einem damit 

verbundenen Verlust stellt für Banken ein bedeutendes Risiko dar. Dieses Risiko wird im 

Konzern im Rahmen der Value-at-Risk-Berechnungen auf Basis eines 99%-tigen 

Konfidenzniveaus und einer Haltedauer von 10 Tagen bestimmt, ist limitiert und wird 

regelmäßig überwacht. Das Zinsänderungsrisiko wird insgesamt gesteuert und berücksichtigt 

alle anfallenden Cash Flows. 

 

in Mio. €
Durchschnitt Minimum Maximum

Zinsrisiko 2006 64,89 34,09 115,14
Zinsrisiko 2005 31,99 10,22 73,60

Capital-at-Risk

 
 

Die Darstellung enthält die Zahlen der Berliner Bank AG, die zum 31. Dezember 2006 die 

Landesbank Berlin AG verlassen hat. 

 

Darüber hinaus werden Szenario-Berechnungen angestellt, bei denen die Auswirkungen 

einer allgemeinen Erhöhung der Zinsen um 100 Basispunkte auf das Gesamtportfolio des 

Konzerns ermittelt werden.  

Konzern Landesbank Berlin Hyp andere
in Mio. € LBBH  Berlin
Stresstest Ende 2006 -277,1 -223,7 -45,0 -8,4
Stresstest Ende 2005 -296,6 0,5 -188,0 -19,5  
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Nahezu das gesamte Geschäft der ehemaligen Bankgesellschaft Berlin AG wurde im 

Geschäftsjahr auf die LBB übertragen, sodass auch dessen Risiken in die LBB übergeleitet 

wurden. Der Jahresabschluss 2005 umfasste auch die Berliner Bank, mit einer 

Stresssensitivität von ca. -21 Mio. €. Die Berliner Bank ist hier nicht mehr enthalten, das es 

sich um eine Stichtagsbetrachtung handelt und sie zum 31. Dezember 2006 die Landesbank 

Berlin AG verlassen hat. 

 

Der Konzern ist aktivisch aufgestellt und profitiert damit von fallenden Zinsen. Das Exposure 

im Konzern ist im Vergleich zum Vorjahr auf dem gleichen Niveau verblieben.  

 

Ausführliche Darstellungen zum Risikomanagement finden Sie im Abschnitt "Marktrisiken" 

des Risikoberichtes. Eine Darstellung der Buchwerte gegliedert nach Restlaufzeiten ist 

innerhalb der Notes jeweils für die korrespondierende Bilanzposition angegeben. 

 

Währungsrisiken 

Der Konzern der LBB geht keine wesentlichen Positionen im Währungsbereich ein. Das 

aufgezeigte Kursrisiko stammt überwiegend aus Restbeträgen aus Kundengeschäften, aus 

der Liquiditätssicherung in Fremdwährung und aus einzelnen Handelspositionen mit Assets 

in Fremdwährung. 

 

 

in Mio. €
Durchschnitt Minimum Maximum

Währungsrisiko 2006 7,33 1,04 12,53
Währungsrisiko 2005 0,07 0,02 1,17

Capital-at-Risk

 
 

Die Darstellung enthält die Zahlen der Berliner Bank AG, die zum 31. Dezember 2006 die 

Landesbank Berlin AG verlassen hat. 
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Aktienrisiken 

Der Konzern der LBB geht Aktiengeschäfte ein, deren Risiken sich wie folgt darstellen: 

in Mio. €
Durchschnitt Minimum Maximum

Aktienrisiko 2006 30,20 15,24 50,07
Aktienrisiko 2005 1,92 0,07 6,27

Capital-at-Risk

 
 

Die Darstellung enthält die Zahlen der Berliner Bank AG, die zum 31. Dezember 2006 die 

Landesbank Berlin AG verlassen hat. Das äußerst geringe Marktpreisrisiko der LBB Invest 

wird in den Vergleichszahlen für 2005 nicht mit ausgewiesen. 

 

Liquiditätsrisiken 

§ 11 KWG regelt, dass Kreditinstitute ihre Mittel so anlegen müssen, dass jederzeit eine 

ausreichende Zahlungsbereitschaft gewährleistet ist. Die Liquidität wird als ausreichend 

angesehen, wenn die Grundsatz-II-Kennziffer mindestens 1,0 beträgt. Die 

Liquiditätskennziffer betrug per 30. Dezember 2006 für die Landesbank Berlin AG 1,88 

(1,8 zum 31. Dezember 2005) und für die Berlin-Hannoversche Hypothekenbank AG 1,29 

(1,2 zum 31. Dezember 2005). 

 

Grundlage für alle Liquiditätsrisiko-Betrachtungen ist die Kapitalablaufbilanz, deren 

Bestandteil Annahmen über die Prolongation von Aktivfälligkeiten sowie die Aussteuerung 

von konzerninternen Zahlungen sind, um die tatsächliche Liquiditätswirksamkeit jedes 

Cashflows korrekt darzustellen.  

 

Der Konzern LBB betrachtet verschiedene Laufzeitbänder und unterschiedliche Szenarien, 

so dass auch im Krisenfall ausreichende Liquidität vorhanden ist. 

 

Die Obergrenzen der Limite basieren auf der für den gesamten Zeitraum verfügbaren 

Wertpapierliquiditätsreserve.  

 

Der Vorstand wird im zweiwöchentlichen Turnus über die Liquiditätssituation informiert. Das 

Reporting beinhaltet auch die Überwachung von Vorwarnstufen, bei deren Erreichen 

definierte Eskalationsmaßnahmen greifen. 

 

Die kurzfristige Liquiditätslage ist derzeit entspannt.  

Ausführliche Darstellungen zum Risikomanagement finden Sie im Abschnitt 

"Liquiditätsrisiken" des Risikoberichtes. 
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75 Beizulegende Zeitwerte von Finanzinstrumenten 
 

Der beizulegende Zeitwert ist der Betrag, zu dem sachverständige, vertragswillige und von-

einander unabhängige Geschäftspartner einen Vermögenswert tauschen oder eine Verpflich-

tung begleichen. 

 

Sofern Börsenkurse vorliegen, werden diese zugrunde gelegt. Bei fehlenden Marktpreisen 

wird der beizulegende Zeitwert anhand von finanzmathematischen Verfahren ermittelt. Zur 

Anwendung kommen dabei vor allem die Barwertmethode und Optionspreismodelle. Die in 

die Ermittlung eingehenden Parameter resultieren aus Marktkonditionen zum Bilanzstichtag.  

 

Die beizulegenden Zeitwerte für jede Klasse von finanziellen Vermögenswerten und finan-

ziellen Verbindlichkeiten, die in der Bilanz zu fortgeführten Anschaffungskosten angesetzt 

wurden, sind wie folgt gegliedert: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mio. € 31.12.2006 31.12.2005 31.12.2006 31.12.2005 31.12.2006 31.12.2005

Aktiva    

orderungen an Kreditinstitute 28.611 43.497 28.352 43.227 259 270

orderungen an Kunden 50.324 24.479 49.086 22.799 1.238 1.680

Beteiligungen und nicht konsolidierte 
undene Unternehmen 287 91 286 91 1 0

 Equity bewertete Unternehmen 74 72 74 72 0 0

Passiva 

erbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 48.982 26.087 49.408 26.220 -426 -133

erbindlichkeiten gegenüber Kunden 26.366 24.395 28.367 25.135 -2.001 -740

erbriefte Verbindlichkeiten 32.331 21.371 32.358 21.334 -27 37

Nachrangkapital 2.671 798 2.628 790 43 8

ille Einlagen des Landes Berlin 696 1.985 700 1.944 -4 41

Marktwert (Fair Value) Buchwert Differenz

F

F

verb

At

V

V

V

 
St

 

Nachfolgend werden die Methoden bzw. Annahmen zur Ermittlung des beizulegenden Zeit-

wertes nach Klassen getrennt aufgezeigt. 

 

Forderungen an Kreditinstitute bzw. an Kunden 

 

Nicht zu Handelszwecken gehaltene Forderungen an Kreditinstitute werden zu fortgeführten 

Anschaffungskosten bilanziert. Forderungen im AfS-Bestand werden gemäß IFRS mit dem 

beizulegenden Zeitwert bewertet. Die Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts von Forderun-
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gen erfolgt durch die Barwertmethode. Demnach werden die vertraglich vereinbarten Cash-

Flows mit einem risikoadjustierten Marktzins diskontiert. Die Buchwerte in der obigen Tabelle 

wurden um Wertberichtigungen auf Forderungen und AfS-Bestände gekürzt. 

 

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden bzw. gegenüber Kreditinstituten 

 

Die fortgeführten Anschaffungskosten von Verbindlichkeiten gegenüber Kunden bzw. ge-

genüber Kreditinstituten, alle zu üblichen Zahlungskonditionen, entsprechen im Wesentlichen 

dem beizulegenden Zeitwert.  

 

Verbriefte Verbindlichkeiten 

 

Grundsätzlich werden verbriefte Verbindlichkeiten zu fortgeführten Anschaffungskosten bi-

lanziert. Die in Verbindlichkeiten eingebetteten Derivaten (Embedded Derivatives) werden 

abgespalten und mit dem Marktwert (Fair Value) bewertet. 

 

Nachrangkapital 

 

Grundsätzlich erfolgt die Bilanzierung zu fortgeführten Anschaffungskosten. Agien und Disa-

gien werden über die Laufzeit verteilt und ergebniswirksam im Zinsüberschuss vereinnahmt. 

Nachrangkapital, das in das Hedge Accounting einbezogen ist, wird um den dem abgesi-

cherten Risiko zuzurechnenden Buchgewinn oder -verlust angepasst.  
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76 Angaben über derivative Geschäfte 
 
 
 

Positive Negative

Markt- Markt-

Summe werte werte

Mio. € <= einJahr bis fünf Jahre > fünf Jahre 31.12.2006 31.12.2006 31.12.2006

Zinsbezogene Geschäfte 224.235 267.944 126.337 618.516 5.875 7.085

Börsengehandelte Produkte 71.151 563 0 71.714 0 0

Zinsfutures 5.432 563 0 5.995 0 0

Zinsoptionen 65.719 0 0 65.719 0 0

OTC-Produkte 153.084 267.381 126.337 546.802 5.875 7.085

Zinsswaps 86.740 237.001 108.359 432.100 5.240 6.306

Forward Rate Agreements 46.694 0 0 46.694 12 11

Forward Forward Deposits 0 0 0 0 0 0

Swaptions 6.174 16.689 15.036 37.899 549 693

Zinsoptionen, Käufe 0 0 0 0 0 0

Zinsoptionen, Verkäufe 0 0 0 0 0 0

sonstige Zinskontrakte 13.476 13.691 2.942 30.109 74 75

Währungsbezogene Geschäfte 11.367 13.993 2.049 27.409 419 384

Börsengehandelte Produkte 0 0 0 0 0 0

OTC-Produkte 11.367 13.993 2.049 27.409 419 384

Devisentermingeschäfte 10.344 1 0 10.345 148 142

Cross-Currency-Swaps 786 13.992 2.049 16.827 270 241

Devisenoptionen, Käufe 122 0 0 122 1 0

Devisenoptionen, Verkäufe 115 0 0 115 0 1

sonstige Devisenkontrakte 0 0 0 0 0 0

Aktien- / Indexbezogene Geschäfte 8.383 4.221 2.681 15.285 1.164 1.346

Börsengehandelte Produkte 4.621 176 0 4.797 16 29

Aktien- / Indexfutures 2.995 0 0 2.995 0 0

Aktien- / Indexoptionen 1.626 176 0 1.802 16 29

OTC-Produkte 3.762 4.045 2.681 10.488 1.148 1.317

Aktien- / Index-Swaps 360 234 25 619 65 39

Aktien- / Indexoptionen, Käufe 1.721 1.611 1.386 4.718 1.083 0

Aktien- / Indexoptionen, Verkäufe 1.681 2.200 1.270 5.151 0 1.278

Aktientermingeschäfte 0 0 0 0 0 0

Kreditderivate 201 2.871 710 3.782 13 21

Insgesamt 244.186 289.029 131.777 664.992 7.471 8.836

Nominalbetrag / Restlaufzeit

Produktbereiche des derivativen Geschäftes
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dem negativen Saldo der Marktwerte stehen positive Differenzen bei den beizulegenden 

Zeitwerten der Finanzinstrumente gegenüber. 
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77 Treuhandgeschäfte 
 
Die in der Bilanz nicht auszuweisenden Treuhandgeschäfte hatten am Bilanzstichtag folgen-

den Umfang: 
 
 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

Forderungen an Kunden 413 15 > 100

Treuhandvermögen 413 15 > 100

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 2 15 -87

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 411 0 x

Treuhandverbindlichkeiten 413 15 > 100

Veränderung 
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78 Als Sicherheit übertragene Vermögenswerte 
 

Die im Rahmen des Europäischen Systems der Zentralbanken (ESZB) für geldpolitische In-

strumente an die Deutsche Bundesbank übertragenen Vermögensgegenstände gliedern sich 

wie folgt: 

 

 Nominalwerte 31.12.2006 31.12.2005
Mio. € Mio. € in %

Wertpapiere 30.626 19.832 54
Wirtschaftskredite 211 130 62

Wechsel 0 1 -100
Kreditforderungen 211 129 64

Gesamt 30.837 19.962 54

Veränderung

 

 

 

 

 

 

Für Verbindlichkeiten in Höhe von insgesamt 10,4 Mrd. € (Verbindlichkeiten gegenüber Kre-

ditinstituten von 9,8 Mrd. € und Sonstige Verbindlichkeiten von 0,6 Mrd. €) wurden Wertpa-

piere und Forderungen an Kunden mit einem Gesamtbetrag in Höhe von 10,5 Mrd. € als Si-

cherheiten übertragen. 
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79 Volumina der Fremdwährungsbestände 
 
 
 31.12.2005 Veränderung

Mio. € in %

USD JPY GBP andere Gesamt Gesamt

Barreserve 0 0 0 0 0 1

Forderungen an Kreditinstitute 772 20 404 978 2.174 4.692 -54

Forderungen an Kunden 553 17 191 554 1.315 222 > 100

Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle 
Vermögenswerte 305 158 86 71 620 303 > 100

Finanzanlagen 2.876 42 1.045 2 3.965 466 > 100

Andere Bilanzposten 110 2 37 1 150 26 > 100

Fremdwährungsaktiva 4.616 239 1.763 1.606 8.224 5.710 44

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 2.140 55 1.337 1.225 4.757 3.611 32

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 365 26 229 73 693 732 -5

Verbriefte Verbindlichkeiten 1.198 6 616 0 1.820 666 > 100

Andere Bilanzposten einschließlich erfolgswirksam zum 
Zeitwert bilanzierte finanzielle Verpflichtungen 421 765 274 13 1.473 691 > 100

Fremdwährungspassiva 4.124 852 2.456 1.311 8.743 5.700 53

31.12.2006

Mio. €

x
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80 Nachrangige Vermögenswerte 
 

Als nachrangig sind Vermögensgegenstände anzusehen, wenn sie als Forderungen im Fall 

der Liquidation oder der Insolvenz des Emittenten erst nach den Forderungen der anderen 

Gläubiger erfüllt werden dürfen.  

 

In den Bilanzaktiva sind folgende nachrangige Vermögenswerte enthalten: 

 

 

 

 
Forderungen an K

 Forderungen an K

 E

 

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. € Mio. € in %

reditinstitute 68 163 -58

unden 0 94 -100

rfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle 
Vermögenswerte 9 0 x

Gesamt 77 257 -70

Veränderung
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81 Geschäftsbeziehungen mit nahe stehenden Unternehmen und Personen 
 

Das Land Berlin hält rd. 81 % der Anteile an der Landesbank Berlin Holding AG. Diese hält 

100% der Anteile an der Landesbank Berlin AG. Das Land Berlin und die Landesbank Berlin 

Holding AG sind damit gemäß IAS 24 als nahe stehende Personen, die das Unternehmen 

beherrschen können, zu betrachten.  

 

Als wesentlicher Geschäftsvorfall mit dem Land Berlin ist die Detailvereinbarung vom 

16. April 2002 anzusehen, mit der der Konzern von den wesentlichen Risiken des Immobi-

liendienstleistungsgeschäftes, die bis zum 31. Dezember 2001 begründet worden sind, ab-

geschirmt wurde.  

 

Die Europäische Kommission hat am 18. Februar 2004 diese Beihilfe zugunsten der Bank-

gesellschaft Berlin AG, jetzt Landesbank Berlin Holding AG, im vollen Umfang genehmigt. Im 

Gegenzug für die Bewilligung hat die Bundesregierung gegenüber der EU-Kommission u.a. 

die Zusage abgegeben, sicherzustellen, dass das Land Berlin seine Beteiligung an der Lan-

desbank Berlin Holding AG bis zum 31. Dezember 2007 veräußert. Damit wird das Land 

Berlin seinen Status als nahe stehende Person verlieren. 

 

Mit notariellem Vertrag vom 19. Dezember 2005 hat die damals als Bankgesellschaft Berlin 

AG firmierende Landesbank Berlin Holding AG in Erfüllung einer weiteren Auflage der EU-

Kommission die wesentlichen Unternehmen des Immobiliendienstleistungsgeschäftes (IDL) 

an das Land Berlin veräußert. Die Veräußerung wurde mit dinglicher Wirkung zum 

30. Juni 2006, 24.00 Uhr, bei wirtschaftlicher Rückwirkung zum 1. Januar 2006 umgesetzt 

und fand am 16. Februar 2006 die Zustimmung des Abgeordnetenhauses.  

 

Gegenstand der Veräußerung an das Land Berlin waren die BIH und die in der BIH-Gruppe 

zusammengefassten Gesellschaften, neben der LPFV und der IBG insbesondere die BAVA-

RIA Objekt- und Baubetreuung GmbH i.L., die Immobilien Beteiligungs- und Vertriebsgesell-

schaft der BIH-Gruppe mbH, die ARWOBAU Apartment- und Wohnungsbaugesellschaft 

mbH und ihre jeweiligen Beteiligungsgesellschaften.  

 

Die Veräußerung der BIH-Gruppe erfolgte zum Kaufpreis von 1,00 
���������
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�
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Bewertungsgutachten der durch die Bankgesellschaft Berlin AG beauftragten KPMG Deut-

sche Treuhand-Gesellschaft Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (KPMG) und 

der vom Land beauftragten SUSAT GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (SUSAT) auf 

Grundlage der vorliegenden Planzahlen und bestimmter Annahmen hinsichtlich des vorhan-

denen Eigenkapitals der Gesellschaften wurde für die Gesellschaften ein negativer Wert von 
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86,5 Mio. 
� � � ��	 ��� ��� � ���	� m Ausgleich dieses negativen Werts hatte die Bankgesellschaft Ber-

lin AG eine entsprechende Eigenkapitalausstattung der zu übertragenden Gesellschaften 

sichergestellt. Damit kompensierte die Bankgesellschaft Berlin AG die bis zur endgültigen 

Abwicklung der Gesellschaften voraussichtlich entstehenden Verluste.  

 

Der Bewertung der  veräußerten Gesellschaften wurden in dem Kaufvertrag mit dem Land 

bestimmte Annahmen hinsichtlich des vorhandenen Eigenkapitals und der weiteren Ge-

schäftsentwicklung zu Grunde gelegt. Die Richtigkeit dieser Annahmen wird anhand der zum 

30. Juni 2006 für diese Gesellschaften zu erstellenden Zwischenabschlüsse geprüft. Diese 

Prüfung dauert derzeit noch an und wird voraussichtlich erst im Laufe des Jahres 2007 ab-

geschlossen. Für aus der Überprüfung möglicherweise entstehende weitere Zahlungsver-

pflichtungen gegenüber dem Land hat der Konzern in ausreichendem Umfang Rückstellun-

gen gebildet.  

 

In dem Veräußerungsvertrag hat die Bankgesellschaft Berlin AG (jetzt Landesbank Berlin 

Holding AG) die in Unternehmenskaufverträgen üblichen Garantien und Gewährleistungen 

übernommen, wobei das Haftungsvolumen grundsätzlich auf einen Höchstbetrag von 

60 Mio. 
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steht zudem ohne betragsmäßige Begrenzung dafür ein, dass in der BIH und ihren Tochter-

gesellschaften keine Risiken verblieben sind, die von der Risikoabschirmung nach der De-

tailvereinbarung ausdrücklich ausgenommen sind. Eine unbeschränkte Haftung besteht zu-

dem im Hinblick auf die steuerlichen Verhältnisse der veräußerten Gesellschaften bis zum 

Übergang an das Land Berlin.  

 

Im Vertrag zur Übertragung des Immobiliendienstleistungsgeschäfts an das Land Berlin ver-

pflichteten sich die Konzernbanken zu einer Aufrechterhaltung bestehender  Finanzierungen 

der übergehenden Gesellschaften. Ab dem 1. Januar 2006 werden die Kredite an diese Ge-

sellschaften mit dem in  der Detailvereinbarung vereinbarten und dementsprechend auch der 

Bewertung der IDL-Gesellschaften im gemeinsamen Gutachten der KPMG und SUSAT zug-

rundegelegten 12-Monats-Euribor  (sog. Referenzzinssatz) verzinst. Zum 1. Januar 2007 

waren hiervon Kreditlinien im Konzern  in Höhe von 1.028 Mio. 
�.
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lich ausschließlich von der Landesbank Berlin AG bereitgestellt werden. 

 

Weiterhin wurde im Rahmen des Kaufvertrags eine unbegrenzte Verpflichtung zum Ankauf 

von aus der Detailvereinbarung resultierenden Ansprüchen gegen das Land Berlin über-

nommen. Für diese Forfaitierungslinie wird analog zu den übrigen Finanzierungen für die 

IDL-Gesellschaften der Referenzzinssatz aus der Detailvereinbarung (12-Monats-Euribor 

227



 

oder nachgewiesener höherer Bankeneinstand) angewandt. Per 31. Dezember 2005 waren 

unter Inanspruchnahme dieser Linie Forderungen in Höhe von 47,6 Mio. 
� ����
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�
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e-

nem Verzinsungsanspruch gem. DetV angekauft. Im April 2006 wurden Ausgleichsansprü-

che der LPFV gegenüber dem Land Berlin in Höhe von 5,1 Mio. 
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legten Konditionen angekauft. Diese Ansprüche wurden zusammen mit der vorgenannten 

Forderung über 47,6 Mio. 
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 Juni 2006 ausgeglichen. 

Ferner wurden im Jahr 2006 Ansprüche aus der Buchwertgarantie über insgesamt 

34,7 Mio. 
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der Landesbank Berlin AG abgewickelt.  

 

Die mit dem Land für diese Finanzierungen festgelegten Konditionen wurden im Gesamtkon-

text der Vereinbarungen zur Übertragung des Immobiliendienstleistungsgeschäfts vereinbart. 

Damit stehen sich Leistung und Gegenleistung in angemessener Weise gegenüber. 

 

Einen wesentlichen Beitrag zur Risikobegrenzung stellt der Ende 2005 begonnene und im 

Berichtsjahr fortgeführte Kauf von Fondsanteilen dar, bei dem den Zeichnern von insgesamt 

15 Fonds, die von der IBV aufgelegt wurden, ein Angebot zum Erwerb ihrer Anteile durch die 

FinTech Einundzwanzigste Beteiligungs- und Management GmbH, einer Tochtergesellschaft 

der LPFV, unterbreitet wurde.  

 

Die aus dem Erwerb der Fondsanteile resultierenden Ausgleichsansprüche gegenüber dem 

Land werden im Rahmen einer Zwischenfinanzierung durch die Landesbank Berlin AG in 

Höhe eines Rahmens von bis zu 2,0 Mrd. 
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BCIA in Vertretung des Landes Berlin den Ausgleichsansprüchen dem Grunde und der Höhe 

nach einredefrei zugestimmt hat. Damit ist das Land Berlin Schuldner für diese Zwischenfi-

nanzierung. Analog zu anderen Finanzierungen im Rahmen der Detailvereinbarung werden 

diese Kredite auf Basis des Referenzzinssatzes gemäß DetV ausgereicht. Die Landesbank 

Berlin AG erhält darüber hinaus eine angemessene Bearbeitungsgebühr. Dies ist in Anbet-

racht des damit verbundenen Aufwands und der Bonität des Schuldners marktgerecht.  

 

Im Dezember 2006 unterbreitete die Landesbank Berlin AG dem Land Berlin ein Angebot zu 

einer Teilrückzahlung der stillen Einlagen des Landes Berlin in der Landesbank Berlin AG 

(1.100 Mio. 
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Die Teilrückzahlung erfolgte mit Wirkung zum 31. Dezember 2006. Sie wurde in Überein-

stimmung mit § 8 Abs. 2 der Verträge über die Einrichtung zweier stiller Gesellschaften zwi-

schen dem Land Berlin und der Landesbank Berlin AG, damals Landesbank Berlin – Giro-

zentrale vom 14. Juni 2004 vorgenommen und von der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
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tungsaufsicht genehmigt. Der Rückzahlungsbetrag wurde am  30. Dezember 2006 von der 

Landesbank Berlin AG auf das Gesellschafter-Verrechnungskonto übertragen und am ersten 

Buchungstag in 2007 der Landeshauptkasse Berlin bei der Deutschen Bundesbank gutge-

schrieben. Die Gruppe der Landesbank Berlin Holding unterschreitet die in den Verträgen 

über die stillen Beteiligungen als Untergrenze festgesetzte Kernkapitalquote von 7,0 % unter 

Berücksichtigung des Jahresabschlusses nicht. Mit der Rückzahlung werden die Interessen 

des stillen Gesellschafters in angemessener Weise berücksichtigt. 

 

Zum 31. Oktober 2006 gehörten folgende Unternehmen mehrheitlich dem Land Berlin, die 

somit im Interessenbereich des Landes Berlin liegen und als nahe stehende Personen gel-

ten: 

 

Beteiligungen des Landes Berlin an Unternehmen des privaten Rechts: 

 

• BBB Infrastruktur GmbH & Co. KG 

• BCIA Berliner Gesellschaft zum Controlling der Immobilien-Altrisiken mbH 

• BEHALA Berliner Hafen- und Lagerhausgesellschaft mbH 

• Berliner Großmarkt GmbH 

• Berliner Immobilienmanagement GmbH 

• Berliner Kulturveranstaltungs GmbH 

• Berliner Werkstätten für Behinderte GmbH (BWB) 

• Berlinwasser Holding AG 

• Betriebsgesellschaft Stadtgüter Berlin mbH 

• BGZ Berliner Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit mbH 

• BIH Berliner Immobilien Holding GmbH 

• BSGM Berliner Stadtgutliegenschafts-Management GmbH 

• BSGM Berliner Stadtgutliegenschafts-Management GmbH & Co. Grundstücks KG 

• DEGEWO Deutsche Gesellschaft zur Förderung des Wohnungsbaues  

gemeinnützige AG 

• Deutsche Film- und Fernsehakademie Berlin GmbH 

• Friedrichstadtpalast Betriebsgesellschaft mbH         

• GESOBAU AG 

• GEWOBAG Gemeinnützige Wohnungsbau-Aktiengesellschaft Berlin          

• Grün Berlin Park & Garten GmbH  

• Hebbel-Theater Berlin GmbH 

• HOWOGE Wohnungsbaugesellschaft mbH 

• Kinder- und Jugendfreizeitzentrum Wuhlheide - Landesmusikakademie - GmbH    
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• Liegenschaftsfonds Berlin Entwicklungsgesellschaft mbH & Co. KG 

• Liegenschaftsfonds Berlin GmbH & Co. KG 

• Liegenschaftsfonds Berlin Verwaltungsgesellschaft mbH 

• Messe Berlin GmbH           

• Stadt und Land Wohnbauten GmbH 

• Vivantes – Netzwerk für Gesundheit GmbH 

• Wasserstadt GmbH Treuhänderischer Entwicklungsträger des Landes Berlin 

• WBM Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte mbH             

• WISTA-MANAGEMENT GmbH 

 

Beteiligungen des Landes Berlin an Unternehmen öffentlichen Rechts: 

 

• Berliner Bäder-Betriebe Anstalt des öffentlichen Rechts 

• Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR) AöR 

• Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) AöR 

• Berliner Wasserbetriebe (BWB) AöR 

• Deutsche Klassenlotterie AöR 

• Investitionsbank Berlin (IBB) AöR  

• IT-Dienstleistungszentrum Berlin AöR 

 

 

Zwischen dem Geschäftsfeld Kapitalmarktgeschäft und folgenden Geschäftspartnern beste-

hen Rahmenverträge für Finanzdienstleistungsgeschäfte: 

 

• Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR) AöR 

• WBM Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte mbH 

• WISTA-MANAGEMENT GmbH 

• Investitionsbank Berlin (IBB) AöR 

• Stadt und Land Wohnbauten GmbH 

 

Auf Basis dieser Verträge wurde im Berichtsjahr mit der Stadt- und Land Wohnbauten GmbH 

ein Zinsswap mit einem anfänglichen Bezugsbetrag von 2.668 T
� 
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31. Juli 2007 bis 31. Juli 2017 abgeschlossen. Das Geschäft wurde im Rahmen des üblichen 

Geschäftsbetriebes ohne Gewährung von Sonderkonditionen abgeschlossen. 

 

Darüber hinaus war die LBB an der Aufstockung der 500 Mio. 
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desschatzanweisungen des Landes Berlin von 2005/11 WKN A0EKDB / Ausgabe 200 um 
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250 Mio. 
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-Lead-Manager im Emissi-

onskonsortium beteiligt. 

 

Die Begebung der Emissionen erfolgte jeweils zu Marktkonditionen. Es handelt sich bei den 

genannten Geschäften um Geschäfte im Rahmen der üblichen Geschäftstätigkeit. 

 

Der Investitionsbank Berlin wurden in 2006 folgende Anleihen/ Schuldscheindarlehen ver-

kauft: 

 

• 24. April 2006; 10 Mio. 
�(� � ���
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e, 3-M-Euribor + 10 bp; Emittent BBVA;  

Fälligkeit 24. Februar 2011 

• 4. August 2006; 5 Mio. 
�(� � ���
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-M-Euribor + 10 bp; Emittent HBOS;  

Fälligkeit 14. Juni 2012 

• 9. August 2006; 10 Mio. 
� � �����
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-M-Euribor + 10 bp; Emittent San Paolo IMI;  

Fälligkeit 15. März 2013 

• 11. Oktober 2006; 10 Mio. 
�(� ������	��
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-M-Euribor + 15 bp; Emittent Unicredito Italiano; 

Fälligkeit 09. Januar 2013 

• 15. November 2006; 20 Mio. 
����������� &������
�
	���0 �

-M-Euribor + 23 bp; Emittent IHK Berlin; 

Fälligkeit 31. Dezember 2026 

 

Die Begebung der Emissionen erfolgte jeweils zu Marktkonditionen. Es handelt sich um Ge-

schäfte im Rahmen der üblichen Geschäftstätigkeit. 

 

Weiterhin wurden im Rahmen des üblichen Bankgeschäfts  

• mit der Investitionsbank Berlin AöR Geldhandels- und Repo Geschäfte 

• mit der WBM Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte GmbH, der Wista-Management 

GmbH und  

• der  Berliner Stadtreinigungsbetriebe AöR  

derivative Zinssicherungsgeschäfte getätigt. 

 

Die Geschäfte wurden ausschließlich zu marktüblichen Konditionen getätigt. 

 

Der Kreditbereich Kapitalmarkt schloss im August 2004 einen Geschäftsbesorgungsvertrag 

mit der Investitionsbank Berlin AöR. Im Rahmen dieses Vertrages werden von der LBB Boni-

tätsanalysen für Kreditnehmer der IBB aus dem Bereich von Banken, Versicherungen und 

Unternehmen der öffentlichen Hand erstellt, Geschäftsanfragen aus diesem Kundensegment 

votiert sowie Kreditsachbearbeitungsaufgaben übernommen. Die Vergütung erfolgt auf-
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wandsabhängig im Rahmen der auch im Konzern angewandten Verrechnung von Mitarbei-

terkapazitäten. Im Jahr 2006 wurden für diese Dienstleistungen 220 T
� � *
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nahmt. Dies war angemessen. 

 

Der Geschäftsbereich Risikobetreuung der LBB schloss im Oktober 2005 einen Geschäfts-

besorgungsvertrag mit der Investitionsbank Berlin AöR. Im Rahmen dieses Vertrages wur-

den im Zeitraum November 2005 bis Juli 2006 Dienstleistungen im Rahmen der Kreditsanie-

rung für ein abgestimmtes Kreditportfolio für die IBB erbracht. Das Entgelt für diese Leistun-

gen berechnete sich aufwandsabhängig auf Basis fest vereinbarter Tagessätze. Diese waren 

mit 400 
� 
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marktüblich. Für die Laufzeit des Vertrages wurden für diese Dienstleistungen 195 T
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der IBB vereinnahmt.  

 

Der Geschäftsbereich Immobilien-Finanzierung der LBB bewilligte im Berichtszeitraum ein 

Darlehen an die Stadt und Land Wohnbauten GmbH zu marktüblichen Konditionen. Zu den 

bestehenden Geschäftsbeziehungen mit anderen Wohnungsbaugesellschaften im Beteili-

gungskreis des Landes Berlin gab es im Berichtsjahr keine relevanten Veränderungen. 

 

Mit der Berliner Wasserbetriebe AöR besteht seit dem 1. Januar 2006 ein Mietvertrag für 

Flächen im Objekt Fasanenstraße 7-8 in 10623 Berlin. Auf Basis der vertraglichen Miete von 

8,95 
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er) vereinnahmt.  

 

Neben den oben aufgeführten Rechtsgeschäften und Maßnahmen der LBB bestehen Ver-

sorgungsverträge mit mehreren Tochterunternehmen des Landes Berlin, insbesondere mit 

der Berliner Stadtreinigungsbetrieben (BSR) AöR und den Berliner Wasserbetrieben (BWB) 

AöR sowie Mietverträge mit einer Reihe von Wohnungsbaugesellschaften. Diese Verträge 

betreffen die gewöhnliche Geschäftstätigkeit dieser Unternehmen und wurden ausschließlich 

zu marktüblichen Konditionen abgeschlossen. 

 

Die LBB steht dem Land Berlin und einer Vielzahl der mit dem Land verbundenen Unter-

nehmen des privaten Rechts und Anstalten öffentlichen Rechts  als Haus- bzw. Zweitbank 

mit allen Bankdienstleistungen zu marktüblichen Konditionen zur Verfügung. Sonderkonditi-

onen aufgrund der Gesellschafterverhältnisse wurden nicht gewährt. Teilweise vorhandene 

Abweichungen von Standardkonditionen wurden entsprechend der Größe des Unterneh-

mens und in Abhängigkeit von den getätigten Geschäften analog zu anderen, in diesem 
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Marktsegment tätigen Unternehmen gewährt. Sie können im Einzelnen dem jeweils gültigen 

Konditionstableau entnommen werden. Leistungsbeziehungen zu diesen Unternehmen, wie 

z.B. Geschäftsbesorgungsverträge, Mietverträge oder Werbeverträge wurden von der Lan-

desbank ebenfalls nur zu gewöhnlichen Marktpreisen abgeschlossen.  

 

Von den seitens der LBB herausgelegten Krediten entfallen insgesamt auf den Interessenbe-

reich des Landes Berlin zum 31. Dezember 2006 2,6 Mrd 
�"! � * � # ��� � ��0 �  Mrd. 

� , ��� ��	 � � � �

Forderungen in Höhe von 0,8 Mrd. 
� ! � * � # ��� � � 0��  Mrd. 

� , 

��� � ���
�
� ���
	 � �
��� &�� � � � � ��	�� )�� �
�  
 

Wertberichtigungen bestehen hierauf seitens der LBB in Höhe von 9,1 Mio. 
� 0 	�� &�� � � � � ��	��

Hyp bestehen keine Wertberichtigungen. 

 

Einlagen hat der Interessensbereich des Landes Berlin insgesamt von 0,5 Mrd. 
� �

 

 

Im Rahmen der üblichen Konditionen werden mit Aktionären Bankgeschäfte getätigt   

 

Die nahe stehenden Personen des Anteilsbesitzes sind im "Verzeichnis des Anteilsbesitzes" 

unter "Konsolidierte beziehungsweise nicht konsolidierte Tochterunternehmen" aufgeführt. 
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Beziehungen zu nahestehenden Unternehmen 

 

 

Beziehungen zu Unternehmen mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht. 

 

Gegenüber diesen nahe stehenden Personen bestanden zum Stichtag Wertberichtigungen 

in Höhe von 20,7 Mio. 
� ! � * � # ��� ��� ���'0 ��� 	�*�� � ,  

 

Die assoziierten Unternehmen sind ebenfalls im "Verzeichnis des Anteilsbesitzes" aufge-

führt; weitere Angaben sind im Kapitel "Assoziierte Unternehmen" enthalten. 

 

Die in Anspruch genommenen Kredite betragen 0,4 Mrd. 
� ! � * � # ��� � ��0�� � � & � � , 0 � 	�������
����

bestehen in Höhe von 0,1 Mrd. 
���

 

 

Die an diese Gruppen herausgelegten Kredite wurden zu marktüblichen Konditionen ge-

währt. Sofern eine Einlagenverzinsung vereinbart wurde, erfolgte dies zu den im Konzern für 

erste Adressen geltenden Konditionen (Prime Rate). 

 

31.12.2006 31.12.2005

Mio. � Mio. � in %

Forderungen an Kunden 608 315 93

Finanzanlagen 297 49 > 100

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 81 447 -82

Veränderung

31.12.2006 31.12.2005

Mio. � Mio. � in %

Forderungen an Kunden 1.277 229 > 100

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 184 94 96

Veränderung
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Den Mitgliedern des Vorstandes und des Aufsichtsrats wurden folgende Vergütungen zuteil: 

 

in T�  2006 2005 

Gesamtbezüge des Vorstands 6.396 1.322 

Gesamtbezüge des Aufsichtsrats 263 267 

an frühere Vorstandsmitglieder oder deren Hinter-
bliebene gezahlt 

6.456 1.511 

für Pensionsverpflichtungen gegenüber diesem 
Personenkreis zurückgestellt 

94.3971 27.482 

1 Vergleichszahl 2005 einschließlich LBB: 98.559 

 

 

Die "Gesamtbezüge" sind "kurzfristig fällige Leistungen" entsprechend des Standards; "an-

dere langfristig fällige Leistungen" bestehen nicht. 

 

Vergütungskomponenten mit langfristiger Anreizwirkung (Bezugsrechte, sonstige aktienba-

sierte Vergütungselemente o.ä.) bestehen für die Vorstandsmitglieder nicht. 

 

Im Konzernlagebericht werden die Vorsorgungszusagen, Ansprüche auf Ruhegehalt und 

sonstige Leistungen nach oder aus Anlass der Beendigung des Arbeitsverhältnisses darge-

stellt. 

 

Von der Landesbank Berlin gewährte Vorschüsse und Kredite an Gremienmitglieder der 

Landesbank Berlin: 

 

 

in T�  
2006  2005  

an Mitglieder des Vorstands  1.186 584 
an Mitglieder des Aufsichtsrats  120 138 

 
 

 

Alle Kredite an die Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates werden zu marktübli-

chen Konditionen verzinst. 

 

Nahe Familienangehörige des Vorstandes und des Aufsichtsrates haben keinen Einfluss auf 

die unternehmerischen Entscheidungen. Die im Standard kodifizierte Annahme für diesen 

Personenkreis kommt nicht zur Anwendung. 
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Die Publikationen zu Aktientransaktionen veröffentlicht die Landesbank Berlin Holding auf 

Ihrer Internetseite unter "Investor Relations". Sie erfüllt damit die Melderfordernisse nach 

§ 15a WpHG. 

 

Darstellung zu § 314 Abs. 1 Nr. 6 a) 5. Satz HGB 

Den Mitgliedern des Vorstandes und des Aufsichtsrats wurden folgende Vergütungen zuteil: 

 

 

 
Jahresvergütung 

 

 
Mitglieder des Vorstands 
 
 
 

(Angaben in � ) 

 

erfolgsunabhängige 
Vergütung  

 

erfolgsabhängige 
Vergütung 

 
Sonstige Ver-

gütungen 1  
 

Gesamt  

Hans-Jörg Vetter (LBB H, LBB) 999.606 450.000 24.493 1.474.099 
davon nicht ruhegehaltsfähige Festtantieme 460.163    
Serge Demolière (LBB) 974.032 75.000 32.202 1.081.234 
davon nicht ruhegehaltsfähige Festtantieme 489.327    
Dr. Johannes Evers (LBB) 614.533 120.000 41.308 775.841 
davon nicht ruhegehaltsfähige Festtantieme 245.867    
Uwe Kruschinski (LBB) 662.250 40.000 29.384 731.634 
davon nicht ruhegehaltsfähige Festtantieme 300.000    
Hans-Jürgen Kulartz (LBB) 614.533 75.000 42.271 731.804 
davon nicht ruhegehaltsfähige Festtantieme 245.867    
Martin K. Müller (LBB) 590.000 120.000 33.784 743.784 
davon nicht ruhegehaltsfähige Festtantieme 290.000    
Dr. Thomas Veit (LBB H, LBB) 677.000 150.000 30.150 857.150 
davon nicht ruhegehaltsfähige Festtantieme 300.000    
 

Vergütungsaufwand 2006 
Gesamt (LBB)

 

5.131.954 
 

 

1.030.000 
 

233.592 
 

6.395.546 
 

 
1 Die Sonstigen Vergütungen betreffen Sachbezüge (geldwerter Vorteil der Nutzung der Dienstwagen) von 
125.554 � sowie den sogenannten Arbeitgeber-Anteil Nettobezug (Übernahme der Versteuerung des geldwerten 
Vorteils durch den Arbeitgeber) in Höhe von 104.174 � . Ferner sind in den genannten sonstigen Vergütungen 
Zahlungen enthalten, die Herr Müller im Berichtsjahr als Arbeitgeberzuschuss zur Kranken- bzw. Pfle-
geversicherung erhalten hat.  
 

Eine Zuordnung der Pauschalprämie für die Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung zu den einzelnen Vor-
standsmitgliedern wird nicht vorgenommen.  
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Mitglieder des Aufsichtsrats der  
Landesbank Berlin AG Betrag 

EUR 

Dr. h. c. Klaus G. Adam 
Vorsitzender  

34.433 

Bärbel Wulff *) 
stellv. Vorsitzende  

22.177 

Dr. h. c. Axel Berger 14.411 
Dr. Michael Endres 17.789 
Claudia Fieber 1 5.950 
Christina Förster *) 8.575 
Dr. Thomas Guth 10.500 
Sascha Händler *) 8.575 
Michael Jänichen *) 13.092 
Daniel Kasteel *) 8.575 
Astrid Maurer 2 2.479 
Heiko Reinhard 3 5.950 
Andreas Rohde 4 2.479 
Senator Dr. Thilo Sarrazin 17.313 
Dr. Heinz-Gerd Stein 16.000 
Frank Wolf *) 13.092 
Senator Harald Wolf 11.500 
Bernd Wrede 15.883 
  
Summe 
 

zuzügl. USt 
 
Gesamtaufwand 

228.773 
 

+ 33.991 
 

262.764 
 

 

*) Mitglied ab 07.03.2006 
1 Mitglied ab 07.03.2006 bis 30.09.2006 
2 Mitglied ab 06.10.2006 
3 Mitglied ab 07.03.2006 bis 30.09.2006 
4 Mitglied ab 06.10.2006 
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82 Durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahrs beschäftigten 
Arbeitnehmer 

 
 
 
 

2006 2005 Veränderung
in %

Vollzeitbeschäftigte 6.066 4.566 33
Teilzeitkräfte 1.648 1.435 15
Auszubildende 262 270 -3
Gesamt 7.976 6.271 45
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83 Ereignisse nach dem Bilanzstichtag 
 

Ein wertberichtigtes Engagement wurde im März 2007 vollständig zurückgezahlt. Die gebil-

dete Wertberichtigung in Höhe von USD 15,4 Mio. (11,7 Mio. €) konnte in 2007 aufgelöst 

werden. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat der Landesbank Berlin Holding AG werden der Hauptversamm-

lung der Landesbank Berlin Holding AG vorschlagen, eine Dividende in Höhe von 0,06 € je 

Aktie zu zahlen. 

 

Herr Uwe Kruschinski verlässt den Vorstand der Landesbank Berlin AG zum 30. Juni 2007 

aus persönlichen Gründen und in freundschaftlichem Einvernehmen. 
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84 Anteilsbesitz

Gesellschaft, Sitz

Patro-
nats-
erklä-
rung

Anteile im 
Konzern-

besitz 
insgesamt 

in %

davon 
mittelbar

in %

Stimmrechte 
im Konzern

in %

Eigen- 
kapital 

in TEUR

Ergebnis 
in TEUR

vom 31.12.2006 
abweichender 

Jahresabschluss

Landesbank Berlin AG

Konsolidierte Tochterunternehmen (IAS 27)

1 ABT No. 3 Ltd., London, (5) 100,0 0,0 100,0 4 77 

2 BankenService GmbH Unternehmensgruppe Landesbank Berlin, Berlin, 
(5)

100,0 0,0 100,0 -11.788 -1.320 

3 BB-ASSET MANAGEMENT Vermögensverwaltung GmbH, Berlin, (5) 100,0 0,0 100,0 1.139 369 

4 BB-Immobilien-Service GmbH, Berlin, (1), (5) 100,0 0,0 100,0 309 0 

5 Berlin Capital Fund GmbH, Berlin, (3), (5) 100,0 0,0 100,0 -18.571 2.074 

6 Berlin Hyp Immobilien GmbH, Berlin, (1), (5) 100,0 100,0 100,0 2.343 -635 

7 Berlin-Hannoversche Hypothekenbank Aktiengesellschaft, Berlin, (5) (P) 90,4 0,0 90,4 574.356 188.493 

8 BSI Immobilien-Beteiligung GmbH & Co. Objekt Wilmersdorf oHG, 
Pöcking, (5)

94,9 0,0 67,8 6.404 11.404 

9 BUVI Besitz- und Verwaltungsgesellschaft für Immobilien mbH, Berlin, 
(1), (5)

94,8 0,0 94,8 3.409 3.056 

10 Crown Court Property London Ltd., London, (5), (17) 100,0 100,0 100,0 19.122 564 

11 Gartenstadt Stahnsdorf GmbH & Co. Projektentwicklungs KG, Berlin, (5) 48,5 48,5 48,5 -52.121 2.018 

12 GfBI Gesellschaft für Beteiligungen und Immobilien mbH
[vorm.: BB-DATA Gesellschaft für Informations- und 
Kommunikationssysteme mbH], Berlin, (1), (5)

100,0 0,0 100,0 19.449 -1.138 

13 GfBI Immobilien Solutions GmbH [vorm.: Gesellschaft für Immobilien und 
Beteiligungen der IBAG-Gruppe mbH (GIB)], Berlin, (5)

100,0 100,0 100,0 -29 21 

14 Grundstücksgesellschaft "Berlin" mit beschränkter Haftung, Berlin, (1), 
(5)

94,9 0,0 94,9 3.984 -6.159 

15 Grundstücksgesellschaft Bad Freienwalde/Gardelegen GbR, Berlin, (5) 76,1 66,8 76,1 -18.328 -753 

16 Grundstücksgesellschaft Lehrter Straße GbR, Berlin, (5) 99,9 0,0 99,9 -6.853 5 

17 HILOG Beteiligungs GmbH & Co. Mobilienleasing KG, München, (5) 92,5 0,0 92,5 3.921 4.284 

18 Hohenzollerndamm 134 GbR, Berlin, (5) 95,0 90,0 95,0 16.507 478 

19 Landesbank Berlin International S.A. [vorm.: Bankgesellschaft Berlin 
International S.A.], Luxemburg, (5)

(P) 100,0 0,0 100,0 218.224 12.222 

20 Landesbank Berlin Investment GmbH [vorm.: Bankgesellschaft Berlin 
INVESTMENT GmbH], Berlin, (5)

100,0 0,0 100,0 21.065 11.691 

21 LBB Finance (Ireland) plc [vorm.: BGB Finance (Ireland) plc], Dublin, (5) 100,0 0,0 100,0 1.587 219 

22 LBB Grundstücks-Gesellschaft mbH der Landesbank Berlin AG, Berlin, 
(1), (5)

100,0 0,0 100,0 5.195 -4.267 

23 LBB Reinsurance Ltd. [vorm.: BGB Reinsurance Ltd.], Dublin, (5) 100,0 0,0 100,0 9.036 4.632 

24 Mario Göhr Grundstücks GmbH, Berlin, (5) 100,0 100,0 100,0 798 582 

25 Versicherungsservice GmbH Unternehmensgruppe Landesbank Berlin 
[vorm.: Versicherungsservice GmbH Unternehmensgruppe 
Bankgesellschaft Berlin], Berlin, (5)

100,0 0,0 100,0 2.137 739 

26 Wilkendorf Golf Betriebsgesellschaft mbH, Altlandsberg, (5) 100,0 100,0 100,0 41 -294 

240



Gesellschaft, Sitz

Patro-
nats-
erklä-
rung

Anteile im 
Konzern-

besitz 
insgesamt 

in %

davon 
mittelbar

in %

Stimmrechte 
im Konzern

in %

Eigen- 
kapital 

in TEUR

Ergebnis 
in TEUR

vom 31.12.2006 
abweichender 

Jahresabschluss

Zweckgesellschaften / Spezialfonds - konsolidiert - (IAS 27 i. V. m. SIC 12)

27 ABN AMRO EMMA INKA, Frankfurt am Main, (5) 100,0 100,0 36.613 3.345 

28 BB-BG11-Fonds, Berlin, (5) 100,0 100,0 32.598 4.769 

29 BG-Asset-Fonds, Berlin, (5) 100,0 100,0 18.052 386 

30 Check Point Charlie Inc., London, (5) 0,0 0,0 23 13 

31 Check Point Charlie Ltd., London, (5) 0,0 0,0 7 7 

32 dbi Pimco Global Corporate Bond Fonds, Frankfurt am Main, (5) 100,0 100,0 101.173 1.008 

33 DeAM EICO Fonds, Frankfurt am Main, (5) 100,0 100,0 72.750 2.765 

34 DEKA-ABS-Europe-Fonds, Frankfurt am Main, (5) 100,0 100,0 78.952 10.454 

35 FlexBond-Plus-INVEST, Berlin, (5) 71,7 71,7 30.593 379 

36 FlexBond-Vario-INVEST, Berlin, (5) 46,5 46,5 30.400 -374 

37 GLOBAL ABS INCOME FUND, Wien, (5) 100,0 100,0 40.309 1.876 

38 GSIM Global Corporate Bond Fonds, Frankfurt am Main, (5) 100,0 100,0 101.618 2.651 

39 LBB INKA Credit Plus, Düsseldorf, (5) 100,0 100,0 30.777 1.299 

40 LBB-Spezialsituationen-Fonds, Berlin, (5) 100,0 100,0 33.632 572 

41 LBB-TopPick-Fonds, Berlin, (5) 100,0 100,0 44.103 968 

42 LINGOHR-ALPHA-SYSTEMATIC-LBB-INVEST, Berlin, (5) 75,0 75,0 140.142 3.239 

43 Portfolio Purchasing Company 1 Ltd., London, (5) 0,0 0,0 6 -25 

44 Portfolio Purchasing Company 2 Ltd., London, (5) 0,0 0,0 -129 1.397 

45 Portfolio Purchasing Company 3 Ltd., London, (5) 0,0 0,0 7 -3 

46 Portfolio Purchasing Company 4 Ltd., London, (5) 0,0 0,0 5 1 

47 PPC Repo Ltd., London, (5) 0,0 0,0 96 2 

48 Rhea CDO 1 Plc., Dublin, (5) 0,0 0,0 0 1 

49 WAMKO INKA Global Corporate Bond Fonds, Düsseldorf, (5) 100,0 100,0 100.629 1.390 
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Gesellschaft, Sitz

Patro-
nats-
erklä-
rung

Anteile im 
Konzern-

besitz 
insgesamt 

in %

davon 
mittelbar

in %

Stimmrechte 
im Konzern

in %

Eigen- 
kapital 

in TEUR

Ergebnis 
in TEUR

vom 31.12.2006 
abweichender 

Jahresabschluss

Nicht konsolidierte Tochterunternehmen (IAS 27) 

50 Babefi-Holding GmbH i. L., Berlin 100,0 0,0 100,0 65 -2 01.01.2006

51 Bankenservice AO i. L., Moskau 100,0 100,0 100,0 k. A. k. A.

52 Bankgesellschaft Berlin (UK), London 100,0 0,0 100,0 0 0 31.12.2004

53 Bavaria Vertriebs GmbH, Berlin 100,0 100,0 100,0 119 69 31.12.2005

54 BB-Leasing GmbH, Berlin 100,0 0,0 100,0 2.693 1.159 31.12.2005

55 BB-Grundstücksgesellschaft mit beschränkter Haftung, Berlin, (1) 94,9 0,0 94,9 51 0 

56 Berlin Hyp Projekt GmbH i. L., Berlin 100,0 100,0 100,0 250 0 31.12.2005

57 Crown Court I LLC, Wilmington, Delaware, (4) 100,0 0,0 100,0 k. A. k. A.

58 DEFAS Beteiligungs GmbH & Co. Objekt Neukölln KG, München, (6) 94,0 0,0 47,0 -298 10 

59 DEFAS Beteiligungs GmbH & Co. Vermietungs-KG, München, (6) 94,0 94,0 47,0 -2.687 75 

60 DELTAG Aktiengesellschaft für Investitionen, Berlin 61,0 61,0 61,0 170 -35 31.12.2005

61 DirektBankService GmbH Unternehmensgruppe Bankgesellschaft Berlin, 
Berlin, (1)

100,0 0,0 100,0 103 0 31.12.2005

62 egs Entwicklungsgesellschaft Südhorn mbH, Berlin 94,0 94,0 94,0 -1.178 -647 31.12.2005

63 Eurospeedway Lausitz Entwicklungs GmbH, Berlin 100,0 100,0 100,0 426 -8 31.12.2005

64 FAKT Immobilien Management-Verwaltungs GmbH, Berlin 100,0 100,0 100,0 25 0 31.12.2005

65 FinTech Dreiundzwanzigste Beteiligungs- und Management GmbH, 
Berlin

100,0 100,0 100,0 82 59 31.12.2005

66 FURIS Verwaltung GmbH & Co. Vermietungs-KG, Pöcking, (6) 94,0 94,0 50,0 14 1 

67 Gartenstadt Stahnsdorf GmbH, Berlin, (6) 49,0 49,0 49,0 4 -1 31.12.2005

68 GfBI Group Services GmbH, Berlin [vorm.:  IBAG Group Services GmbH] 100,0 100,0 100,0 255 210 

69 Grundstücksgesellschaft "URSUS" mit beschränkter Haftung, Frankfurt 
am Main, (1)

100,0 100,0 100,0 722 0 31.12.2005

70 Grundstücksgesellschaft Straße 619/620 GbR, Berlin 93,7 0,0 93,7 37 -1 31.12.2005

71 Grundstücksgesellschaft Weichselstraße GbR - STADT UND LAND-
Fonds 1 -, Berlin

60,2 0,0 60,2 3.833 131 31.12.2005

72 Harpalus Verwaltungsgesellschaft mbH & Co. Vermietungs KG, 
München

78,1 78,1 78,1 1.086 452 31.12.2004

73 HaWe Immobilien GmbH & Co. Berlin Süd KG, Berlin 100,0 100,0 100,0 753 116 31.12.2005

74 HaWe Immobilien GmbH, Berlin 100,0 100,0 100,0 31 5 31.12.2005

75 HaWe Verwaltungsgesellschaft mbH, Berlin, (1) 100,0 100,0 100,0 6.136 0 29.08.2006

76 IDL Beteiligungsgesellschaft mbH, Berlin 100,0 100,0 100,0 21 -2 31.12.2005

77 IDL Objektbeteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG, Berlin 100,0 0,0 100,0 162 43 31.12.2005

78 IDLG Immobiliendienstleistungen GmbH, Berlin, (1) 100,0 0,0 100,0 1.816 0 31.12.2005

79 INKUR Verwaltung GmbH & Co. Vermietungs-KG, München, (6) 94,0 94,0 47,0 -2.530 99 

80 Klinikzentrum Lindenallee GmbH, Bad Schwalbach 100,0 100,0 100,0 -5.432 -2.707 31.12.2005
81 Kommunal Service gemeinnützige Dienstleistungsgesellschaft für die 

Öffentliche Hand mbH i.L., Berlin
100,0 100,0 100,0 15 1 31.12.2005

82 Kommunalconsult Gesellschaft für die Beratung der Öffentlichen Hand 
mbH i. L., Berlin, (6)

50,0 0,0 50,0 26 0 31.12.2005

83 Lenscare AG, Kiel, (3) 53,5 53,5 53,5 2.223 69 31.12.2005

84 MIKOS Verwaltungs GmbH & Co. Vermietungs KG, München 94,0 0,0 55,3 25 0 

85 Wilkendorf Bau- und Projektentwicklungsgesellschaft mbH, Berlin 100,0 100,0 100,0 32 -55 31.12.2005

86 4care fulfilment GmbH, Laboe, (1), (3) 100,0 100,0 100,0 26 0 31.12.2004
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Gesellschaft, Sitz

Patro-
nats-
erklä-
rung

Anteile im 
Konzern-

besitz 
insgesamt 

in %

davon 
mittelbar

in %

Stimmrechte 
im Konzern

in %

Eigen- 
kapital 

in TEUR

Ergebnis 
in TEUR

vom 31.12.2006 
abweichender 

Jahresabschluss

Zweckgesellschaften / Spezial- und Publikumsfonds - nicht konsolidiert - (IAS 27 i. V. m. SIC 12)

87 Bavaria Immobilien Development GmbH & Co. Public Golf Wilkendorf 
KG, Berlin

0,0 0,0 -432 -33 31.12.2005

88 Bavaria Immobilien Development GmbH & Co. Sandy-Lyle Wilkendorf 
KG, Berlin

0,0 0,0 -2.079 -212 31.12.2005

89 Portfolio Purchasing Company RT1 Ltd., London 0,0 0,0 0 -1 

90 Portfolio Purchasing Company RT2 Ltd., London 0,0 0,0 0 -1 

91 Portfolio Purchasing Company RT3 Ltd., London 0,0 0,0 0 0 

92 Portfolio Purchasing Company RT4 Ltd., London 0,0 0,0 0 0 

93 PPC Holdings Ltd., London 0,0 0,0 1 0 

94 Quant IQ USA LBB-INVEST, Berlin, (11) 61,4 61,4 928 

Joint Ventures (IAS 31) - bewertet -

95 BerlinOnline Stadtportal GmbH & Co. KG, Berlin 45,0 0,0 45,0 2.278 222 31.12.2005

Joint Ventures (IAS 31) - nicht bewertet -

96 BerlinOnline Stadtportalbeteiligungsgesellschaft mbH, Berlin 45,0 0,0 45,0 26 1 31.12.2005

97 BHS Berliner Hannoversche Software GmbH, Hannover 50,0 0,0 50,0 1.567 299 31.12.2005

98 CidS! Computer in die Schulen gemeinnützige Gesellschaft mbH, Berlin 50,0 0,0 50,0 152 -171 31.12.2005

99 GbR TOCOTAX 20,0 0,0 20,0 k.A. -95 31.12.2005

100 Gesellschaft bürgerlichen Rechts Möllendorffstraße/Parkaue, Berlin 50,0 50,0 50,0 -2.212 -249 31.12.2004

101 KARUS Beteiligungs GmbH & Co. Grundbesitz KG, München 33,0 33,0 33,0 26 0 31.12.2005

102
LBB, Prajs & Drimmer Grundstücksgesellschaft Hausvogteiplatz 
bürgerlichen Rechts, Berlin, (3)

50,0 50,0 50,0 -3.592 -811 31.12.2005

103 NORD EK Norddeutsche Einkaufskoordination der Bankgesellschaft 
Berlin AG und der Norddeutsche Landesbank Girozentrale GbR, 
Berlin/Hannover

50,0 0,0 50,0 156 32 31.12.2005
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Assoziierte Unternehmen (IAS 28) - bewertet -

104 Atos Worldline Processing GmbH, Frankfurt am Main, (1) 25,1 0,0 25,1 9.889 0 

105 LBS Norddeutsche Landesbausparkasse Berlin-Hannover, 
Berlin/Hannover, (7)

12,0 0,0 12,0 310.770 13.600 31.12.2005

106 PEB Capital B. V., Hilversum 42,4 0,0 42,4 15.351 1.481 31.12.2005

Assoziierte Unternehmen (IAS 28) - nicht bewertet - 

107 Analyticon Discovery GmbH, Potsdam, (3), (7) 16,8 16,8 16,8 529 296 31.12.2005

108 Apollon Immobilien Verwaltungs GmbH & Co. KG - Vierter IBV-
Immobilienfonds für Deutschland -, Berlin

34,7 34,7 34,7 37.807 1.503 31.12.2005

109 Apollon Immobilien Verwaltungsgesellschaft mbH, Berlin 30,0 30,0 30,0 59 5 31.12.2005

110 ATTO-TEC GmbH, Siegen, (3) 26,0 26,0 26,0 -1.019 -240 31.12.2005

111 B + S Card Service GmbH, Frankfurt am Main 25,1 0,0 25,1 9.876 1.428 30.09.2006

112 BBB Bürgschaftsbank zu Berlin-Brandenburg GmbH, Berlin 21,8 0,0 21,8 7.489 276 31.12.2005

113 Chiracon GmbH, Berlin, (3) 40,1 40,1 40,1 -324 -244 31.12.2004

114 fairform GmbH Objekt- und Messebau Fullservice, Berlin, (3) 34,6 34,6 34,6 -495 2 31.12.2005

115 Gaia Immobilien Verwaltungs GmbH & Co. KG - Dritter IBV-
Immobilienfonds International -, Berlin, (8)

94,0 94,0 94,0 38 -298 31.12.2005

116 getemed Medizin- und Informationstechnik AG, Teltow, (3) 32,0 32,0 32,0 3.472 1.001 31.12.2005

117 Gumes Verwaltung GmbH & Co. Objekt Rostock KG, München 39,6 0,0 20,0 26 0 

118 InvestitionsBank des Landes Brandenburg, Potsdam, (3), (7) 25,0 0,0 14,3 178.492 9.844 31.12.2005

119 proALPHA Software AG, Weilerbach, (3) 22,7 22,7 22,7 12.003 1.390 31.03.2006

120 Projektgesellschaft Forum Neukölln GbR mit auf das 
Gesellschaftsvermögen beschränkter Haftung, Berlin, (10)

40,0 40,0 40,0 k. A. 3.423 31.12.2002

121 SEPIAtec GmbH, Berlin, (3) 46,6 46,6 46,6 -586 489 31.12.2005

122 Thesaurus GmbH & Co. Siebzehnte Immobilien KG, Berlin, (8) 94,0 94,0 94,0 29 -80 31.12.2005

123 Thesaurus GmbH & Co. Vierzigste Immobilien KG, Berlin, (8) 88,0 88,0 88,0 25 45 31.12.2005

124 Theseus Immobilien Management GmbH & Co. KG - Zweiter IBV-
Immobilienfonds International -, Berlin

26,8 26,8 26,8 78.943 -14.663 31.12.2005

125 WISUS Beteiligungs GmbH & Co. Zweite Vermietungs KG, München 49,0 0,0 36,3 -3.485 62 

Zweckgesellschaften / Spezial- und Publikumsfonds -  assoziiert (IAS 28) - nicht bewertet - 

126 Keppler-Emerging Markets-LBB-Invest, Berlin, (11) 42,6 42,6 74.494 k. A.
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Beteiligungen von mindestens 20 v. H.

127 Aufbau- und Dienstleistungsgesellschaft mbH Objekt- und Baubetreuung 
Mecklenburg-Vorpommern, Berlin, (8), (9)

94,0 94,0 94,0 1.687 903 31.12.2005

128 Bavaria Ikarus Immobilien GmbH [vorm.: Bavaria Emden Verwaltungs 
GmbH], Berlin, (8), (9)

100,0 100,0 100,0 21 -1 31.12.2005

129 Bavaria Immobilien Projektsteuerungs GmbH & Co. Objekt Berlin-Mitte 
Leipziger Straße KG, Berlin, (8), (9)

94,0 94,0 94,0 -2.494 2.030 31.12.2005

130 Friedrichsfelder Viertel Bauprojekt GmbH, Berlin, (9) 47,6 47,6 47,6 2 -12 31.12.2005

131 Lausitzring Eurodrom Verwaltungs-GmbH, Klettwitz, (16) 60,0 60,0 60,0 13 -6 31.12.2001

132 Lausitzring GmbH & Co. KG, Klettwitz, (16) 70,0 70,0 70,0 -23.279 -9.504 31.12.2001

133 Okeanos GmbH & Co. Objekt Berlin-Friedrichshain, Pufendorfstraße KG, 
Berlin, (8), (9)

94,0 94,0 94,0 -1.551 -244 31.12.2005

124 ProSyst Software AG, Köln, (3), (9) 27,7 27,7 27,7 -1.011 -3.168 31.12.2003

135 Theseus Immobilien Management GmbH & Co. Objekt Duisburg-
Hamborn KG, Berlin, (8), (9)

94,0 94,0 94,0 -6 684 31.12.2005

136 Theseus Immobilien Management GmbH & Co. Objekt Leipziger Straße 
KG, Berlin, (8), (9)

100,0 100,0 100,0 -4.561 -5.041 31.12.2005

137 Wohnbau Tafelgelände Beteiligungs GmbH, Nürnberg, (8), (9) 75,0 75,0 75,0 31 0 30.09.2005

138 Wohnbau Tafelgelände GmbH & Co. KG, Nürnberg, (8), (9) 75,0 75,0 75,0 3.426 376 30.09.2005

139 xtradyne Technologies AG, Berlin, (3), (9) 25,0 25,0 25,0 -1.607 -619 31.12.2003

140 Yozma III GmbH & Co. KG, München, (3), (9), (18) 21,9 21,9 21,9 1.281 -231 31.12.2005

Zweckgesellschaften / Spezial- und Publikumsfonds von mindestens 20 v. H.

141 E.I. Cap.-EuroAktien-Kasko II 100, Luxemburg, (12), (15) 32,8 32,8 28.160 230 31.07.2006

142 E.I. Cap.-Welt-Kasko 100 PlusZins, Luxemburg, (12), (15) 43,2 43,2 38.111 1.512 31.07.2006

143 E.I. Cap.-Welt-Kasko 95 Top Level, Luxemburg, (12), (15) 75,0 75,0 25.971 2.378 31.07.2006

144 Europa Aktien-Kasko 04/2008, Luxemburg, (13), (15) 31,4 31,4 15.722 -1.850 30.04.2006
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145 HSBC GIF Euro Corporate Bond, Luxemburg, (14), (15) 38,6 38,6 48.600 -574 31.03.2006

Beteiligungen an großen Kapitalgesellschaften (§ 285 Nr. 11, 4. Teilsatz HGB i.V.m. § 340a Abs. 4 Nr. 2 HGB)

146 FinanzIT GmbH, Hannover 15,0 0,0 15,0 29.239 206 31.12.2005

147 MLP AG, Heidelberg, (10) 9,9 0,0 9,9 455.192 199.691 31.12.2005

(P): Für die Gesellschaft gilt die Patronatserklärung der Landesbank 
Berlin AG gem. Abdruck unter Ziffer (....) des Anhangs

  (1) Mit der Gesellschaft besteht ein Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag

  (2) Angabe der Jahresabschlussdaten nach HGB, wenn nicht anders gekennzeichnet 
  (3) Zur Veräußerung gehalten (Held for Sale gemäß IFRS 5)
  (4) Die Gesellschaft wurde 2006 gegründet
  (5) IFRS-Konsolidierungsdaten
  (6) Tochterunternehmen wegen Beherrschung durch die Möglichkeit der Bestimmung der Finanz- und Geschäftspolitik und/oder Organbestellungsrecht (IAS 27.13)
        bzw. Mehrheit der Chancen und Risiken (SIC 12.10)
  (7) Assoziiertes Unternehmen wegen maßgeblichen Einflusses durch Organvertretung bzw. durch Mitwirkung an Finanz- und Geschäftspolitik (IAS 28.7)
  (8) Kein Tochterunternehmen wegen fehlender Beherrschung (Abschirmung durch Detailvereinbarung) 
  (9) Kein assoziiertes Unternehmen wegen fehlenden maßgeblichen Einflusses (VC-Kapital, keine faktische Einflussnahme - Widerlegung IAS 28.7) bzw. Vermittlung über nicht                     
        konsolidiertes TU
 (10) IFRS-Abschluss

 (11) Das Eigenkapital entspricht dem Fondsvolumen. Angaben aus Vermögensaufstellung zum 29.12.2006

 (13) Das Eigenkapital entspricht dem Fondsvolumen. Angaben aus geprüftem Jahresbericht per 30.04.2006
 (14) Das Eigenkapital entspricht dem Fondsvolumen. Angaben aus geprüftem Jahresbericht per 31.03.2006
 (15) Es handelt sich um Publikumsfonds, die auflegende KAG gehört nicht zum Konzern und Beherrschung bzw. maßgeblicher Einfluß wird nicht ausgeübt
 (16) Kein Tochter- oder assoziiertes Unternehmen, da Insolvenzverwalter bestellt

EZB-Kurse vom 31.12.2006

 (12) Das Eigenkapital entspricht dem Fondsvolumen, das Ergebnis entspricht der Summe aus ordentlichem Nettoertrag, Nettoergebnis der realisierten Gewinne und Verluste
       sowie der Nettoveränderung der nichtrealisierten Gewinne und Verluste. Angaben aus geprüftem Jahresbericht per 31.07.2006
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Anlage 2 zum Anhang (IFRS)

Gesellschaft Organträger

Ergebnis vor
Ergebnis-
abführung   
in TEUR

vom 31.12.2006
abweichender

Jahresabschluss

1. IDLG Immobiliendienstleistungen GmbH, Berlin, Landesbank Berlin AG
990,8 31.12.2005

2. LBB Grundstücks-Gesellschaft mbH der Landesbank 
Berlin AG, Berlin, 

Landesbank Berlin AG
5.276,0

Verzeichnis der Gesellschaften mit Beherrschungs-/Ergebnisabführungsverträgen mit der Landesbank 
Berlin AG

Stand: 31.12.2006
(Bearbeitungsstand: 20.03.2007)

Konzernabschluss Landesbank Berlin AG
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85 Organe der Landesbank Berlin AG  
 
 
Vorstand 
 
Hans-Jörg Vetter 
Vorsitzender 
 

 

Serge Demolière 
(ab 1. Januar 2006) 

 

Dr. Johannes Evers 
 

 

Uwe Kruschinski 
 

 

Hans Jürgen Kulartz 
 

 

Martin K. Müller 
 

 

Dr. Thomas Veit 
 

 

 
 
Aufsichtsrat  
 
Die Amtszeit der Mitglieder des ersten Aufsichtsrats begann am 25. November 2005 und 
endet mit Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das am 
31. Dezember 2006 endende Geschäftsjahr der Landesbank Berlin AG beschließt. 
 

 
 
Dr. h. c. Klaus G. Adam 
Vorsitzender 
 

 
Wirtschaftsprüfer 

 

Dr. h. c. Axel Berger 
 

 
Vizepräsident DPR Deutsche Prüfstelle für 
Rechnungslegung e. V.; 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 
 

 
Dr. Michael Endres 
 

 
ehem. Mitglied des Vorstands der 
Deutsche Bank AG; 
Vorsitzender des Vorstands der Gemeinnützige 
Hertie-Stiftung 

 

Dr. Thomas Guth 
 

 
Vorsitzender der Geschäftsführung der  
SALOMON OPPENHEIM GmbH 

 
Senator Dr. Thilo Sarrazin 
stellv. Vorsitzender   
(vom 25. November 2005 bis 31. März 
2006) 

 
Senator für Finanzen des Landes Berlin 

 
Dr. Heinz-Gerd Stein 
 

 
ehem. Mitglied des Vorstands der ThyssenKrupp AG 
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Senator Harald Wolf 
 
 

 
Senator für Wirtschaft, Technologie und Frauen des 
Landes Berlin 

 
Bernd Wrede 
 

 
ehem. Vorsitzender des Vorstands der 
Hapag-Lloyd AG 
 

 
 
Bis auf Weiteres durch Beschluss des Amtsgerichts Charlottenburg vom 22. Februar 2006 
bzw. vom 2. Oktober 2006 gerichtlich bestellte Arbeitnehmervertreter/innen 
 
 
Bärbel Wulff  
ab 7. März 2006 
stellv. Vorsitzende (seit 31. März 2006) 

 
Vorsitzende des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG 
 

 
Christina Förster  
ab 7. März 2006 

 
Fachsekretärin für Finanzdienstleistungen der ver.di 
Landesbezirk Berlin-Brandenburg 

 
Sascha Händler  
ab 7. März 2006 

 
Mitglied des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG 
Kundenbetreuer Exportfinanzierung der Landesbank 
Berlin AG 

 
Michael Jänichen  
ab 7. März 2006 

 
Bereichsleiter Firmenkunden der Landesbank Berlin AG 
und Leiter der Landesbank Berlin AG Niederlassung 
Luxemburg 

 
Daniel Kasteel  
ab 7. März 2006 
 

 
Mitglied des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG 
 

Astrid Maurer 
ab 6. Oktober 2006 
 

 
Frauenbeauftragte der Landesbank Berlin AG 
 

Andreas Rohde 
ab 6. Oktober 2006 

 
Mitglied des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG 
 

 
Frank Wolf  
ab 7. März 2006 

 
Fachbereichsleiter Finanzdienstleistungen der verdi 
Landesbezirk Berlin-Brandenburg 
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Berlin, 23. April 2007 
 
 
Der Vorstand 
 
 
 
 

 
 
 

Hans- Jörg Vetter   Serge Demolière   Dr. Johannes Evers 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 

Uwe Kruschinski  Hans Jürgen Kulartz  Martin K. Müller  Dr. Thomas Veit 
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

Wir haben den von der Landesbank Berlin AG, Berlin, aufgestellten Konzernabschluss 
- bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Aufstellung der erfassten Erträge und 
Aufwendungen, Kapitalflussrechnung und Anhang - sowie den Konzernlagebericht für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2006 geprüft. Die Aufstellung von 
Konzernabschluss und Konzernlagebericht nach den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, 
und den ergänzend nach § 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden handelsrechtlichen Vorschriften 
liegt in der Verantwortung des Vorstands der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Konzernabschluss 
und den Konzernlagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Konzernabschluss unter Beachtung der anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften und 
durch den Konzernlagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Konzerns sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben im 
Konzernabschluss und Konzernlagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den 
Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, der Abgrenzung des Konsolidierungskreises, 
der angewandten Bilanzierungs- und Konsolidierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen des Vorstands sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der Konzernabschluss den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzend nach 
§ 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung dieser Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns. Der Konzernlagebericht steht in Einklang 
mit dem Konzernabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Konzerns und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Berlin, den 24. April 2007 

PricewaterhouseCoopers 
Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

(Borgel) (Berninger) 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Das Geschäftsjahr 2006 im Überblick  

Unternehmensdarstellung 

Organisatorische und rechtliche Struktur 

 

Nach einer umfassenden gesellschaftsrechtlichen Umstrukturierung des Konzerns im Jahr 

2006 stellt sich die organisatorische und rechtliche Struktur wie folgt dar: 

 

 
 

 

- Die Landesbank Berlin Holding AG (Holding) ist die Muttergesellschaft. Sie ist eine bör-

sennotierte Aktiengesellschaft und eine Finanzholding-Gesellschaft im Sinne des Kredit-

wesengesetzes (KWG) mit Sitz in Berlin. Mehrheitsaktionär ist das Land Berlin mit einer 

Anteilsquote von 80,95 % . Die Konzentration auf die Holding-Funktion entstand, nach-

dem das Vermögen der Bankgesellschaft Berlin AG im Wege der Ausgliederung nahezu 

vollständig auf die Landesbank Berlin AG übertragen worden war. Die Ausgliederung 

wurde von der Hauptversammlung der damaligen Bankgesellschaft Berlin AG am 14. Juli 

2006 beschlossen und mit der Eintragung im Handelsregister am 29. August 2006 rück-

wirkend zum 1. Januar 2006 wirksam. Gleichzeitig wurde die Gesellschaft – ihrer neuen 

Funktion im Konzern entsprechend – in "Landesbank Berlin Holding AG“ umfirmiert. 

 

- Die Landesbank Berlin AG (LBB) ist ein 100 %-iges Tochterunternehmen der Holding. 

Sie ist eine nicht börsennotierte Aktiengesellschaft und ein Kreditinstitut im Sinne des 
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KWG. Die LBB ging aus der Landesbank Berlin – Girozentrale – hervor, nachdem diese 

gemäß Berliner Sparkassengesetz vom 28. Juni 2005 zum 1. Januar 2006 aus einer An-

stalt öffentlichen Rechts in eine Aktiengesellschaft umgewandelt worden war. Die LBB 

übernahm mit Beschluss ihrer Hauptversammlung vom 13. Juli 2006 nahezu das gesam-

te Vermögen der damaligen Bankgesellschaft Berlin AG. Damit wurden alle bankge-

schäftlichen Aktivitäten einschließlich der Berliner Sparkasse der vormals getrennten 

Kreditinstitute Bankgesellschaft Berlin AG und Landesbank Berlin AG in der LBB zu-

sammengeführt. 

 

- Die LBB hält auch die wichtigen strategischen Beteiligungen, insbesondere die Anteile an 

der Berlin-Hannoverschen Hypothekenbank AG (Berlin Hyp), an der BankenService 

GmbH (BankenService) und an der Landesbank Berlin Investment GmbH (LBB-INVEST). 

Sie unterhält ferner Niederlassungen in London und Luxemburg.  

 

Der Konzern ist wie folgt organisiert: 

 

- Die Holding hat grundsätzlich keine eigene Geschäftstätigkeit  und verfügt deshalb über 

keine eigenen Mitarbeiter. Ihr Hauptzweck ist das Halten der Beteiligung an der LBB. Die 

hierfür notwendigen Tätigkeiten und die Unterstützung der Organe der Holding werden 

im Wege der Geschäftsbesorgung von der LBB geleistet. 

 

- Die LBB ist in vier strategische Geschäftsfelder und die sie unterstützenden Corporate 

Center gegliedert. Die Geschäftsfelder bestehen aus dem Geschäft mit Privaten Kunden 

und Firmenkunden, dem Immobilienfinanzierungsgeschäft und dem Kapitalmarktge-

schäft. Zu den Einheiten der Corporate Center zählen z.B. Informationstechnologie, 

Controlling, Risikocontrolling, Revision und Finanzen. Das Geschäft mit Immobilienfinan-

zierungen der LBB und der Berlin Hyp wird, soweit rechtlich möglich, über das instituts-

übergreifende Geschäftsfeld gesteuert. Dementsprechend eng sind auch die jeweiligen 

Einheiten der beiden Unternehmen miteinander verbunden. 
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Zuständigkeiten der Vorstandsmitglieder zum Stichtag 31. Dezember 2006  

 

Der Vorstand der Landesbank Berlin Holding AG setzt sich zum 31. Dezember 2006 aus den 

Herren Hans-Jörg Vetter und Dr. Thomas Veit zusammen. Mit dem rechtlichen Wirksamwer-

den der Übertragung des nahezu gesamten Aktiv- und Passivvermögens von der Holding auf 

die LBB im Rahmen des Ausgliederungs- und Übernahmevertrages zum 29. August 2006 

entfällt die Notwendigkeit für einen Geschäftsverteilungsplan des Vorstandes. 

 

Alle operativen Aufgaben werden auf Grundlage eines Geschäftsbesorgungsvertrages von 

der LBB wahrgenommen. Die Zuständigkeiten der einzelnen Vorstandsmitglieder der LBB 

waren zum Stichtag 31. Dezember 2006: 

 

Hans-Jörg Vetter 
(Vorsitzender) 

Unternehmensentwicklung 

Personal 

Revision 

Recht 

 

Serge Demoliere 

Kapitalmarktgeschäft 

 

Uwe Kruschinski 

Kreditgeschäft 

Risikobetreuung 
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Martin K. Müller 

Risikocontrolling 

Controlling 

Compliance 

 

Dr. Thomas Veit 
Immobilienfinanzierungen 

Finanzen 

Organisation 

Informationstechnologie 

 

Dr. Johannes Evers 

Private Kunden 

 

Hans Jürgen Kulartz 

Firmenkunden 

 

Vergütungssystem von Vorstand und Aufsichtsrat 

 

Vorstand und Aufsichtsrat der börsennotierten Landesbank Berlin Holding AG (Holding) so-

wie ihrer 100 %igen Tochtergesellschaft Landesbank Berlin AG (LBB) sind weitgehend per-

sonenidentisch besetzt. Im Interesse der besseren Übersichtlichkeit erfolgt für beide Ge-

sellschaften eine zusammengefasste Darstellung in Form des Vergütungsberichtes nach 

dem Deutschen Corporate Governance Kodex.  

 

Dieser Vergütungsbericht fasst die Grundsätze zusammen, die bei der Festlegung der Ver-

gütung des Vorstands der Holding sowie der LBB angewendet werden, und er stellt Struktur 

und Höhe der Vorstandsbezüge dar. Daneben werden die Grundsätze und die Höhe der 

Vergütung der Aufsichtsräte und ihrer Ausschüsse beschrieben. 

 

Der Bericht berücksichtigt dabei für beide Gesellschaften die Empfehlungen des Deutschen 

Corporate Governance Kodex und er enthält die Angaben, die entsprechend dem deutschen 

Handelsrecht Bestandteil des Lageberichtes nach § 289 Abs. 2 Nr. 5 HGB und des Anhangs 

nach § 285 S. 1 Nr. 9 a Satz 5 bis 9 HGB sind. 

 

 



 

 258

 

1. Vergütung des Vorstands 

 

Für die Festlegung von Struktur und Höhe der Vergütung der Mitglieder des Vorstands ist bei 

der Holding wie auch bei der LBB jeweils der Bilanzprüfungs-, Personal- und Stra-

tegieausschuss des Aufsichtsrats (BPS-Ausschuss) zuständig. Der BPS-Ausschuss legt die 

Eckpunkte der Dienstverträge, insbesondere die Gehälter und die anderen Vergütungsbe-

standteile, für den Vorstand fest. Dabei wird die Vergütung auf Basis einer Analyse der in der 

eigenen Unternehmensgruppe und in vergleichbaren deutschen Kreditinstituten an die Mit-

glieder der Geschäftsleitung gezahlten Einkommen festgesetzt.  

 

Die einzelnen, sich aus dem Anstellungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten des 

Vorstands sind für alle Mitglieder des Vorstands durch mit der Landesbank Berlin AG beste-

hende Dienstverträge geregelt.  

 

Die den Vorstand der Obergesellschaft Landesbank Berlin Holding AG bildenden Herren 

Vetter und Dr. Veit sind zugleich Vorstandsmitglieder der LBB, auf die nahezu das gesamte 

Bankgeschäft der Holding, d. h. der damaligen Bankgesellschaft Berlin AG (BGB AG), über-

tragen worden ist. Im Zuge der Ausgliederung des Bankgeschäftes nach dem Ausgliede-

rungs- und Übernahmevertrag zwischen BGB AG und LBB vom 29. Mai 2006 sind sämtliche 

Vertragsbeziehungen, so auch die Vorstandsdienstverträge, auf die Landesbank Berlin AG 

übertragen worden. Unabhängig von ihrer organschaftlichen Bestellung als Vorstandsmit-

glieder der Holding bestehen demgemäß die Dienstverträge der Herren Vetter und Dr. Veit 

sowie die sie betreffenden Versorgungsvereinbarungen und vergleichbaren Verträge mit der 

LBB, für die sie überwiegend tätig sind.  
 

Die LBB zahlt auf dieser vertraglichen Grundlage sämtliche Vorstandsbezüge für die beiden 

im Doppelband tätigen Vorstandsmitglieder. Sie erhält dafür von der Holding einen am zeitli-

chen Aufwand orientierten, jährlich auf seine Angemessenheit zu überprüfenden Ausgleichs-

betrag in Höhe einer monatlichen Pauschale von 5.000,-- € je Vorstandsmitglied bzw.  

6.000,-- € für den Vorstandsvorsitzenden. Entsprechend wurden von der Holding im Jahre 

2006 ab der formalen Wirksamkeit der neuen Organstruktur 44 T€ als Aufwandsersatz er-

stattet. 

 

Hinsichtlich ihrer Bezüge sind in den Dienstverträgen der Mitglieder des Vorstands folgende 

Vergütungsbestandteile festgelegt: 
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• Festes Jahresgehalt:  

Das Festgehalt ist zahlbar in gleichen monatlichen Teilbeträgen. Entsprechend den dienst-

vertraglichen Vereinbarungen werden die festen Bezüge vom BPS-Ausschuss in Abständen 

von zwei Jahren auf ihre Angemessenheit in Bezug auf die Aufgaben des jeweiligen Vor-

standsmitglieds und seine Leistungen überprüft. Die letzte entsprechende Überprüfung wur-

de zum 1. April 2005 bzw. bei Herrn Dr. Veit zum 1. September 2006 vorgenommen.  

 

Die Vorstandsgehälter werden auf der Basis der Ertragslage des Konzerns fortentwickelt, 

wobei die allgemeinen Preis- und Tarifsteigerungen in der Bundesrepublik Deutschland in 

Betracht zu ziehen sind sowie ein Vergleich mit der Struktur der Vorstandsbezüge anderer 

Kreditinstitute herangezogen wird. Ein Rechtsanspruch auf Erhöhung der festen Bezüge be-

steht dabei nicht. 
 

• Jahressondervergütung:  

Die Mitglieder des Vorstands erhalten für ihre Tätigkeit im jeweils abgelaufenen Geschäfts-

jahr eine Jahressondervergütung (Tantieme), über die im Folgejahr Beschluss gefasst wird. 

Die Tantieme richtet sich in ihrer Höhe insbesondere nach den dienstlichen Leistungen der 

Vorstandsmitglieder sowie nach der Entwicklung der Ergebnisse der LBB und der Holding 

und ist nach Feststellung der Jahresabschlüsse beider Gesellschaften in einer Summe zahl-

bar. Für jedes Vorstandsmitglied ist hierbei die Zahlung eines bestimmten Mindestbetrages 

festgelegt. Der darüber hinausgehende Teil wird vom BPS-Ausschuss unter Berücksichti-

gung der vorstehend genannten Parameter, insbesondere auf der Grundlage einer individu-

ellen Leistungsbeurteilung, festgesetzt. 
 

Weitere Vergütungskomponenten mit langfristiger Anreizwirkung (Bezugsrechte, sonstige 

aktienbasierte Vergütungselemente o. ä.) bestehen für die Vorstandsmitglieder nicht.  
 

• Sonstige Vergütungen:  

Den Vorstandsmitgliedern stehen jeweils Dienstwagen mit Fahrer zur unbeschränkten Nut-

zung zur Verfügung. Dabei haben einige der Vorstandsmitglieder gemäß ihrem Dienstvertrag 

Anspruch auf die Übernahme der auf den durch die private Nutzung entstehenden geldwer-

ten Vorteil zu zahlenden Steuern durch den Arbeitgeber.  

 

Holding und LBB haben zugunsten ihrer Organmitglieder eine pauschale Vermö-

gensschaden-Haftpflicht-Gruppenversicherung (D & O-Versicherung) abgeschlossen. Diese 

deckt auch das persönliche Haftungsrisiko der Vorstände von Holding und LBB für den Fall 

ab, dass der betreffende Personenkreis bei Ausübung seiner Tätigkeit für Vermö-
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gensschäden in Anspruch genommen wird. Für die Vorstandsmitglieder ist dabei im Sinne 

des Corporate Governance Kodex ein Selbstbehalt in Höhe von drei Monatsfestgehältern 

vereinbart. Die Prämien für diese auch im Interesse der beiden Unternehmen liegenden Di-

rector & Officers-Versicherung trägt die Holding. 

 

Gemäß seinem Vorstandsdienstvertrag hat Herr Müller Anspruch auf die Zahlung der Bei-

träge für eine der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung entsprechenden Versiche-

rung durch den Arbeitgeber bis zur Hälfte des gesetzlichen Höchstsatzes. 

 

• Gesamtvergütung:  

Die Mitglieder des Vorstands haben im Geschäftsjahr 2006 eine Vergütung (einschließlich 

erfolgsabhängiger Bestandteile) von insgesamt 6.396 T€ bezogen. Hierin enthalten sind die 

für die Tätigkeit des Vorstands für das Geschäftsjahr 2006 garantierten Bestandteile der Jah-

ressondervergütung in Höhe von 2.331 T€, die in 2007 zur Auszahlung kommen, sowie die 

erfolgsabhängigen Bestandteile der Jahressondervergütung für das Geschäftsjahr 2005 in 

Höhe von 1.030 T€, die in 2006 gezahlt wurden.  

 

Leistungen von Dritten wurden einzelnen Vorstandsmitgliedern im Hinblick auf ihre Tätigkeit 

als Vorstandsmitglied nicht zugesagt oder im Geschäftsjahr gewährt. 
 

• Versorgungszusagen:  

Im Falle einer durch Unfall oder Krankheit verursachten Arbeitsunfähigkeit stehen den Vor-

standsmitgliedern für einen bestimmten Zeitraum die vollen Bezüge zu; den Herren Demoli-

ère, Vetter und Dr. Veit bis zu einem Jahr und den Herren Dr. Evers, Kulartz, Kruschinski 

sowie Müller bis zu zwei Jahren, längstens jedoch bis zur Beendigung des Anstellungsver-

hältnisses. 

 

Die Vorstandsmitglieder haben Anspruch auf Ruhegehalt nach Beendigung des Vertragsver-

hältnisses infolge Vollendung des 65. Lebensjahres, wegen Berufsunfähigkeit, durch Ablauf 

der Bestellung oder infolge Lösung des Vertragsverhältnisses durch die Bank, die nicht 

durch einen wichtigen Grund in der Person des Vorstands veranlasst ist (§ 626 BGB). Nach 

Vollendung des 60. Lebensjahres kann das Dienstverhältnis durch die Herren Demolière, 

Dr. Evers, Kruschinski, Dr. Veit und Vetter oder die Bank gekündigt werden. Herr Kulartz 

kann ab dem 62. Lebensjahr auf eigenen Wunsch in den Ruhestand treten. Die Vorstands-

mitglieder erhalten dann Ruhegehalt auch vor dem 65. Lebensjahr. 
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Während der ersten sechs Monate nach dem Ausscheiden aus den Diensten der Gesell-

schaft haben die Vorstandsmitglieder Anspruch auf ihre Dienstbezüge, vom siebten Monat 

an setzt die Zahlung des Ruhegehalts ein. Im Falle von Herrn Müller setzt die Zahlung des 

Ruhegehaltes im ersten Monat nach Ausscheiden aus den Diensten der Gesellschaft ein. 

 

Das Ruhegehalt bemisst sich abhängig vom Lebensalter nach einem bestimmten Prozent-

satz vom festen Jahresgehalt und erhöht sich um 2 % für jedes als Vorstandsmitglied ge-

leistete Dienstjahr, wobei für jedes Vorstandsmitglied vertraglich ein Höchstsatz vereinbart 

ist. Bemessungsgrundlage für das Ruhegehalt ist jeweils der ruhegehaltsfähige Anteil der 

Festbezüge, der 100 %, bei Herrn Demolière 67 % beträgt. 

 

Im Einzelnen: 
 

 Erworbener Versor-

gungsanspruch  
per 31.12.2006) 

(in %) 

Höchstsatz 
 

 

(in %) 

Herr Demolière  45 60 

Herr Dr. Evers 54 75 

Herr Kulartz 52 75 

Herr Kruschinski 56 70 

Herr Müller 38 70 

Herr Dr. Veit 48 60 

Herr Vetter  54 60 
   

 

Gemäß ihren Dienstverträgen haben die Vorstandsmitglieder Anspruch auf Anpassung ihrer 

laufenden Versorgungsleistungen. Diese richtet sich nach den prozentualen Entgeltentwick-

lungen der Tarifverträge für das private Bankgewerbe und die öffentlichen Banken bzw. nach 

den prozentualen Veränderungen des Vergütungstarifvertrages zum BAT für den Bereich der 

Kommunalen Arbeitgeberverbände.  

 

Für zwei Mitglieder des Vorstands ist dienstvertraglich das Ausscheiden im Rahmen eines 

Kontrollerwerbs geregelt. Gemäß dieser Change of Control-Klausel steht Herrn Vetter als 

Vorstandsvorsitzendem bis zum 31.10.2011 sowie Herrn Dr. Veit bis zum 31.08.2007 ein 

Sonderkündigungsrecht zu. Endet der Dienstvertrag infolge einer Sonderkündigung, haben 

beide Herren Anspruch auf die Zahlung der jeweils bis zum Ende der Vertragslaufzeit noch 

ausstehenden Bezüge. 
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Im Jahr 2006 wurden für Pensionszusagen und ähnliche Verpflichtungen gegenüber den Mit-

gliedern des Vorstands 1.697 T€ zurückgestellt. Der Teilwert der für den Vorstand gebildeten 

Pensionsrückstellungen (HGB) betrug zum Bilanzstichtag 8.763 T€.  

 

Mitglieder des Vorstands haben von der LBB insgesamt Vorschüsse oder Kredite erhalten 

bzw. es bestehen Haftungsverhältnisse im Volumen von 1.186 T€.  

 

Ferner wurden im vergangenen Geschäftsjahr Gesamtbezüge (Ruhegehälter, Hinterbliebe-

nenbezüge und Leistungen verwandter Art) an die ehemaligen Vorstandsmitglieder oder 

deren Hinterbliebene von insgesamt 6.456 T€ gezahlt. Der Teilwert der für diese Personen-

gruppe in 2006 gebildeten Rückstellungen für laufende Pensionen und Anwartschaften auf 

Pensionen beträgt 64.057 T€.  

 

Hierbei ist zu beachten, dass diese Vergütungen bzw. Rückstellungen neben denen der LBB 

jeweils auch die ehemaligen Vorstandsmitglieder der Holding betreffen. Dies beruht, wie o-

ben dargestellt, darauf, dass im Zuge der nahezu vollständigen Ausgliederung des Vermö-

gens der ehemaligen Bankgesellschaft Berlin AG auf die LBB auch alle Versorgungsver-

einbarungen und vergleichbaren Verträge auf die LBB übertragen wurden. Die entsprechen-

den Rückstellungen für laufende Pensionen und Anwartschaften auf Pensionen wurden e-

benfalls auf die LBB übertragen.  

 
 
2. Vergütung des Aufsichtsrats 

 

Die Vergütung des Aufsichtsrats ist in der Satzung geregelt, die bei Bedarf durch Beschluss 

der Hauptversammlung angepasst werden kann. Die Aufsichtsratsvergütung orientiert sich 

an der Größe, der wirtschaftlichen Lage und dem Erfolg des jeweiligen Unternehmens sowie 

an den besonderen Aufgaben und der Verantwortung der Aufsichtsratsmitglieder in der Um-

strukturierungsphase der Bank. 

 

Die für die Holding geltenden Vergütungsregeln sind in § 13 ihrer Satzung festgelegt. Da-

nach erhalten die Aufsichtsratsmitglieder der Landesbank Berlin Holding AG jährlich eine 

feste Vergütung sowie einen an den Erfolg des Unternehmens gekoppelten Vergütungsbe-

standteil. 

 

Die für die LBB gegenwärtig geltenden Vergütungsregeln für den Aufsichtsrat wurden erst-

mals im Rahmen der Feststellung der Gründungssatzung durch die Senatsverwaltung für 
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Wirtschaft, Arbeit und Frauen anlässlich der Gründung der Landesbank Berlin AG am 

25. November 2005 verabschiedet. Sie sind in § 11 ihrer Satzung enthalten. Danach erhalten 

die Aufsichtsratsmitglieder jährlich eine feste Vergütung. Eine gesonderte, an den Erfolg des 

Unternehmens gekoppelte Vergütung ist für den Aufsichtsrat der LBB nicht vorgesehen.  

 

Die Mitgliedschaft in den Ausschüssen sowie Vorsitz und stellvertretender Vorsitz im Auf-

sichtsrat und in seinen Ausschüssen werden bei der Holding wie auch bei der LBB zusätzlich 

vergütet.  

 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist wie folgt geregelt:  
 

• Feste Jahresvergütung:  

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten bei der Holding eine feste Jahresvergütung von 

15.000,-- € bzw. bei der LBB in Höhe von 10.500,-- €.  

 

• Erfolgsabhängige Jahresvergütung:  

Die Aufsichtsratsmitglieder der Holding erhalten neben der festen Jahresvergütung eine er-

folgsabhängige Vergütung von 550,-- € je halbes Prozent Dividende, soweit die Dividende 

4 % auf das Grundkapital übersteigt. 

 

Der Vorsitzende erhält bei beiden Gesellschaften jeweils das Doppelte, der Stellvertreter das 

1,5fache der jeweiligen Beträge. 

 

• Ausschussvergütung:  

Die Mitglieder des Bilanzprüfungs-, Personal- und Strategieausschusses sowie die Mitglieder 

des Kreditausschusses des Aufsichtsrats erhalten jeweils zusätzlich eine feste Vergütung. 

Diese beträgt bei der Holding jährlich 10.000,-- €, die Vorsitzenden erhalten jeweils das 

1,5fache, die Stellvertreter jeweils das 1,25fache dieser Bezüge. Bei der LBB betragen diese 

Bezüge jährlich 6.000,-- €, die Vorsitzenden dieser Ausschüsse erhalten hier jeweils 

8.000,-- €, die Stellvertreter jeweils 7.000,-- €.  

 

Ein gesondertes Sitzungsgeld erhalten die Mitglieder beider Aufsichtsräte nicht.  

 

Für die Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat oder einem seiner Ausschüsse nicht 

während des gesamten Geschäftsjahres angehört haben, wird die Vergütung entsprechend 

ihrer Amtszeit taggenau abgerechnet. 
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Wie oben dargestellt, haben Holding und LBB zugunsten ihrer Aufsichtsratsmitglieder eine 

angemessene Vermögensschaden-Haftpflicht-Gruppenversicherung abgeschlossen (D & O-

Versicherung). Für die Aufsichtsratsmitglieder ist dabei im Sinne des Corporate Governance 

Kodex jeweils ein Selbstbehalt in Höhe ihrer halben Jahresfestvergütung vereinbart. Die Prä-

mien für diese auch im Interesse der beiden Unternehmen liegenden Director & Officers-

Versicherung trägt die Holding. 

 

Die Mitglieder beider Aufsichtsratsgremien erhalten die Vergütung für ihre im jeweiligen Ge-

schäftsjahr ausgeübte Tätigkeit jeweils nach Ablauf dieses Geschäftsjahres, und zwar übli-

cherweise nach den Hautversammlungen der Gesellschaften. Dementsprechend wird die 

Jahresvergütung für 2006 an die Aufsichtsratsmitglieder der Holding bzw. der LBB nach dem 

jeweiligen Beschluss der Hauptversammlung beider Gesellschaften über die Gewinn-

verwendung und über die Entlastung des Aufsichtsrats gezahlt werden.  

 

• Aufsichtsrat Holding: Insgesamt sind an die Mitglieder des Aufsichtsrats der Landesbank 

Berlin Holding AG sowie seiner Ausschüsse für 2006 Gesamtbezüge von 420.542,-- € zu 

zahlen (ohne Umsatzsteuer). 

 

• Aufsichtsrat LBB: Insgesamt sind an die Mitglieder des Aufsichtsrats der Landesbank Ber-

lin AG sowie seiner Ausschüsse für 2006 Gesamtbezüge von 224.862,-- € zu zahlen (ohne 

Umsatzsteuer). 

 

Außer den Gewerkschaftsvertretern sind alle Arbeitnehmervertreter des Aufsichtsrats der 

Holding Angestellte der LBB. Die bei der LBB angestellten Arbeitnehmervertreter der beiden 

Aufsichtsräte erhalten neben der Aufsichtsratsvergütung ihre Bezüge als Mitarbeiter. Im Jahr 

2006 erhielten diese für ihre Tätigkeit oder für ihre ehemalige Konzernzugehörigkeit von der 

LBB oder einer ihrer Konzerngesellschaften insgesamt einen Betrag (inklusive Mitar-

beitergehältern, Ruhestandsgehältern und Pensionen) in Höhe von 861 T€. 

 

Mitglieder des Aufsichtsrats haben von der Bank insgesamt Vorschüsse oder Kredite erhal-

ten bzw. es bestehen Haftungsverhältnisse im Volumen von 120 T€. 

 

Vergütungen oder Vorteile für persönlich erbrachte Leistungen, insbesondere Beratungs- 

und Vermittlungsleistungen, wurden an die Mitglieder des Aufsichtsrats von der LBB nicht 

gezahlt bzw. gewährt. 
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Angaben gemäß § 289 Abs. 4 HGB 

 

Das gezeichnete Kapital der Landesbank Berlin Holding AG beträgt 2.555 Mio. €  und ist 

eingeteilt in 999.327.870 Stückaktien. Die Aktien lauten auf den Inhaber und gewähren je-

weils eine Stimme. 

 

Hinsichtlich der Beteiligungen am Kapital verweisen wir auf den Abschnitt „Organisatorische 

und rechtliche Struktur“. 

 

Für die Ernennung und Abberufung des Vorstandes gelten die gesetzlichen Bestimmungen 

des § 84 AktG. Für die Änderung der Satzung gelten die gesetzlichen Vorschriften der 

§§ 179 ff. AktG. 

 

Die Hauptversammlung vom 14. Juli 2006 hat die Landesbank Berlin Holding AG ermächtigt, 

bis zum 30. September 2007 zum Zwecke des Wertpapierhandels eigene Aktien gemäß 

§ 71 Abs. 1 Nr. 7 AktG zu erwerben. Die Erwerbspreise dürfen den durchschnittlichen 

Schlusskurs der Aktien an den jeweils zehn vorangegangenen Börsentagen nicht um mehr 

als 10 % über- bzw. unterschreiten. Der Handelsbestand der zu diesem Zweck erworbenen 

Aktien darf 5 % des Grundkapitals am Ende eines jeden Tages nicht übersteigen. Daneben 

besteht gemäß Beschluss der Hauptversammlung vom 14. Juli 2006 bis zum 30. Septem-

ber 2007 die Möglichkeit des Erwerbs eigener Aktien zu anderen Zwecken als dem Handel in 

eignen Aktien gemäß § 71 AktG. Davon wurde im Berichtsjahr kein Gebrauch gemacht. 

 

Bezüglich wesentlicher Vereinbarungen der Gesellschaft zum Kontrollwechsel verweisen wir 

auf den Abschnitt „Vergütungssystem vom Vorstand und Aufsichtsrat“. 

 

Allgemeiner Verlauf im Überblick  

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen  

 

Konjunkturell gewann die Entwicklung in Deutschland 2006 an Schwung. Im Produzierenden 

Gewerbe verbesserte sich die Lageeinschätzung im Jahresverlauf kontinuierlich. Die Ver-

langsamung des Wachstums der US-Wirtschaft wirkte sich noch nicht auf die deutsche Kon-

junktur aus. Vielmehr bedingte eine rege Auslandsnachfrage mittelbar einen Anstieg der 

Ausrüstungsinvestitionen im Inland. Die überdurchschnittliche Kapazitätsauslastung schlug 
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sich mit Beginn des Frühjahrs 2006 auf den Arbeitsmarkt nieder. Es konnte ein Beschäfti-

gungszuwachs an sozialversicherungspflichtigen Stellen beobachtet werden. 

 

Für zusätzlichen Auftrieb sorgten Vorzieheffekte mit Blick auf den höheren Mehrwertsteuer-

satz ab 2007. Auf Seiten der Verbraucher war ein signifikanter Anstieg in den Anschaffungs-

plänen zu beobachten, der allerdings aufgrund nahezu unveränderter Einkommenserwartun-

gen bestenfalls Nachfragespitzen hervorgerufen haben dürfte. Auf diese hatten sich das  

Verarbeitende Gewerbe und die Bauwirtschaft bereits frühzeitig eingestellt. 

 

Nach fünf Jahren der Stagnation und des Rückgangs verzeichnete die Berliner Wirtschaft 

2006 erstmals wieder eine Steigerung der Wirtschaftsleistung. Das Bruttoinlandsprodukt Ber-

lins stieg im ersten Halbjahr 2006 gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum um 

0,8 % an. 

 

Vor allem die Exporte Berlins nahmen aufgrund der starken Expansion der Weltwirtschaft im 

vergangenen Jahr deutlich zu. Weitere Impulse für die Konjunktur kamen darüber hinaus von 

der Binnennachfrage. Die Arbeitslosenquote in Berlin ging innerhalb eines Jahres um 1,5 

Prozentpunkte zurück.  

 

Die verbesserten gesamtwirtschaftlichen Bedingungen und das wirtschaftliche Wachstum  

Berlins wirkten sich positiv auf den Geschäftsverlauf in den Geschäftssegmenten aus. Aller-

dings schmolz das Zinsgefälle zwischen langfristigem Kapital- und kurzfristigem Geldmarkt 

im Jahresverlauf vollständig ab, so dass positiven Einflüssen auf Geschäftsvolumina und 

Risikovorsorge negative Rückwirkungen auf den Zinsüberschuss gegenüberstanden. Bei 

anhaltendem Wettbewerbs- und Margendruck konnte die Holding im Geschäftsjahr 2006 die 

Erwartungen insgesamt übertreffen, wozu insbesondere der Erfolg aus der Veräußerung der 

Berliner Bank beigetragen hat. 

 

Zu der Entwicklung des Personalbestandes verweisen wir auf die Darstellung im Anhang. 

 

Restrukturierung und Neuausrichtung 

 

EU-Beihilfeverfahren  

 

Mit ihrer Entscheidung vom 18. Februar 2004 hatte die Europäische Kommission die bean-

tragten Restrukturierungsbeihilfen für den Konzern der damaligen Bankgesellschaft Berlin 
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AG in vollem Umfang genehmigt. Im Gegenzug musste die Bundesregierung verschiedene 

Zusagen hinsichtlich der Restrukturierung und Ausrichtung des Konzerns abgeben. 

 

Zu Beginn des Berichtsjahres waren noch folgende Bedingungen der Beihilfegenehmigung 

umzusetzen: 

 

- Abschluss der Veräußerung oder Liquidation der Beteiligungen an den Immobiliendienst-

leistungsgesellschaften bis zum 31. Dezember 2005. Diese Zusage wurde mit dem ding-

lichen Übergang der Beteiligungen an das Land Berlin am 30. Juni 2006 wirtschaftlich 

rückwirkend zum 1. Januar 2006 abgeschlossen. Der entsprechende Vertrag wurde En-

de 2005 geschlossen. Die Bewertungen, welche dem im Jahre 2005 vereinbarten Kauf-

preis zugrunde liegen, werden derzeit vertragsgemäß überprüft und gegebenenfalls an-

gepasst. 

 

- Verkauf der Niederlassung Berliner Bank der LBB bis zum 1. Februar 2007. Am 31. De-

zember 2006 ging das Geschäft der Berliner Bank auf die Deutsche Bank Privatkun-

den AG über. Damit wurde auch diese Zusage termingerecht umgesetzt. 

 

- Veräußerung der Anteile des Landes Berlin an der Holding, ehemals Bankgesellschaft 

Berlin AG, bis zum 31. Dezember 2007. Auch um die Veräußerung in geeigneter Weise 

vornehmen zu können, wurde die Landesbank Berlin – Girozentrale – zum 1. Janu-

ar 2006 in eine Aktiengesellschaft umgewandelt. Ferner wurde nahezu das gesamte 

Vermögen der Holding auf die LBB übertragen. Diese Maßnahmen dienten der Vorberei-

tung der Gesamtbankprivatisierung im Sinne der Zusage an die EU-Kommission. Eine 

ausführliche Darstellung der Maßnahmen zur Vereinfachung der Konzernstruktur enthält 

der Abschnitt „Eine Bank“. 

 

Die Holding steht hinsichtlich der Umsetzung der Zusagen in laufendem Kontakt mit den zu-

ständigen nationalen und europäischen Behörden und berichtet regelmäßig über die erziel-

ten Fortschritte an die Europäische Kommission. 

 

Verkauf Berliner Bank  

 

Die LBB schloss am 20. Juni 2006 einen Vertrag über den Verkauf der Berliner Bank an die 

Deutsche Bank AG („Signing“). Um den Geschäftsübergang zu ermöglichen, wurde zum 

1. Oktober 2006 das Geschäft der Niederlassung Berliner Bank in die Berli-

ner Bank AG & Co. KG eingebracht und verselbständigt. Sie verfügt über eine uneinge-
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schränkte Bankerlaubnis gemäß § 32 KWG und ist Mitglied in der Einlagensicherung des 

Bundesverbandes deutscher Banken. Zu diesem Zweck gingen die im Einbringungsvertrag 

vereinbarten Kundenbeziehungen, Vermögensgegenstände und Mitarbeiter, welche der Nie-

derlassung Berliner Bank der LBB zugeordnet waren, auf das neue Kreditinstitut über. Mit 

Ablauf des 31. Dezember 2006 übernahm die Deutsche Bank AG die Anteile an der Berliner 

Bank von der LBB („Closing“). Damit ist der Vorgang der Herauslösung, Veräußerung und 

Übertragung der Berliner Bank weitgehend abgeschlossen. Im Rahmen einer vertraglich 

vereinbarten Closing-Bilanzerstellung wird derzeit der endgültige Kaufpreis ermittelt. Im Sal-

do übriger betrieblicher Aufwendungen und Erträge wird ein Veräußerungsgewinn von 

452 Mio. € ausgewiesen. Der wirtschaftliche Erfolg aus dem Verkauf liegt bei 425 Mio. €. 

Dabei sind ergebnisneutrale Transaktionskosten in Höhe von 13 Mio. € sowie erforderliche 

Kaufpreisanpassungen, Rückstellungsbildungen für Risiken aus dem Kaufvertrag und nach-

laufende Kosten sowie Sonderbonifikationen berücksichtigt. 

 

„Eine Bank“ 

 

Anfang 2004 wurde das Projekt „Eine Bank“ initiiert. Sein Hauptziel war die Vereinfachung 

der Konzernstruktur. Dies wiederum sollte zu mehr Transparenz, einer verbesserten Steuer-

barkeit und zum Abbau wirtschaftlicher Nachteile führen. Dem Titel des Projektes entspre-

chend sollten dazu die beiden noch selbständigen Kreditinstitute Bankgesellschaft Berlin AG 

und Landesbank Berlin – Girozentrale – zu einer Bank zusammengeführt werden. Ziel war 

es, die im Jahre 1818 gegründete Berliner Sparkasse fortzuführen. Das Vorhaben sollte 

auch die Ausgangsbasis für die von der Europäischen Kommission geforderte Privatisierung 

der Gesamtbank verbessern. Demnach muss das Land Berlin seine Anteile an der Holding in 

einem offenen, transparenten und diskriminierungsfreien Verfahren bis spätestens 

31. Dezember 2007 veräußern. 

 

Diese Ziele wurden mit Abschluss des Berichtsjahres vollständig erreicht. Das Projekt wurde 

in vier Schritten umgesetzt und erfolgreich abgeschlossen: 

 

- Mit dem Berliner Sparkassengesetz vom 28. Juni 2005 hatte das Berliner Abgeordneten-

haus die rechtliche Grundlage für das Vorhaben geschaffen. Auf dieser Grundlage konn-

te die Landesbank Berlin – Girozentrale – zum 1. Januar 2006 in eine Aktiengesellschaft 

umgewandelt und mit der Trägerschaft für die Berliner Sparkasse beliehen werden. Die-

se wiederum wurde als teilrechtsfähige Anstalt öffentlichen Rechts organisiert. Sie erfüllt 

einen öffentlichen Auftrag im Dienste des Gemeinwohls für Berlin. 
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- Zum 1. Januar 2006 gründete die damalige Bankgesellschaft Berlin AG im Wege der 

rechtsformwechselnden Umwandlung auf der Grundlage des Berliner Sparkassengeset-

zes in entsprechender Anwendung der aktienrechtlichen Regelungen die Landesbank 

Berlin AG. 

 

- Am 13. und 14. Juli 2006 beschlossen die Hauptversammlungen der beiden Gesellschaf-

ten, im Wege der Ausgliederung, das Vermögen der damaligen Bankgesellschaft Berlin 

AG mit wirtschaftlicher Wirkung zum 1. Januar 2006 nahezu vollständig auf die Landes-

bank Berlin AG zu übertragen. Grundlage dafür war der Ausgliederungs- und Übernah-

mevertrag vom 29. Mai 2006. Die Beschlüsse wurden wirksam mit ihrer Eintragung im 

Handelsregister am 29. August 2006. Gleichzeitig wurde die Satzung der Bankgesell-

schaft Berlin AG an ihre neue Funktion angepasst. Seit erfolgter Ausgliederung nimmt die 

Bankgesellschaft Berlin AG als Konzernobergesellschaft im Wesentlichen die Funktion 

einer Finanzholding wahr, die Bankgeschäfte nicht mehr selbst durchführt und kein Kre-

ditinstitut mehr ist. Folgerichtig änderte die Gesellschaft ihre Firma in „Landesbank Berlin 

Holding AG“. Zwischen der Holding und ihrer 100 %-igen Tochter, LBB besteht ein Er-

gebnisabführungsvertrag sowie eine steuerliche Organschaft. Schließlich schlossen die 

beiden Gesellschaften einen Geschäftsbesorgungsvertrag, weil die Holding über keine 

eigenen Mitarbeiter verfügt. Der Aufsichtsrat der Holding war von diesen Maßnahmen 

nicht betroffen. Der Vorstand der Holding wurde auf zwei Mitglieder verkleinert. 

 

- Im September 2006 erfolgte als Abschluss des Projekts „Eine Bank“ die weitere Verein-

heitlichung der Informationstechnologie durch die Fusion der vormals technischen eigen-

ständigen Institute Bankgesellschaft Berlin AG, Landesbank Berlin AG und Berliner 

Sparkasse. Die Fusion verlief trotz hoher Risiken im Rahmen der Gesamtbankstrategie 

plangemäß und störungsfrei. 

 

Am 19. Dezember 2006 erklärte der Vorstand der Holding gegenüber der BaFin, auf die 

Rechte der Gesellschaft aus ihrer Bankerlaubnis nach § 32 KWG zu verzichten. Die Erlaub-

nis zum Betreiben von Bankgeschäften wurde deshalb durch die BaFin zum 31. Dezem-

ber 2006 aufgehoben. Mit dem zugehörigen Abschlussbericht der Bank an die BaFin wurde 

das Projekt „Eine Bank“ auch formal beendet. 

 

Weitere Maßnahmen  

 

Nachdem 2005 die Sanierungs- und Restrukturierungsphase offiziell beendet wurde, wurden 

dennoch Maßnahmen zur Senkung der Verwaltungskosten und Verbesserung der Ergebnis-
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struktur konsequent weitergeführt. Nachfolgend werden diese Schritte entlang der Ge-

schäftsfelder erläutert. 

 

Im Geschäftsfeld Private Kunden wurde ein Ertragssteigerungsprogramm in den Mittelpunkt 

gestellt, das auf der im Vorjahr erreichten Prozesseffizienz aufbauen konnte. Zum einen 

wurden die Systeme zur Unterstützung der Kundenansprache und Beratung weiterentwi-

ckelt. Zum anderen wurde das Qualitätsverständnis offensiv kommuniziert. Dadurch stieg die 

Vertriebskraft bei gleichzeitiger Erhöhung der Kundenorientierung. Neue Produkte und Part-

nerschaften in den wachstumsstarken Geschäften optimiert das Angebot an die Kunden und 

trugen dazu bei, die führende Marktstellung zu sichern. 

 

Im Geschäftsfeld Firmenkunden wurden die Maßnahmen einer wertorientierten Vertriebs-

steuerung in den einzelnen Kundensegmenten und Vertriebskanälen im Jahr 2006 weiter-

entwickelt. Das Geschäftsjahr war vor allem durch den Ausbau der im Vorjahr eingeführten 

BusinessLine geprägt. Die Zertifizierung der BusinessLine durch den TÜV Rheinland im Sep-

tember 2006 unterstreicht die hohe Qualität der Prozesse und Serviceleistungen, die den 

gesamten Beratungsbedarf in diesem Segment abdeckten. Weitere Maßnahmen zur Opti-

mierung einer Vielzahl von Prozessen und die konsequente systematische Hinterlegung in 

den IT-Systemen wurden vorangetrieben. 

 

In der Immobilienfinanzierung wurden im Jahr 2006 weit über den Erwartungen liegende 

Vertriebsergebnisse erzielt, mit denen die Bank sich in der Spitzengruppe der Immobilienfi-

nanzierer im Inland etablierte. Strategiekonform lag der Schwerpunkt bei Investorenfinanzie-

rungen in Berlin und den Ballungsräumen der alten Bundesländer. Daneben wurden weiter 

erfreuliche Fortschritte in der Bereinigung des Bestandsportfolios erzielt.  

 

Im Kapitalmarktgeschäft wurde insbesondere das kundenorientierte Geschäft intensiviert und 

durch organisatorische und technische Verbesserungen unterstützt. 



 

 271

 

Geschäftsverlauf 2006  

 

Durch die Ausgliederung des operativen Geschäftes in die LBB im Rahmen der Umsetzung 

des Projektes „Eine Bank“ ist der unmittelbare Vergleich mit den Vorjahreszahlen nur wenig 

aussagekräftig. Wir haben daher nachfolgend, wie auch in der Gewinn- und Verlustrech-

nung, der Bilanz und im Anhang, gemäß § 265 Abs. 2 HGB ermittelte Vergleichszahlen für 

2005 dargestellt. Die Vergleichszahlen unterstellen eine Übertragung der Geschäfte und der 

aus ihnen resultierenden Erfolge bereits in 2005. Veränderungen zum Vorjahr beziehen sich, 

soweit nicht im Einzelfall besonders angegeben, jeweils auf diese Vergleichszahlen. 

 

Ertragslage  

 

Im Geschäftsjahr 2006 wurde eine deutliche Verbesserung des Betriebsergebnisses der Hol-

ding erzielt. Die stark erhöhte Gewinnabführung der LBB ermöglicht die Tilgung des bisher 

noch bestehenden Verlustvortrages, die Stärkung der Rücklage und die Zahlung einer Divi-

dende. 

 

Ergebnis der Landesbank Berlin Holding AG  

Ergebnis 2005 2005
in Mio. € Ist (Vergleichszahl)

Mio. € %
Zinsüberschuss 476 679 118 358 >100
Provisionsüberschuss 0 1 0 0 x
Nettoergebnis aus Finanzgeschäften 0 -13 0 0 x
Verwaltungsaufwendungen 2 399 2 0 0,00
   Personalaufwand 0 166 0 0 x
   Andere Verwaltungsaufwendungen 2 188 2 0 0,00
   Abschreibungen und Wertberichtigungen
   auf immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen

0 45 0 0 x

Saldo übriger betrieblicher Aufwendungen und
 Erträge

60 129 7 53 >100

Betriebsergebnis vor Risikovorsorge 534 397 123 411 >100
Risikovorsorge 0 204 0 0 x
  Risikovorsorge im Kreditgeschäft (netto) 0 -33 0 0 x
  Ergebnis aus Wertpapieren der
  Liquiditätsreserve

0 237 0 0 x

Betriebsergebnis 534 193 123 411 >100
Ergebnis aus Finanzanlagen 3 -49 0 3 x
Saldo der übrigen Positionen -13 -30 -9 -4 44,44
Ergebnis vor Steuern 524 114 114 410 >100
Ertragsteuern 84 10 10 74 >100
Ergebnis nach Steuern 440 104 104 336 >100

2006 Veränderung
2006 – 2005 

(Vergleichszahl)
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Im Zinsüberschuss, der mit 476 Mio. € deutlich über dem Vorjahresniveau von 118 Mio. € 

lag, ist ganz überwiegend die Gewinnabführung der LBB ausgewiesen. 4 Mio. € hiervon 

betreffen einen Ertrag aus dem Vorjahr.  

 

Im Saldo übriger betrieblicher Aufwendungen und Erträge sind im Wesentlichen Erträge 

aus Steuerrückzahlungen und aus der Auflösung von Rückstellungen enthalten. 

 

Im Saldo der übrigen Positionen (-13 Mio. €) sind ausschließlich Verlustübernahmen von 

Tochtergesellschaften enthalten. 

 

Vermögenslage 

 

Die Bilanzsumme der Landesbank Berlin Holding AG lag am 31. Dezember 2006 mit 

2.997 Mio. € um 478 Mio. € über dem Niveau des Vorjahres. Hiervon entfällt wie im Vorjahr 

der überwiegende Teil auf die Anteile an der LBB. 

 

Aktiva 
 
Aktiva 
in Mio. € 

2006 2005
Ist

2005 
(Vergleichs- 

zahl) 

Veränderung  
2006 – 2005 

(Vergleichszahl) 

     Mio. € % 

Forderungen an Kreditinstitute 470 28.050 1 469 x

Forderungen an Kunden 0 4.535 0 0 x

Schuldverschreibungen 0 26.689 0 0 x

Aktien 0 2.719 0 0 x

Beteiligungen / Anteile an verbundenen Unternehmen 2.408 1.977 2.408 0 0,0

Sachanlagen 0 75 0 0 x

Übrige Aktiva 119 4.690 110 9 8,2

Summe Aktiva 2.997 68.835 2.519 478 19,0

 

Die Forderungen an Kreditinstitute bestehen ganz überwiegend aus dem Gewinnanspruch 

gegenüber der LBB. 

 

Unter den Beteiligungen / Anteilen an verbundenen Unternehmen ist die Landesbank 

Berlin AG mit 2.407 Mio. € enthalten. 
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Passiva 
 
Passiva  
in Mio. € 

2006 2005
Ist

2005 
(Vergleichs- 

zahl) 

Veränderung  
2006 – 2005 

(Vergleichszahl) 

     Mio. € % 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 10 54.751 0 10 x

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 0 2.249 0 0 0,0

Verbriefte Verbindlichkeiten 0 3.978 0 0 0,0

Rückstellungen 176 1.187 168 8 4,8

Nachrangige Verbindlichkeiten 0 1.794 0 0 0,0

Eigenkapital 2.784 2.345 2.345 439 18,8

 davon:     

 - gezeichnetes Kapital 2.555 2.555 2.555 0 0,0

 - Rücklagen / Bilanzgewinn 1 229 -210 -210 440 >100

Übrige Passiva 27 2.531 6 21 >100

Summe Passiva 2.997 68.835 2.519 478 19,0
1 Einschließlich Bilanzgewinn in Höhe von 153 Mio. € (Vorjahr Bilanzverlust 210 Mio. €) 

 

Von den Rückstellungen entfällt der größte Teil auf Steuerrückstellungen.  

 

Nachtragsbericht  
 

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres  

 

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres haben sich 

nicht ergeben. 
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Schlusserklärung zum Abhängigkeitsbericht gemäß § 312 AktG  

 

Gemäß § 312 Aktiengesetz (AktG) hat der Vorstand der Landesbank Berlin Holding AG ei-

nen Bericht über die geschäftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen für das Ge-

schäftsjahr 2006 abgegeben. Die Schlusserklärung dieses Berichts lautet: 

 

„Der Vorstand der Landesbank Berlin Holding AG erklärt hiermit, dass die Unternehmen des 

Konzerns Landesbank Berlin Holding AG bei allen Rechtsgeschäften und sonstigen Maß-

nahmen mit dem Land Berlin und den mit diesem verbundenen Unternehmen eine nach den 

im jeweiligen Zeitpunkt der Rechtsgeschäfte oder Maßnahmen bekannten Umständen an-

gemessene Gegenleistung erhalten haben und durch die getroffenen Maßnahmen nicht be-

nachteiligt wurden.“ 
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Risikobericht 

 

Seit erfolgter Ausgliederung nimmt die Landesbank Berlin Holding AG, ehemals Bankgesell-

schaft Berlin AG, als Konzernobergesellschaft im Wesentlichen die Funktion einer Finanz-

holding wahr, die Bankgeschäfte nicht mehr selbst durchführt und kein Kreditinstitut mehr ist. 

Zentrale Aufgabe ist das Halten der 100 %-igen Beteiligung an der Landesbank Berlin AG 

(LBB). Nahezu das gesamte Geschäft der Holding wurde im Geschäftsjahr auf die LBB über-

tragen, so dass auch deren Risiken in die LBB übergeleitet wurden.  

 

Die Aufgaben der Holding werden durch Geschäftsbesorgungsverträge von der LBB er-

bracht. Zwischen der Holding und der LBB besteht ein Ergebnisabführungsvertrag. 

 

Daraus resultiert die weitgehende Übereinstimmung der Risiken der Holding und der LBB. 

Ausführliche Darstellungen zur Umfirmierung und Geschäftsübertragung sind den Abschnit-

ten „Unternehmensdarstellung“ und „Restrukturierung und Neuausrichtung“ des Lageberich-

tes zu entnehmen. 

 

Grundsätze für das Risikomanagement und -controlling 

 

Die LBB geht Risiken auf Grundlage der vom Vorstand verabschiedeten und kommunizierten 

Risikostrategie ein. 

 

Die zuständigen Risikocontrolling-Einheiten haben als unabhängige Stellen die Aufgabe, die 

Risiken zu identifizieren, zu bewerten, die Risikosteuerung im Unternehmen zu unterstützen 

und das Management regelmäßig zu informieren. 

 

Im Risikohandbuch wird beschrieben, welche Risikoarten in der LBB vorhanden sind, wie 

das Risikomanagementsystem aufgebaut ist, wie die konzerneinheitlichen Risikomessme-

thoden beschaffen sind, aus welchen Bestandteilen das Risikofrüherkennungssystem be-

steht, welche Regelungen und Zuständigkeiten hinsichtlich des Risikomanagements sowie 

welche Berichtsstrukturen es gibt. 
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Gesamt-Risikosteuerung 

 

Die ganzheitliche Risikosteuerung der LBB erfolgt durch das mit allen Vorständen besetzte 

Risk Review Komitee (RRK). Das RRK nimmt im Einklang mit der geschäftspolitischen Aus-

richtung unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Risikotragfähigkeit und der aufsichts-

rechtlichen Regelungen eine Risikobegrenzung und Risikoallokation in den verschiedenen 

Unternehmen und organisatorischen Einheiten des Konzerns vor, beispielsweise durch Limi-

te oder Strukturvorgaben. Anhand des vorgelegten Konzernrisiko-Reports, in dem alle Risi-

koarten zusammengefasst dargestellt werden, diskutiert das RRK monatlich die Gesamt-

Risikolage und reagiert gegebenenfalls mit entsprechenden Entscheidungen. 

 

Inhaltlich werden in der LBB folgende Risikokategorien unterschieden: 

• Adressenausfallrisiken 

o Kreditrisiken 

o Länderrisiken 

o Kontrahentenrisiken  

o Anteilseignerrisiken 

• Liquiditätsrisiken 

• Marktpreisrisiken 

• Immobilienrisiken 

• Operationelle Risiken 

• Sonstige Risiken 

 

Im Verlauf des Berichtsjahres wurde das interne Risikotragfähigkeitskonzept methodisch 

abgeschlossen. Es beinhaltet ein System von Messverfahren und Limitierungen aller wesent-

lichen Risiken, das die Überschreitung eines vorgegebenen maximalen Vermögenswertver-

lusts bis auf eine geringe Restwahrscheinlichkeit ausschließt. Dabei sind nun für alle Risiko-

kategorien interne Risikomessmethoden implementiert worden. Aufbauend auf den erfassten 

einzelnen Risikoarten wird das Gesamtrisiko durch Aggregation der Einzelrisiken unter Be-

rücksichtigung von Diversifikationseffekten zwischen den Risikoarten ermittelt. Die Bewer-

tung der Gesamtrisikolage erfolgt durch Gegenüberstellung des zur Deckung der Risiken zur 

Verfügung stehenden Kapitals (Risikodeckungsmasse). Einbezogen sind Adressenausfallri-

siken inkl. Anteilseignerrisiken, Marktpreisrisiken, operationelle Risiken und Restrisiken. Seit 

März 2006 wird zusätzlich die Kategorie Immobilienrisiko einbezogen. Bei den Kreditrisiken 

wird seit Anfang 2006 das Risikokapital nach dem internen Kreditportfoliomodell (Credit-
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Value-at-Risk) ermittelt. Mit diesem risikoadäquateren Verfahren können auch Risikokon-

zentrationen besser erfasst werden. 

 

Um Risikobewertungen besser interpretieren zu können, wird das Gesamtbankrisiko nun-

mehr für unterschiedliche Konfidenzniveaus berechnet. Die Ergebnisse werden bestimmten 

Verlustszenarien (z.B. Verlust in Höhe des geplanten Jahresergebnisses, Unterschreiten der 

aufsichtsrechtlichen Gesamtkennziffer) gegenübergestellt.  

 

Um die Gesamtbanksteuerung weiter zu verbessern, wurde ein Risikokapital auf Gesamt-

ebene und für die Geschäftsfelder festgelegt. Das Risikokapital existiert zusätzlich zu den 

bereits bestehenden Limiten und fungiert als von den strategischen Zielen abgeleitete Beo-

bachtungsgrenze. So können bei Annäherung an diese Grenze bereits frühzeitig Gegen-

maßnahmen ergriffen werden. 

 

Zur Sicherstellung der Risikotragfähigkeit wurden ein Limitsystem und davon abgeleitete 

Eskalationsprozesse verabschiedet. Diese wurden 2006 auch auf die Geschäftsfelder aus-

geweitet. Sollte es zu einer Annäherung an eines der Limite kommen, das heißt in der Regel 

zu einer Risikoauslastung von mehr als 90 %, entscheidet das RRK über Maßnahmen, um 

Limitüberschreitungen zu verhindern. 

 

Auf LBB- und Konzernebene gab es im Berichtsjahr sowohl hinsichtlich der Inanspruchnah-

men als auch der gesetzten Limite jederzeit einen ausreichenden Freiraum. Auch die auf-

sichtsrechtlichen Anforderungen wurden stets mit deutlichem Freiraum eingehalten.  
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Die prozentualen Inanspruchnahmen je Risikoart, das Gesamtrisiko und der daraus resultie-

rende Freiraum stellen sich zum 31. Dezember 2006 im Konzern wie folgt dar:  

 

Inanspruchnahmen nach Risikoarten für die LBB zum 31. Dezember 2006 
 

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Kreditrisiko      14%
Anteilseignerrisiko       1%

Marktrisiko       4%
Operationelles Risiko       2%

Immobilienrisiko       2%
Korrelation      -6%

Gesamtrisiko      18%
Freiraum      82%

Risikodeckungsmasse     100%

per 12.2006

Inanspruchnahmen

 
Bei der Zusammenfassung zum Gesamtrisiko können Rundungsdifferenzen auftreten. 
 

Basel-II-Umsetzung 

 

Die Anforderungen der neuen Solvabilitätsverordnung, basierend auf den Rahmenbedingun-

gen des II. Basler Accords (Basel II), die ab dem 1. Januar 2007 in Kraft getreten sind, setz-

ten der Konzern und die LBB im Rahmen eines Projektes mit folgenden Zielen erfolgreich 

um: 

• Sicherstellung der Meldefähigkeit nach Basel II unter Berücksichtigung der relevanten 

Töchter und Beteiligungen 

• Eigenkapitalschonende Umsetzung der Baseler Anforderungen 

• Vorbereitung der nach Basel II erforderlichen Erweiterung der Risikosteuerung 

• Anpassung der betroffenen Kredit- und Meldewesenprozesse 

• Erfüllung der Offenlegungsanforderungen 

 

Umgesetzt wurde der auf internen Ratings beruhende IRB-Basisansatz zur Berechnung der 

Eigenkapitalanforderung für Kreditrisiken. Die Verwendung dieses Ansatzes reduziert die 

Eigenkapitalbelastung gegenüber dem Standardansatz. In der zweiten Hälfte des Jahres 

2006 erfolgte die Abnahmeprüfung durch die Bankenaufsicht. Als Resultat wurde dem Kon-

zern wie auch der LBB die Zulassung zur Nutzung der im Projekt umgesetzten Lösung zur 

Eigenkapitalberechnung ausgesprochen. Die technische Umsetzung erfolgte entsprechend 



 

 279

 

der IT-Strategie der LBB auf SAP-Basis. Dazu wurde die SAP-Basel-II-Lösung implemen-

tiert, die auf einer zentralen Datenhaltung basiert.  

 

Umsetzung der Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk) 

 

Die Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk) geben auf der Grundlage 

des § 25a Abs. 1 KWG einen Rahmen für die Ausgestaltung des Risikomanagements in 

Kreditinstituten vor. Die MaRisk ersetzen die Mindestanforderungen an das Betreiben von 

Handelsgeschäften (MaH), Mindestanforderungen an das Kreditgeschäft der Kreditinstitute 

(MaK) und die Mindestanforderungen an die Ausgestaltung der Internen Revision der Kredit-

institute (MaIR); die neuen Bestimmungen sind grundsätzlich zum 1. Januar 2007 zu erfül-

len. 

 

Das Projekt zur Umsetzung in der LBB und auch in den Teilunternehmen ist erfolgreich be-

endet worden. Die neuen Anforderungen der MaRisk etwa für operationelle Risiken oder für 

das Risikomanagementsystem auf Gesamtbankebene waren bereits größtenteils umgesetzt. 

Der bereits bestehende New Product Prozess bei Handelsgeschäften wurde auf Nicht-

Handelsgeschäfte erweitert. Handlungsbedarf bestand im Wesentlichen darin, die umfang-

reichen Dokumentationsanforderungen zu erfüllen und die Dokumentenstruktur und Inhalte 

entsprechend der MaRisk-Anforderungen anzupassen. Die entsprechende Überarbeitung 

der Risikostrategie und des Risikohandbuchs ist abgeschlossen.  

 

Adressenausfallrisiken 

 

Das Adressenausfallrisiko wird als das Risiko eines Verlusts oder entgangenen Gewinns 

aufgrund des Ausfalls eines Geschäftspartners definiert. Dabei werden die oben genannten 

Risikokategorien (siehe Gesamt-Risikosteuerung) unterschieden. Das Settlementrisiko, das 

heißt das Risiko, dass am Zahlungstermin trotz eigener Leistung keine Gegenleistung er-

folgt, wird als Unterart des Kontrahentenrisikos definiert. Emittentenrisiken werden als Teil 

des Adressenausfallrisikos betrachtet. 

 

Kreditrisiken 

 

Bei der Steuerung der Kreditrisiken ist es das übergeordnete Ziel, die Risikopotenziale der 

LBB zu messen, zu überwachen und unter Risiko-Rendite-Gesichtspunkten zu optimieren. 
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Dazu ist es notwendig, die Risiken des Neugeschäfts zu erkennen, abzuwägen und zu be-

grenzen, die Risiken des vorhandenen Portfolios zu identifizieren und zu messen sowie die 

Struktur des Kreditportfolios zu diversifizieren und damit die Risikopotenziale insgesamt zu 

steuern. 

 

Das Kreditrisikomanagement und -controlling in der LBB wurde weiter ausgebaut. Basis hier-

für ist die Kreditevidenzdatenbank, in der risikorelevante Daten aller Produkte von allen Teil-

banken und allen Kunden erfasst und konsolidiert werden. Darauf aufbauend werden in ei-

nem Limitmanagementsystem die Portfolios limitiert und gesteuert. 

 

Durch die kontinuierliche Verbesserung des regelmäßigen Kreditrisikoreportings haben wir 

die Transparenz über die Strukturen und die Entwicklungen in den Kreditportfolios weiter 

erhöht. Durch zahlreiche Aktivitäten zur systematischen und zielgerichteten Verbesserung 

der Datenqualität wurde die Aussagekraft des Reportings und die Genauigkeit der Portfolio-

steuerung weiter verbessert.  

 

Im Berichtsjahr wurde ein einheitliches Sicherheitenmanagementsystem – das System SMS 

der FinanzIT - in der LBB eingeführt. Dieses gewährleistet eine institutsweit konsistente Er-

fassung der Sicherheitenobjekte und Sicherheitenverträge. Damit werden Auswertungen zur 

Besicherung der Kreditengagements auf Portfoliobasis zeitnäher und effizienter möglich. 

 

Kreditrisikomessverfahren 

 

Die Gefahr des Ausfalls eines einzelnen Kreditnehmers wird anhand eines Bonitätsratings 

beurteilt. Im Rahmen der Kreditanalyse erfolgt die Ermittlung einer Ratingklasse für jeden 

Kreditnehmer. Den insgesamt 18 Ratingklassen ist jeweils eine Ausfallwahrscheinlichkeit 

zugeordnet. Dies gewährleistet die Vergleichbarkeit der Kreditnehmerbonitäten über Seg-

mente hinweg. Ebenso ist die Ratingklasse die Voraussetzung für die im Folgenden be-

schriebenen Verfahren zur Quantifizierung der Portfoliorisiken.  

 

In Zusammenarbeit mit dem Deutschen Sparkassen- und Giroverband (DSGV) und den an-

deren Landesbanken hat die LBB in den vergangenen Jahren Ratingsysteme entwickelt, 

welche die Ausfallrisiken der Kreditnehmer trennscharf quantifizieren. Durch laufendes Back-

testing und daraus resultierende Anpassungen wird die Vorhersagegüte der Ratingsysteme 

ständig verbessert. Für alle relevanten Kreditnehmersegmente werden mittlerweile moderne 

Ratingverfahren eingesetzt. Im Rahmen der in der Regel jährlichen Aktualisierung wurden 

nahezu alle Kreditnehmer mit einem der neuen Verfahren beurteilt.  
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Die Pflege und Weiterentwicklung der aufgeführten Verfahren erfolgt gemeinschaftlich im 

Rahmen der bewährten Kooperationen.  

 

Die Kreditvergaberichtlinien und die Kompetenzordnung basieren auf der Risikoklasse. Die-

se beinhaltet neben der ermittelten Ausfallwahrscheinlichkeit aus dem Rating auch die ge-

stellten Sicherheiten und gibt somit einen Überblick über das Verlustpotenzial eines Enga-

gements. Die Prozesse zur Neubewertung der Sicherheiten garantieren, dass die Werthal-

tigkeit der Sicherheiten regelmäßig überprüft wird.  

 

Statistisch validierte Aussagen zu den Verlustpotenzialen (den sogenannten Loss-Given-

Default-Quoten) basieren auf Schätzungen im Rahmen von Projekten mit anderen Landes-

banken. Im Berichtsjahr wurde insbesondere die Schätzung der Verlustquoten für das Re-

tailgeschäft in Zusammenarbeit mit dem DSGV weiterentwickelt. 

 

Kreditportfoliomodell 

 

Die quantitative Analyse der Kreditrisiken auf Basis statistischer Verfahren wird für Kredit-

portfolien auf Basis des selbstentwickelten Kreditportfoliomodells durchgeführt. Dieses Mo-

dell, das auf einer konzernspezifischen Adaption von Standardmodellen basiert, erlaubt die 

Aggregation der kreditnehmerbezogenen Kreditrisiken zu einer Risikokennzahl auf Portfolio-

ebene, dem sogenannten Credit-Value-at-Risk (CVaR). Diese Kennzahl wird täglich auf Ba-

sis des Konfidenzniveaus 99,9 % mit einer Haltedauer von einem Jahr für die wesentlichen 

Konzern-, Teilbank- und Geschäftsfeld-Portfolios ermittelt und fließt in den monatlichen Ge-

samtrisikoreport sowie die Risikotragfähigkeitsberechnungen ein. 

 

Aufgrund der zentralen Bedeutung für die Kreditrisikomessung wurde das Kreditportfoliomo-

dell auch im Berichtsjahr durch den Wirtschaftsprüfer einer vorgezogenen Prüfung unterzo-

gen. Dabei wurde die grundsätzliche Eignung des Modells, die Kreditrisiken sachgerecht zu 

quantifizieren, bestätigt. Die Bewertung resultiert in der Feststellung: „Die Bank setzt mit dem 

CreditVaR-Modell ein sehr modernes und effizientes Instrument zur Messung der Kreditrisi-

ken im Konzern ein. Die Vorkehrungen und Strukturen zur Erfassung des Adressenausfallri-

sikos auf Portfolioebene der Bank halten wir insgesamt für angemessen. Auf den bestehen-

den Verbesserungsbedarf haben wir hingewiesen. Die Integration dieses Instruments in den 

Steuerungsprozess der Konzernkreditrisiken muss weiter verfolgt werden.“ 
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Aufgrund der hohen Sensitivität des Kreditportfoliomodells bezüglich Risikokonzentrationen 

ist eine Steuerung des Neugeschäfts hin zu einer größeren Risikodiversifikation gewährleis-

tet.  

 

Portfoliosteuerung  

 

Auch im Berichtsjahr hat die LBB den Prozess der operativen Steuerung und Limitierung der 

Kreditrisiken weiterentwickelt.  
 

Das Neugeschäft und der Kreditbestand werden täglich durch Portfolio-Limite auf Basis des 

Kreditportfoliomodells begrenzt. Dazu existieren Limite für den erwarteten Verlust wie auch 

den unerwarteten Verlust zu verschiedenen Konfidenzniveaus der Portfolien der Geschäfts-

felder wie auch der Teilbanken und des Konzerns. Zusätzlich werden Länder- und Transfer-

risiken über volumenbasierte Länderlimite beschränkt. Die Limithöhen werden unter Berück-

sichtigung volkswirtschaftlicher Einflüsse und der tatsächlichen Entwicklung des Kreditportfo-

lios vom Vorstand auf Empfehlung des Kreditrisikokomitees beschlossen.  

 

Neben dieser Limitierung erfolgt ein regelmäßiges Reporting der Kreditvolumen nach Bran-

chen / Bonitäten. Dieses ermöglicht die strategische Steuerung der Portfolien.  

 

Eine gesonderte Votierungseinheit des Risikocontrollings, die für Kreditengagements, für die 

der Gesamtvorstand zuständig ist, ein zusätzliches Votum abgibt, prüft die Portfolioverträg-

lichkeit von Großengagements.  
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Struktur des Kreditportfolios der LBB  

 

Kreditvolumen1 nach Risikoklassen2 in Mrd. € per Jahresende 2006 

Kreditvolumen nach Risikoklassen 2006
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Kreditinanspruchnahmen nach Regionen3 in Mrd. € per Jahresende 2006 
 

Kreditinanspruchnahmen nach Regionen 2006
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1 Kreditvolumen: Kreditinanspruchnahme zuzüglich nicht ausgenutzter Limite, die Kunden extern zugesagt wurden. 
2 Die Risikoklasse wurde ermittelt aus Bonitätsklasse unter Berücksichtigung werthaltiger Sicherheiten. Die in den Vorjahren 

verwendete Aufteilung in Risikoklassen (A bis F) wurden durch die Risikoklassen 1 – 18 ersetzt. 
3 Die Zuordnung erfolgt aufgrund der Länderschlüssel und der Adresse des Kreditnehmers. 
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Länderrisiken  

 

Das Auslandsgeschäft der Landesbank Berlin spielt außerhalb des Kapitalmarktgeschäfts 

nur eine untergeordnete Rolle. Der überwiegende Anteil befindet sich in Ländern mit den 

besten Länderratings. Zur Steuerung wurden eine Zielregion (Europa, Nordamerika sowie 

GUS), eine Nichtzielregion und Sonderfälle (beispielsweise für einzelne Handelsgeschäfte) 

definiert. 

 
Länderrisiko LBB4 

 
Beträge in Mio. EUR

42.519,5 4,5
davon GUS 1.074,4 4,2

313,3 1,3
2.069,6 0,1

Erwarteter 
Verlust

Zielregion

Nicht-Zielregion
Sonderfälle

Land Kredit-
volumen

 
 

Adressenausfallrisiken aus Handelsgeschäften 

 

Die Adressenausfallrisiken des Handelsgeschäfts werden limitiert und laufend überwacht. 

Hierbei wird unterschieden zwischen Kontrahenten-, Emittenten- und Kreditrisiken. 

 

Durch einen täglichen Report stehen dem Handel Informationen über Limite, Inanspruch-

nahmen und frei verfügbare Limite zur Verfügung. Im Rahmen eines automatisierten Pre-

Deal-Limit-Checks werden geplante Geschäfte vor Abschluss den Limiten gegenübergestellt.  

 

Kontrahenten- und Settlementrisiken werden kontinuierlich auf Ebene der einzelnen Kredit-

nehmer sowohl für den Konzern als auch für die Teilinstitute überwacht und täglich an den 

Vorstand berichtet.  

 

Die Kreditrisiken des Handels werden über Vereinbarungen zum Close-Out-Netting redu-

ziert. Diese ermöglichen es uns, im Falle einer Kreditverschlechterung des Kontrahenten, in 

jedem Fall jedoch bei Insolvenz, Forderungen und Verbindlichkeiten gegeneinander aufzu-

rechnen. Zusätzlich werden weitere risikomindernde Maßnahmen wie der Austausch von 

Collaterals und der Abschluss von Kreditderivaten durchgeführt. 
                                                 
4 Kreditexposure: Kreditinanspruchnahme zuzüglich nicht ausgenutzter Limite, die Kunden extern zugesagt wurden. 
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Die LBB handelt überwiegend mit Adressen guter und sehr guter Bonität. Für Emittentenrisi-

ken des Handels, die strengen Kriterien unterliegen und eine Laufzeit von weniger als 90 

Tage aufweisen, kann der Kreditprozess MaRisk-konform vereinfacht werden. Für diese Po-

sitionen wird kein Rating erstellt. Sie werden in der folgenden Graphik unter der Kategorie 

„Rest“ mit ausgewiesen. 

 

Adressenausfallrisiken aus Handelsgeschäften - LBB 2006

5,6%
94,4%

Rest

1 (AAAA)    14,0%

1 (AAA)    15,0%

1 (AA+ bis AA)    29,6%

1 (AA-bis A-)    35,7%

 
 

Angaben zu den Derivatevolumina sind im Anhang zu finden. 

 

Bildung der Kreditrisikovorsorge 

 

Gefährdete Engagements fallen prinzipiell in die Bearbeitungszuständigkeit und Verantwor-

tung der Risikobetreuungsbereiche, bei denen auch die Kompetenz für Einzelwertberichti-

gungen liegt. Oberhalb definierter Betragsgrenzen ist die Zustimmung von einzelnen Vor-

standsmitgliedern oder des Gesamtvorstands erforderlich.  

 

In einem Report an den Vorstand wird auf monatlicher Basis sowohl über die unterjährig ge-

bildete Risikovorsorge als auch über die erwartete weitere Entwicklung berichtet. Die Höhe 

der Einzelwertberichtigungsvorschläge beruht auf fest definierten Kriterien, die unter ande-

rem von der Art der Sicherheit beziehungsweise vom Status des Engagements (Sanierung 

oder Abwicklung) abhängen.  
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Auch für Engagements, die keine Einzelwertberichtigung erhalten, wird im Sinne einer Port-

foliobetrachtung der Kreditrisikovorsorgebedarf ermittelt. Bei dessen Berechnung gehen die 

Ergebnisse der oben beschriebenen Weiterentwicklungen des Keditrisikomessverfahrens 

(z.B. Rating, Ausfallwahrscheinlichkeit, Loss-Given-Default-Quote) ein. Der Portfoliowertbe-

richtigungsbedarf nach IAS / IFRS resultiert aus diesen Berechnungen und wird quartalswei-

se festgelegt.  

 

Anteilseignerrisiken 

 

Die Anteilseignerrisiken sind in die internen Risikotragfähigkeitsberechnungen integriert. Bei 

der Ermittlung des Risikokapitals für Beteiligungen werden neben den Buchwerten auch Aus-

fallwahrscheinlichkeiten, Haftungsverhältnisse und gegebenenfalls Liquidationszeiträume 

sowie Experteneinschätzungen berücksichtigt. Hierdurch wird sichergestellt, dass Risiken, 

die mit der Eigenkapitalvergabe verbunden sind, möglichst vollständig abgebildet werden.  

 

Die Beteiligungen des Konzerns sind grundsätzlich den Geschäftsfeldern zugeordnet. Eine 

Ausnahme bilden lediglich bestimmte Unternehmen, die in erster Linie zentrale Dienstleis-

tungen erbringen und deshalb zentral verantwortet werden. 

 

Das für das jeweilige Geschäftsfeld steuerungsverantwortliche Management legt sowohl die 

operativen als auch strategischen Ziele der Beteiligungen als Voraussetzung für eine daraus 

abzuleitende operative Planung und Steuerung fest. Die Beteiligungen sind Bestandteil der 

Risikostrategie des Geschäftsfelds, dem sie zugeordnet sind.  

 

Der Vorstand wird monatlich über die Risikolage informiert.  

 

Das Projekt „Reduzierung des Beteiligungsportfolios“ wurde im Berichtsjahr erfolgreich ab-

geschlossen. Einzelne Beteiligungen werden im Rahmen der Wahrnehmung der Steue-

rungsverantwortung das Portfolio noch verlassen. 

 

Veränderungen im  wirtschaftlichen Umfeld der Beteiligungen werden regelmäßig durch ein 

Benchmarking mit externen Branchenratings festgestellt und analysiert. 

 

Im Berichtsjahr wurde die Kategorie Immobilienrisiken eingeführt. Die Risiken aus Grund-

stücksgesellschaften, die im Vorjahr unter Anteilseignerrisiken ausgewiesen wurden, er-

scheinen in der neuen Kategorie. Darüber hinaus werden einige Gesellschaften nun nicht 

mehr dem Anteilseignerrisiko zugeordnet, sondern es erfolgt eine detailliertere, risikoarten-
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bezogene Betrachtung und entsprechend der Ausweis unter Markt-, Immobilien- oder Adres-

senausfallrisiko. Insgesamt hat sich die Risikokennziffer bei den Anteilseignerrisiken gegen-

über dem Vorjahr im Konzern um 60 % reduziert.  

 

Eine Auflistung des wesentlichen Anteilsbesitzes findet sich als Anlage zum Anhang.  

 

Liquiditätsrisiken  

 

Das Liquiditätsrisiko ist die Gefahr, dass die Bank zu irgendeinem Zeitpunkt nicht in der Lage 

sein könnte, ihren ordnungsgemäßen Zahlungsverpflichtungen fristgerecht und im vollen 

Umfang zu entsprechen (Zahlungsfähigkeit). Wir unterteilen es in das Beschaffungs- und das 

Fristenrisiko. 

 

Das Beschaffungsrisiko stellt das Risiko dar, kurzfristigen, fälligen offenen Zahlungsverpflich-

tungen in den nächsten 30 Tagen bei einem versperrten Zugang zum unbesicherten Geld-

markt im Krisenfall nicht mehr nachkommen zu können. 

 

Das Fristenrisiko beinhaltet die Gefahr, fällige, ursprünglich mittel- und längerfristige Refi-

nanzierungsmittel, denen keine entsprechende Aktivfälligkeit gegenüber steht, aufgrund von 

Bonitätsproblemen oder aus marktbedingten Gründen nur noch kurzfristig prolongieren zu 

können. 

 

In der LBB  wird das Liquiditätsrisiko nach § 11 Kreditwesengesetz (KWG) und dem internen 

Liquiditätsrisikomessverfahren überwacht. 

 

Die Liquiditätskennziffern für die Teilinstitute betrugen per 31. Dezember 2006:  

 

Teilinstitut Liquiditätskennziffer 

gemäß Grundsatz II 

Landesbank Berlin 1,88 
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Messung und Limitierung von Liquiditätsrisiken 

 

Zusätzlich wird für die LBB ein deutlich über den Grundsatz II hinausgehendes Liquiditätsri-

siko-Controlling durchgeführt, das den bankinternen Rahmen für die Messung und Limitie-

rung von Liquiditätsrisiken bildet und den Bedürfnissen des Konzerns angepasst ist. Somit 

gilt das nachfolgend beschriebene Verfahren insbesondere auch für die LBB. 

 

Grundlage für alle Liquiditätsrisiko-Betrachtungen durch das Risikocontrolling ist die Kapital-

ablaufbilanz, die das Cashflow-Profil der Bank abbildet. Bestandteil der Kapitalablaufbilanz 

sind Annahmen über die Prolongation von Aktivfälligkeiten sowie die Aussteuerung von kon-

zerninternen Zahlungen, um die tatsächliche Liquiditätswirksamkeit jedes Cashflows korrekt 

darzustellen. Hiervon ausgehend werden im kurzfristigen Bereich mit einer Laufzeit von bis 

zu 30 Tagen die täglich zu deckenden Refinanzierungssalden ermittelt. Diese werden durch 

das Risikocontrolling daraufhin überwacht, dass auch unter restriktiven Annahmen die jeder-

zeitige Liquidität des Konzerns gewährleistet ist. Die Annahmen unterstellen dabei in unter-

schiedlicher Ausprägung den Abfluss kurzfristiger Einlagen, die Ziehung zugesagter Kreditli-

nien und Abschläge bei der Verwertung von Wertpapierbeständen zum Zweck der Liquidi-

tätsgenerierung. Die hierbei getroffenen Annahmen gehen zum Teil von deutlich höheren 

Liquiditätsbelastungen aus als sie durch den Grundsatz II angenommen werden und sind 

somit im Hinblick auf die Beurteilung der Liquiditätssituation deutlich konservativer. Zudem 

wird in allen Szenarien einheitlich unterstellt, dass der Zugang zu unbesicherten Refinanzie-

rungsquellen nicht mehr zur Verfügung steht und die Refinanzierung für jeden Tag im be-

trachteten Zeitraum ausschließlich über die freien Wertpapierbestände zu sichern ist. Hierbei 

wird die potenzielle Liquidierbarkeit jedes Wertpapiers im Hinblick auf Verwertungszeiträume 

und Verwertungskosten berücksichtigt.  

 

An diese Risikobetrachtung schließt sich im Laufzeitbereich von 31 bis 360 Tagen die Limi-

tierung der Refinanzierungssalden in diesen Fälligkeiten an. Hierzu werden die Cashflows in 

verschiedene, teilweise überlappende Laufzeitbänder eingeteilt. Dadurch wird in einem un-

terstellten Krisenfall, in dem der Zugang zur mittel- und längerfristigen unbesicherten Geld-

marktrefinanzierung beeinträchtigt ist, der zusätzliche Bedarf an kurzfristigen Refinanzie-

rungsmitteln begrenzt. Die Obergrenzen der Limite basieren auf der für den gesamten Zeit-

raum verfügbaren Wertpapierliquiditätsreserve. Neben dieser Begrenzung durch die unver-

brauchte Liquiditätsreserve werden die Salden auch nominell limitiert.  
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Eine Darstellung der Liquiditätsrisikosituation, der aktuellen Risikoausnutzungen und des 

kurzfristigen Refinanzierungsbedarfs wird dem Vorstand im zweiwöchentlichen Turnus im 

Rahmen der Sitzungen des Dispositionsausschusses zur Verfügung gestellt. 

 

Das Reporting beinhaltet die Überwachung von Vorwarnstufen, bei deren Erreichen definier-

te Eskalationsmaßnahmen greifen. 

 

Die Auslastung der Limite war 2006 sowohl für das Beschaffungs- als auch für das Fristenri-

siko zum Jahresende und auch im Jahresverlauf unbedenklich. 

 

Marktpreisrisiken 

 

Der Konzern geht Marktpreisrisiken in Form von Zins-, Währungs- und Aktienrisiken sowie 

sonstigen Preisrisiken in den Geschäftsfeldern des Kapitalmarktgeschäfts (Handel) sowie im 

Zinsmanagement (Bankbuch) ein. 

 

Handels- und Bankbuchaktivitäten 

 

Die Handelsaktivitäten sind in die schriftlich fixierten Einzelstrategien der jeweiligen Ge-

schäftsfelder des Kapitalmarktgeschäfts eingebunden. Sowohl für Handels- als auch Bank-

buchaktivitäten wird auf Basis des Risikotragfähigkeitskonzeptes und der Jahresplanung der 

strategische Rahmen in konkrete Jahresziele [Capital-at-Risk5 (CAR)-Limite] transformiert 

und vom Vorstand verabschiedet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
5 Capital-at-Risk bezeichnet das 10-tägige Value-at-Risk auf einem Konfidenzniveau von 99 % 
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Capital-at-Risk-Limite und –Inanspruchnahmen 2006 

in Mio. €

Einheit
Durchschnitt 

2006
Minimum 

2006
Maximum 

2006
Limit per 
31.12.2006

Trading 5,46 0,47 23,00 40,00
Client Business 1,65 0,03 9,34 25,00
Treasury 13,39 3,97 29,56 60,00
Internationales Geschäft 0,81 0,08 2,93 5,00
Kapitalmarktgeschäft LBB 17,64 4,25 39,46

Bankbuch Landesbank 28,73 10,60 43,60 250,00

LBB (gesamt) 40,28 12,03 76,64 325,00

Aktienrisiko 5,87 0,13 24,60
Währungsrisiko 2,50 0,04 11,08
Zinsrisiko 37,63 9,72 73,04
Credit Spread Risiko 15,17 2,55 37,95
LBB (gesamt) 40,28 12,03 76,64

Capital-at-Risk LBB AG 2006

 
 

Aufgrund von Diversikationseffekten errechnen sich die Gesamt-Werte nicht als Summe aus 

den Einzelaktivitäten. 

 

Im Jahresverlauf 2006 ergaben sich die folgenden Auslastungen für die Handelsbereiche 

(Kapitalmarktgeschäft) und das Bankbuch: 
 

Marktpreisrisiko der LBB in Mio. € 
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Steuerung der Marktpreisrisiken 

 

Die Risikosteuerung für die Handelsaktivitäten erfolgt durch die Front-Office-Bereiche auf der 

Grundlage der CAR-Limite / -Auslastungen und der Gewinn- und Verlust (P&L)-Analysen pro 

Geschäftsfeld und pro Handelstisch beziehungsweise Händler. Sie wird ergänzt durch Ta-

ges- und Jahresverlustlimite und weitere, je nach Geschäftsfeld unterschiedliche, auf den 

jeweiligen Geschäftstypus zugeschnittene Front-Office-Verfahren (z. B. Szenario-Matrix-, 

Shift-Sensitivitäten-, Basis-Point-Value-, Duration-Limite oder Vega-Limite). Die Ergebnisse 

der täglichen CAR-, und Gewinn- und Verlustanalysen werden dem für das Risiko-

Controlling sowie dem für das Kapitalmarktgeschäft zuständigen Vorstandsmitglied zur 

Kenntnis gebracht.  

 

Die Risiko- und Ertragsüberwachung für die Bankbücher erfolgt ebenfalls täglich auf Basis 

der Verfahren, die zur Kontrolle der Handelsgeschäfte eingesetzt werden. Ökonomische Er-

tragseffekte (Substanzwertveränderungen) werden analysiert, was die Steuerung unter Bar-

wert- und Laufzeitgesichtspunkten ermöglicht. Darüber hinaus werden Analysen hinsichtlich 

des laufenden Ertrags - insbesondere des Zinsüberschusses, erstellt - wodurch die Steue-

rung der Gewinn- und Verlustrechnung weiter fundiert wird. 14-tägig berät und entscheidet 

der Dispositionsausschuss des Vorstands über eine geschäftspolitische Neubewertung und 

gegebenenfalls Neuausrichtung des eingegangenen Zinsänderungs- und Kursrisikos. 

 

Kontrolle der Marktpreisrisiken 

 

Im Dezember 2004 wurden die internen Verfahren (Full-use-Modell inklusive besonderer 

Kursrisiken und Währungsrisiken) zur Marktpreisrisikoüberwachung aufsichtsrechtlich aner-

kannt. Seitdem werden die Risiken aus den Handelsbuchaktivitäten der Landesbank Ber-

lin AG auf Basis dieses internen Modells gemeldet. Die Eigenkapitalbindung wurde dadurch 

erheblich reduziert. Eingebettet in die Überwachung der Marktpreisrisiken ist ein System von 

risiko- und verlustbegrenzenden Limitierungen und damit zusammenhängenden Verfah-

rensregelungen. Regelmäßig und bei Bedarf tritt das Allgemeine Produkt Komitee zusam-

men, um Risiken und organisatorische Auswirkungen aus neuen Geschäftstypen zu beurtei-

len und die erforderlichen Schritte bis zu deren Einführung zu überwachen. Die endgültige 

Genehmigung eines neuen Produkts erfolgt durch den Vorstand auf einvernehmlichen Vor-

schlag des Allgemeinen Produkt Komitees. Vergleichbare Verfahren gelten für Aktivitäten auf 

neuen Märkten. 
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Methodik der Risikomessung bei Marktpreisrisiken  

 

Methodisch basieren die angewendeten Verfahren zur Risikomessung (CAR-Auslastung) auf 

einem analytischen Delta-Gamma-Ansatz unter Einbeziehung von Volatilitätsrisiken auf Ba-

sis einer Haltedauer von zehn Tagen und einem Konfidenzniveau von 99 %. Spreadrisiken 

des zinstragenden Geschäfts werden durch Berücksichtigung von Government-, Pfandbrief- 

und Swapkurven explizit gemessen. Individuelle Kursrisiken werden bei zinsbezogenen Pro-

dukten über implizite Ausfallintensitäten berechnet. Bei aktienkursbezogenen Produkten er-

folgt die Aufteilung in einen aktienindexbezogenen und einen individuellen Teil. Dieses Ver-

fahren versetzt die LBB in die Lage, auch Sonderbewegungen außerhalb des Markttrends 

einzelner Titel im Risikomodell abschätzen zu können. Optionsrisiken werden in Form von 

Gamma- und Vega-Risiken integrativ erfasst.  

 

Die Korrelationen der circa 1.900 Risikofaktoren werden je Geschäftsfeld und für den Ge-

samtbankausweis vollständig berücksichtigt. Über die genannten Regelungen hinaus wird 

der Risikogehalt der Positionen mittels Stresstests in einer Vielzahl unterschiedlicher Szena-

rien (historische, feste sowie exposurebezogene Szenarien) täglich untersucht und monatlich 

auf Vorstandsebene diskutiert.  

 

Die Prognosegüte der Modelle wird mittels Clean Backtesting (Überprüfung der eintägigen 

Wertänderungen eines konstant gehaltenen Portfolios im Anschluss) ermittelt. Seit dem Jahr 

2002 wurden bei Backtestüberprüfungen in allen Bereichen Ergebnisse erzielt, die eine hohe 

Prognosegüte bestätigen.  

 

Mit der Aktualisierung der Risiko- und Ergebnisberechnung für die Handelsgeschäfte im    

15-Minuten-Rhythmus geht das ARMADA-System deutlich über die MaRisk hinaus und er-

möglicht auch im Tagesverlauf eine effektive Überwachung der Handelsaktivitäten.  

 

Reporting der Marktpreisrisiken 

 

Die LBB hat ein umfassendes und differenziertes Risikoreporting bei Marktpreisrisiken einge-

richtet: 

• Intraday Monitoring der Risiken und Erträge der Handelsbereiche (alle 15 Minuten) 

• Täglicher Bericht gemäß MaRisk an die zuständigen Fach-Vorstandsmitglieder 

• 14-tägiger Aktiv-Passiv-Report für die Beratungen im Dispositionsausschuss 

• Monatlicher Bericht gemäß MaRisk an den Konzernvorstand mit Erläuterung der Entwick-

lung im Monatsverlauf 
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Die in der LBB eingesetzten Risikokontrollverfahren haben sich in allen Marktsituationen des 

Berichtsjahres bewährt. Risiken werden zeitnah erkannt, berichtet und von den Entschei-

dungsträgern gesteuert.  

 

Immobilienrisiken 

 

Das Portfolio der konzerneigenen Immobilien besteht aus Objekten, die im Anlagevermögen 

der Konzernbanken bilanziert werden oder sich in konzerneigenen Grundstücksgesellschaf-

ten befinden.  

 

Die Risiken werden regelmäßig überwacht und nach dem Value-at-Risk-Verfahren gemes-

sen. Das Exposure (aktuelle Buchwerte, Impairment- bzw. Gutachtenwerte der Objekte) wird 

einzelnen standort- und nutzungsbezogenen Immobilienindizes zugeordnet, deren Volatiliät 

auf Basis der Preisentwicklung der vergangenen 15 Jahre berechnet wird. Bei der Aggrega-

tion der Risiken werden auch Korrelationen zwischen den Immobilienindizes berücksichtigt. 

Ein Reporting erfolgt vierteljährlich.  

 

Operationelle Risiken  

 

Entsprechend der Rahmenvereinbarungen des Baseler Ausschusses für Bankenaufsicht 

sind operationelle Risiken in der LBB definiert als die Gefahr von Verlusten, die infolge der 

Unangemessenheit oder des Versagens von internen Verfahren, Menschen und Systemen 

oder von externen Ereignissen eintreten. Diese Definition schließt Rechtsrisiken ein, beinhal-

tet aber nicht strategische Risiken und Reputationsrisiken. 

 

Gemäß der Risikostrategie des Konzerns obliegt das Risikomanagement den Unterneh-

mensbereichen als Teil ihrer Ergebnisverantwortung. Diese dezentrale Steuerungsverant-

wortung umfasst die Steuerung von akzeptierten operationellen Risiken und die Eingrenzung 

und / oder den Transfer nicht akzeptierter operationeller Risiken durch Initiierung und Um-

setzung von Gegenmaßnahmen. Die zentrale Controllingfunktion obliegt dem Bereich Cont-

rolling, der für die Einführung und Festlegung des Risikomanagementprozesses, von ge-

schäftsfeldübergreifenden Regelwerken und Strategien, von qualitativen und quantitativen 

Messmethoden, für die Bereitstellung steuerungsrelevanter Informationen sowie für die Da-
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tenevidenz verantwortlich ist. Darüber hinaus ist der Bereich Controlling an der Konzeption 

von Versicherungsmodellen zum Risikotransfer beteiligt. 

 

Die LBB wird die regulatorische Eigenkapitalunterlegung zukünftig nach dem Standardansatz 

vornehmen und entwickelt interne Verfahren zur Berechnung der operationellen Risiken lau-

fend weiter. Die aufsichtsrechtliche Anerkennung ist zu einem späteren Zeitpunkt geplant. 

Die qualitativen Anforderungen in Bezug auf das Management  und das Controlling der ope-

rationellen Risiken im Zusammenhang mit der Umsetzung der nationalen Anforderungen 

(SolvV) werden erfüllt. 

 

Interne Verfahren 

 

Durch etablierte Verfahren ist eine einheitliche Aufbau- und Ablauforganisation des Risiko-

managements und eines Risikofrüherkennungssystems für operationelle Risiken sicherge-

stellt. Mittels der Einbindung der verantwortlichen zentralen Kernkompetenzbereiche (z.B. 

Personal, Organisation, Informationstechnologie und Recht) einerseits sowie der Geschäfts-

felder und Tochtergesellschaften andererseits wird die einheitliche Funktionsfähigkeit des 

Risikomanagementsystems in den Geschäftsbereichen und den Teilunternehmen gewähr-

leistet.  

 

Wesentliche Instrumente des Risikomanagements sind die Risikoinventur (OpRisk-Inventur), 

das Frühwarnsystem und die systematische Sammlung interner und externer Schadensfälle. 

Bei der OpRisk-Inventur schätzen alle Geschäftsfelder und die Teilunternehmen ihre Risiko-

situation anhand von Szenarien und unter Berücksichtigung von Risikoindikatoren sowohl 

qualitativ in Form von Noten als auch quantitativ in Form einer monetären Bewertung selbst 

ein. Damit erhält die Bank Aufschluss über die mögliche Entwicklung der operationellen Risi-

ken und wird auf kritische Risikosituationen hingewiesen. 

 

Die in der Bank durchgeführten organisatorischen und technischen Maßnahmen haben 2006 

zu verminderten Risikoeinschätzungen bei der OpRisk-Inventur geführt. 

 

Im Berichtszeitraum wurde das Frühwarnsystem weiterentwickelt. Dazu gehören unter ande-

rem die detailliertere Analyse und Bewertung von wesentlichen Auslagerungen (Outsourcing) 

des Konzerns entsprechend der aktuellen aufsichtsrechtlichen Entwicklungen sowie ein Ra-

tingsystem für die qualitative Bewertung von Geschäftsprozessen. Das Geschäftsprozess-

Rating befindet sich aktuell in ausgewählten Bereichen in der Testphase. 

 



 

 295

 

In Ergänzung der seit mehreren Jahren durchgeführten internen Schadensfallsammlung hat 

sich der Konzern an einem Projekt der Gesellschaft des Bundesverbandes öffentlicher Ban-

ken Deutschlands, VÖB e.V. (VÖB-Service GmbH) zum Aufbau eines externen Datenkon-

sortiums beteiligt. Im Jahr 2006 wurde das Datenkonsortium gegründet und der Datenaus-

tausch begonnen. Dies ermöglicht ein Benchmarking und eine Plausibilisierung der internen 

Daten, die Weiterentwicklung von Szenarien und statistischer Auswertungen.  

 

Personalrisiken 

 

Nach Abschluss der Restrukturierung konzentrierte sich der Konzern auf die Stärkung der 

Zukunftsfähigkeit in einem sich weiter wandelnden Markt. 

 

Mit der Kommunikationsoffensive „Aufbruch 2006“ wurden die individuellen Ziele der unter-

schiedlichen Einheiten im Dialog zwischen den Führungskräften und ihren Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern durch verbindliche Vereinbarungen konkretisiert und insgesamt miteinander 

abgestimmt. 

 

Diese bildeten die Grundlage für zahlreiche bereichsinterne und –übergreifende Projekte, die 

in der Regel Produktivitätssteigerungen oder effizientere Prozesse zum Ziel hatten. Die 

durchgeführten Maßnahmen setzten Schwerpunkte bei den Schulungen im Verkaufsprozess 

der Retailbereiche sowie bei Expertenqualifzierungen in Spezialbereichen.  

 

Bei den Kundengeschäftsfeldern stand die hohe Qualität der Prozesse und Serviceleistun-

gen im Fokus. In Kernteams wurden einheitliche Service- und Beratungsversprechen defi-

niert und kommuniziert. Zu den Maßnahmen dieser Qualitätsoffensive gehörten auch um-

fangreiche Vertriebstrainings, die Telefoncoaching und Führungskräfte-Workshops einbezo-

gen. 

 

Im Rahmen der Neuausrichtung der Bank haben unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein 

Leitbild entwickelt, das Führung, Zusammenarbeit und Kommunikation in klaren Leitsätzen 

verbindlich definiert. Daraus abgeleitet wurde zur Sicherung der Führungsqualität und zur 

Weiterentwicklung der Führungsstandards das Instrument des Führungsfeedbacks in allen 

Bereichen des Konzerns verpflichtend eingeführt. Es komplettiert die bestehenden Personal-

instrumente und sichert die Stabilität und Innovationsfähigkeit der personellen Ressourcen 

des Konzerns.  
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Mit diesen Aktivitäten konnten Personalrisiken, die die Handlungsfähigkeit der Bank signifi-

kant beeinflussen würden, minimiert werden. 

 

Systemrisiken 

 

Die gesetzten Restrukturierungsziele und die Erfüllung gesetzlicher Anforderungen wurden 

für die Holding erreicht. 

 

Im September 2006 erfolgte als Abschluss des Projekts „Eine Bank“ die technische Fusion 

der Institute Bankgesellschaft Berlin AG, Landesbank Berlin AG und Berliner Sparkasse. 

 

Sonstige Maßnahmen aus der konzernweiten Informationstechnologie-Strategie wurden ver-

feinert und umgesetzt. Im Berichtsjahr wurden die Systeme der Finanzbuchhaltung auf 

SAP/R3 umgestellt und ein zentrales System für das Sicherheiten-Management eingeführt. 

Damit trug die Bank der Notwendigkeit eines homogenen und stabilen Systemumfelds Rech-

nung. 

 

Die technische Lösung zur Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen an die IFRS-

Rechnungslegung für Forderungen und Verbindlichkeiten wurde zum 1. Januar 2006 in Be-

trieb genommen. Darüber hinaus wurden umfangreiche technische und organisatorische 

Maßnahmen umgesetzt, um die Qualität der Datenbelieferung der IAS-SAP-Lösung aus den 

operativen Systemen sicherzustellen und die monatliche Erstellung der Bilanzkennzahlen 

nach HGB und IFRS zu ermöglichen. 

 

Die LBB hat ferner das Notfallmanagement für die Retailsysteme modernisiert und verfeinert. 

Auf dieser Basis werden regelmäßige Notfallübungen durchgeführt.  

 

Rechtsrisiken 

 

Rechtsrisiken wird grundsätzlich durch die Beobachtung des rechtlichen Umfelds, die Vorga-

be von Richtlinien und die Verwendung von Standardverträgen begegnet. Für Rechtsrisiken 

sind ausreichend Rückstellungen gebildet. 
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Haftungsfreistellungserklärungen der LBB und der IBG  

 

Wie bereits in den voraus gegangenen Geschäftsberichten dargestellt, haben die LBB be-

ziehungsweise die Immobilien- und Baumanagement der BIH-Gruppe (IBG), vormals Immo-

bilien- und Baumanagement der Bankgesellschaft Berlin GmbH, natürlichen Personen in den 

Jahren 1994 bis 1997 sogenannte Freistellungserklärungen zur Verfügung gestellt, durch die 

diese von ihrer unbeschränkten Komplementärhaftung in diversen Immobilienfonds gegen-

über Dritten durch die LBB beziehungsweise die IBG freigestellt wurden.  

 

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) teilte mit, dass sie die Freistel-

lungserklärungen als zivilrechtlich unwirksam betrachte. LBB und IBG vertreten ebenfalls 

diese Auffassung. Damit haben die Freistellungserklärungen handels- und aufsichtsrechtlich 

keine Relevanz.  

 

EU-Beihilfeverfahren zur Umstrukturierungsbeihilfe für die Bankgesellschaft Berlin AG und 

zur Übertragung der ehemaligen Wohnungsbau-Kreditanstalt Berlin auf die Landesbank Ber-

lin – Girozentrale – (nunmehr firmierend als Landesbank Berlin AG). 

 

Die Europäische Kommission hat die Umstrukturierungsbeihilfen zugunsten der Bankgesell-

schaft Berlin AG (nunmehr firmierend als Landesbank Berlin Holding AG) in vollem Umfang 

genehmigt. Die Entscheidung wurde veröffentlicht und zwischenzeitlich bestandskräftig.  

 

Die Bundesregierung, das Land Berlin und die Bank haben mit der EU-Kommission einen 

Zeitplan vereinbart, in dem die wichtigsten für die Umsetzung der Zusagen relevanten Maß-

nahmen aufgeführt sind. Der Fortgang der Restrukturierung und die Umsetzung der einzel-

nen Zusagen stimmen mit dem dafür vereinbarten Zeitplan überein.  

 

Da die Entscheidung der EU-Kommission inzwischen Bestandskraft besitzt, die Bank alle 

vereinbarten Maßnahmen bisher plangemäß umgesetzt hat und es für den Konzern außer 

Frage steht, dass auch die Bundesregierung und das Land Berlin die erforderlichen weiteren 

Maßnahmen ergreifen werden, um die Zusagen einzuhalten, bestehen nach Auffassung der 

Bank keine Rechtsrisiken aus diesem Beihilfeverfahren für die ehemalige Bankgesellschaft 

und den Konzern. Bei dieser Einschätzung darf jedoch nicht übersehen werden, dass es sich 

bei der Umsetzung der Zusagen um einen komplexen Prozess handelt, für dessen Ablauf – 

insbesondere für die 2007 vorgesehene Veräußerung der vom Land Berlin an der Holding 

gehaltenen Anteile – nicht die Bank alleine verantwortlich zeichnet. 
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Die EU-Kommission hat entschieden, dass die LBB eine Beihilfe zuzüglich Zinsen an das 

Land Berlin zurückzugewähren hat. Diese Beihilfe resultiert aus der Einbringung der Woh-

nungsbau-Kreditanstalt Berlin (danach Investitionsbank Berlin) im Jahr 1993 und der an-

schließenden Nutzung ihrer Zweckrücklage durch die LBB. Die Entscheidung wurde im Jah-

re 2005 in vollem Umfang umgesetzt. Die Entscheidung ist veröffentlicht und zwischenzeit-

lich bestandskräftig. 

  

Einigung zwischen der Bundesregierung und der Europäischen Kommission in der Frage der 

Berliner Sparkasse 

  

Die Bundesregierung und die Europäische Kommission haben sich darauf geeinigt, dass die 

Regelungen des § 40 KWG dem Berliner Sparkassengesetz nicht entgegenstehen. Das be-

deutet, dass in dem anstehenden Veräußerungsverfahren auch ein privater Investor die LBB 

erwerben und die Bezeichnung "Berliner Sparkasse" fortführen darf. Er unterliegt dabei den 

Maßgaben des Berliner Sparkassengesetzes. Aufgrund dieser Einigung ist sichergestellt, 

dass die LBB hinsichtlich des Bezeichnungsschutzes für die Berliner Sparkasse in dem von 

der Kommission geforderten diskriminierungsfreien Verfahren veräußert werden kann. Daher 

erwachsen der Holding hieraus keine Risiken. 

 

Veräußerung der Anteile an der Allgemeine Privatkundenbank Aktiengesellschaft (Allbank) 

 

Die Bankgesellschaft Berlin AG hat im Jahr 2003 die Anteile an der Allbank an die GE Bank 

GmbH veräußert. Deren Rechtsnachfolgerin, die GE Money Bank GmbH, macht nunmehr 

Gewährleistungsansprüche aus dem Aktienkaufvertrag wegen drohender Verjährung im We-

ge einer Feststellungsklage geltend, für die Rückstellungen in ausreichender Höhe gebildet 

worden sind.  

 

Risiken aus der Umsetzung der Detailvereinbarung und aus der Veräußerung der wesentli-

chen im Immobiliendienstleistungsgeschäft tätigen Konzerngesellschaften an das  

Land Berlin 

 

Von den Risiken des verlustreichen Immobiliendienstleistungsgeschäfts der Vergangenheit 

wurde der Konzern durch die „Detailvereinbarung über die Abschirmung des Konzerns der 

Bankgesellschaft von den wesentlichen Risiken des Immobiliendienstleistungsgeschäfts“ 

(DetV) vom 16. April 2002 durch das Land Berlin weitestgehend abgeschirmt. 
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Die Abschirmung bezieht sich auf die Werthaltigkeit von Bilanzpositionen bestimmter Beteili-

gungen des Konzerns, auf die Erfüllung der bestimmten Immobilienfonds zugesicherten Ga-

rantien sowie auf die von den Konzernbanken herausgelegten Kredite an bestimmte Unter-

nehmen des Immobiliendienstleistungsgeschäfts. Für die Übernahme der verschiedenen 

Garantien erhält das Land Berlin von der Holding bis mindestens einschließlich 2011 eine 

wirtschaftlich nunmehr von der LBB zu tragende Avalprovision von 15 Mio. € pro Jahr. 

Daneben hat das Land Berlin einen an bestimmte Bedingungen geknüpften Besserungs-

schein erhalten, dessen Kosten von der Holding als der Hauptbegünstigten der Detailverein-

barung allein zu tragen sind. 

 

Die EU-Kommission genehmigte die Risikoabschirmung durch das Land Berlin, unter der 

Auflage, die von der DetV erfassten Gesellschaften des Immobiliendienstleistungsgeschäfts 

bis zum 31. Dezember 2005 an konzernfremde Dritte oder an das Land Berlin zu veräußern 

bzw. oder aber zu liquidieren.  

 

Das Land Berlin und der Konzern schlossen im Dezember 2005 einen Kauf- und Abtretungs-

vertrag über die noch vorhandenen und von der DetV erfassten Gesellschaften.  

 

Die nicht zur Veräußerung vorgesehenen Vermögensgegenstände und Rechtsverhältnisse 

wurden durch beim Konzern verbleibende Gesellschaften aufgenommen. In diesem Zusam-

menhang sind insbesondere die Abspaltung von der IBAG zur Aufnahme in die GfBI Gesell-

schaft für Beteiligungen und Immobilien mbH (vormals BB-Data Gesellschaft für Kommunika-

tionssysteme GmbH) (GfBI) sowie die Herauslösung von Sachverhalten der Erweiterten Ne-

gativliste zur Aufnahme in die GfBI Immobilien Solutions GmbH (vormals Gesellschaft für 

Beteiligungen und Immobilien der IBAG-Gruppe mbH) (GfBI IS) zu erwähnen. 

 

Die Übertragung des auszugliedernden Immobiliendienstleistungsgeschäfts erfolgte mit ding-

licher Wirkung am 30. Juni 2006. Die handelsrechtlichen und steuerlichen Ergebnisse stehen 

seit dem 1. Januar 2006 dem Käufer zu. 

 

Der Bewertung der veräußerten Gesellschaften wurden in dem Kaufvertrag mit dem Land 

bestimmte Annahmen hinsichtlich des vorhandenen Eigenkapitals und der weiteren Ge-

schäftsentwicklung zu Grunde gelegt. Die Richtigkeit dieser Annahmen ist anhand der zum 

30. Juni 2006 für diese Gesellschaften zu erstellenden Zwischenabschlüsse zu prüfen. Diese 

Prüfung dauert noch an und wird voraussichtlich im Laufe des Jahres 2007 abgeschlossen. 

Für aus der Überprüfung möglicherweise entstehende weitere Zahlungsverpflichtungen ge-

genüber dem Land hat der Konzern in ausreichendem Umfang Rückstellungen gebildet.  
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Die LPFV Finanzbeteiligungs- und Verwaltungs GmbH (LPFV), in der das Risikomanage-

ment und –controlling hinsichtlich der DetV zusammengefasst war, ist an das Land überge-

gangen. Den aus den auch weiterhin insbesondere von den Konzernbanken zu beachtenden 

Regeln der DetV im Grundsatz weiterhin resultierenden Abwicklungsrisiken wird durch die 

einvernehmliche Abstimmung von Handlungsweisen mit der Controlling-Gesellschaft des 

Landes (BCIA) sowie durch ein geeignetes Risikomanagement begegnet.  

 

Die im Konzern verbliebenen und der GfBI bzw. deren Tochtergesellschaften zugeordneten 

Risiken, insbesondere die Sachverhalte der „Erweiterten Negativliste“ sowie weitere nicht 

unter die DetV fallende Positionen werden zentral in der GfBI bearbeitet und dort durch ein 

entsprechendes Risikomanagement- und -controllingsystem gesteuert und überwacht. Im 

Zusammenhang mit der Übertragung wurden - wie bereits erwähnt - verschiedene gesell-

schaftsrechtliche Umstrukturierungen vorgenommen. Die einschlägigen Bestimmungen des 

Aktienrechts bzw. des Umwandlungsrechts gewähren bei derartigen Umstrukturierungen den 

Gläubigern der betroffenen Gesellschaften unter bestimmten Voraussetzungen einen An-

spruch auf Sicherheitsleistung für ihre bestehenden Forderungen. Entsprechende Ansprüche 

wurden mittlerweile bei der Holding, der LBB, der GfBI und der GfBI IS angemeldet. Sie wer-

den derzeit auf ihre Berechtigung geprüft. Zusätzliche Risiken ergeben sich daraus jedoch 

nicht. Sollte in diesem Zusammenhang vom Konzern Sicherheit zu leisten sein, würden hier-

durch lediglich bereits bestehende Verpflichtungen zusätzlich abgesichert, so dass eine Er-

weiterung der Verpflichtungen des Konzerns hierdurch nicht entstehen kann.  

 

Einen wesentlichen Beitrag zur Risikobegrenzung stellt der Ende 2005 begonnene und im 

Berichtsjahr fortgeführte Kauf von Fondsanteilen dar. Dabei hat die FinTech Einundzwan-

zigste Beteiligungs- und Management GmbH, eine Tochtergesellschaft der LPFV, den 

Zeichnern von insgesamt 15 Fonds, die von der IBV aufgelegt wurden, ein Angebot zum 

Erwerb ihrer Anteile unterbreitet. Alternativ wurde den Zeichnern von 13 der zuvor bezeich-

neten Fonds die Möglichkeit eingeräumt, bei der LBB ein Darlehen zu beantragen, das von 

dieser treuhänderisch vergeben und durch eine Sicherungsabtretung der jeweiligen Fonds-

anteile besichert wird. Bei den oben genannten Maßnahmen hat das Land Berlin zuvor zu-

gestimmt, so dass sie von der Freistellung nach Detailvereinbarung erfasst sind. Dies stellt  

gleichzeitig eine weitere Maßnahme dar, die den erfolgreich beendeten Sanierungsprozess 

flankiert. 

 

Nichtigkeit der in Geschäftsbesorgungsverträgen enthaltenen Vollmachten zum Abschluss 

von Kreditverträgen 
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Nach inzwischen ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs sind von einem Kunden 

abgeschlossene umfassende Geschäftsbesorgungsverträge mit einem Vermittler, der nicht 

Rechtsanwalt ist, wegen Unvereinbarkeit mit dem Rechtsberatungsgesetz gemäß § 134 

BGB nichtig. 

 

Die hierzu noch in den vorangegangenen Berichtsjahren anhängigen Streitigkeiten wurden 

zwischenzeitlich weitgehend beendet. Im Übrigen ist ausreichend Vorsorge getroffen.  

 

Prospekthaftungsklagen im Zusammenhang mit geschlossenen Immobilienfonds (IBV-

Fonds) sowie Klage einer Fondsgesellschaft 

 

Gegen die Bankgesellschaft Berlin AG (nunmehr die Holding), die LBB und weitere Gesell-

schaften des Konzerns sind einzeln oder - in jeweils unterschiedlichen Konstellationen - ge-

meinsam Klagen wegen der Erstellung beziehungsweise des Vertriebs angeblich fehlerhafter 

Prospekte von IBV-Fonds erhoben worden. Die Fonds waren durch die Immobilien Beteili-

gungs- und Vertriebsgesellschaft der IBAG-Gruppe mbH, nunmehr firmierend als Immobilien 

Beteiligungs- und Vertriebsgesellschaft der BIH-Gruppe (IBV) initiiert worden sind, initiiert 

worden. 

 

Gemeinsam mit dem Land Berlin hat der Konzern ein sogenanntes streitschlichtendes An-

gebot entwickelt, das den Zeichnern von 15 IBV-Fonds Ende November 2005 unterbreitet 

wurde. Aufgrund dieses Angebotes, das im Rahmen der Detailvereinbarung erfolgte, haben 

4.515 von ursprünglich rund 7.700 klagenden Zeichnern ihre Klagen zurückgenommen, um 

von dem streitschlichtenden Angebot Gebrauch zu machen. 

 

In 14 vom Landgericht Berlin bisher entschiedenen Verfahren wurde die Klage wegen an-

geblicher Prospekthaftungsansprüche gegen die LBB abgewiesen. Davon sind fünf Ent-

scheidungen rechtskräftig geworden. Urteile, in denen Prospekthaftungsansprüchen gegen 

die LBB oder die Holding stattgegeben wurde, liegen bisher nicht vor. 

 

Die Holding und die LBB haben bei den Fonds "LBB Fonds 2", "IBV International 1" und "IBV 

International 2", "BerlinHyp Fonds 1" und "BerlinHyp Fonds 2" und den "IBV Leasing Fonds" 

bis zum 31. März 2007 weiterhin auf die Einrede der Verjährung bezüglich der möglichen 

Ansprüche der Zeichner aus der sogenannten engen und / oder weiten Prospekthaftung ver-

zichtet. 
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Sofern die Zeichner in den Prospekthaftungsklagen obsiegen sollten, ist der Konzern (vor-

mals Bankgesellschaft Berlin) gegen die Klagesummen durch die Detailvereinbarung abge-

schirmt. 

 

Ferner hat eine Fondsgesellschaft, der „LBB Fonds 13“, am 28. Dezember 2004 Klage auf 

Schadensersatz in Höhe von 29,25 Mio. € gegen die jetzige Holding, die LBB und die IBG im 

Zusammenhang mit der Übertragung von Swaps auf die Fondsgesellschaft im Jahre 1998 

erhoben. Der Bavaria Objekt- und Baubetreuung GmbH i.L. und der IBV wurde der Streit 

verkündet.  

 

Rechtsfolgen aus den Urteilen des Bundesgerichtshofes (BGH) vom 14. Juni 2004 

 

In mehreren Urteilen hatte der 2. Zivilsenat des BGH am 14. Juni 2004 unter anderem zur 

Rückabwicklung von Finanzierungen für Beteiligungen an geschlossenen Fonds und zur 

fehlerhaften Angabe von Gesamtkreditkosten in Verbraucherkreditverträgen Stellung ge-

nommen. Vor dem Hintergrund der jüngeren Rechtsprechung des BGH konnten die in den 

vorangegangenen Berichtsjahren geltend gemachten Ansprüche der Kunden weitestgehend 

erfolgreich zurückgewiesen und das bestehende Streitwertvolumen signifikant gesenkt wer-

den. Bezüglich der noch bestehenden streitigen Fälle wurde eine ausreichende Risikovor-

sorge getroffen. 

 

Auswirkungen der Streitigkeiten mit dem DSGV über die Zugehörigkeit zum Öffentlichen 

Sektor 

 

Die LBB streitet mit dem DSGV e.V. vor dem Landgericht Berlin über die weitere Zugehörig-

keit zum Verband und die zukünftige Nutzung der Marken des DSGV durch die LBB und die 

Berliner Sparkasse. Die LBB hat erstinstanzlich in diesem Verfahren obsiegt. Aufgrund die-

ses Urteils ist sowohl festgestellt, dass die LBB Mitglied im DSGV ist, als auch, dass 

LBB und Berliner Sparkasse die DSGV-Marken uneingeschränkt nutzen können. Es ist der-

zeit nicht abzusehen, ob der DSGV e.V. gegen dieses Urteil Berufung einlegen wird. Die 

LBB hält das rechtliche Risiko aus dieser Streitigkeit für gering.  
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Sonstige Risiken 

 

Geschäftspolitische und strategische Entscheidungen 

 

Die im September 2005 durch den Vorstand verabschiedete Gesamtbankstrategie stellt die 

Zusammenfassung der Strategien aller Geschäftsfelder, Marktfolgebereiche und Corporate 

Center dar und wurde im Berichtsjahr fortgeschrieben.  

 

Als Instrument zur Überwachung und Steuerung der Ergebnisziele der Geschäftsfelder wur-

de ein einheitlicher Reportaufbau entwickelt, der sich an strategischen und durch die Bank 

steuerbaren Kennzahlen orientiert.  

 

Planabweichungen bei den Ergebniszielen sind als Frühwarnindikatoren zu werten. In diesen 

Fällen werden adäquate Maßnahmen eingeleitet und deren Erfolg überprüft. Der Report wird 

regelmäßig in der Vorstandssitzung präsentiert. Damit wird gleichzeitig die Einhaltung der 

Strategie regelmäßig überprüft. 

 

Die Vorbereitungen zur Privatisierung der Holding binden erhebliche Ressourcen. 

 

Veräußerung der Berliner Bank 

 

Gemäß der Entscheidung der EU-Kommission vom 18. Februar 2004 war der Konzern ver-

pflichtet, das unter der Marke „Berliner Bank“ in einer eigenen Niederlassung der LBB ge-

führte Geschäft bis zum Jahr 2007 zu veräußern. Die Entscheidung sieht die Vertragsunter-

zeichnung bis zum 1. Oktober 2006 und die Umsetzung bis zum 1. Februar 2007 vor. Die 

Veräußerung wurde in einem offenen, diskriminierungsfreien und transparenten Bieterverfah-

ren konform zur Entscheidung der EU-Kommission durchgeführt.  

 

Bereits am 20. Juni 2006 unterzeichnete die LBB mit der Deutschen Bank AG einen Vertrag 

über den Verkauf der Berliner Bank. Zum 1. Oktober 2006 wurde die Berli-

ner Bank AG & Co. KG gegründet. Das der Berliner Bank als Niederlassung der LBB zuge-

ordnete Vermögen, alle Mitarbeiter und Kunden wurden in die neu geschaffene Gesellschaft 

übertragen. Mit Wirkung zum 31. Dezember 2006 hat die LBB sämtliche Anteile an der Berli-

ner Bank AG & Co. KG an die Deutsche Bank AG verkauft. Damit wird der Konzern die Auf-

lage der EU-Kommission vollständig und vor Fristablauf umgesetzt haben. 
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Die Risiken aus den beihilferechtlichen Anforderungen an Veräußerungsumfang und 

-verfahren haben sich damit erneut deutlich reduziert. Sie wurden bereits unter den rechtli-

chen Risiken dargestellt.  

 

Für die noch nach dem Verkauf der Berliner Bank durchzuführenden technischen, organisa-

torischen und personellen Maßnahmen bestehen ausreichende Rückstellungen. 



 

 305

 

Prognosebericht / Ausblick 

Erwartete Entwicklung / Einschätzung der wirtschaftlichen Lage 

 

Die derzeit zu beobachtende Auftragsentwicklung signalisiert eine anhaltend hohe Investiti-

onsneigung im Inland. Demgegenüber lässt die Dynamik im Export und in der Bauwirtschaft 

nach. Ferner ist die von der Geldpolitik ausgehende Schubkraft für die deutsche Wirtschaft 

zum Jahreswechsel deutlich geringer geworden. Da die amerikanische Wirtschaft ihren  

ehemaligen Wachstumsvorsprung kurzfristig nicht zurückgewinnen dürfte, ist auch für 

Deutschland von einem anhaltenden aber verhalteneren Expansionstempo auszugehen. 

 

Dennoch sind die wirtschaftlichen Perspektiven der Region Berlin-Brandenburg für 2007 im 

Vergleich zur schwachen Entwicklung der zurückliegenden Jahre positiv. Im verarbeitenden 

Gewerbe stiegen die Bestellungen nochmals deutlich und die Auftragsbestände erreichten 

ein hohes Niveau. Zudem stützen die verbesserte Arbeitsmarktsituation, der verstärkte Ber-

lin-Tourismus sowie die Wachstumsimpulse aus den neuen EU-Ländern die konjunkturelle 

Entwicklung. Allerdings limitieren steuerliche Mehrbelastungen sowie die Maßnahmen zur 

Konsolidierung der Sozialkassen die Spielräume für steigende private Konsumausgaben. 

Insgesamt sollte sich 2007 dennoch im zweiten aufeinander folgenden Jahr ein Anstieg der 

regionalen Wirtschaftsleistung um mindestens 1 % ergeben.  

 

Auch mittelfristig haben sich die Wachstumsaussichten verbessert. Der Wirtschaftsstandort 

Berlin kann im nationalen Vergleich mittlerweile auf eine hohe Forschungs- und Entwick-

lungsintensität sowie Erfolge bei der Produktivitätssteigerung verweisen. In Verzahnung mit 

vorhandenen Wissenschaftseinrichtungen ist von einem Präsenzausbau speziell in innovati-

ven Branchen auszugehen. Als Kompetenzfelder sind dabei die Bio- und Medizintechnik, die 

Verkehrstechnik, die Informations- und Kommunikationstechnik im Verbund mit dem Me-

dienbereich sowie die Weiterentwicklung der Wissenschaftsregion Berlin-Brandenburg her-

vorzuheben. 

 

Während die Aussicht für die Gesamtwirtschaft durchaus positiv ist, bleiben die Rahmenbe-

dingungen für das Kreditgewerbe verhältnismäßig schwierig. Die Zinsstrukturkurve dürfte 
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auch künftig flach bleiben und folglich Ertragspotenziale aus der Fristentransformation be-

grenzen. Darüber hinaus hält der Konsolidierungsdruck auf dem deutschen Bankenmarkt bei 

gleichzeitig intensiverer Marktdurchdringung durch ausländische Institute an. 

Geschäftliche Ausrichtung 

 

Die LBB Holding ist durch ihr Tochterunternehmen LBB sowie durch ihre weiteren Konzern-

unternehmen darauf ausgerichtet, in den drei Säulen ihrer Geschäftstätigkeit, dem Retailge-

schäft, den Immobilienfinanzierungen und dem Kapitalmarktgeschäft weiter zu wachsen und 

entsprechende Investitionen in Marktchancen und Qualitätsverbesserungen durchzuführen. 

 

Soll / Ist-Vergleich 

 

Die Ziele der Landesbank Berlin Holding AG als Konzernobergesellschaft des Konzerns für 

das Berichtsjahr 2006 wurden in einer Mittelfristplanung beschrieben, die auch Teil des Re-

strukturierungsplanes war, der der Europäischen Kommission eingereicht wurde und Grund-

lage der Beihilfegenehmigung war. 

 

Die LBB Holding hat – wie auch in den Jahren zuvor – die wesentlichen Ziele dieser Planung 

erreicht, unter Berücksichtigung des Ertrages aus der Veräußerung der Berliner Bank sogar 

deutlich übertroffen. 

 

Mittelfristplanung / Schätzverfahren 

 

Den geschäftlichen Planungen und Prognosen des Konzerns Landesbank Berlin Holding und 

damit auch für die LBB Holding AG liegen volkswirtschaftliche Annahmen über die Wirt-

schafts-, Arbeitsmarkt- und Zinsentwicklung zugrunde. Für das Jahr 2007 und den mittelfris-

tigen Planungshorizont bis 2011 erwarten wir eine zwar positive, aber im Bundesvergleich 

unterdurchschnittliche Wirtschaftsentwicklung in unserer Kernregion Berlin-Brandenburg. 

Gleichzeitig gehen wir davon aus, dass die Zinsstrukturkurve im Mittel flacher sein wird als in 

den letzten Jahren. Basierend auf diesen Annahmen zu den Rahmenbedingungen wurden 

zentrale Eckpunkte festgelegt. Anschließend erfolgte eine dezentrale Planung bottom-up 

durch die Geschäftsbereiche der Konzernunternehmen. Hierin wurden die Ziele hinsichtlich 

Kunden / Marktstellung, Neugeschäft und Erträge, Risiken geplant und Investitionen und 

Kosten detailliert. 
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Der Planung liegen die verabschiedeten Geschäfts- und Risikostrategien zugrunde.  

 

Zusammenfassung / Gesamtaussage 

 

Erstmals wird das Jahr 2007 ein Geschäftsjahr sein, das weitgehend unbeeinflusst bleibt von 

Sondereinflüssen aus Restrukturierungsmaßnahmen. Im operativen Geschäft erwarten wir, 

dass der Wegfall des Ergebnisbeitrages der Berliner Bank weitgehend kompensiert werden 

kann und die Landesbank Berlin nachhaltig positive operative Ergebnisse erzielt. Grundlage 

hierfür ist die Erwartung eines moderaten, in einzelnen Geschäftsfeldern auch signifikanten 

Ertragswachstums bei nur im geringen Umfang ansteigenden Verwaltungsaufwendungen 

und Aufwendungen zur Risikovorsorge. 

 

Wir gehen davon aus, auf Basis der neu geordneten und deutlich vereinfachten Konzern-

struktur, auch ohne die Erträge der zwischenzeitlich veräußerten Berliner Bank, einen Jah-

resüberschuss zu erreichen, der eine Ausschüttung der LBB Holding AG mindestens in Höhe 

der Ausschüttung für das Jahr 2006 ermöglicht. 

 

 

 

                                                 

 

 

 



Bilanz der LBB Holding AG zum 31. Dezember 2006
Aktivseite Anhang  Vergleichszahl 2005 Vorjahr

Textziffern TEUR TEUR TEUR TEUR  TEUR TEUR
Barreserve  

a) Kassenbestand 0 0 0
b) Guthaben bei Zentralnotenbanken 0 0 51.916

darunter: bei der Deutschen Bundesbank 0 (0) (51.916)
0 0 51.916

Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur
Refinanzierung bei Zentralnotenbanken zugelassen sind  
a) Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen

sowie ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen 0 0 0
darunter:
bei der Deutschen Bundesbank refinanzierbar 0 (0) (0)

b) Wechsel 0 0 0
darunter:
bei der Deutschen Bundesbank refinanzierbar 0 (0) (0)

0 0 0
Forderungen an Kreditinstitute  
a) täglich fällig  469.829 760 5.124.053
b) andere Forderungen  0 0 22.925.950

469.829 760 28.050.003
Forderungen an Kunden   0 0 4.535.033

darunter:
durch Grundpfandrechte gesicherte Darlehen 0 (0) (77.270)
Kommunalkredite 0 (0) (1.227.044)

Schuldverschreibungen  
und andere festverzinsliche Wertpapiere
a) Geldmarktpapiere

aa)von öffentlichen Emittenten 0 0 0
darunter:
beleihbar bei der Deutschen Bundesbank 0 (0) (0)

ab)von anderen Emittenten 0 0 62.314
darunter:
beleihbar bei der Deutschen Bundesbank 0 (0) (0)

0 0 62.314
b) Anleihen und Schuldverschreibungen

ba)von öffentlichen Emittenten 0 0 3.963.243
darunter:
beleihbar bei der Deutschen Bundesbank 0 (0) (3.700.046)

bb)von anderen Emittenten 0 0 22.471.027
darunter:
beleihbar bei der Deutschen Bundesbank 0 (0) (14.903.794)

0 0 26.434.270
c) eigene Schuldverschreibungen 0 0 192.880

Nennbetrag 0 (0) (228.702)
0 0 26.689.464

Aktien und andere  
nicht festverzinsliche Wertpapiere 0 0 2.718.995
Beteiligungen  0 11 186.208

darunter
an Kreditinstituten 0 (0) (1.064)
an Finanzdienstleistungsinstituten 0 (0) (0)

Anteile an verbundenen Unternehmen 1;2;4 2.408.082 2.408.342 1.891.378
darunter
an Kreditinstituten 2.406.976 (2.405.160) (1.798.285)
an Finanzdienstleistungsinstituten 0 (0) (759)

Treuhandvermögen 0 0 0
darunter: Treuhandkredite 0 (0) (0)

Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand  
einschl. Schuldverschreibungen aus deren Umtausch 0 0 0
Immaterielle Anlagewerte  0 0 59.731
Sachanlagen  0 0 74.672
Eigene Aktien oder Anteile  0 0 82.184

rechnerischer Wert  0 (0) (70.365)
Sonstige Vermögensgegenstände 6 117.994 109.550 4.467.507
Rechnungsabgrenzungsposten  
a) aus dem Emissions- und Darlehensgeschäft 0  (0) (12.690)
b) andere 1.155 (0) (15.535)

1.155 0 28.225
Summe der Aktiva: 2.997.060  2.518.663 68.835.316
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Bilanz der LBB Holding AG zum 31. Dezember 2006

Passivseite Anhang  Vergleichszahl 2005 Vorjahr
Textziffern TEUR TEUR TEUR TEUR  TEUR TEUR

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  
a) täglich fällig  9.867 0 5.455.341
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist  0 0 49.295.580

9.867 0 54.750.921
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden  
a) Spareinlagen

mit vereinbarter Kündigungsfrist
aa) von drei Monaten 0 0 0
ab)von mehr als drei Monaten 0 0 0

0 0 0
b) andere Verbindlichkeiten

ba) täglich fällig 0 0 0 1.372.783
bb)mit vereinbarter Kündigungsfrist oder Laufzeit 0 0 0 875.733

0 0 2.248.516
0 0 2.248.516

Verbriefte Verbindlichkeiten  
a) begebene Schuldverschreibungen 0 0 3.948.342
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten 0 0 29.845

darunter:
Geldmarktpapiere 0 (0) (0)
eigene Akzepte und Solawechsel im Umlauf 0 (0) (0)

0 0 3.978.187
Treuhandverbindlichkeiten 0 0 0

darunter: Treuhandkredite 0 (0) (0)
Sonstige Verbindlichkeiten 7 27.174 5.895 2.483.166
Rechnungsabgrenzungsposten  
a) aus dem Emissions- und Darlehensgeschäft 0  (0) (8.783)
b) andere 0 (0) (39.844)

0 0 48.627
Rückstellungen 8
a) Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen  0 0 215.048
b) Steuerrückstellungen 100.863 104.469 104.469
c) andere Rückstellungen  74.831 63.854 867.572

175.694 168.323 1.187.089
Nachrangige Verbindlichkeiten  0 0 1.794.365
Eigenkapital 9
a) gezeichnetes Kapital 2.554.741 2.554.741 2.554.741
b) Kapitalrücklage 0 0 0
c) Gewinnrücklage

ca) gesetzliche Rücklage 7.370 0 0
cb) Rücklage für eigene Anteile 0 0 82.184
ce) andere Gewinnrücklagen 69.630 0 0

77.000 0 82.184
d) Bilanzgewinn/Bilanzverlust 152.584 -210.296 -292.480

2.784.325 2.344.445 2.344.445

 
 

 

Summe der Passiva: 2.997.060 2.518.663 68.835.316
Eventualverbindlichkeiten
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und aus Gewährleistungsverträgen (im Übrigen siehe Anhang) 3.771.022 4.026.199 1.728.449

3.771.022 4.026.199 1.728.449
Andere Verpflichtungen
c) Unwiderrufliche Kreditzusagen 0  0 683.386

0 0 683.386
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Gewinn- und Verlustrechnung der LBB Holding AG für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2006
Aufwendungen Anhang Vergleichszahl 2005 Vorjahr

Textziffern TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

Zinsaufwendungen 10 0 0 1.342.370

Provisionsaufwendungen 0 0 27.082

Nettoaufwand aus Finanzgeschäften 0 0 13.165

Allgemeine Verwaltungsaufwendungen 11
a) Personalaufwand

aa) Löhne und Gehälter 0 0 126.999
ab) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 0 0 38.875
darunter: für Altersversorgung 0 0 (21.689)

0 0 165.874
b) andere Verwaltungsaufwendungen 2.534 2.082 188.150

2.534 2.082 354.024

Abschreibungen und Wertberichtigungen 3
auf immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen 0 0 45.217

Sonstige betriebliche Aufwendungen 13 6.010 0 179.364

Abschreibungen und Wertberichtigungen auf
Forderungen und bestimmte Wertpapiere sowie
Zuführungen zu Rückstellungen im Kreditgeschäft 0 0 203.782

Abschreibungen und Wertberichtigungen auf 2
Beteiligungen, Anteile an verbundenen Unternehmen
und wie Anlagevermögen behandelte Wertpapiere 0 0 48.780

Aufwendungen aus Verlustübernahme 12.899 9.432 9.432

Außerordentliche Aufwendungen 14 0 0 27.509

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 15 83.657 9.510 9.510

Sonstige Steuern, soweit nicht unter "Sonstige
betriebliche Aufwendungen"  ausgewiesen -38.333 -7.422 -7.422

Jahresüberschuss 439.880 104.290 104.290

Summe der Aufwendungen: 506.647 117.892 2.357.103

Jahresüberschuss 439.880 104.290 104.290
Verlustvortrag aus dem Vorjahr -292.480 -2.520.542 -2.520.542

147.400 -2.416.252 -2.416.252

Entnahmen aus der Kapitalrücklage 0 1.956.044 1.956.044

Entnahmen aus Gewinnrücklagen
a) aus der gesetzlichen Rücklage 0 1.534 1.534
b) aus der Rücklage für eigene Anteile 82.184 82.204 20
d) aus anderen Gewinnrücklagen 0 192.835 192.835

82.184 276.573 194.389

Einstellungen in Gewinnrücklagen
a) in gesetzliche Gewinnrücklagenin die gesetzliche Rücklage 7.370 0 0
b) in die Rücklage für eigene Anteile 0 26.661 26.661
d) in andere Gewinnrücklagen 69.630 0 0

77.000 26.661 26.661

Bilanzgewinn / Bilanzverlust 152.584 -210.296 -292.480
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Gewinn- und Verlustrechnung der LBB Holding AG für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2006
Erträge Anhang Vergleichszahl 2005 Vorjahr

Textziffern TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

Zinserträge aus 10, 12
a) Kredit- und Geldmarktgeschäften 42 0 748.946
b) festverzinslichen Wertpapieren und

Schuldbuchforderungen 0 0 634.208
42 0 1.383.154

Laufende Erträge aus
a) Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren 10, 12 0 0 102.914
b) Beteiligungen 0 0 19.374
c) Anteilen an verbundenen Unternehmen 4.024 0 30.478

4.024 0 152.766

Erträge aus Gewinngemeinschaften,
Gewinnabführungs- oder
Teilgewinnabführungsverträgen 10 471.914 117.892 485.089

Provisionserträge 12 0 0 28.657

Nettoertrag aus Finanzgeschäften 12 0 0 0

Erträge aus Zuschreibung zu Beteiligungen,
Anteilen an verbundenen Unternehmen und
wie Anlagevermögen behandelte Wertpapiere 2 3.314 0 0

Sonstige betriebliche Erträge 12, 13 27.353 0 300.636

Außerordentliche Erträge 14 0 0 6.801

Jahresfehlbetrag 0 0 0

Summe der Erträge: 506.647 117.892 2.357.103
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Anhang der Landesbank Berlin Holding AG 2006 
 
 
Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 14. Juli 2006 wurde die Firma der Gesellschaft in 
Landesbank Berlin Holding AG geändert. Die Eintragung der Änderung in das Handelsregister 
ist am 29. August 2006 erfolgt. 
 
Die Landesbank Berlin Holding AG (vormals Bankgesellschaft Berlin AG) ist Muttergesellschaft 
(Holding) für den Konzern Landesbank Berlin Holding AG. Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 wird neben diesem 
Jahresabschluss ein Konzernabschluss in Übereinstimmung mit den vom International Accoun-
ting Standards Board (IASB) verabschiedeten und veröffentlichten International Accounting 
Standards (IAS) bzw. International Financial Reporting Standards (IFRS) und deren Auslegung 
durch das International Financial Reporting Interpretations Committee (IFRIC) erstellt. 
 
Die in diesen Konzernabschluss einbezogene Landesbank Berlin AG (LBB AG) erstellt gemäss 
§ 291 Abs. 3 Nr. 1 HGB einen eigenständigen Teilkonzernabschluss nach IFRS. 
 
 
Ausgliederung des Geschäftsbetriebs der Bankgesellschaft Berlin AG (nunmehr Lan-
desbank Berlin Holding AG) zur Aufnahme durch Übertragung in der Landesbank Berlin 
AG 
 
Durch Beschluss der Hauptversammlung der Bankgesellschaft Berlin AG (BG AG) vom 14. Juli 
2006 wurde der Geschäftsbetrieb der Bankgesellschaft Berlin AG mit dem nahezu gesamten 
Vermögen einschließlich aller übertragbaren sonstigen Rechte, Pflichten und Rechtsstellungen 
im Verhältnis zwischen BG AG und LBB AG unmittelbar nach dem 1. Januar 2006 00:00 Uhr 
(Ausgliederungsstichtag i.S. § 126 Abs. 1 Nr. 6 UmwG) ausgegliedert und auf die LBB AG ü-
bertragen.  
 
Der Beschluss zur Aufnahme des Geschäftsbetriebs der Bankgesellschaft Berlin AG in die LBB 
AG (Nachgründung gem. § 52 AktG) wurde in der Hauptversammlung der LBB AG, deren ein-
ziger Aktionär die Bankgesellschaft Berlin AG (nun Landesbank Berlin Holding AG) ist, am 13. 
Juli 2006 getroffen.  
 
Die Ausgliederung wurde am 29. August 2006 in das Handelsregister der Bankgesellschaft 
Berlin AG eingetragen. Die Eintragung der Nachgründung in das Handelsregister der LBB AG 
ist ebenfalls am 29. August 2006 erfolgt. 
 
Die Ausgliederung erfolgte nach § 123 Abs. 3 Nr. 1 UmwG. Ihr wurde die mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk der PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main versehene Bilanz der Bankgesellschaft Berlin AG zum 
1. Januar 2006 00:00 Uhr als Schlussbilanz zugrunde gelegt. 
 
Die Übertragung des Geschäftsbetriebs der Bankgesellschaft Berlin AG erfolgte gegen Gewäh-
rung von 400.000.000 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien an der LBB AG. Die neu-
en Aktien sind mit einem Gewinnbezugsrecht ab dem 1. Januar 2006 versehen. Die erforderli-
che Kapitalerhöhung um 400 Mio. EUR wurde in der Hauptversammlung der LBB AG am 13. 
Juli 2006 beschlossen. Der den Betrag von 400 Mio. EUR übersteigende Wert des zu Buchwer-
ten übertragenen Vermögens (830 Mio. EUR), also 430 Mio. 
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rücklage gemäß § 272 Abs. 2 Nr. 1 HGB eingestellt. 
 
In der Bankgesellschaft Berlin AG sind neben der 100 % Beteiligung an der LBB AG lediglich 
Vermögensgegenstände, Verträge, sonstige Rechte und Pflichten, Rechtspositionen sowie die 
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dafür bestehenden Rückstellungen verblieben, deren Abwicklung in der Bankgesellschaft Berlin 
AG erfolgen soll oder deren Übertragung aus rechtlichen oder steuerlichen Gründen nicht mög-
lich oder nicht sinnvoll war. Diese Vermögensgegenstände, Verträge, sonstige Rechte und 
Pflichten, Rechtspositionen sowie die dafür bestehenden Rückstellungen sind in dem der Aus-
gliederung zugrunde liegenden Ausgliederungs- und Übernahmevertrag vom 29. Mai 2006 ein-
zeln bezeichnet.  
 
Seit erfolgter Ausgliederung nimmt die Bankgesellschaft Berlin AG (nun Landesbank Berlin 
Holding AG) als Konzernobergesellschaft im wesentlichen die Funktion einer Finanzholding 
wahr, die Bankgeschäfte nicht mehr selbst durchführt und kein Kreditinstitut mehr ist. Die Er-
laubnis zum Betreiben von Bankgeschäften wurde deshalb durch die Bundesanstalt für das Fi-
nanzwesen nach entsprechender Erklärung der Bankgesellschaft Berlin AG (nun Landesbank 
Berlin Holding AG) zum 31. Dezember 2006 aufgehoben. 
 
Der Übergang sämtlicher Mitarbeiter der Bankgesellschaft Berlin AG auf die LBB AG erfolgte 
mit allen Rechten und Pflichten aus den übergehenden Arbeits- und Ausbildungsverhältnissen 
als Betriebsübergang nach Maßgabe des § 324 UmwG und § 613a BGB. Die Aufgaben der 
Verwaltung der  Landesbank Berlin Holding AG werden seit dem 29. August 2006 durch die 
LBB AG im Rahmen eines Geschäftsbesorgungsvertrages wahrgenommen. 
 
Darüber hinaus wurde mit Wirkung ab dem 1. Januar 2006 zwischen der Bankgesellschaft Ber-
lin AG als Organträger und der LBB AG als Organgesellschaft ein Ergebnisabführungsvertrag 
vereinbart. Die Hauptversammlungen der beteiligten Gesellschaften haben diesem Unterneh-
mensvertrag am 13. bzw. 14. Juli 2006 zugestimmt. Die Eintragung des Unternehmensvertrags 
in das Handelsregister der LBB AG ist am 17. Juli 2006 erfolgt. 
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Verzeichnis des Anteilsbesitzes 
 
Die Angaben zum Anteilsbesitz gemäß §§ 285 Nr. 11 und 11a und 340a Abs. 4 Nr. 2 HGB sind 
in einer Aufstellung aufgeführt, die diesem Anhang als Anlage 1 beigefügt ist. Diese Angaben 
werden ergänzt durch ein Verzeichnis der Gesellschaften mit Ergebnisabführungsverträgen als 
Anlage 2. 
 
 
 
Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 
Bilanzierung 
 
Der Jahresabschluss der Landesbank Berlin Holding AG wurde nach den Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches (HGB), erweitert durch die Vorschriften der Verordnung über die Rech-
nungslegung der Kreditinstitute (RechKredV), aufgestellt. Die RechKredV wurde trotz Entfall 
der Eigenschaft als Kreditinstitut letztmalig angewendet, um die Vergleichbarkeit mit dem Vor-
jahr zu erleichtern. Ergänzend werden die anzuwendenden Rechnungslegungsstandards des 
DRSC beachtet und die Vorschriften der Satzung. 
 
Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden beibehalten.  
 
Der Jahresabschluss wurde auf der Grundlage einer Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufgestellt (§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB).  
 
 

Bewertung  
 
Allgemeine Bewertungsgrundsätze 
 
Die Bewertung der Vermögensgegenstände, der Verbindlichkeiten und der schwebenden Ge-
schäfte erfolgte nach den Vorschriften der §§ 252 ff. HGB in Verbindung mit den 
§§ 340 ff. HGB. Die Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute (RechKredV) 
wurde beachtet. 
 
Forderungen an Kreditinstitute sind mit dem Nominalbetrag angesetzt. Verbindlichkeiten wer-
den mit dem Rückzahlungsbetrag bilanziert.  
 
Finanzanlagen sind zu Anschaffungskosten bewertet. Bei voraussichtlich dauernder Wertmin-
derung werden Abschreibungen grundsätzlich gemäß dem strengen Niederstwertprinzip vorge-
nommen. Bei nur vorübergehender Wertminderung wird gemäß § 253 Abs. 2 HGB der Wert 
beibehalten. Diese Handhabung steht im Einklang mit § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG; hierdurch werden 
Abweichungen zwischen Handels- und Steuerbilanz weitestgehend vermieden.  
 
Im Finanzanlagevermögen der AG befinden sich im Berichtsjahr keine (i.V.: 36 Mio. EUR) bör-
senfähigen Aktien oder Wertpapiere, die nicht nach dem Niederstwert bewertet wurden. 
 
Die sonstigen Vermögensgegenstände werden mit dem Nominalbetrag angesetzt, die sonsti-
gen Verbindlichkeiten mit dem Rückzahlungsbetrag. 
 
Rückstellungen sind in der Höhe angesetzt, die nach vernünftiger kaufmännischer Überlegung 
erforderlich ist. 
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Erläuterungen zur Bilanz und 
zur Gewinn- und Verlustrechnung 
 
Durch die Übertragung des operativen Geschäftes in die Landesbank Berlin AG im Rahmen 
der Umsetzung des Projektes „Eine Bank“ ist der unmittelbare Vergleich nur wenig aussage-
kräftig. 
 
Zur Abbildung der nach § 265 Abs. 2 HGB geforderten Vergleichbarkeit mit Vorjahresbeträgen 
wurde daher auf eine Dreispaltendarstellung mit zusätzlicher Angabe einer Vergleichszahl 2005 
zurückgegriffen. Darin werden Effekte aus einer angenommenen Übertragung des Geschäfts-
betriebs in die Landesbank Berlin AG mit Wirkung ab dem 1. Januar 2005 widergegeben. 
 
Dabei wurde die hypothetische Übertragung grundsätzlich nur soweit dargestellt, wie sie nicht 
den tatsächlichen rechtlichen Verhältnissen zum 31. Dezember 2005 widerspricht. Vergleichs-
zahlen werden in der Bilanz und in der GuV dargestellt. Im Anhang werden Vergleichszahlen 
nur in den Tabellen angegeben. 
 

Bilanz 

(1) Beziehungen zu verbundenen Unternehmen und zu Unternehmen mit denen ein Be-
teiligungsverhältnis besteht 

 
Die Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind ausschließlich gegen-
über der Landesbank Berlin AG. Unter Forderungen gegenüber Kreditinstitute ist im wesentli-
chen die Gewinnabführung der Landesbank Berlin AG gemäss des Ergebnisabführungsvertra-
ges ausgewiesen und im übrigen die laufende Verrechnung mit der Landesbank Berlin AG.  
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(2) Entwicklung des Finanzanlagevermögens  
 

 
Die Abgänge bei den Anschaffungs- und Herstellungskosten resultieren im wesentlichen aus der 
Übertragung des Geschäftsbetriebs von der Landesbank Berlin Holding AG auf die Landesbank 
Berlin AG. 
 
Der Zugang bei den Anteilen an verbundenen Unternehmen aus EineBank resultiert aus der 
Ausgliederung des nahezu gesamten Geschäftsbetriebs in die LBB AG. Die Umbuchung ergibt 
sich aus der Einbeziehung der Anschaffungskosten und kumulierten Abschreibungen der ehe-
maligen Gewinnbezugsrechte an der LBB AöR, die durch Umwandlung der LBB in eine Aktien-
gesellschaft zu Anschaffungskosten für die Aktien der LBB geworden sind. 
 

in Mio. EUR Forderungen 
1)

Schuldver-
schreibungen 
und andere 

festverzinsliche 
Wertpapiere

Aktien und 
andere nicht 

festverzinsliche 
Wertpapiere

Beteiligungen Anteile an 
verbundenen 
Unternehmen

Buchwert zum 31.12.2005 0 63 29 187 1.891
Anschaffungs-/Herstellungskosten
zum 31.12.2005 7 63 45 199 3.054
   Zugänge EineBank 0 0 0 0 1.516
   Zugänge 2006 0 0 0 0 1
   Abgänge 2006 7 63 45 199 2.141
   Umbuchungen 2006 0 0 0 21 59
   Effekte aus Wechselkursänderungen 0 0 0 0 0
Anschaffungs-/Herstellungskosten
zum 31.12.2006 0 0 0 21 2.489
Kumulierte Zuschreibungen
zum 31.12.2005 0 0 18 1 0
Zugänge 2006 0 0 0 0 0
Abgänge 2006 0 0 18 1 0
Kumulierte Zuschreibungen
zum 31.12.2006 0 0 0 0 0
Kumulierte Abschreibungen 
zum 31.12.2005 7 0 34 13 1.163
   Zugänge 2006 0 0 0 0
   Abgänge 2006 7 0 34 13 1.141
   Umbuchungen 2006 0 0 0 21 59
   Effekte aus Wechselkursänderungen 0 0 0 0 0
Kumulierte Abschreibungen
zum 31.12.2006 0 0 0 21 81
Buchwert zum 31.12.2006 2) 0 0 0 0 2.408
1) Wandelgenussrechte aus Sanierungsmaßnahmen
2) Buchwert bei Beteiligungen entspricht einem Euro
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(3) Entwicklung des Sachanlagevermögens 
 

 
 

(4) Börsenfähigkeit / Börsennotierung 
 
in Mio. EUR börsenfähig börsennotiert nicht börsennotiert

31.12.
2006

VZ 
2005

31.12.
2005

31.12.
2006

VZ 
2005

31.12.
2005

31.12.
2006

VZ 
2005

31.12.
2005

Schuldverschreibungen und andere 
festverzinsliche Wertpapiere

0 0 26.690 0 0 25.682 0 0 1.008

Aktien und andere nicht festverzinsliche 
Wertpapiere

0 0 2.278 0 0 2.278 0 0 0

Beteiligungen 0 0 157 0 0 123 0 0 34

Anteile an verbundenen Unternehmen 2.408 2.408 876 0 0 630 2.408 2.408 246

    davon LBB AG 2.407 2.407 0 0 0 0 2.407 2.407 0  
 

in  M io. EU R Sachanlagen Im m aterie lle 
Anlagewerte

B u c h w er t  zu m  31.12.2005 75 60
Anschaffungs-/H erstellungskosten
zum  31.12.2005 149 171
   Abgänge E ineBank 149 171
   Zugänge E ineBank 0 0
   Zugänge 2006 0 0
   Abgänge 2006 0 0
   U m buchungen 2006 0 0
   E ffek te aus W echselkursänderungen 0 0
Anschaffungs-/H erstellungskosten
zum  31.12.2006 0 0
Kum ulierte Zuschreibungen
zum  31.12.2005 1 0
Abgänge E ineBank 1 0
Zugänge 2006 0 0
Abgänge 2006 0 0
Kum ulierte Zuschreibungen
zum  31.12.2006 0 0
Kum ulierte Abschre ibungen 
zum  31.12.2005 75 111
   Abgänge E ineBank 75 111
   Zugänge 2006 0 0
   Abgänge 2006 0 0
   U m buchungen 2006 0 0
   E ffek te aus W echselkursänderungen 0 0
Kum ulierte Abschre ibungen
zum  31.12.2006 0 0
B u c h w er t  zu m  31.12.2006 0 0
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(5) Bestände in Fremdwährung 
 

in Mrd. EUR 31.12.2006
Vergleichszahl

31.12.2005 31.12.2005
Vermögensgegenstände 0,0 0,0 8,1
Verbindlichkeiten 0,0 0,0 8,8  

(6) Sonstige Vermögensgegenstände 
 

in Mio. EUR 31.12.2006
Vergleichszahl

31.12.2005 31.12.2005
Aktivposten aus Portfolien 0 0 1.737

Forderungen aus Collateral 0 0 1.743

Gewinnansprüche LBB 0 0 687

Forderungen an Finanzbehörden 112 102 102
Forderungen aus Termingeschäften und Swaps                  
sowie Zinsabgrenzung aus Termingeschäften 0 0 83
Einzugspapiere 0 0 4

Übrige 6 8 112

Insgesamt 118 110 4.468  
 
Bei den Gewinnansprüchen gegenüber der LBB im Vorjahr handelt es sich um die 1998 durch 
die Bankgesellschaft Berlin AG vom Land Berlin erworbenen Ansprüche auf 24,99% des Ertra-
ges und eines etwaigen Liquidationserlöses der Landesbank Berlin, die mit der Umwandlung 
der LBB in eine Aktiengesellschaft in den Buchwert der Anteile an verbundenen Unternehmen 
eingegangen sind.  

(7) Sonstige Verbindlichkeiten 
 

in Mio. EUR 31.12.2006
Vergleichszahl

31.12.2005 31.12.2005
Passivposten aus Portfolien 0 0 1.162
Verbindlichkeiten aus Collateral 0 0 1.093
Verbindlichkeiten ggü. Finanzbehörden 2 6 6
Abgegrenzte Zinsen für                    
nachrangige Verbindlichkeiten 0 0 41
Verbindlichkeiten aus                                    
Lieferungen und sonstigen Leistungen 0 0 30
Verbindlichkeiten aus              
Termingeschäften und Swaps sowie                 
Zinsabgrenzung aus Termingeschäften 0 0 142
Übrige 25 0 9
Insgesamt 27 6 2.483  
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(8) Andere Rückstellungen 
 

in Mio. EUR 31.12.2006
Vergleichszahl

31.12.2005 31.12.2005
Rückstellungen für Portfolien,                                              
Wertpapier- und Devisengeschäfte 0 0 292
Rückstellungen für Risiken des Kreditgeschäfts 0 0 98
Rückstellungen für Kapitalmaßnahmen IBG 0 0 0
Rückstellungen im Personalbereich 0 0 54
Rückstellungen für Restrukturierungsmaßnahmen 0 0 107
Rückstellungen aus EU-Entscheidung vom 18.2.2004 0 0 212
Übrige 75 64 105
Insgesamt 75 64 868  

(9) Eigenkapital 
 
Das gezeichnete Kapital der Landesbank Berlin Holding AG beträgt 2.555 Mio. EUR und ist 
eingeteilt in 999.327.870 Stückaktien.  
 
Die Hauptversammlung vom 14. Juli 2006 hat die Landesbank Berlin Holding AG ermächtigt, 
bis zum 30. September 2007 zum Zwecke des Wertpapierhandels eigene Aktien gemäß § 71 
Abs. 1 Nr. 7 AktG zu erwerben. Die Erwerbspreise dürfen den durchschnittlichen Schlusskurs 
der Aktien an den jeweils zehn vorangegangenen Börsentagen nicht um mehr als 10% über- 
bzw. unterschreiten. Der Handelsbestand der zu diesem Zweck erworbenen Aktien darf 5% des 
Grundkapitals der Bankgesellschaft Berlin AG (nun Landesbank Berlin Holding AG) am Ende 
eines jeden Tages nicht übersteigen.  
 
Daneben besteht gemäß Beschluss der Hauptversammlung vom 14. Juli 2006 bis zum 30. 
September 2007 die Möglichkeit des Erwerbs von eigenen Aktien zu anderen Zwecken als dem 
Handel in eigenen Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG. Davon wurde im Berichtsjahr 2006 
kein Gebrauch gemacht. 
 
Die Bankgesellschaft Berlin AG bzw. nach der Ausgliederung nahezu des gesamten Ge-
schäftsbetriebs auf die Landesbank Berlin AG die Landesbank Berlin AG haben im Geschäfts-
jahr 2006 die gesamten von ihnen gehaltenen Aktien der Bankgesellschaft Berlin AG bzw.  der 
Landesbank Berlin Holding AG (insgesamt 27.486.235 Stück) verkauft, dies entspricht einem 
Anteil von 2,750% am Grundkapital. Die Verkäufe erfolgten zu verschiedenen Terminen jeweils 
zum Börsenkurs. Der Durchschnittskurs für alle Verkäufe lag bei 4,81 EUR. Die Erlöse (132 
Mio. EUR) wurden zur Verstärkung der Betriebsmittel eingesetzt. Erwerbe von Aktien der 
Bankgesellschaft Berlin AG bzw. der Landesbank Berlin Holding AG durch die Landesbank 
Berlin Holding AG oder eines ihrer Tochterunternehmen fanden im Berichtsjahr nicht statt. 
 
Im Kreditgeschäft hat das 100%ige Tochterunternehmen Landesbank Berlin AG am Jahresen-
de 2006 gemäß § 71 e AktG 65.066 (i.V.: 202.104) der Landesbank Berlin Holding AG Stück-
aktien als Pfand genommen; dies entsprach 0,02% (i.V.: 0,02%) des gezeichneten Kapitals. 
 
Der Bilanzgewinn für das Geschäftsjahr 2006 beträgt 152,6 Mio. EUR. Im Berichtsjahr wurde 
die Rücklage für eigene Anteile (82 Mio. EUR) gemäß § 272 Abs. 4 Satz 2 HGB aufgelöst,  da 
die Aktien im Rahmen der Ausgliederung nahezu des gesamten Geschäftsbetriebs in die LBB 
AG eingebracht worden sind. 
 
Vom Jahresüberschuss waren nach der Verrechnung mit dem Verlustvortrag 5% in die gesetz-
liche Rücklage (7,4 Mio. EUR) einzustellen. 
Darüber hinaus haben Vorstand und Aufsichtsrat 69,6 Mio. EUR gemäß § 58 Abs. 2 AktG den  
anderen Gewinnrücklagen zugeführt. 
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Angaben zu einzelnen GuV-Positionen  
 
 

(10) Zinsüberschuss 
 

in Mio. EUR 2006
2005

Vergleichszahl
2005

Zinserträge 0 0 1.383

aus Kredit- und Geldmarktgeschäften 0 0 749

aus festverzinslichen Wertpapieren und
Schuldbuchforderungen 0 0 634

Laufende Erträge 4 0 153
aus Aktien und anderen nicht festverzinslichen
Wertpapieren 0 0 103
aus Beteiligungen 0 0 19

aus verbundenen Unternehmen 4 0 31

Erträge aus Gewinngemeinschaften 472 118 485

Zinsaufwendungen 0 0 1.342
für Einlagen 0 0 1.216

für verbriefte Verbindlichkeiten 0 0 53

für nachrangige Verbindlichkeiten 0 0 73

Insgesamt 476 118 679  

 

 (11) Andere Verwaltungsaufwendungen 
 

in Mio. EUR 2006
2005

Vergleichszahl
2005

Gebäude- und Raumkosten 0 0 68
IT-Aufwendungen 0 0 59
Werbung und Marketing 0 0 1
Beratungen, Prüfungen, Beiträge 1 2 22
Geschäftsbetriebskosten 0 0 7
Betriebs- u. Geschäftsausstattung 0 0 1
Personalabhängige Sachkosten 0 0 5
Konzernleistungsverrechnung 1 0 25
Insgesamt 2 2 188  
 
Aufwendungen für den Abschlussprüfer: 
 

 
In den sonstigen Leistungen waren im Vorjahr prüfungsnahe Beratungen und Fortbildungskosten enthal-
ten. 

2005

2006 Vergleichszahl 2005

562 1.600 3.176
44 0 26

0 0 3
0 0 223

606 1.600 3.428

Für den Abschlussprüfer i.S.v. § 319 HGB 

im Geschäftsjahr aufgewendete Beträge: TEUR

für Jahresabschlussprüfungen
für sonstige Bestätigungs- und Bewertungsleistungen

Insgesamt

für Steuerberatung
für sonstige Leistungen
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(12) Geografische Aufteilung von Ertragspositionen 
 
Die Erträge stammen sämtlich aus dem Inland. 
 

(13) Sonstige betriebliche Aufwendungen und Sonstige betriebliche Erträge  
 

in Mio. EUR

Aufwen-
dungen Erträge

Aufwen-
dungen Erträge

Aufwen-
dungen Erträge

Konzernleistungsverrechnung 0 0 0 0 128 152
Mieterträge 0 0 0 0 27
Auflösung von Rückstellungen 0 0 0 0 21

Avalprovision Enthaftung Land Berlin 0 0
0 0 15 10

Sonstige 6 27 0 0 36 91

Insgesamt 6 27 0 0 179 301

2006

2005
Vergleichszahl

Sonstige betriebliche Sonstige betriebliche

2005

 
 
Die sonstigen betrieblichen Erträge enthalten in Höhe von 27,3 Mio. EUR Erfolge im Zusam-
menhang mit der Erstattung von Zinsen auf erhaltene Steuerrückzahlungen der Vorperioden. 

(14) Außerordentliche Aufwendungen und Außerordentliche Erträge  
 
Die außerordentlichen Aufwendungen und Erträge in der Landesbank Berlin Holding AG stellen 
sich wie folgt dar: 
 

 
 

(15) Steuern vom Einkommen und Ertrag 
 
Der Ertragsteueraufwand der Landesbank Berlin Holding AG beträgt – trotz bestehender steu-
erlicher Verlustvorträge – im Berichtszeitraum insgesamt 83,7 Mio. EUR. Hierbei berücksichtigt 
ist die Auflösung von Rückstellungen in Höhe von 15,9 Mio. EUR. 

in Mio. EUR 2006
Vergleichszahl

2005
2005

Außerordentliche Aufwendungen 0 0 28
        Zuführung Restrukturierungssrückstellungen 0 0 15
        Zuführung Rückstellung aufgrund EU-Entscheidung 0 0 7
        Sonstige 0 0 6
Außerordentliche Erträge 0 0 7
        Auflösung Restrukturierungsrückstellungen 0 0 5
        Auflösung Rückstellungen aufgrund EU-Entscheidung 0 0 2
Insgesamt 0 0 -21
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Sonstige Angaben  

(16) Haftungsverhältnisse und sonstige finanzielle Verpflichtungen 
 
Nach der Detailvereinbarung mit dem Land Berlin (Einzelheiten s. Lagebericht) ist für die Ver-
pflichtungen der daran beteiligten Gesellschaften des Konzerns Bankgesellschaft Berlin in eini-
gen Fällen eine gesamtschuldnerische Haftung verschiedener Gesellschaften festgelegt wor-
den. Die Haftungsverteilung im Innenverhältnis erfolgte durch Vereinbarung vom August 2002 
ergänzt im August 2004 und sieht einen Haftungsausgleich nach darin näher bestimmten Re-
geln vor, die sich im wesentlichen an den Beteiligungsverhältnissen an der haftungsverursa-
chenden Gesellschaft orientieren. Die Detailvereinbarung enthält ferner Regelungen zu einem 
Besserungsschein, der als Teilgewinnabführungsvertrag mit einer Laufzeit von 15 Jahren aus-
gestaltet ist und sich an definierten Eigenkapitalquoten orientiert. Für die Übernahme der Risi-
koabschirmung ist beginnend mit dem Geschäftsjahr 2002 bis zunächst einschließlich 2011 ein 
Festbetrag von jährlich 15 Mio. EUR an das Land Berlin zu zahlen, anschließend ist darüber 
erneut zu verhandeln. Die konzerninterne Aufteilung dieser Kosten erfolgte durch Vereinbarung 
vom August 2002 und sieht eine teilweise Kostenerstattung durch die Landesbank Berlin - Gi-
rozentrale -, die Berlin Hannoversche Hypothekenbank AG und die Investitionsbank Berlin ent-
sprechend dem Verhältnis der Volumina der durch die Kreditgarantie geschützten Kredite der 
Banken vor.  
 
Einzahlungsverpflichtungen  zum Jahresende für die Beteiligungen der Landesbank Berlin Hol-
ding AG bestanden zum Bilanzstichtag nicht mehr (i.V.: 4 Mio. EUR).  
 
Gemäß § 5 Abs. 10 des Statuts für den Einlagensicherungsfonds ist die Landesbank Berlin 
Holding AG verpflichtet, den Bundesverband deutscher Banken e.V. von etwaigen Verlusten 
freizustellen, die bei ihm durch Maßnahmen zugunsten der Berlin- Hannoversche Hypotheken-
bank AG anfallen.  
 
Patronatserklärungen sind durch die Landesbank Berlin Holding AG nicht abgegeben. 
 
Alle Verbindlichkeiten und Verpflichtungen aus den letztmalig im Geschäftsbericht 2005 erklär-
ten Patronaten zugunsten der Bankgesellschaft Berlin International S. A. (nun Landesbank Ber-
lin International S. A., Luxemburg), und zugunsten der Berlin-Hannoversche Hypothekenbank 
AG, Berlin (vormals: Berlin/Hannover), sowie aus den gegenüber jeweils einem bestimmten 
Gläubiger der IDLG Immobiliendienstleistungen GmbH, Berlin, und der Mario Göhr Grund-
stücks GmbH, Berlin, erklärten Patronaten wurden mit Wirkung vom 29.08.2006 auf die Lan-
desbank Berlin AG übertragen. 
 
Das letztmalig im Geschäftsbericht 2005 erklärte Patronat zugunsten der Bankgesellschaft Ber-
lin (Ireland) plc i.L., Dublin, endete mit Löschung der Gesellschaft am 11.01.2006. Das letztma-
lig im Geschäftsbericht 2005 erklärte Patronat zugunsten der Landesbank Berlin AG, Berlin, 
endete durch die Übertragung aller Verbindlichkeiten und Verpflichtungen aus diesem Patronat 
auf die Landesbank Berlin AG mit Wirkung vom 29.08.2006. 
 
Die Verpflichtungen aus Garantien betreffen die Haftung der Landesbank Berlin Holding AG als 
Gesamtschuldner mit der Landesbank Berlin AG für alle von der Bankgesellschaft Berlin Finan-
ce (Ireland) plc emittierten Anleihen unter dem MTN-Programm (3.363,9 Mio. EUR), die aus 
rechtlichen Gründen nicht im Rahmen der Ausgliederung auf die Landesbank Berlin AG über-
tragen werden konnten. 
Daneben garantiert die Landesbank Berlin Holding AG 85 Zertifikate und Schuldverschreibun-
gen (407,1 Mio. EUR), die sie emittiert und auf die Landesbank Berlin AG übertragen hat. 
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(17) Anzahl der Beschäftigten im Jahresdurchschnitt 
 

2006
2005

Vergleichszahl
2005

Vollzeitbeschäftigte 0 0 1.314
Teilzeitkräfte 0 0 194
Auszubildende 0 0 9
Insgesamt 0 0 1.517  
 

(18) Bezüge des Vorstands und des Aufsichtsrats  
 
Die den Vorstand der Obergesellschaft Landesbank Berlin Holding AG bildenden Herren Vetter 
und Dr. Veit sind zugleich Vorstandsmitglieder der Landesbank Berlin AG, auf die nahezu das 
gesamte Bankgeschäft der Landesbank Berlin Holding AG, d.h. der damaligen Bankgesell-
schaft Berlin AG, übertragen worden ist. Im Zuge der Ausgliederung des Bankgeschäfts nach 
dem Ausgliederungs- und Übernahmevertrag zwischen Bankgesellschaft Berlin AG und Lan-
desbank Berlin AG vom 29. Mai 2006 sind sämtliche Vertragsbeziehungen, so auch die Vor-
standsdienstverträge, auf die Landesbank Berlin AG übertragen worden. Abweichend von ihrer 
organschaftlichen Bestellung als Vorstandsmitglieder der Landesbank Berlin Holding AG be-
stehen demgemäss auch die Dienstverträge der Herren Vetter und Dr. Veit sowie auch die sie 
betreffenden Versorgungsvereinbarungen und vergleichbaren Verträge mit der LBB AG, für die 
sie überwiegend tätig sind. 
 
Die Landesbank Berlin AG, die auf dieser vertraglichen Grundlage die Vorstandsbezüge für die 
beiden im Doppelband tätigen Vorstandsmitglieder zahlt, erhält von der Landesbank Berlin Hol-
ding AG einen am zeitlichen Aufwand orientierten, jährlich auf seine Angemessenheit zu über-
prüfenden Ausgleichsbetrag in Höhe einer monatlichen Pauschale von 5 TEUR  je Vorstands-
mitglied bzw. 6 TEUR für den Vorstandsvorsitzenden. Hierfür wurden von der Landesbank Ber-
lin Holding AG im Jahre 2006 pro rata temporis 44 TEUR als Aufwandsersatz erstattet.  
 
An Vorstände und Aufsichtsorgane wurden folgende Bezüge gezahlt: 
 

in TEUR
2006

2005
Vergleichszahl

2005

Gesamtbezüge des Vorstands 1) 0 0 4.194
Gesamtbezüge des Aufsichtsrats 487 482 482
an frühere Vorstandsmitglieder 
oder deren Hinterbliebene gezahlt 0 0 4.693
für Pensionsverpflichtungen 
  gegenüber diesem Personenkreis zurückgestellt 0 0 46.460
1) Die LBB Holding zahlte an die LBB einen Aufwandsersatz von 44 TEUR  
 

 
Im Vorjahr waren in den vorgenannten Bezügen des Vorstands erfolgsabhängige Zahlungen in 
Höhe von  370 TEUR enthalten. Die Zahlungen an frühere Vorstandsmitglieder oder deren Hin-
terbliebene wurden in 2005 um Nachzahlungen für Vorjahre in Höhe von 355 TEUR erhöht aus-
gewiesen. 
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Die am 31. Dezember 2006 amtierenden Vorstandsmitglieder erhielten im Jahr 2006 die nach-
stehenden Vergütungen: 
 

 
Vergütungskomponenten mit langfristiger Anreizwirkung (Bezugsrechte, sonstige aktienbasierte 
Vergütungselemente o.ä.) bestehen für die Vorstandsmitglieder nicht. 
 
Die Angaben gemäß § 285 Satz 1 Nr. 9a Satz 6 bis 9 HGB sind im Lagebericht enthalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

in TEUR Sonstige Gesamt
Vergütungen 1)

davon nicht

Mitglieder des
erfolgs-

unabhängige
ruhegehalts-

fähige
erfolgs-

abhängige
Vorstands Vergütung Festtantieme Vergütung

Hans Jörg Vetter (LBB H, LBB) 999 460 450 25 1.474

Dr. Thomas Veit (LBB H, LBB) 677 300 150 30 857

Summe Organmitglieder
LBB Holding 1.676 760 600 55 2.331

Serge Demolière (LBB) 974 489 75 32 1.081

Dr. Johannes Evers (LBB) 615 246 120 41 776

Uwe Kruschinski (LBB) 662 300 40 30 732

Hans-Jürgen Kulartz (LBB) 615 246 75 42 732

Martin K. Müller (LBB) 590 290 120 34 744
Vergütungsaufwand
Gesamt (LBB AG) 5.132 2.331 1.030 234 6.396

Jahresvergütung

Eine Zuordnung der Pauschalprämie für die Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung zu den einzelnen Vorstandsmitgliedern wird nicht 
vorgenommen.

1) Die Sonstigen Vergütungen betreffen Sachbezüge (geldwerter Vorteil der Nutzung der Dienstwagen ) von 126 TEUR sowie den 
sogenannten Arbeitgeber-Anteil Nettobezug (Übernahme der Versteuerung des geldwerten Vorteils durch den Arbeitgeber ) in Höhe von 
104 TEUR. Ferner sind in den genannten sonstigen Vergütungen Zahlungen enthalten, die Herr Müller im Berichtsjahr als 
Arbeitgeberzuschuss zur Kranken- bzw. Pflegeversicherung erhalten hat.
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Die für das Geschäftsjahr 2006 an die einzelnen Mitglieder des Aufsichtsrats zu zahlende Ver-
gütung beträgt einschließlich der Ausschusstätigkeit (jeweils ohne Umsatzsteuer): 
 

 

(19) Mandate in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien  
 
Die Mandate von Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats der Landesbank Berlin Hol-
ding AG in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien (§§ 285 Nr. 10, 340a Abs.4 Nr. 1 HGB) 
sind in der Anlage 3 zum Anhang dargestellt. 
 

(20) Corporate Governance 
 
Die nach § 161 AktG zum Corporate Governance Kodex erforderlichen Entsprechenserklärun-
gen von Vorstand und Aufsichtsrat wurden und werden im Internetauftritt der Landesbank Ber-
lin Holding AG veröffentlicht. 
 
Einzelheiten zum Erwerb von Aktien durch Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder werden im 
Internetauftritt der Landesbank Berlin Holding AG unter „Meldepflichtige Geschäfte gemäß § 15 
a WpHG“ veröffentlicht. Sowohl der Aktienbesitz eines einzelnen Vorstands- oder Aufsichts-
ratsmitglieds als auch der Gesamtbesitz aller Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder liegen un-
ter 1 % der von der Landesbank Berlin Holding AG ausgegebenen Aktien (6.6 DCGK).  
 

in TEUR Betrag in TEUR Betrag

Mitglieder des Mitglieder des
Aufsichtsrats Aufsichtsrats

Dr. h.c. Klaus Adam
Vorsitzender 56 Daniel Kasteel 15
Bärbel Wulff
stellv. Vorsitzende 35 Prof. Dr. Hannes Rehm 15

Dr. h.c. Axel Berger 15 Heiko Reinhard 2) 13

Dagmar Brose 24 Andreas Rohde 3) 1

Thomas Dobkowitz 15 Senator Dr. Thilo Sarrazin 25

Dr. Michael Endres 29 Dr. Heinz-Gerd Stein 24

Claudia Fieber 1) 15 Joachim Tonndorf 25

Christina Förster 15 Frank Wolf 15

Dr. Thomas Guth 15 Senator Harald Wolf 15

Sascha Händler 15 Bernd Wrede 15

Michael Jänichen 24

Summe 421

zuzügl. Ust 66

Gesamtaufwand 487
1) Mitglied bis 31.12.2006
2) Mitglied bis 31.10.2006
3) Mitglied bis 30.11.2006
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Organe der Landesbank Berlin Holding AG 
 

Vorstand 
 
Hans-Jörg Vetter 
Vorsitzender 
 

 

Serge Demolière 
bis 8.9.2006 

 

Uwe Kruschinski 
bis 8.9.2006 

 

Martin K. Müller 
bis 8.9.2006 

 

Dr. Thomas Veit 
 

 

 
 

Aufsichtsrat 
 
  
Dr. h. c. Klaus G. Adam 
Vorsitzender 

Wirtschaftsprüfer  

  
Bärbel Wulff *) 
stellv. Vorsitzende 

Vorsitzende des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG 

  

Dr. h. c. Axel Berger 
 

Vizepräsident DPR Deutsche Prüfstelle für  
Rechnungslegung e. V., Berlin; 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 

  
Dagmar Brose *) Referentin im Bereich Finanzen der Landesbank Berlin AG 
  
Thomas Dobkowitz Unternehmensberater 
  
Dr. Michael Endres 
 

ehem. Mitglied des Vorstands der Deutsche Bank AG;  
Vorsitzender des Vorstands der 
Gemeinnützige Hertie-Stiftung 

  
Claudia Fieber *) 
bis 31.12.2006 

Mitglied des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG 
(Ab 6.12.2006 freigestelltes Mitglied im Betriebsrat der Berliner Bank 
AG & Co. KG.) 
 

  
Christina Förster *) 
 

Fachsekretärin für Finanzdienstleistungen der ver.di Landesbezirk 
Berlin-Brandenburg 

  
Dr. Thomas Guth 
 

Vorsitzender der Geschäftsführung der  
SALOMON OPPENHEIM GmbH 

  
Sascha Händler *) 
 

Mitglied des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG; 
Kundenbetreuer Exportfinanzierung der Landesbank Berlin AG 

  
Michael Jänichen *) 
 

Bereichsleiter Firmenkunden der Landesbank Berlin AG und  
Leiter der Landesbank Berlin AG Niederlassung Luxemburg 

  
Daniel Kasteel *) 
 

Mitglied des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG 
 

  
Astrid Maurer *) Frauenbeauftragte der Landesbank Berlin AG 
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ab 1.1.2007 

  

Dr. Hannes Rehm 
 

Vorsitzender des Vorstands der Norddeutsche Landesbank Girozent-
rale 

  
Heiko Reinhard *) 
bis 31.10.2006 

Mitglied des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG; 
Berater Universalkunden 

  
Andreas Rohde *) 
ab 30.11.2006 

Mitglied des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG 
 

  
Senator Dr. Thilo Sarrazin Senator für Finanzen des Landes Berlin 

 
  
Dr. Heinz-Gerd Stein  ehem. Mitglied des Vorstands der 

ThyssenKrupp AG  
  
Joachim Tonndorf *) ehem. Fachsekretär Finanzdienstleistungen der 

ver.di Landesbezirk Berlin-Brandenburg  
  
Frank Wolf *) 
 

Fachbereichsleiter Finanzdienstleistungen der 
ver.di Landesbezirk Berlin-Brandenburg 

  
Senator Harald Wolf 
 

Senator für Wirtschaft, Technologie und Frauen 
des Landes Berlin 

  
Bernd Wrede 
 
 

ehem. Vorsitzender des Vorstands der 
Hapag-Lloyd AG  

 
*) Arbeitnehmervertreter 
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Berlin, 06. Februar 2007 
 
 
    Der Vorstand 
 
 
 
 
 

Vetter      Dr. Veit 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Anlagen 
 
Anlage 1:   Verzeichnis des Anteilsbesitzes  
        (§§ 285 Nr. 11 und 11a, 313 Abs.2, 340a Abs.4 Nr.2 HGB) 
 
Anlage 2:   Gesellschaften mit Ergebnisabführungsverträgen 
 
Anlage 3:   Mandate von Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats in Aufsichtsräten und an-

deren Kontrollgremien (§§ 285 Nr.10, 340a Abs.4 Nr. 1 HGB) 
 

 
 



Anlage 1
Liste des Anteilsbesitzes 

(§§ 285 Nr. 11, 340a Abs. 4 Nr. 2 HGB, einschließlich der Angaben gem. § 285 Nr. 11a HGB)
Meldendes Unternehmen: Landesbank Berlin Holding AG
Stand: 31.12.2006
Bearbeitungsstand: 14.02.2007
Zielwährung/Einheit: EUR / in Tsd.

Verbundene Unternehmen
Lfd.Nr. Name/Ort Kapitalanteil abw. Stimmrechte WKZ Eigenkapital Ergebnis

1 ABT No. 3 Ltd., London  1) 11) 100,00 EUR 539,1 9,4
2 Aufbau- und Dienstleistungsgesellschaft mbH Objekt- und Baubetreuung Mecklenburg-Vorpommern, 

Berlin  1) 11) 94,00 EUR 1.686,6 903,5
3 Babefi-Holding GmbH i. L., Berlin  1) 11) 100,00 EUR 65,4 -1,8
4 BankenService GmbH Unternehmensgruppe Landesbank Berlin, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 2.343,4 111,6
5 Bankgesellschaft Berlin (UK), London  1) 9) 100,00 EUR 0,0 0,0
6 Bavaria Ikarus Immobilien GmbH, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 21,4 -1,1
7 Bavaria Immobilien Management GmbH & Co. KG - BB-Fonds International Zwei Holland -, Berlin  1) 8)

59,68 EUR 20.799,3 177,0
8 Bavaria Immobilien Projektsteuerungs GmbH & Co. Objekt Berlin-Mitte Leipziger Straße KG, Berlin  1) 

11) 94,00 EUR -2.494,0 2.030,0
9 Bavaria Vertriebs GmbH, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 119,5 68,8
10 BB-Asset Management Vermögensverwaltung GmbH, Berlin  11) 100,00 EUR 1.169,8 399,3
11 BB Privat Immobilien GmbH i. L., Berlin  13) 100,00 EUR 3.005,6 540,8
12 BB-Grundstücksgesellschaft mit beschränkter Haftung, Berlin  2) 4) 11) 100,00 EUR 51,1 0,0
13 BB-Immobilien-Service GmbH, Berlin  1) 4) 11) 100,00 EUR 299,6 0,0
14 BB-Leasing GmbH, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 2.693,1 1.159,3
15 Berlin Capital Fund GmbH, Berlin  1) 11) 100,00 EUR -5.881,5 -5.881,5
16 Berlin Hyp Immobilien GmbH, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 25,6 0,0
17 Berlin Hyp Projekt GmbH i. L., Berlin  1) 11) 100,00 EUR 250,0 0,0
18 Berlin-Hannoversche Hypothekenbank Aktiengesellschaft, Berlin  1) 11) 90,38 EUR 637.800,5 36.745,1
19 BSI Immobilien-Beteiligung GmbH & Co. Objekt Wilmersdorf oHG, Pöcking  1) 94,90 67,79 EUR 290,4 17.035,8
20 BUVI Besitz- und Verwaltungsgesellschaft für Immobilien mbH, Berlin  2) 4) 11) 100,00 EUR 25,6 0,0
21 Crown Court I LLC, City of Wilmington/Delaware  1) 100,00 USD k.A. k.A.
22 Crown Court Property London Ltd., London  1) 11) 14) 100,00 GBP 18.549,0 527,3
23 DELTAG Aktiengesellschaft für Investitionen, Berlin  1) 11) 61,00 EUR 169,7 -35,2
24 DirektBankService GmbH Unternehmensgruppe Bankgesellschaft Berlin, Berlin  1) 4) 11) 100,00 EUR 103,0 0,0
25 egs Entwicklungsgesellschaft Südhorn mbH, Berlin  1) 11) 94,00 EUR -1.177,7 -647,4
26 Eurospeedway Lausitz Entwicklungs GmbH , Berlin  1) 11) 100,00 EUR 426,5 -8,1
27 FAKT Immobilien Management-Verwaltungs GmbH, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 25,4 -0,2
28 FinTech Dreiundzwanzigste Beteiligungs- und Management GmbH, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 81,5 59,3
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Anlage 1
29 Gaia Immobilien Verwaltungs GmbH & Co. KG - Dritter IBV-Immobilienfonds International -, Berlin  1) 

11) 100,00 EUR 37,9 -298,5
30 GfBI Gesellschaft für Beteiligungen und Immobilien mbH [vorm:. BB-DATA Gesellschaft für 

Informations- und Kommunikationssysteme mbH], Berlin  1) 4) 11) 100,00 EUR 76.036,0 0,0
31 GfBI Group Services GmbH (vormals:  IBAG Group Services GmbH), Berlin  1) 11) 100,00 EUR 134,1 106,1
32 GfBI Immobilien Solutions GmbH [vorm.: Gesellschaft für Immobilien und Beteiligungen der IBAG-

Gruppe mbH (GIB)], Berlin  1) 11)
100,00 EUR 24,3 0,2

33 Grundstücksgesellschaft "Berlin" mit beschränkter Haftung, Berlin  2) 4) 11) 100,00 EUR 5.624,2 0,0
34 Grundstücksgesellschaft "URSUS" mit beschränkter Haftung, Frankfurt am Main  1) 11) 100,00 EUR 722,0 0,0
35 Grundstücksgesellschaft Bad Freienwalde/Gardelegen GbR, Berlin  1) 9) 76,05 EUR -18.327,7 -753,0
36 Grundstücksgesellschaft Lehrter Straße GbR, Berlin  1) 11) 99,93 EUR -7.070,2 302,3
37 Grundstücksgesellschaft Weichselstraße GbR - STADT UND LAND-Fonds 1 -, Berlin  1) 11) 60,22 EUR 3.833,2 130,8
38 Harpalus Verwaltungsgesellschaft mbH & Co. Vermietungs KG i. L., München  1) 9) 78,10 EUR 1.086,1 452,4
39 HaWe Immobilien GmbH & Co. Berlin Süd KG, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 752,7 116,0
40 HaWe Immobilien GmbH, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 30,6 5,2
41 HaWe Verwaltungsgesellschaft mbH, Berlin  1) 3) 100,00 EUR 6.135,5 0,0
42 HILOG Beteiligungs GmbH & Co. Mobilienleasing KG, München  1) 11) 92,49 92,47 EUR 1.622,5 1.038,6
43 Hohenzollerndamm 134 GbR, Berlin  2) 11) 100,00 EUR 16.196,5 0,0
44 IDL Beteiligungsgesellschaft mbH, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 20,8 -2,1
45 IDL Objektbeteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 162,1 43,4
46 IDLG Immobiliendienstleistungen GmbH, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 1.815,6 0,0
47 Klinikzentrum Lindenallee GmbH, Bad Schwalbach  1) 9) 100,00 EUR -2.725,4 -2.749,1
48 Landesbank Berlin AG, Berlin  4) 11) 100,00 EUR 2.062.929,0 35.285,0
49 Landesbank Berlin International S.A. [vorm.: Bankgesellschaft Berlin International S.A.], Luxembourg  

1) 11) 100,00 EUR 205.543,7 19.915,6
50 Landesbank Berlin Investment GmbH [vorm.: Bankgesellschaft Berlin INVESTMENT GmbH], Berlin  1) 

11) 100,00 EUR 16.535,5 5.900,2
51 Lausitzring Eurodrom Verwaltungs-GmbH, Klettwitz  1) 6) 60,00 EUR 13,1 -5,7
52 Lausitzring GmbH & Co. KG, Klettwitz  1) 6) 70,00 EUR -23.278,5 -9.504,4
53 LBB Finance (Ireland) plc [vormals: BGB Finance (Ireland) plc], Dublin  1) 11) 14) 100,00 EUR 1.368,0 336,0
54 LBB Grundstücks-Gesellschaft mbH der Landesbank Berlin AG, Berlin  1) 11)

100,00 EUR 255,6 0,0
55 LBB Reinsurance Ltd. [vorm.: BGB Reinsurance Ltd.], Dublin  1) 11) 100,00 EUR 13.404,5 3.227,2
56 Lenscare AG, Kiel  1) 11) 53,51 EUR 2.223,5 69,4
57 Mario Göhr Grundstücks GmbH, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 12,6 -1.246,2
58 MIKOS Verwaltungs GmbH & Co. Vermietungs KG, München  1) 94,00 55,30 EUR 25,0 0,0
59 Okeanos GmbH & Co. Objekt Berlin-Friedrichshain, Pufendorfstraße KG, Berlin  1) 11) 94,00 EUR -1.551,4 -244,3
60 Thesaurus GmbH & Co. Siebzehnte Immobilien KG, Berlin  1) 11) 94,00 EUR 28,7 -79,6
61 Thesaurus GmbH & Co. Vierzigste Immobilien KG, Berlin  1) 11) 94,00 EUR 24,5 44,8
62 Theseus Immobilien Management GmbH & Co. Objekt Duisburg-Hamborn KG, Berlin  1) 11) 94,00 EUR -5,5 683,9
63 Theseus Immobilien Management GmbH & Co. Objekt Leipziger Straße KG, Berlin  1) 11) 100,00 EUR -4.560,9 -5.040,9
64 Versicherungsservice GmbH Unternehmensgruppe Landesbank Berlin [vorm.: Versicherungsservice 

GmbH Unternehmensgruppe Bankgesellschaft Berlin], Berlin  1) 11) 100,00 EUR 1.930,5 551,3
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65 Wilkendorf Bau- und Projektentwicklungsgesellschaft mbH, Berlin  1) 11) 100,00 EUR 32,3 -54,9
66 Wilkendorf Golf Betriebsgesellschaft mbH, Altlandsberg 1) 11) 100,00 EUR 0,5 -304,9
67 Wohnbau Tafelgelände Beteiligungs GmbH, Nürnberg  1) 10) 75,00 EUR 31,3 0,2
68 Wohnbau Tafelgelände GmbH & Co. KG, Nürnberg  1) 10) 75,00 EUR 3.426,2 375,9
69 4care fulfilment GmbH, Laboe  1) 9) 100,00 EUR 26,0 0,0
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Sonstige Unternehmen von mindestens 20 v. H.
Lfd.Nr. Name/Ort Kapitalanteil abw. Stimmrechte WKZ Eigenkapital Ergebnis

70 Apollon Immobilien Verwaltungs GmbH & Co. KG - Vierter IBV-Immobilienfonds für Deutschland -, 
Berlin  1) 11) 34,65 EUR 37.806,7 1.503,3

71 Apollon Immobilien Verwaltungsgesellschaft mbH, Berlin  1) 11) 30,00 EUR 59,0 4,6
72 Atos Worldline Processing GmbH , Frankfurt am Main  1) 11) 25,10 EUR 9.889,5 0,0
73 ATTO-TEC GmbH, Siegen  1) 11) 26,00 EUR -1.018,8 -240,2
74 B + S Card Service GmbH, Frankfurt am Main  1) 12) 25,10 EUR 9.875,9 1.428,1
75 BBB Bürgschaftsbank zu Berlin-Brandenburg GmbH, Berlin  1) 11) 21,79 EUR 7.488,6 276,2
76 BerlinOnline Stadtportal GmbH & Co. KG, Berlin  1) 11) 45,00 EUR 2.277,5 222,0
77 BerlinOnline Stadtportalbeteiligungsgesellschaft mbH, Berlin  1) 11) 45,00 EUR 25,7 1,0
78 BHS Berliner Hannoversche Software GmbH, Hannover  1) 11) 50,00 EUR 1.566,6 298,7
79 Chiracon GmbH, Berlin  1) 9) 40,11 EUR -323,5 -244,5
80 CidS! Computer in die Schulen gemeinnützige Gesellschaft mbH, Berlin  1) 11) 50,00 EUR 152,4 -171,4
81 DEFAS Beteiligungs GmbH & Co. Objekt Neukölln KG, München  1) 94,00 47,00 EUR 298,0 9,9
82 DEFAS Beteiligungs GmbH & Co. Vermietungs-KG, München  1) 94,00 47,00 EUR -2.762,1 52,9
83 fairform GmbH Objekt- und Messebau Fullservice, Berlin  1) 11) 34,59 EUR -495,0 1,7
84 Friedrichsfelder Viertel Bauprojekt GmbH, Berlin  1) 11) 47,60 EUR 2,1 -11,7
85 FURIS Verwaltung GmbH & Co. Vermietungs-KG, Pöcking  1) 9) 94,00 50,00 EUR 15,5 67,7
86 Gartenstadt Stahnsdorf GmbH, Berlin  1) 9) 49,00 EUR 4,9 -0,2
87 Gartenstadt Stahnsdorf GmbH & Co. Projektentwicklungs KG, Berlin  1) 11) 48,48 EUR -55.271,1 521,4
88 GbR TOCOTAX  1) 11) 20,00 EUR k.A. -94,6
89 Gesellschaft bürgerlichen Rechts Möllendorffstraße/Parkaue, Berlin  1) 9) 50,00 EUR -2.211,8 -249,4
90 getemed Medizin- und Informationstechnik AG, Teltow  1) 11) 32,00 EUR 3.471,9 1.001,1
91 Gumes Verwaltung GmbH & Co. Objekt Rostock KG, München  1) 11) 39,60 20,00 EUR 25,6 0,2
92 INKUR Verwaltung GmbH & Co. Vermietungs-KG , München  1) 94,00 47,00 EUR -2.530,3 98,9
93 InvestitionsBank des Landes Brandenburg, Potsdam  1) 11) 25,00 14,29 EUR 178.492,4 9.844,0
94 KARUS Beteiligungs GmbH & Co. Grundbesitz KG, München  1) 11) 33,00 EUR 25,6 0,2
95 Kommunalconsult Gesellschaft für die Beratung der Öffentlichen Hand mbH i.L., Berlin  1) 11) 50,00 EUR 25,6 0,0
96 LBB, Prajs & Drimmer Grundstücksgesellschaft Hausvogteiplatz bürgerlichen Rechts, Berlin  1) 11)

50,00 EUR -3.591,9 -811,4
97 NORD EK Norddeutsche Einkaufskoordination der Bankgesellschaft Berlin AG und der Norddeutsche 

Landesbank Girozentrale GbR, Berlin/Hannover  1) 11) 50,00 EUR 156,1 31,8
98 PEB Capital B. V., Hilversum  1) 11) 42,39 EUR 15.351,0 1.481,0
99 proALPHA Software  AG, Kaiserslautern  1) 11) 22,74 EUR 12.003,0 1.389,9
100 Projektgesellschaft Forum Neukölln GbR mit auf das Gesellschaftsvermögen beschränkter Haftung, 

Berlin  1) 7) 40,00 EUR 0,0 3.423.188,1
101 ProSyst Software AG, Köln  1) 8) 27,68 EUR 0,0 -3.168,2
102 SEPIAtec GmbH, Berlin  1) 11) 46,65 EUR -586,2 489,2
103 Theseus Immobilien Management GmbH & Co. KG - Zweiter IBV-Immobilienfonds International -, 

Berlin  1) 8) 26,80 EUR 116.553,7 -2.509,1
104 WISUS Beteiligungs GmbH & Co. Zweite Vermietungs KG, München  1) 49,00 36,30 EUR -3.485,4 61,7
105 xtradyne Technologies AG, Berlin  1) 8) 25,00 EUR 0,0 -618,5
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106 Yozma III GmbH & Co. KG, München  1) 11) 21,86 USD 972,5 -142,0

Beteiligungen an großen Kapitalgesellschaften (§ 285 Nr. 11, 4. Teilsatz HGB i.V.m. § 340a Abs. Nr. 2 HGB)
Lfd.Nr. Name/Ort Kapitalanteil abw. Stimmrechte WKZ Eigenkapital Ergebnis

107 FinanzIT GmbH, Hannover  1) 11) 15,00 EUR 29.238,6 206,2
108 Immobilien- und Baumanagement der BIH-Gruppe GmbH [vorm.: Immobilien- und Baumanagement 

der Bankgesellschaft Berlin GmbH], Berlin  11) 5,10 EUR 46.100,6 14.691,9
109 MLP AG, Wiesloch  1) 11) 14) 9,90 EUR 455.192,0 199.691,0

1 Mittelbar gehalten.
2 Einschließlich mittelbar gehaltener Anteile
3 Es liegen Daten  zum 29.08.2006 vor.
4 Mit der Gesellschaft besteht ein Ergebnisabführungsvertrag
5 Es liegen Daten  zum 31.12.2000 vor.
6 Es liegen Daten  zum 31.12.2001 vor.
7 Es liegen Daten  zum 31.12.2002 vor.
8 Es liegen Daten  zum 31.12.2003 vor.
9 Es liegen Daten  zum 31.12.2004 vor.
10 Es liegen Daten  zum 30.09.2005 vor.
11 Es liegen Daten  zum 31.12.2005 vor.
12 Es liegen Daten  zum 30.09.2006 vor.
13 Es liegen Daten  zum 06.12.2006 vor.
14 IFRS-Abschluss

EZB-Kurse vom 31.12.2006

1 EUR = 0,67150 GBP
1 EUR = 1,31700 USD
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Anlage 2

Stand: 31.12.2006
(Bearbeitungsstand: 14.02.2007)

Verzeichnis der Gesellschaften mit Beherrschungs-/Ergebnisabführungsverträgen
 mit der Landesbank Berlin Holding AG

Gesellschaft

1. BB-Grundstücksgesellschaft mit beschränkter Haftung, Berlin 1)

2. BB-Immobilien-Service GmbH, Berlin 1)

3. BUVI Besitz- und Verwaltungsgesellschaft für Immobilien mbH, Berlin 1)

4. DirektBankService GmbH Unternehmensgruppe Bankgesellschaft Berlin, Berlin 1)

5. GfBI Gesellschaft für Beteiligungen und Immobilien mbH, Berlin [vorm.: BB-DATA Gesellschaft für 

Informations- und Kommunikationssysteme mbH] 1)

6. Grundstücksgesellschaft "Berlin" mit beschränkter Haftung, Berlin 1)

7. Landesbank Berlin AG

1) BV/EAV endet am 31.12.2006
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Anlage 3 
 
 
 

Verzeichnis gemäß § 285 Nr. 10 HGB zum Stichtag 31.12.2006  
bzw. Datum des Ausscheidens 
 
 
 
a)  Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten gemäß § 100 AktG 
 
 

b)  Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von  
Wirtschaftsunternehmen 

 
Ξ) Arbeitnehmervertreter 
 
 

Aufsichtsrat 
 
 
Dr. h. c. Klaus G. Adam  
Vorsitzender 
 
Wirtschaftsprüfer, Mainz 
 
 
a) Vorsitzender des Aufsichtsrats der 

- Bitburger Brauerei Th. Simon GmbH, Bitburg 
- Bitburger Holding GmbH, Bitburg 
- Landesbank Berlin AG, Berlin 

 
 Mitglied des Aufsichtsrats 

- Düsseldorfer Hypothekenbank AG, Düsseldorf 
 

 Unternehmen der RheinLand Versicherungsgruppe: 
 - RheinLand Versicherungs AG, Neuss 
 - RheinLand Lebensversicherungs AG, Neuss 
 - ONTOS Versicherungs AG, Neuss 
 - ONTOS Lebensversicherung AG, Neuss 
 - Rhion Versicherung AG, Neuss 

 
b) Vorsitzender des Gesellschafterausschusses der 
- Bitburger Holding GmbH, Bitburg 

 
 
Bärbel Wulff Ξ) 
Stellv. Vorsitzende  
 
Vorsitzende des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG, Berlin 
 
 
a) stellv. Vorsitzende des Aufsichtsrats der 

- Landesbank Berlin AG, Berlin 
 
b) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Vermögensverwaltung der Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) GmbH, Berlin 
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  Anlage 3  
 
Dr. h. c. Axel Berger 
 
Vizepräsident der Deutsche Prüfstelle für Rechnungslegung e.V., Berlin 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater  
 
 
a) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Landesbank Berlin AG, Berlin 
- Berlin-Hannoversche Hypothekenbank AG, Berlin  
 

Dagmar Brose Ξ) 
 
Referentin im Bereich Finanzen in der Landesbank Berlin AG, Berlin 
 
 

Keine Mitgliedschaften im Sinne von § 100 und § 125 AktG 
 
 
Thomas Dobkowitz 
 
Unternehmensberater, Berlin  
 
 
a) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Landesbank Berlin AG, Berlin 
 
 
Dr. Michael Endres 
 
ehem. Mitglied des Vorstands der Deutsche Bank AG, Frankfurt/Main 
 
Vorsitzender des Vorstands der  
Gemeinnützige Hertie-Stiftung, Frankfurt/Main 
 
 
a) Mitglied des Aufsichtsrats der  

- ARCOR Verwaltungs-AG, Eschborn 
- Landesbank Berlin AG, Berlin 
- Schott AG, Mainz 
 

 
Claudia Fieber Ξ) 
 
Mitglied des Betriebsrats der Berliner Bank AG & Co. KG, Berlin  
 
 

Keine Mitgliedschaften im Sinne von § 100 und § 125 AktG 
 
 
Christina Förster Ξ) 
 
Fachsekretärin für Finanzdienstleistungen der ver.di Landesbezirk Berlin-Brandenburg, Berlin  
 
 
a) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- DBV – Winterthur Krankenversicherung AG, Wiesbaden 
- Landesbank Berlin AG, Berlin  
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  Anlage 3  
Dr. Thomas Guth 
 
Vorsitzender der Geschäftsführung SALOMON OPPENHEIM GmbH, Köln/Berlin 
 
 
a) Vorsitzender des Aufsichtsrats der  
 - Gesellschaft für Industriebeteiligungen Dr. Schmidt AG & Co., Berlin 

- Comline Computer + Softwarelösungen AG, Hamburg 
- Graphit Kropfmühl AG, Hauzenberg 
 
Mitglied des Aufsichtsrats der 

 - Landesbank Berlin AG, Berlin  
  
b) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Berlin Partner GmbH, Berlin 
 
Vorsitzender des Beirats der 
- Human GmbH, Wiesbaden 

 
Mitglied des Beirats der 
- Piepenbrock Dienstleistungsgruppe, Osnabrück 

 
 
Sascha Händler Ξ) 
 
Mitglied des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG; Berlin 
Kundenbetreuer Exportfinanzierung der Landesbank Berlin AG 
 
 
a) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Landesbank Berlin AG, Berlin 
 
 
Michael Jänichen Ξ) 
  
Bereichsleiter Firmenkunden der Landesbank Berlin AG 
 
 
a) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Landesbank Berlin AG, Berlin 
 
b) stellv. Vorsitzender des Aufsichtsrats der 

- BBB Bürgschaftsbank zu Berlin-Brandenburg GmbH, Berlin 
 

Mitglied des Aufsichtsrats der 
- MBG Mittelständische Beteiligungsgesellschaft Berlin-Brandenburg GmbH, Potsdam 

  
Mitglied des Bundesbeirats der 
- Deutsche Leasing AG, Bad Homburg v.d.H. 

 
 
Daniel Kasteel Ξ) 
 
Mitglied des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG, Berlin 
 
 
a) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Landesbank Berlin AG, Berlin 
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  Anlage 3  
 
Dr. Hannes Rehm 
 
Vorsitzender des Vorstands der Norddeutsche Landesbank Girozentrale, Hannover 
__________________________________________________________________________

  

a) Mitglied des Aufsichtsrates der 
 - Salzgitter AG, Salzgitter 
  

b) Mitglied des Aufsichtsrates der 
- BANK DNB NORD A/S, Kopenhagen (Board of directors, deputy chairman) 

 - Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg – Girozentrale -, Bremen 
 - LBS Norddeutsche Landesbausparkasse Berlin-Hannover, Hannover/ Berlin 
 - Provinzial Lebensversicherung Hannover, Hannover 
 
Mitglied des Verwaltungsrats der 
- DekaBank Deutsche Girozentrale, Frankfurt/Main 
- NORD/LB Luxembourg S.A., Luxembourg (Vorsitz) 

 
 
Andreas Rohde Ξ) 
(ab 30.11.2006) 
 
Mitglied des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG, Berlin  
 
 
a) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Landesbank Berlin AG, Berlin 
 
 
Heiko Reinhard Ξ) 
(bis 31.10.2006) 
 
Mitglied des Betriebsrats der Landesbank Berlin AG, Berlin  
Berater Universalkunden 
 
 

Keine Mitgliedschaften im Sinne von § 100 und § 125 AktG 
 
 
Dr. Thilo Sarrazin 
 
Senator für Finanzen, Berlin 
 
 
a) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Berlinwasser Holding AG, Berlin 
- Landesbank Berlin AG, Berlin 
- Vivantes – Netzwerk für Gesundheit GmbH, Berlin 
 

b) Vorsitzender des Aufsichtsrats der 
- Berliner Verkehrsbetriebe (BVG), Berlin 
- BIH Berliner Immobilien Holding GmbH, Berlin 
- BIM Berliner Immobilien Management GmbH, Berlin 
 
Mitglied des Verwaltungsrats der 
- Investitionsbank Berlin, Berlin 
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  Anlage 3  
Dr. Heinz-Gerd Stein 
 
ehem. Mitglied des Vorstands der ThyssenKrupp AG, Düsseldorf 
 
 
a) Vorsitzender des Aufsichtsrats der 

- WILO AG, Dortmund 
 

Mitglied des Aufsichtsrats der 
- Landesbank Berlin AG, Berlin 
- ThyssenKrupp Marine Systems AG, Hamburg 

 
 
b) Mitglied des Advisery Board der 

- Heitkamp & Thumann  GmbH & Co. , Düsseldorf  
 
Mitglied des Board of Directors der 

- INTAC International Inc., Dallas, USA   
 
Vorsitzender des Beirats der 
- Kunststoffwerk Philippine GmbH & Co. KG, Lahnstein am Rhein 
- Saarpor Klaus Eckhardt GmbH Neunkirchen Kunststoffe KG, Neunkirchen/Saar 
 
Mitglied des Beirats der 
- Hülskens Holding GmbH & Co., Wesel 

 
 
Joachim Tonndorf Ξ) 
 
ehem. Fachsekretär Finanzdienstleistungen der ver.di Landesbezirk Berlin-Brandenburg, Berlin 
 
 
b) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Barnimer Busgesellschaft GmbH, Eberswalde 
 
 
Frank Wolf Ξ) 
 
Fachbereichsleiter Finanzdienstleistungen der ver.di Landesbezirk Berlin-Brandenburg, Berlin 
 
 
a) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Landesbank Berlin AG, Berlin 
- LBS Ostdeutsche Landesbausparkasse AG, Potsdam 
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  Anlage 3  
Harald Wolf 
 
Senator für Wirtschaft, Technologie und Frauen des Landes Berlin 
 
 
a) Vorsitzender des Aufsichtsrats der 

- Berlinwasser Holding AG, Berlin 
 
Mitglied des Aufsichtsrats der 
- Landesbank Berlin AG, Berlin 
 

b) Vorsitzender des Aufsichtsrats der 
- BEHALA Berliner Hafen- und Lagerhausbetriebe, Berlin 
- BSR Berliner Stadtreinigungsbetriebe, Berlin 
- BWB Berliner Wasserbetriebe, Berlin 
 
Mitglied des Aufsichtsrats der 
- Berlin Partner GmbH, Berlin (1. stellv. Vorsitzender) 
- Messe Berlin GmbH, Berlin 
- The New German Länder Industrial Investment Council GmbH, Berlin 
- TSB Technologiestiftung Innovationsagentur Berlin GmbH, Berlin 
 
Mitglied des Präsidiums der 
- Berlin Partner GmbH, Berlin 
 
 
Vorsitzender des Verwaltungsrats der 
- Feuersozietät Berlin-Brandenburg, Berlin 
- Investitionsbank Berlin, Berlin 
 
Mitglied des Kuratoriums der 
- TSB Technologiestiftung Innovationszentrum Berlin, Berlin 
- FHTW Fachhochschule für Technik und Wirtschaft Berlin, Berlin 
- FHW Fachhochschule für Wirtschaft, Berlin  
- UdK Universität der Künste, Berlin 
 
Mitglied des Beirats der 
- Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post, Bonn 

 
 
Bernd Wrede 
 
ehem. Vorsitzender des Vorstands der Hapag-Lloyd AG, Hamburg 
 
 
a) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Landesbank Berlin AG, Berlin 
 

b) Vizepräsident des Verwaltungsrats der 
- Kühne & Nagel International AG, Schindellegi, Schweiz 

 
Mitglied des Kuratoriums der 
- ZEIT-Stiftung Hamburg 
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Anlage 3 
 
LBB Holding AG 
 
Mandate des Vorstands nach § 285 Nr. 10 HGB und § 340a Abs. 4 Nr. 1 HGB zum Stichtag 31.12.2006  
 
a)  Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten gemäß § 100 AktG 
 
b)  Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von  

Wirtschaftsunternehmen 
 
Vorstand 
 
 
Hans-Jörg Vetter  
 
Vorsitzender des Vorstands 
 
Vorsitzender des Vorstands der Landesbank  Berlin AG, Berlin 
 
 
a) stellv. Vorsitzender des Aufsichtsrats der 

- Interseroh AG, Köln ◊ 
 

a)* Vorsitzender des Aufsichtsrats der 
- Berliner Bank Beteiligungs AG, Berlin 1 
- Berlin-Hannoversche Hypothekenbank AG, Berlin/Hannover ◊ 
 

b) Vorsitzender des Aufsichtsrats der 
- GfBI Gesellschaft für Beteiligungen und Immobilien, Berlin 

Mitglied des Verwaltungsrats 
- DekaBank Deutsche Girozentrale, Frankfurt am Main ◊ 
 

 
 
 
Dr. Thomas Veit   
 
Mitglied des Vorstands der Landesbank Berlin AG, Berlin 
 
 
a) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- FinanzIT GmbH, Hannover ◊  
 

a)* stellv. Vorsitzender des Aufsichtsrats der 
- Berliner Bank Beteiligungs AG, Berlin 1 

- Berlin-Hannoversche Hypothekenbank AG, Berlin/Hannover ◊ 
 

Mitglied des Aufsichtsrats der  
- Landesbank Berlin INVESTMENT GmbH, Berlin 

 
b) Mitglied des Aufsichtsrats der 

- Atos Worldline Processing GmbH, Frankfurt am Main ◊ 
- GfBI Gesellschaft für Beteiligungen und Immobilien mbH, Berlin 
 

 

                                                 
1 Mandat zum Ablauf des 31.12.2006 niedergelegt 
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang -  unter  Einbeziehung  der  Buchführung  und  den  Lagebericht  der  Landesbank  Berlin 
Holding AG, Berlin, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2006 geprüft. Die 
Buchführung  und  die  Aufstellung  von  Jahresabschluss  und  Lagebericht  nach  den  deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der 
Verantwortung des Vorstands der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der 
von  uns  durchgeführten  Prüfung  eine  Beurteilung  über  den  Jahresabschluss  unter  Einbezie- 
hung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss- 
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich- 
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be- 
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel- 
ten  Bildes  der  Vermögens-,  Finanz-  und Ertragslage wesentlich auswirken,  mit  hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft 
sowie die Erwartungen über  mögliche Fehler  berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise 
für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von  Stichproben  beurteilt.  Die  Prüfung  umfasst  die  Beurteilung  der  angewandten  Bilanzie- 
rungsgrundsätze  und  der  wesentlichen  Einschätzungen  des  Vorstands  sowie  die  Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
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Nach unserer  Beurteilung  aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der  Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der 
Satzung  und  vermittelt  unter  Beachtung  der  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung  ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge- 
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
 
 
Berlin, den 22. Februar 2007 

 
PricewaterhouseCoopers 
Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Borgel)  (Berninger) 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Landesbank Berlin Holding AG 
Zwischenbericht zum 31. März 2007 
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Der Konzern im Überblick

Kennzahlen

1.1. – 31.3. 

2007

1.1. – 31.3.

20061)  

GuV-Rechnung 

Zinsüberschuss Mio. s 185  183  

Risikovorsorge im Kreditgeschäft Mio. s -41  8  

Provisionsüberschuss Mio. s 76  96  

Ergbnis aus Sicherungszusammenhängen Mio. s 3  – 10  

Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten 
Finanzinstrumenten Mio. s 48  54  

Ergebnis aus Finanzanlagen Mio. s 20  10  

Ergebnis aus nach der Equity-Methode bewerten Anteilen 1  0  

Sonstiges betriebliches Ergebnis Mio. s 24  42  

Verwaltungsaufwendungen Mio. s 243  272  

Operatives Ergebnis vor Restrukturierung Mio. s 155  95  

Saldo aus Restrukturierungsaufwendungen und -erträgen Mio. s – 1  – 1  

Operatives Ergebnis / Ergebnis vor Steuern Mio. s 154  94  

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag Mio. s 31  24  

Ergebnis nach Steuern Mio. s 123 70  

Bilanz 31.3.2007 31.12.2006

Bilanzsumme Mio. s 139.971  141.619  

Eigenkapital inkl. Bilanzgewinn Mio. s 2.833  2.620  

Stille Einlagen (nom.) Mio. s 700  700  

Risikopositionen KWG Mio. s 44.783 43.236  

Kennzahlen
1.1. – 31.3. 

2007
1.1. – 31.3.

20061)

Cost-Income-Ratio % 68,1  72,5  

Eigenkapitalrendite vor Steuern % 27,6 17,8  

 31.3.2007 31.12.2006

Gesamtkennziffer nach Basel II bzw. KWG % 10,4 2)  10,6 3)  

Kernkapitalquote nach KWG % 6,7 2) 7,2 3)  

Aktie
1.1. – 31.3. 

2007
1.1. – 31.3.

20061)

Gewinn je Aktie s 0,12 0,06  

 31.3.2007 31.3.2006

Börsenkapitalisierung Mrd. s 6,88 4,62  

Aktienkurs 1.1. – 31.3. (Schlusskurse Frankfurter Börse)
1.1. – 31.3. 

2007
1.1. – 31.3. 

2006

höchst s 8,25  5,01  

tiefst s 6,20 3,11  

 31.3.2007 31.12.2006

Mitarbeiterkapazitäten (Stichtag)  Anzahl 5.918 5.960  

1)	Vorjahreszahlen angepasst
2)	gemäß LZB-Meldungen
3)	nach Feststellung des Jahresabschlusses 
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Der Konzern im Überblick

Ratings

Ungarantierte Verbindlichkeiten Garantierte Verbindlichkeiten
Öffentliche 

Pfandbriefe
Hypotheken-

pfandbriefe

Long-term-
Rating

Short-term-
Rating

Long-term-
Rating

Short-term-
Rating

Moody’s A1 (s)  P-1  Aa1(s) P-1 Aaa Aaa 

Fitch A (e) F1 AAA (s) F1+ AAA  

dbrs A (high) (s) R-1 (middle) – – – – 

s = Ausblick stabil	
e = Ausblick evolving

Die garantierten Verbindlichkeiten umfassen Verbindlichkeiten, die noch voll der Gewährträgerhaftung und 

der Anstaltslast der LBB unterliegen.
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Aktionärsbrief

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,
wir freuen uns, Ihnen über ein sehr erfolgreiches erstes Quartal 2007 berichten zu können. Wir konnten unser 

Ergebnis deutlich verbessern und unsere Erwartungen übertreffen. Es ist uns gelungen, den Schwung des 

vergangenen Jahres auch im operativen Geschäft in das erste Quartal mitzunehmen. Auch das sich verbes-

sernde Konjunktur- und Marktumfeld hat uns dabei zusätzlich geholfen.

Das operative Konzernergebnis, das dem Konzernergebnis vor Steuern entspricht, hat sich in den ersten drei 

Monaten gegenüber dem Vergleichswert im entsprechenden Vorjahresquartal auf 154 Mio. 0 um mehr als die 

Hälfte verbessert. 

Alle vier Geschäftsfelder – Private Kunden, Firmenkunden, Kapitalmarktgeschäft und Immobilienfinanzierung – 

haben in den ersten drei Monaten zum Erfolg des Konzerns beigetragen, der somit auf einer breiten Basis 

steht.

Die gute Ertragsentwicklung ist umso erfreulicher, weil sie ohne die Ergebnisbeiträge der zum Jahresende 

2006 verkauften Berliner Bank erreicht wurde. Dies zeigt, dass der Konzern der Landesbank Berlin Holding 

aus sich selbst heraus stärker wird. Der Gewinnanstieg der ersten drei Monate ist auf ein Bündel von Faktoren 

zurückzuführen: Dazu gehören die sich weiter verstärkende Vertriebskraft, die Ergebnisse der konsequenten 

Risikopolitik, ein erhöhtes Ergebnis aus Finanzanlagen und weiter reduzierte Verwaltungsaufwendungen. 

Kurz gesagt: Der Dreiklang aus gestiegener Vertriebskraft, nachhaltiger Risikopolitik und einem weiterhin 

straffen Kostenmanagement hat ein Quartalsergebnis ermöglicht, das in seiner Höhe sicherlich außergewöhn-

lich ist, so dass die einfache Hochrechnung auf das gesamte Jahr 2007 nicht möglich ist. Gleichwohl zeigt 

sich erneut, dass die Landesbank Berlin für die laufende Privatisierung des Gesamtkonzerns bestens gerüstet 

ist. Für unsere Erwartungen an das Gesamtjahr 2007 konnten wir mit dem ersten Quartal eine solide Grund-

lage schaffen. 

Mit freundlichen Grüßen

Der Vorstand 
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Grundlagen der Berichterstattung

Der vorliegende Zwischenbericht wurde nach den Vorschriften des IAS 34 erstellt und basiert auf den 

anzuwendenden IAS / IFRS-Regeln, die von der EU-Kommission im Rahmen des Endorsement-Prozesses 

übernommen wurden. Er berücksichtigt ebenfalls die Vorgaben der vom Deutschen Standardisierungsrat 

verabschiedeten Regelungen (DRS 6 und 16).

Bei der Aufstellung des Zwischenabschlusses wurden grundsätzlich dieselben Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden wie im Konzernabschluss 2006 angewandt. Die handelsinduzierten Refinanzierungszinsen 

werden, wie von den IAS / IFRS-Standards seit 2007 vorgesehen, nicht mehr dem Ergebnis aus erfolgswirk-

sam zum Zeitwert bilanzierten Finanzinstrumenten (Handelsergebnis), sondern dem Zinsergebnis zugeordnet. 

Darüber hinaus erfolgte eine Umgliederung in das Zinsergebnis zu Lasten des Handelsergebnisses im 

Zusammenhang mit der Anwendung des Makro Cash Flow Hedge Accountings. Die Vergleichswerte zum  

31. März 2006 wurden entsprechend angepasst.

Die Vergleichszahlen des entsprechenden Zeitraums des vorangegangenen Geschäftsjahres wurden ebenfalls 

für folgende im Konzernabschluss 2006 vorgenommene Ausweisänderungen angepasst:

	� Das „Ergebnis aus nach der Equity-Methode bewerteten Anteilen“ wird in einem gesonderten Posten dar-

gestellt. Im Vorjahr war das Ergebnis Bestandteil im „Zinsüberschuss“.

	� Die „Rücklage aus Währungsumrechnung“ wird als eigene Position im Posten „Eigenkapital“ ausgewiesen. 

Im Vorjahresquartal erfolgte der Ausweis in den „Gewinnrücklagen“.

Im Rahmen der Zwischenberichterstattung zum 31. März 2007 wurden Anpassungen nach IAS 8.42 für die 

Vergleichszahlen zum 31. März 2006 vorgenommen. Eine detaillierte Darstellung dieser Anpassungen sowie 

ihrer betragsmäßigen Auswirkungen finden sich in den „Sonstigen Erläuterungen“ dieses Berichtes.
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Konsolidierungskreis

Seit dem 31. Dezember 2006 sind folgende Gesellschaften aus dem Konsolidierungskreis ausgeschieden:

Die Tochtergesellschaft Berlin Capital Fund GmbH, Berlin, wurde im ersten Quartal veräußert, der Verkauf 

zum 30. März 2007 vollzogen; ebenso wurde der verbliebene Dotationsbestand am Publikumsfonds 

FlexBond-Vario-Invest, Berlin, in drei Tranchen an Dritte veräußert.

Für die Tochtergesellschaft ABT No. 3 Limited, London, wurde im ersten Quartal die Löschung aus dem 

Handelsregister beantragt, die Gesellschaft nimmt nicht mehr am öffentlichen Wirtschaftsverkehr teil; die 

Tochtergesellschaft Rhea CDO 1 PLC, Dublin, wird liquidiert.

Seit dem Jahresanfang wurden keine Gesellschaften neu in den Konsolidierungskreis aufgenommen. 

Nennenswerte Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns aus der Verände-

rung des Konsolidierungskreises ergaben sich nicht.
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Geschäftsentwicklung Januar bis März 2007

  

Der Konzern hat im ersten Quartal des Jahres 2007 sein Ergebnis, auch nach dem Verkauf der Berliner Bank, 

deutlich erhöht und seine Erwartungen übertroffen. Die Ergebnisveränderung resultiert einerseits aus dem 

erfreulichen Marktumfeld und erfolgreicher Marktbearbeitung sowie andererseits aus dem weiterhin konse-

quent betriebenen Risiko- und Kostenmanagement.

Ertragslage
Das operative Ergebnis  / Ergebnis vor Steuern erhöhte sich gegenüber dem Vorjahreswert um 60 Mio. € auf 

154 Mio. €. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in den Vorjahresvergleichszahlen noch die Erträge und die 

Aufwendungen der Berliner Bank enthalten sind. Zu der Ergebnissteigerung trugen die positive Entwicklung 

der Risikovorsorge, das Ergebnis aus Finanzanlagen und die rückläufigen Verwaltungsaufwendungen bei. Der 

Rückgang beim Provisionsüberschuss entspricht dem anteiligen Ergebnis der Berliner Bank.

Der Konzern erzielte ein Ergebnis nach Steuern von 123 Mio. € nach 70 Mio. € im Vorjahr.

Im Folgenden werden die einzelnen Ergebniskomponenten des Konzerns dargestellt:

Der Zinsüberschuss lag mit 185 Mio. € in den ersten drei Monaten auf Vorjahresniveau (183 Mio. €).

Durch die im Vergleich zur Neubildung in Höhe von 60 Mio. € überproportional höhere Auflösung (101 Mio. €) 

von Risikovorsorgen konnte bei der Risikovorsorge im Kreditgeschäft ein Erfolg von 41 Mio. € ausgewiesen 

werden. Gegenüber dem Vorjahreswert ist dies eine Veränderung von 49 Mio. €. 

Der Provisionsüberschuss verringerte sich im Vergleich zum Vorjahreszeitraum deutlich um 20 Mio. € auf  

76 Mio. € (–21 %). Dies ist darauf zurückzuführen, dass die im Vorjahr enthaltenen Provisionen der Berliner 

Bank weggefallen sind. 

 

Das Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen erhöhte sich im Vergleich zum negativen Vorjahreswert um 

13 Mio. € auf 3 Mio. €. 

Das Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten Finanzinstrumenten wird mit 48 Mio. € nach  

54 Mio. € in der Vergleichsperiode ausgewiesen. 

Das Ergebnis aus Finanzanlagen erhöhte sich um 10 Mio. € auf 20 Mio. €. Dies resultiert insbesondere aus 

dem insgesamt höheren Ergebnis aus dem Abgang von Finanzanlagen.
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Das sonstige betriebliche Ergebnis hat sich um 18 Mio. € auf 24 Mio. € vermindert. Der Vergleichswert des 

Vorjahres war durch einen Ertrag in Höhe von 27 Mio. € aus dem Verkauf einer Immobilie geprägt.

Die Verwaltungsaufwendungen blieben mit 243 Mio. € deutlich unter dem Vorjahresniveau von 272 Mio. € 

und betreffen die Personalaufwendungen, die Abschreibungen sowie die anderen Verwaltungsaufwendungen. 

Auch hier macht sich im Wesentlichen der Abgang der Berliner Bank bemerkbar.

Der Saldo aus Restrukturierungsaufwendungen und -erträgen betrifft Zinseffekte aus der Aufzinsung von 

Restrukturierungsrückstellungen. 

Die Steuern vom Einkommen und Ertrag enthalten neben den tatsächlichen Steuern in Höhe von 20 Mio. € 

auch Aufwendungen aus latenten Steuern von 11 Mio. €.

Segmentergebnisse
Im Segment Private Kunden konnte mit +2,4 % die positive Entwicklung des Zinsüberschusses auch im 

ersten Quartal 2007 gegenüber dem Vorjahreszeitraum fortgesetzt werden. Das Einlagenvolumen ist weiter 

um 97 Mio. € gestiegen. Die Anzahl der Kunden im Drittkartengeschäft wurde im ersten Quartal 2007 netto 

um weitere 84.000 Kunden erhöht. Die dazu erforderlichen Marktinvestitionen haben sich im Provisionsauf-

wand sowie im Verwaltungsaufwand niedergeschlagen, so dass sich kurzfristig eine ergebnisdämpfende 

Wirkung ergeben hat. Für die Zukunft wurde gleichwohl die Ertragskraft im Geschäftsfeld Private Kunden 

weiter gestärkt. 

Im Segment Firmenkunden liegt das operative Ergebnis mit 35 Mio. € um 10 Mio. € über dem Vorjahreswert. 

Das Geschäftsfeld profitierte von einem günstigen Verlauf der Kreditrisikovorsorge (+14 Mio. € gegenüber 

dem Vorjahr). Der Provisionsüberschuss liegt leicht über dem Vorjahreszeitraum. Der Zinsüberschuss verrin-

gerte sich im Wesentlichen aufgrund einer Margenverengung im Einlagengeschäft, die trotz einer erneuten 

Volumensteigerung nicht kompensiert werden konnte. Die Gewinnung neuer Gewerbe- und Firmenkunden 

verlief positiv: seit Jahresbeginn stieg die Gesamtzahl der Kunden netto um nahezu 500. Des Weiteren konnten 

die Verwaltungsaufwendungen reduziert werden. 

Das operative Ergebnis des Segments Kapitalmarktgeschäft hat sich im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 

+ 9 Mio. € verbessert. Der Zinsüberschuss nach Risikovorsorge bleibt nahezu unverändert. Der Rückgang 

des Provisionsüberschusses wurde durch Initialaufwand bei der Erstellung und dem Vertrieb neuer Produkte 

(insbesondere Fonds) verursacht. Der Verwaltungsaufwand liegt 3 Mio. € unter dem Vorjahreswert. Die 

erfreuliche Entwicklung wird von allen Bereichen getragen. Hervorzuheben ist, dass der Handel trotz volatiler 

Märkte erfolgreich agierte. Auch das Kundengeschäft verlief positiv. Der Absatz von Zertifikaten betrug über 

250 Mio. €. Die Landesbank Berlin Investment GmbH erreichte im 1. Quartal einen Nettomittelzufluss bei 

Publikumsfonds von ca. 400 Mio. €.
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Das Segment Immobilienfinanzierung erreichte im Berichtszeitraum ein Ergebnis von 65 Mio. €. Im Vorjahres

vergleich bedeutet das eine Steigerung um 35 % (1. Quartal 2006: 48 Mio. €). Während der Saldo aus Zins

überschuss und Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten Finanzinstrumenten nahezu stabil 

blieb, führten das positive Risikoergebnis sowie die Verbesserungen beim Ergebnis aus Sicherungszusammen-

hängen und beim sonstigen betrieblichen Ergebnis zu einer erfreulichen Ergebnisverbesserung. Die Neu

geschäftsentwicklung liegt mit rund 1,4 Mrd. € deutlich über dem Vorjahreswert von rund 480 Mio. € (ohne 

Sondergeschäfte). Damit hält die erfreuliche Neugeschäftsentwicklung der Vorjahre an. Die Neugeschäfts

verteilung nach Objektnutzungsarten, Beleihungsgebieten und Kundensegmenten entspricht den Zielsetzungen 

des Segments. Gleiches gilt für die Entwicklung der Neugeschäftsmargen. Das Neugeschäft spiegelt die  

risikobegrenzende Strategie des Segments wider.

Vermögensentwicklung
Im Vergleich zum Jahresabschluss 2006 ging die Bilanzsumme leicht um 1,6 Mrd. € oder 1 % auf 140,0 Mrd. € 

(31. Dezember 2006: 141,6 Mrd. €) zurück. An dieser Volumenreduzierung haben die Forderungen an Kredit

institute und an Kunden beziehungsweise die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten wesentlichen Anteil. 

Zuwächse waren bei den Finanzanlagen und den verbrieften Verbindlichkeiten zu verzeichnen.

 

Der Konzern hat zum Stichtag 31. März 2007 erstmalig die Eigenkapitalkennziffern nach Basel II gemeldet. 

Die Gesamtkennziffer betrug 10,4 %; die Kernkapitalquote nach KWG 6,7 %. Die per 31. Dezember 2006 

nach Feststellung des Jahresabschlusses gemeldete aufsichtsrechtliche Kernkapitalquote nach KWG lag bei 

7,2 %, die Gesamtkennziffer nach KWG bei 10,6 %.

 

Der Posten Nachrangkapital beinhaltet nachrangige Verbindlichkeiten und stille Einlagen. 

Das Eigenkapital des Konzerns erhöhte sich im Vergleich zum 31. Dezember 2006 um 213 Mio. € (vgl. Ent-

wicklung des Eigenkapitals, Seite 14).

 

Ereignisse nach dem 31. März 2007
Die Mario Göhr Grundstücks GmbH, Berlin, wurde rückwirkend zum 1. Januar 2007 auf die GfBI Gesellschaft 

für Beteiligungen und Immobilien mbH, Berlin, verschmolzen; die Verschmelzung wurde am 3. April 2007 in 

das Handelsregister eingetragen.

Die Landesbank Berlin AG hat am 16. Mai 2007 auf der Grundlage einer Aktienkauf- und Abtretungsverein

barung 75 % minus 1 Aktie an der NetBank AG mit wirtschaftlicher Wirkung zum 1. Januar 2007 erworben. 

Die Übertragung der Aktien steht unter dem Gremienvorbehalt der Verkäuferseite sowie der Erfüllung weiterer 

aufschiebender Bedingungen.
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Gewinn- und Verlustrechnung des Konzerns
für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. März 2007

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 20061) in Mio.t in %

Zinsüberschuss 185 183 2 1

	 Zinserträge 1.614 1.504 110 7

	 Zinsaufwendungen 1.429 1.321 108 8

Risikovorsorge im Kreditgeschäft – 41 8 – 49 < – 100

Zinsüberschuss nach Risikovorsorge 226 175 51 29

Provisionsüberschuss 76 96 – 20 – 21

	� Provisionserträge 103 117 – 14 – 12

	 Provisionsaufwendungen 27 21 6 29

Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen 3 – 10 13 > 100

Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert  
bilanzierten Finanzinstrumenten 48 54 – 6 – 11

Ergebnis aus Finanzanlagen 20 10 10 100

Ergebnis aus nach der Equity-Methode bewerteten Anteilen 1 0 1 x

Sonstiges betriebliches Ergebnis 24 42 – 18 – 43

Verwaltungsaufwendungen 243 272 – 29 – 11

Operatives Ergebnis vor Restrukturierung 155 95 60 63

Saldo aus Restrukturierungsaufwendungen und -erträgen – 1 – 1 0 0

Operatives Ergebnis / Ergebnis vor Steuern 154 94 60 64

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 31 24 7 29

Konzernüberschuss / Ergebnis nach Steuern 123 70 53 76

	 Konzernfremden Gesellschaftern zustehende Gewinne / Verluste 7 13 – 6 – 46

	 Konzernüberschuss der Anteilseigner des Mutterunternehmens 116 57 59 > 100

1)	Vorjahreszahlen angepasst

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 20061) in Mio.t in %

Konzernüberschuss der Anteilseigner des Mutterunternehmens (Mio. €) 116 57 59 > 100

Durchschnittliche Anzahl umlaufender Stammaktien (Stück) 999.327.870 976.162.135 23.165.735 2

Gewinn je Aktie (t) 2) 0,12 0,06 0,06 100

1)	Vorjahreszahlen angepasst
2)	verwässertes / unverwässertes Ergebnis



Bilanz des Konzerns
 

Aktiva

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in Mio.t in %

Barreserve 858 955 – 97 – 10

Forderungen an Kreditinstitute 26.299 28.357 – 2.058 – 7

Forderungen an Kunden 49.079 50.898 – 1.819 – 4

Risikovorsorge – 1.724 – 1.825 101 6

Positive Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten 388 318 70 22

Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Vermögenswerte 14.266 14.652 – 386 – 3

Finanzanlagen 46.092 43.538 2.554 6

Nach der Equity-Methode bewertete Anteile 109 74 35 47

Immaterielle Vermögenswerte 642 650 – 8 – 1

Sachanlagen 593 613 – 20 – 3

Investment Properties 94 83 11 13

Tatsächliche Ertragsteueransprüche 118 128 – 10 – 8

Latente Ertragsteueransprüche 790 798 – 8 – 1

Sonstige Aktiva 2.315 2.270 45 2

Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte  
und Abgangsgruppen 52 110 – 58 – 53

Gesamt 139.971 141.619 – 1.648 – 1

Passiva

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in Mio.t in %

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 43.132 48.935 – 5.803 – 12

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 28.604 28.367 237 1

Verbriefte Verbindlichkeiten 35.267 32.358 2.909 9

Negative Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten 1.002 1.090 – 88 – 8

Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Verpflichtungen 22.626 21.434 1.192 6

Rückstellungen 1.462 1.463 – 1 0

Tatsächliche Ertragsteuerverpflichtungen 154 167 – 13 – 8

Latente Ertragsteuerverpflichtungen 71 71 0 0

Sonstige Passiva 1.674 1.778 – 104 – 6

Zur Veräußerung gehaltenen Abgangsgruppen  
zugeordnete Verbindlichkeiten 0 8 – 8 – 100

Nachrangkapital 3.146 3.328 – 182 – 5

	 davon: Stille Einlagen 700 700 0 0

Eigenkapital 2.833 2.620 213 8

Gesamt 139.971 141.619 – 1.648 – 1

354
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Entwicklung des Eigenkapitals
in der Zeit vom 1. Januar bis zum 31. März 2007

Eigenkapitalspiegel 1. Quartal 20061)

in Mio.t

Gezeich
netes 

Kapital
Kapital- 

rücklage
Gewinn- 

rücklagen

Rücklage aus 
Währungs-

umrechnung

Neu- 
bewertungs-

rücklagen
Anteile im 

Fremdbesitz
Bilanz
gewinn

Eigenkapital  
Gesamt 

Eigenkapital zum 
31.12.2005 2.484 15 – 606 1 291 36 – 370 1.851

Anpassungen gemäß IAS 8   91  – 41   50

Eigenkapital zum 
31.12.2005 angepasst 2.484 15 – 515 1 250 36 – 370 1.901

Anpassungen gemäß IAS 8   – 56  93   37

Eigene Aktien 22 16      38

Konzernüberschuss      13 57 2) 70

Erfasste Erträge und 
Aufwendungen      – 122   – 122

Veränderungen im Konsoli-
dierungskreis und sonstige 
Veränderungen   – 2 – 1 14 17 2) 28

Eigenkapital zum 31.3.2006 2.506 31 – 573 0 221 63 – 296 1.952

1)	Der Eigenkapitalspiegel ist Bestandteil der Notes.
2)	Vorjahreszahlen angepasst

Eigenkapitalspiegel 1. Quartal 20071)

in Mio.t

Gezeich
netes 

Kapital
Kapital- 

rücklage
Gewinn- 

rücklagen

Rücklage aus 
Währungs-

umrechnung

Neu- 
bewertungs-

rücklagen
Anteile im 

Fremdbesitz
Bilanz
gewinn

Eigenkapital  
Gesamt 

Eigenkapital zum 
31.12.2006 2.554 77 – 399 1 137 97 153 2.620

Konzernüberschuss      7 116 123

Erfasste Erträge und 
Aufwendungen     29   29

Veränderungen im Konsoli-
dierungskreis und sonstige 
Veränderungen   98 – 1 – 3 21 – 54 61

Eigenkapital zum 31.3.2007 2.554 77 – 301 0 163 125 215 2.833

1)	Der Eigenkapitalspiegel ist Bestandteil der Notes.



356

  

Entwicklung des Eigenkapitals

Erfasste Erträge und Aufwendungen
Die direkt im Eigenkapital erfassten Erträge und Aufwendungen umfassen die Veränderungen der Neubewer-

tungsrücklage aus Marktbewertung der Available-for-Sale Papiere mit 28 Mio. € sowie der Cash-Flow-Hedge-

Veränderungen in Höhe von – 4 Mio. €. Die latenten Steuern auf direkt mit dem Eigenkapital verrechneten 

Wertänderungen betragen 5 Mio. €, so dass die saldierte Zuführung zum Eigenkapital 29 Mio. € beträgt.

Unter Berücksichtigung des Konzernjahresüberschusses ergibt sich ein Gesamtwert gemäß IAS 1.96 für das 

Geschäftsjahr in Höhe von 152 Mio. €; davon entfallen auf Anteilseigner des Mutterunternehmens 146 Mio. € 

und auf konzernfremde Gesellschafter 6 Mio. €. 
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Segmentberichterstattung im Konzern

Private Kunden 1)  Firmenkunden 1)  Kapitalmarkt- 

geschäft

Immobilien- 

finanzierung

Corporate Investments 1)  Sonstiges / 

 Konsolidierung

KONZERN vor Vergütung 

 stille Einlagen

Vergütung 

 stille Einlagen

KONZERN nach Vergütung 

 stille Einlagen

in Mio.t

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. – 31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. –31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. – 31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. –31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. – 31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. – 31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. –31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. – 31.3.

2006

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. – 31.3.

20062)

Zinsüberschuss 86 84 28 34 41 49 81 111   36 – 39 – 112 197 202 – 12 – 19 185 183

Risikovorsorge im Kreditgeschäft  2 – 18 – 4 – 12 – 6 – 9 – 1   6 – 2 11 – 41 8   – 41 8

Zinsüberschuss nach Risikovorsorge 86 82 46 38 53 55 90 112   30 – 37 – 123 238 194 – 12 – 19 226 175

Provisionsüberschuss 50 54 8 8 13 15 2 2   19 3 – 2 76 96   76 96

Ergebnis aus Sicherungs
zusammenhängen     2 – 4 1 – 7      1 3 – 10   3 – 10

Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeit-
wert bilanzierten Finanzinstrumenten 3)      35 35 – 6 – 33     19 52 48 54   48 54

Ergebnis aus Finanzanlagen    1 4 1 11 8     5  20 10   20 10

Ergebnis aus nach der Equity-Methode 
bewerteten Anteilen             1  1    1  

Sonstiges betriebliches Ergebnis   2  3 2 – 1 – 7    1 20 46 24 42   24 42

Verwaltungsaufwendungen 4) 94 88 21 22 43 46 32 27    41 53 48 243 272   243 272

Operatives Ergebnis vor  
Restrukturierung 42 48 35 25 67 58 65 48     9 – 42 – 74 167 114 – 12 – 19 155 95

Saldo aus Restrukturierungs
aufwendungen und -erträgen            – 1 – 1 – 1 – 1   – 1 – 1

Operatives Ergebnis 42 48 35 25 67 58 65 48     9 – 43 – 75 166 113 – 12 – 19 154 94

Segmentvermögen 5) 3.689 3.022 5.385 6.060 65.335 58.370 52.356 48.438   2.993 12.298 18.939 139.063 137.822   139.063 137.822

Segmentverbindlichkeiten  
(ohne Eigenkapital)  5) 10.486 10.271 4.567 3.293 54.059 47.677 42.553 38.985   4.867 25.248 31.435 136.913 136.528   136.913 136.528

Risikopositionen  2.665 2.427 4.182 4.410 18.698 14.597 16.018 15.727   2.559 3.220 3.516 44.783 43.236   44.783 43.236

Gebundenes Eigenkapital (Durchschnitt) 6) 264 233 281 296 1.182 942 1.012 990     168 189 583 2.928 3.212 – 700 – 1.100 2.228 2.112

Mitarbeiterkapazitäten (Stichtag) 2.251 2.479 640 664 442 442 566 595   888 2.019 2.097 5.918 7.165   5.918 7.165

Eigenkapitalrentabilität 7) 63,6 % 82,4 % 49,8 % 33,8 % 22,7 % 24,6 % 25,7 % 19,4 %   21,4 %   22,7 % 14,1 % 7,1 % 7,1 % 27,6 % 17,8 %

Cost-Income-Ratio 8) 69,1 % 63,8 % 55,3 % 51,2 % 43,9 % 46,9 % 36,4 % 36,5 %  73,2 % 65,9 % 69,0 % 68,1 % 72,5 %

1)	�Die Ergebnisse der Berliner Bank werden rückwirkend für 2006 unter Corporate Investments ausgewiesen.
2)	�Vorjahreszahlen angepasst
3)	�für 2006 rückwirkende Verrechnung des aus der Trennung der strukturierten Emissionen in Host Contract und Embedded Derivative resultierenden Mismatches zwischen  

Kapitalmarktgeschät und Sonstiges / Konsolidierung
4)	�für 2006 rückwirkender Ausweis der Aufzinsungsbeträge aus der Dotierung der Rückstellungen für Altersversorgung (Pensionsrückstellungen) im Segment Sonstiges / Konsolidierung
5)	Segmentvermögen / -verbindlichkeiten ohne Steuerpositionen
6)	Für den Konzern insgesamt wird unter „Gebundenem Eigenkapital“ das Kernkapital gem. § 10 KWG inklusive und exklusive der stillen Einlagen des Landes Berlin ausgewiesen.
7)	Gesamtjahreskennzahl, gerechnet mit gerundeten Werten in Mio. 0; Vergütung stille Einlagen gerechnet mit Werten in 0	
8)	gerechnet mit gerundeten Werten in Mio. 0
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Segmentberichterstattung im  Konzern 

Private Kunden 1)  Firmenkunden 1)  Kapitalmarkt- 

geschäft

Immobilien- 

finanzierung

Corporate Investments 1)  Sonstiges / 

 Konsolidierung

KONZERN vor Vergütung 

 stille Einlagen

Vergütung 

 stille Einlagen

KONZERN nach Vergütung 

 stille Einlagen

in Mio.t

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. – 31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. –31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. – 31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. –31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. – 31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. – 31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. –31.3.

20062)

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. – 31.3.

2006

1.1. – 31.3. 

2007 

1.1. – 31.3.

20062)

Zinsüberschuss 86 84 28 34 41 49 81 111   36 – 39 – 112 197 202 – 12 – 19 185 183

Risikovorsorge im Kreditgeschäft  2 – 18 – 4 – 12 – 6 – 9 – 1   6 – 2 11 – 41 8   – 41 8

Zinsüberschuss nach Risikovorsorge 86 82 46 38 53 55 90 112   30 – 37 – 123 238 194 – 12 – 19 226 175

Provisionsüberschuss 50 54 8 8 13 15 2 2   19 3 – 2 76 96   76 96

Ergebnis aus Sicherungs
zusammenhängen     2 – 4 1 – 7      1 3 – 10   3 – 10

Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeit-
wert bilanzierten Finanzinstrumenten 3)      35 35 – 6 – 33     19 52 48 54   48 54

Ergebnis aus Finanzanlagen    1 4 1 11 8     5  20 10   20 10

Ergebnis aus nach der Equity-Methode 
bewerteten Anteilen             1  1    1  

Sonstiges betriebliches Ergebnis   2  3 2 – 1 – 7    1 20 46 24 42   24 42

Verwaltungsaufwendungen 4) 94 88 21 22 43 46 32 27    41 53 48 243 272   243 272

Operatives Ergebnis vor  
Restrukturierung 42 48 35 25 67 58 65 48     9 – 42 – 74 167 114 – 12 – 19 155 95

Saldo aus Restrukturierungs
aufwendungen und -erträgen            – 1 – 1 – 1 – 1   – 1 – 1

Operatives Ergebnis 42 48 35 25 67 58 65 48     9 – 43 – 75 166 113 – 12 – 19 154 94

Segmentvermögen 5) 3.689 3.022 5.385 6.060 65.335 58.370 52.356 48.438   2.993 12.298 18.939 139.063 137.822   139.063 137.822

Segmentverbindlichkeiten  
(ohne Eigenkapital)  5) 10.486 10.271 4.567 3.293 54.059 47.677 42.553 38.985   4.867 25.248 31.435 136.913 136.528   136.913 136.528

Risikopositionen  2.665 2.427 4.182 4.410 18.698 14.597 16.018 15.727   2.559 3.220 3.516 44.783 43.236   44.783 43.236

Gebundenes Eigenkapital (Durchschnitt) 6) 264 233 281 296 1.182 942 1.012 990     168 189 583 2.928 3.212 – 700 – 1.100 2.228 2.112

Mitarbeiterkapazitäten (Stichtag) 2.251 2.479 640 664 442 442 566 595   888 2.019 2.097 5.918 7.165   5.918 7.165

Eigenkapitalrentabilität 7) 63,6 % 82,4 % 49,8 % 33,8 % 22,7 % 24,6 % 25,7 % 19,4 %   21,4 %   22,7 % 14,1 % 7,1 % 7,1 % 27,6 % 17,8 %

Cost-Income-Ratio 8) 69,1 % 63,8 % 55,3 % 51,2 % 43,9 % 46,9 % 36,4 % 36,5 %  73,2 % 65,9 % 69,0 % 68,1 % 72,5 %

1)	�Die Ergebnisse der Berliner Bank werden rückwirkend für 2006 unter Corporate Investments ausgewiesen.
2)	�Vorjahreszahlen angepasst
3)	�für 2006 rückwirkende Verrechnung des aus der Trennung der strukturierten Emissionen in Host Contract und Embedded Derivative resultierenden Mismatches zwischen  

Kapitalmarktgeschät und Sonstiges / Konsolidierung
4)	�für 2006 rückwirkender Ausweis der Aufzinsungsbeträge aus der Dotierung der Rückstellungen für Altersversorgung (Pensionsrückstellungen) im Segment Sonstiges / Konsolidierung
5)	Segmentvermögen / -verbindlichkeiten ohne Steuerpositionen
6)	Für den Konzern insgesamt wird unter „Gebundenem Eigenkapital“ das Kernkapital gem. § 10 KWG inklusive und exklusive der stillen Einlagen des Landes Berlin ausgewiesen.
7)	Gesamtjahreskennzahl, gerechnet mit gerundeten Werten in Mio. 0; Vergütung stille Einlagen gerechnet mit Werten in 0	
8)	gerechnet mit gerundeten Werten in Mio. 0
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Kapitalflussrechnung
für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. März 2007

in Mio.t

1.1. – 31.3.  

2007 

1.1. – 31.3.  

2006 

Zahlungsmittelbestand zum 1.1. 955 1.279  

Cash Flow aus operativer Tätigkeit – 16 – 501  

Cash Flow aus Investitionstätigkeit 133 110  

Cash Flow aus Finanzierungstätigkeit – 214 – 74  

Effekte aus Wechselkursveränderungen 0 0  

Zahlungsmittelbestand zum 31.3. 858 814
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Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung (Notes)

Zinsüberschuss

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 1) in %  

Zinserträge

	 Zinserträge aus dem Kredit- und Geldmarktgeschäft 1.151 1.195 – 4  

	 Zinserträge aus Finanzanlagen 448 301 49  

	 Laufende Erträge aus Finanzanlagen 0 3 – 100  

	 Sonstige Zinserträge 15 5 > 100  

Summe der Zinserträge 1.614 1.504 7  

Zinsaufwendungen     

	 Zinsaufwendungen für Verbindlichkeiten 1.417 1.302 9  

	 Zinsaufwendungen für stille Einlagen des Landes Berlin 12 19 – 37  

	 Laufende Aufwendungen aus Finanzanlagen 0 0 x  

Summe der Zinsaufwendungen 1.429 1.321 8  

Zinsüberschuss 185 183 1  

1)	Vorjahreszahlen angepasst

Risikovorsorge im Kreditgeschäft

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006  in %  

Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen sowie Erträge  
aus der Auflösung von Rückstellungen im Kreditgeschäft 101 43 > 100  

Aufwendungen aus Abschreibungen und Wertberichtigungen auf 
Forderungen sowie Zuführungen zu Rückstellungen im Kreditgeschäft 60 51 18  

Gesamt – 41 8 < – 100  
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Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung (Notes)

Provisionsüberschuss

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 1) in %  

Provisionserträge

	 Wertpapier- und Emissionsgeschäft 44 53 – 17  

	 Zahlungsverkehr / Kontoführung 29 35 – 17  

	 Kreditgeschäft 7 6 17  

	 Kartengeschäft 16 15 7  

	 Sonstiges Dienstleistungsgeschäft 5 5 0  

	 Sonstige Provisionserträge 2 3 – 33  

Summe der Provisionserträge 103 117 – 12  

Provisionsaufwendungen   

	 Wertpapier- und Emissionsgeschäft 12 9 33  

	 Zahlungsverkehr / Kontoführung 1 3 – 67  

	 Kreditgeschäft 1 1 0  

	 Kartengeschäft 9 5 80  

	 Sonstiges Dienstleistungsgeschäft 3 3 0  

	 Sonstige Provisionsaufwendungen 1 0 x  

Summe der Provisionsaufwendungen 27 21 29  

Provisionsüberschuss 76 96 – 21  

1)	einschließlich Berliner Bank

Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen (hedge Accounting)

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 1) in %  

Ergebnis aus gesicherten Grundgeschäften – 36 – 72 50  

Ergebnis aus als Sicherungsinstrumente eingesetzten Derivativen 39 62 – 37  

Gesamt 3 – 10 > 100  

1)	Vorjahreszahlen angepasst

Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten Finanzinstrumenten

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 1) in %  

Ergebnis aus Finanzinstrumenten

	 klassifiziert als Handel (IAS 39.9) – 90 – 266 66  

	 designiert zum Fair Value (FVO) 138 320 – 57  

Gesamt 48 54 – 11  

1)	Vorjahreszahlen angepasst
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Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung (Notes) 

Ergebnis aus Finanzanlagen

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 1) in %  

Ergebnis aus dem Abgang von Finanzanlagen 22 13 69  

	 Erträge aus dem Abgang von Finanzanlagen 24 15 60  

	 Aufwendungen aus dem Abgang von Finanzanlagen 2 2 0  

Bewertungsergebnis aus Finanzanlagen – 2 – 2 0  

	 Erträge aus Zuschreibungen zu Finanzanlagen 0 0 x  

	 Aufwendungen aus Wertminderungen von Finanzanlagen 2 2 0  

Sonstiges Ergebnis aus Finanzanlagen 0 – 1 100  

Gesamt 20 10 100   

1)	Vorjahreszahlen angepasst

Ergebnis aus nach der Equity-Methode bewerteten Anteilen

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 in %  

Laufendes Ergebnis aus nach der Equity-Methode bewerteten Anteilen 1 0 x  

Gesamt 1 0 x  

Sonstiges betriebliches Ergebnis 

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 1) in %  

Sonstige Steueraufwendungen 0 – 5 100  

Ergebnis aus Schuldscheindarlehen 4 0 x  

Saldo übrige betriebliche Erträge und Aufwendungen 20 37 – 46  

	 davon: Saldo Abgänge Sachanlagen 0 27 – 100  

	 davon: Saldo Investment Properties 1 0 x  

	 davon: Umsatzerlöse der Nicht-Kreditinstitute 7 2 > 100  

	 davon: Entkonsolidierungserfolge 3 6 – 50  

	 davon: IT-Erträge 3 1 > 100  

	 davon: Saldo Übriges 6 1 > 100  

Sonstiges betriebliches Ergebnis 24 42 – 43  

1)	Vorjahreszahlen angepasst
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Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung (Notes)

Verwaltungsaufwendungen

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 1) 2) � in %  

Personalaufwendungen 127 136 – 7  

Abschreibungen auf Sachanlagen und immaterielle Vermögenswerte 14 17 – 18  

Andere Verwaltungsaufwendungen 102 119 – 14  

Gesamt 243 272 – 11  

1)	Vorjahreszahlen angepasst
2)	einschließlich Berliner Bank

Personalaufwand

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 1)  in %  

Löhne und Gehälter 96 102 – 6  

Soziale Abgaben 14 17 – 18  

Aufwendungen für Unterstützung und für Altersversorgung 17 17 0  

Gesamt 127 136 – 7  

1)	einschließlich Berliner Bank

Abschreibungen auf Sachanlagen und immaterielle Vermögenswerte 

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 1) 2) � in %  

Abschreibungen auf Sachanlagen 8 9 – 11  

Abschreibungen auf immaterielle Vermögenswerte 6 8 – 25  

Gesamt 14 17 – 18  

1)	Vorjahreszahlen angepasst
2)	einschließlich Berliner Bank
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Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung (Notes) 

Andere Verwaltungsaufwendungen

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 1) 2) � in %  

Gebäude- und Raumkosten 17 21 – 19  

Betriebs- und Geschäftsausstattung 1 1 0  

IT-Aufwendungen 40 61 – 34  

Werbung und Marketing 5 4 25  

Geschäftsbetriebskosten 15 14 7  

Beratungen, Prüfungen, Beiträge 16 14 14  

Personalabhängige Sachkosten 3 2 50  

Sonstige 5 2 > 100  

Gesamt 102 119 – 14  

1)	Vorjahreszahlen angepasst
2)	einschließlich Berliner Bank

Saldo aus Restrukturierungsaufwendungen und -erträgen

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 1) in %  

Restrukturierungserträge 0 0 x  

Restrukturierungsaufwendungen 1 1 0  

Gesamt – 1 – 1 0  

1)	Vorjahreszahlen angepasst

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

1.1. – 31.3. 1.1. – 31.3. Veränderung

in Mio.t 2007 2006 1) in %  

Tatsächliche Steuern 20 18 11  

Latente Steuern 11 6 83  

Gesamt 31 24 29  

1)	Vorjahreszahlen angepasst
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Angaben zur Bilanz (Notes)

Forderungen an Kreditinstitute

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Hypothekendarlehen der Hypothekenbanken 7 7 0  

Kommunalkredite der Hypothekenbanken 3.184 2.888 10  

Andere Forderungen 23.108 25.462 – 9  

Gesamt 26.299 28.357 – 7  

Forderungen an Kunden

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Hypothekendarlehen der Hypothekenbanken 14.892 14.885 0  

Grundpfandrechtlich gesicherte Darlehen 2.161 2.265 – 5  

Kommunalkredite der Hypothekenbanken 9.743 10.195 – 4  

Kommunalkredite anderer Kreditinstitute 10.113 11.193 – 10  

Andere Forderungen 12.170 12.360 – 2   

Gesamt 49.079 50.898 – 4  

Risikovorsorge im Kreditgeschäft

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Forderungen an Kreditinstitute 12 13 – 8  

Forderungen an Kunden 1.712 1.812 – 6  

Gesamt 1.724 1.825 – 6  

Positive Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Positive Marktwerte aus effektiven Fair Value Hedges 290 260 12  

Positive Marktwerte aus effektiven Cash Flow Hedges 98 58 69  

Gesamt 388 318 22  
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 Angaben zur Bilanz (Notes)

Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Vermögenswerte

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Handelsaktiva 10.826 11.626 – 7  

Zum Zeitwert designierte Finanzinstrumente (Fair Value-Option) 3.440 3.026 14  

Gesamt 14.266 14.652 – 3  

Handelsaktiva

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 2.651 2.620 1  

	 Geldmarktpapiere 20 0 x  

	 Anleihen und Schuldverschreibungen 2.631 2.620 0  

Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 1.479 1.854 – 20  

Positive Marktwerte aus derivativen Finanzinstrumenten 6.696 7.152 – 6  

Gesamt 10.826 11.626 – 7  

Zum Zeitwert designierte Finanzinstrumente (Fair Value-Option)

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Forderungen an Kunden 102 104 – 2  

Finanzanlagen 3.338 2.922 14  

Gesamt 3.440 3.026 14  

Finanzanlagen

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 45.308 42.739 6  

Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 474 512 – 7  

Beteiligungen 300 275 9  

Verbundene Unternehmen 10 12 – 17   

Gesamt 46.092 43.538 6  
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Angaben zur Bilanz (Notes)

Nach der Equity-Methode bewertete Anteile

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Anteile an Kreditinstituten 70 70 0  

Anteile an sonstigen Unternehmen 39 4 > 100  

Gesamt 109 74 47  

Immaterielle Vermögenswerte

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Geschäfts- oder Firmenwerte 571 571 0  

Sonstige immaterielle Vermögenswerte 71 79 – 10  

Gesamt 642 650 – 1  

Sachanlagen

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Grundstücke und Gebäude 457 473 – 3  

Betriebs- und Geschäftsausstattung 136 140 – 3  

Gesamt 593 613 – 3  

Investment Properties

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Unbebaute Grundstücke 1 1 0  

Grundstücke und Gebäude 93 82 13  

Gesamt 94 83 13  
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Angaben zur Bilanz (Notes) 

 

Sonstige Aktiva

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Forderungen aus gestellten Sicherheiten 2.037 2.062 – 1  

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 82 63 30  

Rechnungsabgrenzung 19 12 58  

Sonstige Steuerforderungen (außer Ertragsteueransprüche) 2 5 – 60  

Übrige 175 128 37   

Gesamt 2.315 2.270 2  

Zur Veräusserung gehaltene langfristige Vermögenswerte und Abgangsgruppen

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Grundstücke und Gebäude fremdgenutzt 8 22 – 64  

Finanzielle Vermögenswerte 44 88 – 50  

Gesamt 52 110 – 53  
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Angaben zur Bilanz (Notes)

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten	

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Hypothekenpfandbriefe der Hypothekenbanken 282 287 – 2  

Hypothekenpfandbriefe der anderen Kreditinstitute 127 126 1  

Öffentliche Pfandbriefe der Hypothekenbanken 619 147 > 100  

Öffentliche Pfandbriefe der anderen Kreditinstitute 1.741 1.760 – 1  

Andere Verbindlichkeiten 40.363 46.615 – 13   

Gesamt 43.132 48.935 – 12  

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Hypothekenpfandbriefe der Hypothekenbanken 1.569 1.608 – 2  

Hypothekenpfandbriefe der anderen Kreditinstitute 163 163 0  

Öffentliche Pfandbriefe der Hypothekenbanken 1.743 1.254 39  

Öffentliche Pfandbriefe der anderen Kreditinstitute 1.105 1.128 – 2  

Spareinlagen 6.944 6.942 0  

Andere Verbindlichkeiten 17.080 17.272 – 1   

Gesamt 28.604 28.367 1  

Verbriefte Verbindlichkeiten

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Begebene Schuldverschreibungen 35.105 32.186 9  

	 Hypothekenpfandbriefe 7.913 7.726 2  

	 Öffentliche Pfandbriefe 16.955 14.588 16  

	 Sonstige Schuldverschreibungen 10.237 9.872 4  

Sonstige verbriefte Verbindlichkeiten 162 172 – 6   

Gesamt 35.267 32.358 9  
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Angaben zur Bilanz (Notes) 

 

Negative Marktwerte aus derivativen Sicherungsinstrumenten	

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Negative Marktwerte aus effektiven Fair Value Hedges 526 578 – 9  

Negative Marktwerte aus effektiven Cash Flow Hedges 476 512 – 7   

Gesamt 1.002 1.090 – 8  

Erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierte finanzielle Verpflichtungen

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Handelspassiva 9.318 8.217 13  

Zum Zeitwert designierte finanzielle Verpflichtungen (Fair Value-Option) 13.308 13.217 1   

Gesamt 22.626 21.434 6  

Handelspassiva

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Negative Marktwerte aus derivativen Finanzinstrumenten 7.411 7.746 – 4  

Sonstige Handelspassiva 1.907 471 > 100  

	 davon: Lieferverbindlichkeiten aus Wertpapierleerverkäufen 1.907 471 > 100   

Gesamt 9.318 8.217 13  

Zum Zeitwert designierte Finanzinstrumente (Fair Value-Option)

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 385 390 – 1  

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 825 858 – 4  

Verbriefte Verbindlichkeiten 11.921 11.787 1  

Nachrangkapital / Hybridkapital 177 182 – 3   

Gesamt 13.308 13.217 1  
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Angaben zur Bilanz (Notes)

Rückstellungen

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Rückstellungen für Pensionen 927 920 1  

Sonstige Rückstellungen 535 543 – 1  

	 Rückstellungen wegen EU-Maßnahmen 29 32 – 9  

	 Restrukturierungsrückstellungen 79 81 – 2  

	 Rückstellungen für Risiken im Kreditgeschäft 74 74 0  

	 Übrige Rückstellungen 353 356 – 1   

Gesamt 1.462 1.463 0  

Sonstige Passiva

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Verbindlichkeiten aus Collateral (Barsicherheiten) 961 821 17  

Rückführung stille Einlagen Land Berlin 0 400 – 100  

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 147 177 – 17  

Rechnungsabgrenzungsposten 104 117 – 11  

Verbindlichkeiten gegen Finanzbehörden (außer Ertragsteuern) 4 4 0  

Übrige sonstige Passiva 458 259 77   

Gesamt 1.674 1.778 – 6  

Zur Veräusserung gehaltenen Abgangsgruppen zugeordnete Verbindlichkeiten

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 0 8 – 100  

Gesamt 0 8 – 100  

Nachrangkapital

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Nachrangige Verbindlichkeiten 2.446 2.628 – 7  

Stille Einlagen des Landes Berlin 700 700 0   

Gesamt 3.146 3.328 – 5  
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Sonstige Erläuterungen (Notes)

Auswirkung der Veränderungen gemäß IAS 8 
Zum 31. Dezember 2006 haben wir Anpassungen entsprechend IAS 8.42 vorgenommen. Einzelheiten hierzu 

enthält Note 3 des Anhangs im Konzernabschluss zum 31. Dezember 2006. Zum 31. März 2007 wurden 

darüber hinaus weitere Anpassungen aufgrund von zu korrigierenden Berechnungen für die Vergleichszahlen 

zum 31. März 2006 vorgenommen. Aus beiden Sachverhalten ergeben sich insgesamt folgende Veränderungen:

	� Hedge Accounting

	� Aus Anpassungen bei der Berechnung der Hedge Adjustments sowie von Fair Value-Änderungen wurde 

das Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen um 13 Mio. € ergebnismindernd sowie das Handelsergeb-

nis um 6 Mio. € ergebniserhöhend korrigiert.

	� Fair Value-Ermittlung 

	� Das Handelsergebnis wurde für eine bestimmte Gruppe von Derivaten um insgesamt 24 Mio. € ergebnis

erhöhend korrigiert.

	� Abgangserfolg aus Finanzanlagen

	� Der erfolgswirksam zu erfassende Verkaufserlös von Wertpapieren der Kategorie Available for Sale (AfS) 

führte zu einer Minderung des Ergebnisses aus Finanzanlagen um 2 Mio. €.

	� Amortisation von Wertpapieren 

	� Für Amortisationsbeträge der Wertpapiere in der Kategorie AfS ist eine ergebnismindernde Korrektur der 

Zinserträge von 40 Mio. € sowie aufgrund von Korrekturen bei Zinsabgrenzungen in Höhe von 4 Mio. € 

vorgenommen worden.

	� Finance-Lease-Immobilien

	� Anpassungen bei den Finance-Lease-Objekten führten zu einer Ergebnisbelastung bei den Verwaltungsauf-

wendungen in Höhe von 3 Mio. € sowie einer Verbesserung im sonstigen betrieblichen Ergebnis in Höhe 

von 2 Mio. € und des Restrukturierungsergebnisses in Höhe von ebenfalls 2 Mio. €.

	� Entkonsolidierung

	� Der Entkonsolidierungserfolg aus dem Abgang von Gesellschaften wurde um 10 Mio. € erfolgserhöhend 

korrigiert. Davon entfallen auf das Ergebnis aus Finanzanlagen 4 Mio. € und auf das sonstige betriebliche 

Ergebnis 6 Mio. €.

	� Latente Steuern

	� Die oben genannten Ergebnisanpassungen, einschließlich der Folgewirkungen aufgrund der Anpassungen 

des Vorjahres, führen per Saldo zu einem gegenläufigen Ertrag aus latenten Steuern. Daraus ergab sich per 

Saldo ein positiver Korrekturbetrag von 5 Mio. € in der Gewinn- und Verlustrechnung der Vergleichszahl 

zum 31. März 2006 sowie eine ergebnisneutrale Erhöhung von 13 Mio. € in der Gewinnrücklage.
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Sonstige Erläuterungen (Notes)

Die vorgenannten Anpassungen wirken sich auf die Vergleichszahlen zum 31. März 2006 der Gewinn- und 

Verlustrechnung wie folgt aus (nach Berechnung latenter Steuern auf die Korrekturen):

Gewinn- und Verlustrechnung 31. März 2006

in Mio.t

Veröffentlichter 

Zwischenbericht

Anpassung  Zwischenbericht 

nach Anpassung 

Zinserträge  4) 1.567 – 44 1.523

Ergebnis aus Sicherungszusammenhängen 2) 3 – 13 – 10

Ergebnis aus zum Zeitwert bilanzierten Finanzinstrumenten 2) 4 30 34

Ergebnis aus Finanzanlagen 3) 5) 8 2 10

Sonstiges betriebliches Ergebnis 1) 5) 34 8 42

Verwaltungsaufwendungen 1) 269 3 272

Operatives Ergebnis vor Restrukturierung 115 – 20 95

Saldo aus Restrukturierungsaufwendungen und -erträgen 1) – 3 2 – 1

Operatives Ergebnis 112 – 18 94

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 29 – 5 24

Konzernüberschuss 83 – 13 70

Einstellung in die Gewinnrücklagen 13   

1)	aus Sachverhalt Finance Lease Immobilien
2)	aus Sachverhalt Hedge Accounting / Fair Value-Ermittlung 
3)	aus Sachverhalt Finanzanlageergebnis
4)	aus Sachverhalt Amortisierung Wertpapiere
5)	aus Entkonsolidierung
6)	ohne Berücksichtigung der Veränderung durch handelsinduzierte Zinsen sowie des Makro Cash Flow Hedge Accounting (insgesamt 20 Mio. 0)

Aufgrund der obigen Sachverhalte haben sich die Neubewertungsrücklage um 93 Mio. € erhöht und die 

Gewinnrücklagen um 56 Mio. € reduziert.

Eventualverbindlichkeiten, Eventualforderungen und andere Verpflichtungen

Veränderung

in Mio.t 31.3.2007 31.12.2006 in %  

Finanzgarantien 1.355 1.403 – 3  

	 Kreditbürgschaften 866 869 0  

	 Akkreditive 43 41 5  

	 Sonstige Bürgschaften 446 493 – 10  

Eventualverbindlichkeiten 4.585 4.606 0  

	 Unwiderrufliche Kreditzusagen (Buchkredite, Avalkredite,  
	 Kommunal- / Hypothekendarlehen, Sonstige unwiderrufliche  
	 Kreditzusagen) 4.585 4.606 0  

Andere Verpflichtungen 64 29 > 100   

Gesamt 6.004 6.038 – 1  
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Geschäftsgang und Aussichten 
 
Die Landesbank Berlin Holding AG blickt auf ein sehr erfolgreiches Geschäftsjahr 
2006 zurück. Mit einem operativen Konzernergebnis (Ergebnis vor Steuern) von 780 
Mio. Euro (276 Mio. Euro) wurde der Vorjahresgewinn deutlich übertroffen. Dieses 
Ergebnis liegt zudem signifikant über der zwischenzeitlich auf 600 Mio. Euro 
angehobenen Jahresprognose. Enthalten ist ein Sondereffekt aus der Veräußerung 
der Berliner Bank in Höhe von rund 438 Mio. Euro. Bereinigt um Ergebnisse aus 
Unternehmensverkäufen sowie außerordentlichen Steuerrückzahlungen ergibt sich 
ein Ergebniszuwachs von rund 90 Mio. Euro. 
 
Die Eigenkapitalrentabilität des Konzerns stieg auf 36 Prozent nach 13 Prozent im 
Jahr 2005. Auch hier schlägt sich der erfolgreiche Verkauf der Berliner Bank nieder. 
Bereinigt um diesen Sondereffekt stieg die Rentabilität auf 15,8 Prozent. 
 
In den ersten drei Monaten des laufenden Geschäftsjahres konnte die Bank die 
positive Entwicklung fortsetzen, teilweise sogar nochmals verstärken und erreichte 
ein operatives Ergebnis (Ergebnis vor Steuern) von 154 Mio. Euro (angepasster Wert 
für I/2006: 94 Mio. Euro). Maßgeblich dazu beigetragen hat eine günstige 
Entwicklung der Risikovorsorge im Kreditgeschäft. Der Konzernüberschuss 
(Ergebnis nach Steuern) stieg auf 123 Mio. Euro (angepasster Wert für I/2006: 70 
Mio. Euro) 
 
Komponenten des Jahresabschlusses 2006 im Einzelnen:  
 
Der Zinsüberschuss lag mit 850 Mio. Euro (2005: 890 Mio. Euro) rund vier Prozent 
unter dem Vorjahreswert. Hier zeigt sich sowohl der zunehmende Margendruck im 
Wettbewerbsumfeld als auch das reduzierte Zinsgefälle zwischen langfristigem 
Kapitalmarkt und kurzfristigem Geldmarkt. Die Position enthält einen Zinsaufwand in 
Höhe von 78 Mio. Euro für stille Einlagen des Landes Berlin. 
 
Die Risikovorsorge im Kreditgeschäft ging auf 123 Mio. Euro zurück (2005: 192 Mio. 
Euro). Dadurch konnte der Zinsüberschuss nach Risikovorsorge um 4 Prozent auf 
727 Mio. Euro (2005: 698 Mio. Euro) verbessert werden. Die rückläufige 
Risikovorsorge ist auch Ergebnis des weiterhin straffen Risikomanagements. 
 
Deutliche Fortschritte wurden im Geschäft mit Wertpapieren, Zertifikaten und Fonds 
sowie im Kreditgeschäft erzielt. Der Provisionsüberschuss stieg um 14 Prozent auf 
368 Mio. Euro (2005: 322 Mio. Euro). 
 
Das Ergebnis aus erfolgswirksam zum Zeitwert bilanzierten Finanzinstrumenten blieb 
mit 80 Mio. Euro (2005: 167 Mio. Euro) deutlich unter dem Vorjahresergebnis. 
 
Das sonstige betriebliche Ergebnis in Höhe von 636 Mio. Euro (2005: 221 Mio. Euro) 
zeigt maßgeblich Ergebniseffekte aus dem erfolgreichen Verkauf der Berliner Bank. 
 
Die Verwaltungsaufwendungen blieben mit 1.115 Mio. Euro (2005: 1.130 Mio. Euro) 
in etwa stabil. Im Ergebnis eines anhaltend stringenten Kostenmanagements sanken 
die Sachkosten um rund 6 Prozent. Die Personalkosten sind trotz nochmals 
rückläufiger Mitarbeiterzahlen im Jahr 2006 leicht angestiegen. Ursächlich dafür 
waren sowohl Tariferhöhungen im Bankgewerbe als auch die Beendigung eines Teils 
der Gehaltskürzungen aus der Sanierungsvereinbarung von 2001. Per 31.12.2006 
zählte der Konzern 5.960 Beschäftigte. 
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Im Saldo der Restrukturierungsaufwendungen und -erträge überwogen im Verlauf 
des Geschäftsjahres 2006 die Auflösungen. Damit stieg der Saldo auf 35 Mio. Euro 
(2005: minus 50 Mio. Euro). 
 
Vor Steuern hat der Konzern 780 Mio. Euro erwirtschaftet. Das sind 504 Mio. Euro 
mehr als im Vorjahr. 
 
Nach Steuern und anderen Gesellschaftern zustehenden Ergebnisanteilen verbleibt 
ein Ergebnis in Höhe von 660 Mio. Euro (2005: 273 Mio. Euro). 
 
Zunehmende Geschäftserfolge in relevanten Märkten - Geschäftsfelder leisten 
wachsenden Ergebnisbeitrag 
 
Die Landesbank Berlin verzeichnete im Jahr 2006 in allen Geschäftssegmenten 
zunehmende Vertriebserfolge und wachsende Ergebnisbeiträge. In den nachfolgend 
genannten Segmentzahlen ist die Ende letzten Jahres veräußerte Berliner Bank nicht 
mehr enthalten. Ihr Ergebnisbeitrag wird im Segment Corporate Investments 
gesondert ausgewiesen. 
 
Im Privatkundengeschäft lag der Schwerpunkt 2006 in der weiteren Verbesserung 
von Beratungsqualität und Produktpalette. Hier konnten gute Fortschritte erzielt 
werden, die zu einer erfreulichen Ausweitung des Neugeschäfts führten. So stieg das 
Neugeschäft im wachsenden Markt mit Allzweckdarlehen um gut 9 Prozent, der 
Bestand in diesem Segment erhöhte sich um annähernd 17 Prozent. Das 
Wertpapiergeschäft ist um 18 Prozent gewachsen, im Bauspargeschäft konnte ein 
Plus von 26 Prozent erreicht werden. Das Versicherungsgeschäft hat sich wieder 
deutlich belebt - die nettopolicierte Beitragssumme legte um gut 41 Prozent zu. Bei 
Baufinanzierungen wurde das valutierte Neugeschäft um 48 Prozent ausgeweitet, 
damit konnte die Landesbank Berlin ihre führende Position im Berliner Markt 
festigen. Im Kreditkartengeschäft hat die LBB mit 1,5 Millionen ausgegebenen Karten 
ihre Spitzenposition in Deutschland bestätigt und durch eine Vielzahl neuer Co-
Branding-Programme und Produktneuheiten ausgebaut. Das operative Ergebnis im 
Geschäft mit Privaten Kunden konnte insgesamt um 15 Prozent erhöht werden.  
 
Der Geschäftsbereich Firmenkunden hat trotz schwieriger Rahmenbedingungen in 
der Heimatregion Berlin/Brandenburg und unter Beibehaltung strenger Risikokriterien 
alle strategischen und wirtschaftlichen Ziele für das Jahr 2006 erreicht, teilweise 
auch übertroffen. Die Gewinnung von Neukunden verlief erfolgreich. Nach geringer 
Investitionsneigung in den Vorjahren hat sich das Geschäftsklima 2006 verbessert. 
Das Neukreditgeschäft ist kräftig gewachsen und erreichte ein Volumen von 1,3 Mrd. 
Euro. Das operative Ergebnis im Firmenkundengeschäft stieg um 16 Prozent auf 59 
Mio. Euro nach 51 Mio. Euro im Vorjahr. 
 
Im Kapitalmarktgeschäft liegt nach der organisatorischen Trennung von 
Kundengeschäft und Eigenhandel der Fokus auf der Stärkung des 
kundenorientierten, nicht volatilen Geschäfts. Dabei wurden im Berichtsjahr gute 
Fortschritte gemacht. Das operative Ergebnis blieb mit 100 Mio. Euro zwar deutlich 
unter dem vergleichbaren Vorjahreswert (197 Mio. Euro), jedoch konnten nach dem 
schwierigen 2. Quartal 2006 im Jahresverlauf wieder deutlich bessere Ergebnisse 
erzielt werden. 
 
Das Geschäft mit innovativen strukturierten Finanzprodukten hat sich sehr gut 
entwickelt. Hier hat die LBB eine führende Position unter deutschen Anbietern 
erreicht. Auch die Fondstochter LBB-INVEST etabliert sich mit wachsendem Erfolg 
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als Produkthaus im Markt. Der Ausbau einer flexiblen und kundenorientierten 
Produktpalette für private Kunden wird im Geschäftsjahr 2007 konsequent weiter 
vorangetrieben. 
 
Das Segment Immobilienfinanzierung betreibt der Konzern überaus erfolgreich mit 
den Marken Landesbank Berlin und Berlin Hyp. Im Geschäftsjahr 2006 betrug das 
kontrahierte Neugeschäft (ohne Prolongationen und ohne Sondergeschäfte) 3,7 Mrd. 
Euro (inklusive Sondergeschäfte 7,13 Mrd. Euro) und übertraf damit deutlich das 
Vorjahresniveau (2005: 2,4 Mrd. Euro). 
 
Im Berichtsjahr hat der deutsche Immobilienmarkt an Attraktivität gewonnen und 
nicht zuletzt ausländische Investoren angezogen. In diesem sich verschärfenden 
Wettbewerbsumfeld konnte das Geschäftsfeld weitere Marktanteile gewinnen. 
Zudem wurde der Eintritt in ausgewählte Auslandsmärkte vorbereitet, was mittelfristig 
neue Ertragsquellen erschließen wird. Bei stabilen Verwaltungsaufwendungen und 
einer deutlich reduzierten Risikovorsorge konnte das operative Ergebnis um 23 
Prozent auf 147 Mio. Euro verbessert werden. 
 
Bilanzkennzahlen 2006 
Die Bilanzsumme des Konzerns hat sich per 31.12.2006 erwartungsgemäß um 2,8 
Mrd. Euro oder 2 Prozent auf 141,6 Mrd. Euro reduziert. Dies ist unter anderem eine 
Auswirkung aus dem Verkauf der Berliner Bank zum Jahresende. 
 
Das bilanzielle Eigenkapital stieg im Stichtagsvergleich vor allem aufgrund des 
hohen Jahresgewinns um rund 700 Mio. Euro auf 2,6 Mrd. Euro. 
 
Die Kernkapitalquote erreicht solide 7,2 Prozent. 
 
Sehr guter Start im ersten Quartal 2007 
Der Start in das Geschäftsjahr 2007 verlief außerordentlich erfreulich. Mit einem 
operativen Ergebnis (Ergebnis vor Steuern) in Höhe von 154 Mio. Euro (I/2006: 94 
Mio. Euro; jeweils angepasste Vergleichszahlen) konnte das Vorjahresergebnis um 
64 Prozent gesteigert werden. Dieses sehr gute Quartalsergebnis ist in einem 
ausgesprochen freundlichen Vertriebsumfeld erzielt worden. Hinzu kommt eine 
günstige Entwicklung der Risikovorsorge im Kreditgeschäft. Die ersten drei Monate 
können daher nicht auf das Gesamtjahr hochgerechnet werden. 
 
Ergebniskomponenten für das erste Quartal 2007: 
 
Der Zinsüberschuss erreichte 185 Mio. Euro und lag damit leicht über dem 
Vorjahresniveau (I/2006: 183 Mio. Euro). Zu berücksichtigen ist, dass der 
Zinsüberschuss des ersten Quartals 2006 36 Mio. Euro aus der Berliner Bank 
enthielt. 
 
Durch eine im Vergleich zur Neubildung in Höhe von 60 Mio. Euro überproportional 
höhere Auflösung von Risikovorsorgen konnte bei der Risikovorsorge im 
Kreditgeschäft ein positiver Saldo von 41 Mio. Euro (I/2006: Belastung von 8 Mio. 
Euro) ausgewiesen werden. 
 
Der Provisionsüberschuss lag bei 76 Mio. Euro (I/2006: 96 Mio. Euro) und damit 
unter dem entsprechenden Vorjahresergebnis. Der Rückgang ist insbesondere auf 
die im Vorjahr noch enthaltenen Provisionen der Berliner Bank zurückzuführen. 
 
Das Ergebnis aus erfolgwirksam zum Zeitwert bilanzierten Finanzinstrumenten 
wurde mit 48 Mio. Euro (I/2006: 54 Mio. Euro) ausgewiesen. 
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Die Verwaltungsaufwendungen blieben mit 243 Mio. Euro (I/2006: 272 Mio. Euro) 
unter dem Vorjahresniveau . Auch hier macht sich im Wesentlichen der Abgang der 
Berliner Bank bemerkbar. 
 
Nach Berücksichtigung des Saldos aus Restrukturierungsaufwendungen und -
erträgen wurde ein operatives Ergebnis (Ergebnis vor Steuern) in Höhe von 154 Mio. 
Euro (I/2006: 94 Mio. Euro) erwirtschaftet. 
 
Nach Steuern verbleibt ein Konzernüberschuss von 123 Mio. Euro nach 70 Mio. Euro 
im Vorjahr. 
 
Für das erste Quartal 2007 wurde damit eine Eigenkapitalrendite vor Steuern von 
27,6 Prozent erreicht (I/2006: 17,8 Prozent) 
 
Über die Bank 
Nach der erfolgreichen Umsetzung des Projekts "Eine Bank" im September 2006 
verfügt der Konzern jetzt über eine schlagkräftige und zukunftsfähige Struktur. Die 
Geschäftsaktivitäten und Vermögenswerte sind in der Landesbank Berlin AG 
zusammengefasst. Die börsennotierte Muttergesellschaft ist die Landesbank Berlin 
Holding AG, eine reine Finanzholding. 
 
Mit dieser neuen, schlanken und effizienten Struktur ist die Bank bestens auch über 
das derzeit laufende Gesamtbank-Privatisierungsverfahren hinaus aufgestellt. Die 
Ausrichtung auf Gewinnung zusätzlicher Marktanteile und Steigerung des 
Geschäftsvolumens zeigt erfreuliche Erfolge. Trotz beachtlicher 
Investitionsaufwendungen in die Zukunft zeigt sich die hohe Wettbewerbsfähigkeit 
der LBB auch in der bisher erreichten deutlichen Ertragssteigerung.  
 
Ausblick 
Der Konzern Landesbank Berlin Holding AG erzielt nach einer erfolgreichen 
Restrukturierung nachhaltig positive operative Ergebnisse. Für 2007 wird ein 
moderates, in einzelnen Geschäftsfeldern auch signifikantes Ertragswachstum, bei 
nur gering ansteigenden Verwaltungsaufwendungen erwartet. Auf dieser Basis sowie 
mit der neu geordneten und deutlich vereinfachten Konzernstruktur und den daraus 
resultierenden Synergien geht die Bank davon aus, auch ohne die Erträge aus der 
Berliner Bank, mittelfristig eine Eigenkapitalrendite von über 15 Prozent vor Steuern 
auszuweisen. 
 
Hinweis: 
Im Rahmen der Erstellung des IFRS-Jahresabschlusses 2006 bzw. des 
Zwischenabschlusses 31.03.2007 wurden nach IAS 8 Anpassungen für die 
Vergleichszahlen des Jahresabschlusses 2005 bzw. des Zwischenabschlusses 
31.03.2006 vorgenommen. 
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Weitere Unternehmensmeldungen 
 
Die Landesbank Berlin AG hat rückwirkend zum 01.01.2007 eine strategische 
Mehrheit in Höhe von 75 Prozent minus 1 Aktie an der NetBank AG von den sechs 
beteiligten Sparda-Banken erworben. Über Einzelheiten der Transaktion und über 
den Kaufpreis haben die Vertragspartner Vertraulichkeit vereinbart. 
 
Der Vollzug der Transaktion steht unter anderem noch unter dem Vorbehalt der 
Zustimmung des Bundeskartellamts. 
 
Die Landesbank Berlin ist im bundesweiten Kreditkartengeschäft mit rund 1,5 Millio-
nen Kreditkarten Marktführer und größter Emittent von VISA- und Mastercard-
Kreditkarten. 
 
Die NetBank ist als erste reine Internetbank mit Vollbanklizenz seit April 1999 in 
Deutschland aktiv. Sie bietet Bank- und Wertpapierdienstleistungen sowie banknahe 
Produkte, wie Versicherungen oder Baufinanzierungen, für Online-Nutzer an. Aktuell 
betreut sie rund 80.000 Privatkunden bei einem Bilanzvolumen von über einer halben 
Milliarde Euro. 
 
Berlin, Juni 2007 
 
 
 
 
 
Landesbank Berlin AG 
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